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Vorwort 

Die letzten Jahre waren von der Fortsetzung der Sparpolitik der Regierungen geprägt. 
Infolgedessen ist die Kluft zwischen Arm und Reich heute größer und immer mehr Bürger verlieren 
das Vertrauen in das gemeinsame europäische Projekt. 

Der Brexit ist nur das offensichtlichste Ergebnis von Politiken, die es versäumt haben, die 
Menschen vor den Risiken der Globalisierung zu schützen. 

Es hat immer Kritik an der EU gegeben. Neu ist hingegen das Erstarken antieuropäischer 
rechtsgerichteter, nationalistischer und faschistischer Bewegungen, die das europäische 
Friedensprojekt nicht zu verbessern suchen, sondern es zerstören wollen. Eine der wichtigsten 
Lehren aus der Geschichte ist, dass der Nationalismus immer der größte Feind der Arbeitnehmer 
war, die letztendlich den Preis für nationalistische Aggressionen und die Spaltung der 
Arbeiterbewegung bezahlt haben. 

Auch wir als Gewerkschaften haben uns immer sehr kritisch und offensiv mit den neoliberalen 
Politiken und Entscheidungen der EU und ihrer Mitgliedsstaaten auseinandergesetzt, weil sie 
schädliche Wirkung auf das Leben und die Aussichten der arbeitenden Bevölkerung haben, die 
wir vertreten. Es ist zutiefst zu bedauern, dass wir immer noch auf eine wirklich nachhaltige, 
radikale sozialpolitische Wende in der EU-Politik warten. 

Wir wissen, dass nicht alles auf europäischer Ebene geregelt werden muss und dass die EU 
sozialer, demokratischer und transparenter werden muss. 

Aber wir wissen auch, dass eine politisch, wirtschaftlich und sozial starke EU die einzige wirklich 
wirkungsvolle Antwort auf die wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und politischen 
Herausforderungen der Globalisierung, des Klimawandels, des Friedens, der internationalen 
Sicherheit und des fairen internationalen Handels ist. 

EFFAT steht heute vor neuen politischen und sozialen Herausforderungen. Dazu gehören 
insbesondere neue Arbeits- und Beschäftigungsformen im Zeitalter des Internets sowie die 
Risiken und erwarteten Auswirkungen der Digitalisierung und des Klimawandels. Auf einem toten 
Planeten wird es keine Arbeitsplätze, kein Einkommen und keine Zukunft mehr geben. Aber nicht 
nur für zukünftige Generationen sind die Lebensgrundlagen gefährdet, sondern schon heute für 
Millionen von Menschen auf der ganzen Welt, die vor Kriegen, Hunger, Wassermangel und der 
Zerstörung ihrer Existenzgrundlagen durch den Klimawandel fliehen. 

Nachhaltigkeit steht ganz oben auf unserer politischen Agenda. Nachhaltigkeit bedeutet aber nicht 
nur ökologischen, sondern auch sozialen Fortschritt; der Umweltschutz darf nicht über den 
dringenden sozialpolitischen Herausforderungen stehen. 

Als Gewerkschaften müssen wir für einen nachhaltigen politischen und ökologischen Wandel 
kämpfen, der allen Menschen eine sichere soziale Zukunft durch gute Arbeit mit einem 
existenzsichernden Lohn in einer friedlichen und lebenswerten Umgebung garantiert. 

Das Sekretariat hat in den letzten Jahren große Anstrengungen unternommen, um den 
Vorschlägen, aber in einigen Fällen auch unterschiedlichen Erwartungen unserer Mitglieder 
gerecht zu werden, auch wenn dies bei fast 120 Mitgliedsorganisationen nicht immer einfach ist. 
Letztendlich hängen die Effektivität, Wirkung und der Erfolg unserer politischen Arbeit jedoch 
davon ab, dass wir als Gewerkschaften gegenüber Arbeitgebern und Politikern mit einer 
einheitlichen europäischen Stimme sprechen. Dies ist uns in den wichtigsten politischen Fragen 
immer wieder gelungen - trotz oft unterschiedlicher Erwartungen. Dies ist auch ein Zeichen für die 
politische Reife unserer EFFAT. 

Auf den folgenden Seiten haben wir einige Ergebnisse unserer gemeinsamen Arbeit 
zusammengefasst. Ich möchte die Gelegenheit nutzen, um allen unseren Mitgliedsorganisationen 
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dafür und für ihre großartigen Beiträge zu dieser erfolgreichen Arbeit meinen herzlichen Dank 
auszusprechen. 

Ein besonderer Dank gilt unseren Präsident/innen Theresa Guovelin und Malin Ackholt, unserem 
stellvertretenden Präsidenten Ermanno Bonaldo und unseren sektoriellen Präsidenten Peter Holm 
und Antonio Perianes, Ole Wehlast und Suncica Benovic sowie unseren Vorsitzenden der Frauen- 
und Jugendausschüsse, Marianne Landa, Tanja Fynbo und Ivan Blacevic. 

Mein Dank gilt auch all denen, die dazu beigetragen haben, Fortschritte im sozialen Dialog, in den 
Strukturen der europäischen Institutionen oder in den Europäischen Betriebsräten zu erzielen. 

Mein Dank gilt natürlich nicht zuletzt unserem großartigen Team im EFFAT-Sekretariat, das trotz 
unserer begrenzten personellen und finanziellen Ressourcen meiner Meinung nach 
ausgezeichnete Arbeit geleistet hat. 

Harald Wiedenhofer, September 2019 
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1. EFFAT: Wichtigste Erfolge während der letzten Kongressperiode 2014-2019 

Im Laufe der letzten Kongressperiode hat EFFAT eine entscheidende Rolle bei der Schaffung von 
Solidarität und Einheit zwischen den Arbeitnehmer/innen des Lebensmittel-, Landwirtschafts- und 
Tourismussektors und Hausangestellten in ganz Europa gespielt. Wir haben unsere Stimme und 
unseren politischen Einfluss in der Öffentlichkeit gestärkt, auch gegenüber den europäischen 
Institutionen und dem Top-Management transnationaler Unternehmen (TNKs). Wir haben unsere 
Zusammenarbeit mit der IUL in vielen TNKs sowie auf sektorieller Ebene verstärkt und 
gemeinsame Initiativen mit den Arbeitgeberorganisationen gestartet, um die wichtigsten 
Herausforderungen, die unsere Branchen betreffen, anzugehen. Gemeinsam mit dem EGB und 
anderen europäischen Gewerkschaftsverbänden haben wir auf EU-Ebene die Annahme wichtiger 
Gesetzesänderungen im sozialen Bereich vorangetrieben und erreicht. 

Alle unsere Erfolge wurden dank der großen Unterstützung ermöglicht, die wir von unseren 
Mitgliedsorganisationen erhalten haben: Starke nationale Gewerkschaftsorganisationen in 
Verbindung mit transnationaler Solidarität können einen entscheidenden Beitrag leisten. 

EFFAT 

• unterstützt nationale Kampagnen und organisiert transnationale Solidarität in 
Zusammenarbeit mit der IUL 

• vertritt die Mitgliedsorganisationen gegenüber den EU-Institutionen und beeinflusst den EU-
Gesetzgebungsprozess 

• vertritt Mitgliedsorganisationen gegenüber dem Top-Management transnationaler 
Unternehmen (TNKs) 

• arbeitet mit den Arbeitgeberorganisationen der EU in Ausschüssen für den sektoriellen 
sozialen Dialog zusammen, um auf die Herausforderungen zu reagieren, die unsere 
Sektoren betreffen 

• führt gemeinsame Projekte mit den Sozialpartnern in den Sektoren Landwirtschaft, 
Lebensmittel und Gastgewerbe durch 

• verhandelt über die Einrichtung neuer Europäischer Betriebsräte (EBR), unterstützt sie in 
ihrem Tagesgeschäft und fördert deren Einsatz als gewerkschaftliches Instrument 

Der Tätigkeitsbericht des Sekretariats gibt einen umfassenden Überblick über die Arbeit und die 
Ergebnisse der letzten Amtszeit. 

Nachfolgend werden die wichtigsten Ergebnisse der letzten Kongressperiode 
zusammengefasst: 

✓ Erfolgreiche Solidaritätsaktionen in vielen TNKs und auf sektorieller Ebene, um die 
Mitgliedsorganisationen in ihren Auseinandersetzungen und Arbeitskampfmaßnahmen aktiv 
zu unterstützen (Coca-Cola Iberian Partners, Coca Cola European Partners, Philip Morris, 
Barry Callebaut, Norse Production, McDonald's, Foodora etc.) 

✓ Unterstützung von IUL-Kampagnen (Hotelangestellte in Myanmar, Coca-Cola Zero Rights, 
Wiedereinstellung der 14 entlassenen Arbeitnehmer/innen bei Cargill, Perfetti Van Melle, 
Fair Hotels, Fast-Food, Hauswirtschaft etc.) 

✓ Verhandlung und Neuverhandlung von 36 EBR-Vereinbarungen 

✓ Einrichtung des EFFAT TNK-EBR-Portals und Entwicklung von Arbeitsinstrumenten zur 
Bewältigung verschiedener sozialer Herausforderungen 

✓ Entwicklung einer gemeinsamen EBR-Praxis mit vier gemeinsamen strategischen 

http://www.effat-ewc.org/user
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Prioritäten für die Agenda der EBRs: Bekämpfung von Stress am Arbeitsplatz, Bekämpfung 
prekärer Arbeit, Förderung der Jugendbeschäftigung und Bewältigung der Auswirkungen der 
Digitalisierung 

✓ Prekäre Arbeit als gemeinsame Priorität bei Tarifverhandlungen festlegen 

✓ Beginn der Zusammenarbeit bei Tarifverhandlungen in einigen transnationalen 
Unternehmen 

✓ Konsolidierung von gewerkschaftsübergreifenden Gruppen in bestimmten TNKs und 
Sektoren (Coca-Cola, AB Inbev, Fleisch, Fischerei, Kakao etc.) 

✓ Verstärkte Zusammenarbeit mit der IUL in allen Bereichen, um neue, sich abzeichnende 
Herausforderungen zu bewältigen (insbesondere in den Sektoren Fischerei, Nahrungsmittel, 
Gastgewerbe) 

✓ Abschluss transnationaler Unternehmensvereinbarungen (TCAs) mit Barilla zu 
Gesundheit und Sicherheit, mit Schreiber zu Diversität und Integration, mit Unilever zu 
Beschäftigungsmaßnahmen und mit Philip Morris zum Schutz privater Daten 

✓ Koordination des EFFAT TNK-EBR-Netzwerks und Schulung von Vertretern der TNKs 
und EBR-Mitgliedern 

✓ Unterzeichnung des Jugendversprechens mit unseren Sozialpartnern auf EU-Ebene 

✓ Stärkung der Jugendarbeit bei EFFAT und der Jugendvertretung in den EFFAT-
Leitungsgremien (Kongress und Exekutivausschuss) 

✓ Förderung der Einrichtung der Europäischen Plattform zur Bekämpfung der nicht 
angemeldeten Erwerbstätigkeit zusammen mit anderen europäischen 
Gewerkschaftsverbänden und dem EGB sowie aktive Zusammenarbeit in diesen Gremien 

✓ Beeinflussung der Reform der GAP, um eine Diskussion über die Berücksichtigung von 
Beschäftigungs-/Lohnkriterien bei der Gewährung von Subventionen zu fordern. 

✓ Kampagne gegen Kinderarbeit in der globalen Nahrungskette (z.B. Kampagne des EFFAT-
Lenkungsausschusses Kakao gegen Kinderarbeit im Kakaosektor) 

✓ Unterstützung der IUL durch Reduzierung der Palmölimporte nach Europa aus 
südostasiatischen Ländern 

✓ Empfehlungen der Ausschüsse für den sektoriellen sozialen Dialog der EU zur 
Umsetzung gemeinsamer Vorschläge und Instrumente auf EU- und nationaler Ebene in den 
Bereichen Qualifikation und Ausbildung, prekäre Arbeit, Alterung der Erwerbsbevölkerung, 
Digitalisierung und Robotisierung, Klimawandel, Kreislaufwirtschaft, öffentliches 
Beschaffungswesen, Bekämpfung sexueller Belästigung, Integration von Arbeitsmigranten 
und Flüchtlingen, Gesundheit und Sicherheit sowie Risikobewertung etc. 

✓ Initiativen zur Bewältigung der negativen Auswirkungen des Embargos Russlands im 
Nahrungsmittel- und Agrarsektor 

✓ Erleichterung und Unterstützung einer Reihe von Maßnahmen zum Kapazitätsaufbau und 
zur Ausbildung (Bioökonomieprojekt, sozialer Dialog, Bedeutung der Beschäftigung, 
Kampagnen zu Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz) 

✓ Gestaltung der Überprüfung des EU-Globalisierungsfonds zum Schutz der Arbeitnehmer 
bei „Handelsstreitigkeiten“ 

✓ Entwicklung der gemeinsamen Erklärung der Interessenvertreter der Nahrungsmittelkette 
zum Thema „Förderung der Nachhaltigkeit im Agrar- und Lebensmittelssektor“ mit 



 

7 

anderen Organisationen der Zivilgesellschaft und Sozialpartnern 

✓ Fürsprache gegenüber den EU-Institutionen, um die Ungleichgewichte auf dem EU-
Zuckermarkt zu beseitigen und eine Zukunft für den Zuckersektor in Europa nach dem 
Ende des Quotensystems zu sichern 

✓ Überprüfung der europäischen Weinverordnung zur Förderung der Beschäftigung 

✓ Stärkung grüner Arbeitsplätze - EFFAT-Kampagne für zwei Millionen neue Arbeitsplätze 

✓ Eintreten gegenüber den EU-Institutionen zur Regulierung neuer plattformbasierter 
Geschäftsmodelle im Gastgewerbe und Tourismus, z.B. kurzfristige Vermietung von 
Unterkünften, Essenslieferdienste, „Meal-Sharing“ usw., einschließlich gemeinsamer 
Erklärungen mit Arbeitgeberverbänden und sektorübergreifender Zusammenarbeit mit dem 
EGB und anderen europäischen Gewerkschaftsverbänden (EGVs) 

✓ Kampagne für bessere Rechte von Arbeitsmigranten, Charta für Arbeitsmigranten, 
Ausbau der Zusammenarbeit zwischen EFFAT, Mitgliedsorganisationen und 
Wanderarbeitnehmerorganisationen, Ausbau eines europäischen Netzwerks 

✓ Verstärkung der Arbeit zu Hausangestellten im Rahmen von EFFAT 

✓ Förderung der Gleichstellung der Geschlechter im Rahmen von EFFAT, z.B. durch die 
Verabschiedung einer EFFAT-Politik zum gegenseitigen Respekt, Überwachung der 
Umsetzung der EFFAT-Empfehlungen zum gleichen Entgelt, Teilnahme am EGB-Projekt 
„Rebalance“, Überwachung der Beteiligung von Frauen und Männern in den EFFAT-
Entscheidungsgremien 

✓ Durchführung des Projekts „Bekämpfung von sexueller Belästigung und Gewalt am 
Arbeitsplatz in den Sektoren Landwirtschaft, Nahrungsmittel, Tourismus und 
Hausangestellte“ 

✓ Stärkung der Arbeit in Südosteuropa durch den Südosteuropäischen Gewerkschaftsrat 
von EFFAT und Projekte zum Kapazitätsaufbau (z.B. Industriepolitik) mit anderen 
europäischen Gewerkschaftsverbänden 

✓ Start der Webseite „Just Tourism“ Website in Zusammenarbeit mit der IUL zur Förderung 
fairer Hotels und Restaurants 

✓ Lobbyarbeit zur Überarbeitung und Umsetzung der Richtlinie über das öffentliche 
Beschaffungswesen als Schritt zur Unterstützung von Tarifverhandlungen, zusammen mit 
anderen europäischen Gewerkschaftsverbänden und dem EGB 

✓ Überarbeitung und Einführung des Leitfadens „Guide for Private and Public Service 
Organisations – Choosing Best Value in Contracting Food Services“ (Ein Leitfaden für 
private und öffentliche Auftraggeber – Entscheidung für das wirtschaftlich günstigste 
Angebot bei der Vergabe von Gastronomiedienstleistungen) im Einklang mit der 
überarbeiteten Richtlinie über das öffentliche Beschaffungswesen 

✓ Unterstützung und Verteidigung der Sache unserer Mitgliedsorganisationen bei der 
Einführung des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland 

✓ Beeinflussung der Verpflichtung der zukünftigen Kommissionspräsidentin, einen EU-
Rahmen für die Festlegung nationaler Mindestlöhne, vorzugsweise durch 
Tarifverhandlungen, zusammen mit anderen europäischen Gewerkschaftsverbänden und 
dem EGB zu schaffen 

✓ Überprüfung der Entsenderichtlinie, ein sehr wichtiger Schritt gegen Sozialdumping und für 
die Umsetzung des Grundsatzes der Nichtdiskriminierung und des gleichen Entgelts, d.h. 

http://www.justtourism.org/
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„gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Arbeitsplatz“, zusammen mit anderen 
europäischen Gewerkschaftsverbänden und dem EGB 

✓ Einsatz für die Errichtung und Umsetzung der Europäischen Säule sozialer Rechte 
zusammen mit anderen europäischen Gewerkschaftsverbänden und dem EGB 

✓ Beitrag zur Annahme der Richtlinie über transparente und vorhersehbare 
Arbeitsbedingungen zusammen mit anderen europäischen Gewerkschaftsverbänden und 
dem EGB 

✓ Befürwortung der Annahme der Verordnung zur Einrichtung der Europäischen 
Arbeitsbehörde (ELA) für die grenzüberschreitende Durchsetzung des EU-Arbeitsrechts 
und der Arbeitsnormen, die eine faire Arbeitskräftemobilität im Rahmen der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer und des freien Dienstleistungsverkehrs im Binnenmarkt gewährleistet, 
zusammen mit anderen Europäischen Gewerkschaftsverbänden und dem EGB 

✓ Ein Mitgliedssitz in der ELA Stakeholder Group 

✓ Fürsprache für die Annahme der Richtlinie über die Vereinbarkeit von Beruf und 
Privatleben, zusammen mit anderen europäischen Gewerkschaftsverbänden und dem EGB 

✓ Beitrag zur Richtlinie über unlautere Handelspraktiken zusammen mit anderen 
Organisationen der Zivilgesellschaft (Hauptthema des Hochrangigen Forums für eine 
bessere Funktionsweise der Nahrungsmittelversorgungskette seit 2010) 

✓ Annahme der „Empfehlung des Rates zu einem europäischen Rahmen für eine hochwertige 
und nachhaltige Lehrlingsausbildung“, in der wichtige Qualitätskriterien für 
Ausbildungsprogramme festgelegt sind, einschließlich der aktiven Beteiligung der 
Sozialpartner an der Gestaltung, Steuerung und Durchführung von 
Lehrlingsausbildungsprogrammen 

✓ Unterstützung und Durchführung verschiedener europaweiter Gewerkschaftskampagnen 
wie der Kampagnen „EU Pay rise“ oder „Democracy at work“ 

✓ Konsolidierung der EFFAT-Präsenz in sozialen Medien (Twitter und Facebook) mit 
Beteiligung an den wichtigsten Gewerkschaftskampagnen und mit einem ständig 
wachsenden Leserkreis (+1.200 Anhänger) 

✓ Erstellung einer neugestalteten und benutzerfreundlicheren EFFAT-Webseite 

✓ Verbesserte Arbeits- und Gesundheitsschutzmaßnahmen in der Landwirtschaft (z.B. 
neue Filter für Traktorkabinen, Nachrüstung von Feldhäckslern, neue Vorschriften für 
Pflanzenschutzmittel gegen neue biologische Gefahren) 

✓ Aufbau einer globalen Kampagne gegen Hautkrebs für Beschäftigte, die im Freien 
arbeiten, in Zusammenarbeit mit der EFBH, Ärzten und Sozialversicherungen 

✓ Förderung der Annahme neuer Regeln zum Schutz des Ursprungs landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse zum Schutz der Arbeitsplätze und des regionalen Mehrwerts 

✓ Stabilisierung der Situation der Kleinerzeuger durch verbesserte Zusammenarbeit, 
Stärkung ihrer Marktmacht gegenüber Lieferanten und Abnehmern, Integration in die 
Arbeitsschutzstrukturen zur Reduzierung von Unfällen und Krankheiten, Erweiterung des 
Kleinbauern-Ausschusses 

✓ Zusammenarbeit mit Biobauernverbänden zur Stärkung der Beschäftigung, zum Ausbau 
der Ausbildung und zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen 

✓ Ausbau der Zusammenarbeit mit Umweltverbänden zum Erhalt der Artenvielfalt und 

http://old.effat.org/en/node/10800
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Verbesserung des Zugangs zu Wasser und Boden 

✓ Eintreten für die Einbeziehung der Land- und Forstwirtschaft in die europäische 
Klimaschutzpolitik, um einen gerechten Übergang mit der Schaffung hochwertiger 
Arbeitsplätze zu gewährleisten 

✓ Zusammenarbeit mit dem EGB und anderen Organisationen der Zivilgesellschaft zur 
Änderung der Handelspolitik der EU 
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2. Sektorübergreifende Aktivitäten 

2.1 Internationaler Handel 

Gute Arbeits- und Lebensbedingungen in einer lebenswerten Umwelt für alle Menschen auf dieser 
Erde ist heute nicht zuletzt auch die Frage einer fairen und nachhaltigen Weltwirtschaft im 
Rahmen einer sozialen und nachhaltigen Globalisierung, die ein sicheres Leben, ein 
auskömmliches Einkommen und menschenwürdige Arbeit für alle Menschen in Frieden und 
Freiheit ermöglicht und fördert. Von diesem Ziel sind wir jedoch noch weit entfernt. Das Gesetz 
des wirtschaftlich und politisch Stärkeren dominiert nach wie vor die internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen. Immer mehr Länder werden nicht mehr von demokratisch gewählten 
Regierungen regiert, sondern von Wirtschaftseliten, die freie Märkte und schwache nationale 
Regierungen für ihre wirtschaftlichen und finanziellen Interessen missbrauchen. Eine der 
politischen Herausforderungen weltweit besteht daher darin, den Vorrang der Politik zur 
Gestaltung des gesellschaftlichen Zusammenlebens wiederherstellen und die Menschen anstelle 
des Gewinns einiger Weniger in den Mittelpunkt von Politik und Wirtschaft zu stellen. Auch der 
internationale Handel muss diesem Paradigma folgen. 

In den letzten fünf Jahren standen nicht nur Freihandelsabkommen mit einer Reihe von Ländern 
auf unserer Tagesordnung, sondern auch TTIP, CETA und zuletzt die Verhandlungen mit 
Mercosur. 

Wir haben über viele Jahre hinweg regelmäßig die notwendigen Diskussionen in unseren 
Ausschüssen geführt, entsprechende Stellungnahmen verabschiedet und uns an der EU Trade 
Expert Group beteiligt.  

TTIP und dann vor allem CETA haben uns als EFFAT beschäftigt, denn es ging nicht nur um die 
Frage der Investitionsförderung und der internationalen Handlungsrechte der Investoren und 
damit um grundlegende Fragen der Demokratie und des Rechtsstaats, sondern auch um 
Arbeitnehmer- und Verbraucherrechte sowie um Lebensmittel-, Sozial- und Umweltstandards. 

EFFAT hat daher eine sehr aktive Rolle bei der Gestaltung der Diskussionen und Entscheidungen 
innerhalb des EGB gespielt. EFFAT gehörte auch zum EGB-Team, das während der TTIP-Z-
Verhandlungen Zugang zu einigen nichtöffentlichen Verhandlungsdokumenten zum 
Lebensmittelrecht hatte.  

Bei verschiedenen Veranstaltungen der Kommission haben wir den völlig fehlgeleiteten Ansatz 
der Kommission kritisiert. Schließlich sind die Verhandlungen nicht nur an grundlegenden 
demokratischen Fragen gescheitert, sondern auch, weil die Kommission - ebenso wie bei den 
Verhandlungen über das Assoziierungsabkommen mit der Ukraine - sich der immensen 
politischen Bedeutung und der öffentlichen Auswirkungen der Verhandlungen nicht annähernd 
bewusst war und bis zuletzt glaubte, die TTIP-Verhandlungen primär als Fachaufgabe hinter 
verschlossenen Türen führen zu können. Das war eine grobe Fehleinschätzung, was bedeutete, 
dass selbst ein gutes Abkommen, von dem wir noch weit entfernt waren, wegen der verlorenen 
Glaubwürdigkeit keine öffentliche Akzeptanz mehr gefunden hätte. Bei allen Kontroversen ging 
es nicht nur um den Inhalt der Verträge und nicht nur um Sozialklauseln, auf die kein 
internationales Handelsabkommen verzichten kann, sondern vor allem auch um die Art und 
Weise, wie die Verhandlungen geführt wurden. Eine der Lehren aus den TTIP-Verhandlungen ist 
daher, dass die Zivilgesellschaft, einschließlich der Gewerkschaften, von Anfang an in die 
Verhandlungen einbezogen werden muss, mit anderen Worten, dass „die Verhandlungen anders 
laufen müssen“.  

Die Mercosur-Verhandlungen beschäftigen uns seit Anfang des Jahrhunderts. 

Mercosur und die Europäische Union unterzeichneten am 15. Dezember 1995 ein 
Assoziierungsabkommen, das eine Vorstufe zur Unterzeichnung eines Freihandelsabkommens 
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darstellt. Im Jahr 2004 befanden sich die Verhandlungen über dieses Freihandelsabkommen in 
einem fortgeschrittenen Stadium, und es wurde erwartet, dass sie im Herbst 2004 abgeschlossen 
würden. Damals gaben EFFAT und die regionale Organisation der IUL in Lateinamerika eine 
gemeinsame Erklärung zu den Verhandlungen ab, in denen wir einen Konsens über alle wichtigen 
politischen, sozialen und ökologischen Fragen erzielen konnten. 

Für die damaligen Regierungen blieb jedoch der Zugang zum europäischen Markt für 
Agrarerzeugnisse aus den Mercosur-Ländern der Hauptstreitpunkt. Seit 2004 wurden die 
Verhandlungen daher nur noch auf Fachebene geführt.  

Allerdings bot die EU-Kommission den Mercosur-Staaten 2017 weniger strenge Kontrollstandards 
für Lebensmittelimporte angeboten - wenn Europa mehr Chemieprodukte und Autos exportieren 
dürfe. 

Ende Juni 2019 wurde ein Abkommen über das Freihandelsabkommen zwischen der 
Europäischen Union und Mercosur abgeschlossen. Wenn es in Kraft tritt, wird das Abkommen die 
Grundlage für die größte Freihandelszone der Welt bilden. 

Den Preis für den freien Waren- und Dienstleistungsverkehr bezahlen der lateinamerikanische 
Regenwald und die europäische Landwirtschaft, die den Interessen der Automobil- und 
Maschinenbauindustrie geopfert werden! Im Gegenzug akzeptiert die EU große Mengen an 
Geflügelfleisch und Zucker aus den Mercosur-Ländern, obwohl Welten zwischen den 
europäischen Normen und Standards und dem südamerikanischen Agrarmodell liegen. Trotz aller 
besänftigenden „Fairness“-Klauseln wird das Mercosur-Handelsabkommen massiven Druck auf 
die Landwirtschaft und die Arbeitsplätze im Agrar- und Lebensmittelsektor ausüben. 

Darüber hinaus sind die Standards für Sozial-, Umwelt- und Klimaschutz, Antibiotikaeinsatz, Tier- 
und Pflanzenschutz, Lebensmittelsicherheit, Rückverfolgbarkeit usw. in den Mercosur-Ländern 
deutlich niedriger als in Europa. Dies wird zu dramatischen Wettbewerbsverzerrungen führen! 

Der internationale Handel ist kein Selbstzweck. Ziel des Handels muss es sein, die Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Menschen zu verbessern. Alle Handelsabkommen müssen nachhaltige 
Entwicklung und fairen Handel gewährleisten, indem sie die Sozial- und Umweltstandards des 
Allgemeinen Präferenzsystems (APS+) als Rahmen für die Handelsbeziehungen fördern, zu einer 
neuen Dynamik der multilateralen Verhandlungen beitragen und laufende globale Initiativen zur 
Bekämpfung von Hunger, Armut, Ausbeutung und Klimawandel fördern und unterstützen. 

Sie müssen sicherstellen, dass die Arbeitsnormen und Menschenrechte, einschließlich des 
Rechts auf Vereinigungsfreiheit, Tarifverhandlungen und des Streikrechts, nicht nur eingehalten, 
sondern auch in allen Ländern umgesetzt und kontrolliert werden. 

Davon sind wir noch weit entfernt. 

2.2 Die wichtigsten EU-Rechtsakte, die im Sozialbereich 2014-2019 angenommen 
wurden oder für die EFFAT-Sektoren und EFFAT-Mitgliedsorganisationen relevant 
sind. 

2.2.1 Einführung 

Die Juncker-Kommission begann ihre Amtszeit im Oktober 2014 nach der Wirtschaftskrise und 
dem doppelten Abschwung (2007-2012). Nach den drastischen sozialen Folgen, die die Politiken 
der Troika nach sich zogen, war der Ruf der Europäischen Kommission ernsthaft beschädigt. Vor 
Beginn seiner Amtszeit kündigte Präsident Juncker an, dass er ein „soziales Triple-A-Rating“ für 
die EU wünsche. Obwohl wir skeptisch waren, haben wir gemeinsam mit unseren 
Schwesterverbänden und dem EGB unser Möglichstes getan, um sicherzustellen, dass diese 
Verpflichtung in konkrete Maßnahmen umgesetzt wird. 
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Nach fünf Jahren können wir mit Sicherheit sagen, dass wir den radikalen Wandel, den wir 
erwartet hatten, nicht feststellen können. Europa braucht eine neue Vision, die das derzeitige 
Abdriften umkehrt und sozialen und wirtschaftlichen Fortschritt auslöst. Dies ist noch weit davon 
entfernt, sich zu verwirklichen. Die Verantwortung für diesen Stillstand liegt jedoch nicht nur bei 
der EU-Kommission oder den EU-Institutionen. Im Gegenteil, wir können durchaus behaupten, 
dass die letzte Kommission einige ermutigende, wenn auch unzureichende Initiativen im sozialen 
Bereich ergriffen hat. Aber die Handlungsfähigkeit der EU hängt in hohem Maße vom politischen 
Engagement der nationalen Regierungen ab, deren Köpfe sich heute nicht verpflichten, Europa 
auf den richtigen Weg zu bringen. Stattdessen fehlt es ihnen an politischer Vision und sie wollen 
nur einen Konsens für die nächsten Wahlen erreichen. 

Der europäische wirtschaftliche Kontext und die globalen Perspektiven waren in den letzten fünf 
Jahren ebenfalls nicht einfach. Seit der Finanzkrise von 2008 ist das Wirtschaftswachstum 
schwach. Viele EU-Länder haben weiterhin unter den Folgen einer schädlichen neoliberalen und 
Sparpolitik zu leiden. Hohe Arbeitslosigkeit, Unsicherheit auf dem Arbeitsmarkt, das Phänomen 
der Erwerbsarmut („Working Poor“) sowie soziale Ausgrenzung und zunehmende Ungleichheit 
führen zu einem Mangel an Vertrauen in die EU, was sich auch im Brexit-Referendum 
widerspiegelte. Das Unvermögen, angemessen auf die Migrations- und Flüchtlingskrise zu 
reagieren, zeigte alle Grenzen der Union auf und förderte die Zunahme von Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit und antieuropäischen Ressentiments. 

Vor diesem sehr kritischen Hintergrund hat die Kommission einige wichtige Initiativen im sozialen 
Bereich gestartet, wie sie im Rahmen der Europäischen Säule sozialer Rechte (ESSR) entwickelt 
wurden. Einige von ihnen wurden in konkrete Rechtsakte umgewandelt, die in den kommenden 
Jahren auf nationaler Ebene um- und durchgesetzt werden müssen. 

Im Jahr 2019 wurde auch die Richtlinie über unlautere Handelspraktiken verabschiedet, die für 
alle an der Lebensmittelversorgungskette beteiligten Akteure von größter Bedeutung ist. 

Dieser Bericht soll den EFFAT-Mitgliedern einen Überblick über die wichtigsten Rechtsakte 
geben, die im sozialen Bereich angenommen wurden, sowie über diejenigen, die nicht 
ausschließlich mit der sozialen Dimension zusammenhängen, aber dennoch für unsere Sektoren 
und die EFFAT-Mitglieder wichtig sind. Fast alle aufgeführten Rechtsakte beinhalteten ein direktes 
Engagement des EFFAT-Sekretariats und intensive Lobbyarbeit gegenüber den EU-Institutionen 
- allein oder in Zusammenarbeit mit dem EGB und unseren Schwesterorganisationen. 

Wir fordern nun alle Mitgliedsorganisationen auf, eine aktive Rolle in der Umsetzungsphase all 
dieser wichtigen Rechtsakte zu spielen. 

Alle Initiativen werden in der folgenden Reihenfolge aufgelistet: 

• Sektorübergreifende Richtlinien, Verordnungen und Empfehlungen, die in der letzten 
Wahlperiode verabschiedet wurden. 

• Wichtige sektorielle Rechtsvorschriften, die in der letzten Wahlperiode verabschiedet wurden: 
Richtlinie über unlautere Handelspraktiken 

• Die wichtigsten Rechtsakte, die am Ende der vorangegangenen Wahlperiode angenommen 
wurden und für die EFFAT-Mitglieder von Bedeutung sind.  

• Wichtige Initiativen, die nicht verabschiedet wurden  
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Allgemeiner Überblick 

 

RICHTLINIEN, DIE IN DER LETZTEN WAHLPERIODE ANGENOMMEN WURDEN 
Oktober 2014 - Oktober 2019 

Bezeichnung des Rechtsakts Angenommen 
am 

Umzusetzen bis 

Überarbeitung der Richtlinie über die 
Entsendung von Arbeitnehmern  

28. Juni 2018 30. Juli 2020 

Richtlinie über transparente und vorhersehbare 
Arbeitsbedingungen 

20. Juni 2019 1. August 2022 

Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und 
Privatleben 

20. Juni 2019 2. August 2022 

Gesellschaftsrechtspaket - 
grenzüberschreitende Umwandlungen, 
Verschmelzungen, Spaltungen 

April 2019 Juni 2021 

Richtlinie zum Schutz von Hinweisgebern 
(Whistleblower-Richtlinie) 

Mai 2019 Juni 2020 

 

IN DER LETZTEN WAHLPERIODE VERABSCHIEDETE VERORDNUNGEN 
Oktober 2014 - Oktober 2019 

Bezeichnung des Rechtsakts Angenommen 
am 

Inkrafttreten am 

Verordnung zur Einrichtung der Europäischen 
Arbeitsbehörde 
https://ela.europa.eu/ 

20. Juni 2019 10. Juli 2019 

 

WICHTIGE SEKTORIELLE RECHTSAKTE, DIE IN DER LETZTEN WAHLPERIODE 
ANGENOMMEN WURDEN 

Oktober 2014 - Oktober 2019 

Bezeichnung des Rechtsakts Angenommen 
am 

Umzusetzen bis 

Richtlinie über unlautere Handelspraktiken 17. April 2019 1. Mai 2021 

 

EMPFEHLUNGEN, DIE IN DER LETZTEN WAHLPERIODE ANGENOMMEN WURDEN 
Oktober 2014 - Oktober 2019 

Bezeichnung des Rechtsakts Angenommen 
am 

Umzusetzen bis 

Vorschlag für eine Empfehlung des Rates über 
den Zugang zum Sozialschutz für 
Arbeitnehmer und Selbständige 

Einigung im 
EPSCO am 
6.12.2018 erzielt 

18 oder 24 Monate nach 
der Veröffentlichung 
Einige nationale 
Parlamente müssen der 
Einigung noch 
zustimmen. 

 
  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/FR/TXT/?uri=CELEX%3A32018L0957
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/FR/TXT/?uri=CELEX%3A32018L0957
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:32019L1152
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:32019L1152
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?qid=1566230365673&uri=CELEX:32019L1158
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2019-0429_EN.html?redirect
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2019-0429_EN.html?redirect
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2019-0429_EN.html?redirect
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2019-0366_EN.html?redirect
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2019-0366_EN.html?redirect
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:32019R1149
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:32019R1149
https://ela.europa.eu/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2019.111.01.0059.01.ENG
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WICHTIGE RECHTSAKTE, DIE AM ENDE DER LETZTEN WAHLPERIODE 
ANGENOMMEN WURDEN 

2009 – 2014 

Bezeichnung des Rechtsakts Angenommen 
am 

Umgesetzt am 

Saisonarbeitnehmer-Richtlinie 26. Februar 
2014 

30. September 2016 

Richtlinie über die öffentliche Auftragsvergabe 26. Februar 
2014 

18. April 2016 

Richtlinie über die Angabe nichtfinanzieller 
Informationen  

22. Oktober 
2014 

6. Dezember 2016 

 

GESETZESINITIATIVEN, DIE IN DER LETZTEN WAHLPERIODE NICHT ANGENOMMEN 
WURDEN 

Oktober 2014 - Oktober 2019 

Bezeichnung des Rechtsakts Vorgeschlagen 
am 

Sachstand 

Vorschlag für eine Verordnung zur Änderung 
der Verordnung Nr. 883/2004 und Nr. 
987/20019 zur Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit  

13. Dezember 
2016 

Trilog-Vereinbarung in 
der AStV-Sitzung vom 
29. März 2019 abgelehnt 
Das EU-Parlament hat 
am 18. April 2019 
beschlossen, die erste 
Lesung nicht 
abzuschließen.  

Länderbezogene Berichte  
Text des Vorschlags 

12. April 2016 Stillstand im Rat 

 
  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/en/ALL/?uri=celex%3A32014L0036
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2014.094.01.0065.01.ENG
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A32014L0095
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A32014L0095
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-deeper-and-fairer-internal-market-with-a-strengthened-industrial-base-labour/file-jd-revision-of-regulation-on-social-security-labour-mobility-package
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-deeper-and-fairer-internal-market-with-a-strengthened-industrial-base-labour/file-jd-revision-of-regulation-on-social-security-labour-mobility-package
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-deeper-and-fairer-internal-market-with-a-strengthened-industrial-base-taxation/file-public-country-by-country-reporting
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:52016PC0198


 

15 

2.2.2 Europäische Säule sozialer Rechte 

Bevor wir alle Rechtsakte aufzählen, die in dieser Wahlperiode formell verabschiedet wurden, ist 
es sinnvoll, einige Worte über die Europäische Säule sozialer Rechte (ESSR) zu verlieren. Die 
ESSR wurde vom Europäischen Parlament, dem Rat und der EU-Kommission am 17. November 
2017 in Göteborg, Schweden, feierlich verkündet. Sie umfasst 20 Grundsätze, die in drei 
Kategorien unterteilt sind: Chancengleichheit und Zugang zum Arbeitsmarkt, faire 
Arbeitsbedingungen sowie Sozialschutz und soziale Eingliederung. Obwohl es sich bei der ESSR 
um eine politische Erklärung ohne verbindliche Wirkung handelt, bleibt sie vielversprechend und 
hat einige konkrete Gesetzesinitiativen hervorgebracht, die bereits in neu verabschiedete 
Rechtsakte umgewandelt wurden: Es bleibt noch viel zu tun, um die ESSR mit verbindlichen 
Gesetzesvorschlägen ordnungsgemäß umzusetzen. 

Die Rechtsakte, die bisher im Rahmen der Säule angenommen wurden, sind: 

• Richtlinie über transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen 

• Verordnung zur Einrichtung der Europäischen Arbeitsbehörde 

• Richtlinie über die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben 

• Empfehlung über den allgemeinen Zugang zur sozialen Sicherheit für Arbeitnehmer und 
Selbständige 

Wir werden diese Rechtsakte im Folgenden näher erläutern. 

Im Hinblick auf die nächsten fünf Jahre sind wir der Ansicht, dass die Priorität der EU ein echtes 
Engagement bei der Bekämpfung von Ungleichheiten und der Stärkung des sozialen 
Zusammenhalts sein sollte. In diesem Zusammenhang ist EFFAT der Ansicht, dass die EU eine 
entscheidende Rolle spielen kann, indem sie eine konkrete Unterstützung für einen 
dynamischeren Entgeltanstieg durch Tarifverhandlungen leistet. In diesem Zusammenhang 
begrüßen wir das Engagement der neu gewählten Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen, 
die die Einführung von Mindestlöhnen durch Tarifverhandlungen als eines der Hauptziele ihrer 
politischen Agenda aufgenommen hat. Wir werden unser Bestes tun, um sicherzustellen, dass 
dieses Engagement sowie alle anderen in der Europäischen Säule sozialer Rechte enthaltenen 
Grundsätze in konkrete und verbindliche Maßnahmen umgesetzt werden. 

2.2.3 Überarbeitung der Entsenderichtlinie 

Obwohl die Verabschiedung der Durchsetzungsrichtlinie über die Entsendung im Jahr 2014 ein 
wichtiger Schritt nach vorn war, wurden die wichtigsten Forderungen der Gewerkschaften nach 
einer Überarbeitung der Grundsätze der Arbeitnehmerentsenderichtlinie, insbesondere des 
Grundsatzes des gleichen Entgelts für gleiche Arbeit und der angemessenen Hierarchie zwischen 
sozialen Rechten und wirtschaftlichen Freiheiten, nicht ausreichend berücksichtigt. Im März 2016 
legte die Kommission schließlich einen Vorschlag für eine gezielte Überprüfung vor. Bald nach 
der Veröffentlichung verteilten elf nationale Parlamente eine gelbe Karte. Sie hinterfragten die 
Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips und forderten die Kommission auf, ihren Vorschlag 
zurückzuziehen. Auf Druck der Europäischen Gewerkschaftsbewegung und einer 
Subsidiaritätsprüfung beschloss die Kommission im Juni 2016, am Vorschlag in unveränderter 
Form festzuhalten. Im Juni 2018 wurde die überarbeitete Entsenderichtlinie schließlich 
verabschiedet.  

Zu den wichtigsten Ergebnissen des neuen Textes gehören: 

• Die Einführung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für gleiche Arbeit. „Mindestlohnsätze“ 
werden durch „Vergütung“ ersetzt. Der Bruttobetrag Vergütung ist zu berücksichtigen. 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do
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• Eine Höchstdauer der Entsendung (Art. 3.1a): 12 + 6 Monate. Nach Ablauf von 12+6 Monaten 
gelten alle Bedingungen des Aufnahmemitgliedstaats mit Ausnahme des Abschlusses und der 
Beendigung des Vertrages und der zusätzlichen betrieblichen Altersversorgung. Ersetzt ein 
Unternehmen einen entsandten Arbeitnehmer durch einen anderen, gilt die Gesamtdauer der 
Entsendezeiten..  

• Anerkennung allgemeingültiger Tarifverträge (Art. 3.8). In Ermangelung eines Systems zur 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen können sich die Mitgliedstaaten auf 
Vereinbarungen stützen, die allgemein für alle ähnlichen Unternehmen im geografischen 
Gebiet und in dem betreffenden Beruf oder der betreffenden Branche gelten, und/oder auf 
Tarifverträge, die von den repräsentativsten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen auf 
nationaler Ebene abgeschlossen wurden und im gesamten nationalen Hoheitsgebiet gelten. 

• Einführung der Monti-Klausel. 

• Verpflichtende Zahlung der Reise-, Verpflegungs- und Übernachtungskosten zuzüglich zur 
Vergütung. Auch wenn dieses Konzept für die Sekundärentsendung klar ist, haben wir in der 
Umsetzungsphase einige Probleme bei der Erstattung von im Rahmen der Entsendung 
angefallenen Aufwendungen.  

Defizite bestehen insbesondere in Bezug auf: 

• Das Fehlen eines gesamtschuldnerischen Haftung in Unterauftragsketten. 

• Die schwachen Bestimmungen über die Erstattungspflicht für Reise-, Verpflegungs- und 
Übernachtungskosten. 

• Die Flexibilität, die den Mitgliedstaaten eingeräumt wird, wenn es keine Mechanismen zur 
Ausweitung von Tarifverträgen gibt, um allgemeinverbindliche Branchentarifverträge 
berücksichtigen (oder nicht zu berücksichtigen). 

• Die Tatsache, dass in Betriebsvereinbarungen festgelegte Vorteile nicht in den Grundsatz des 
gleichen Entgelts einbezogen sind. 

• Das Fehlen von Gegenmaßnahmen zur Verhinderung des Wettbewerbsvorteils aufgrund der 
unterschiedlichen Höhe der Sozialversicherungsbeiträge zwischen den Mitgliedstaaten, die 
einen erheblichen Wettbewerbsvorteil für Unternehmen mit Sitz in Ländern darstellt, in denen 
das Niveau der Sozialversicherungsbeiträge auf Löhne und Gehälter niedrig ist. 

Besondere Aufmerksamkeit ist während der Umsetzungsphase auf folgende Aspekte zu richten: 

• Die Erstattung von Auslagen im Zusammenhang mit der Entsendung, wie z.B. Unterkunft, 
Verpflegung und Reise. Es ist wichtig, eine klare Verpflichtung zur Erstattung dieser Kosten 
aufzunehmen. 

• Länder, in denen es keine Mechanismen zur Ausweitung von Branchentarifverträgen gibt. Die 
Richtlinie gibt hier eine gewisse Flexibilität.  

2.2.4 Richtlinie über transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen 

Im Februar 2019 wurde nach Trilogverhandlungen eine politische Einigung zwischen Rat, 
Parlament und Kommission über die Richtlinie über transparente und vorhersehbare 
Arbeitsbedingungen erzielt. Die endgültige Annahme erfolgte am 20. Juni 2019 nach schwierigen 
und intensiven Trilogverhandlungen. 

Einer der wichtigsten Fortschritte ist der Übergang von einer Richtlinie, die informiert (ursprünglich 
war es nur die Überarbeitung des schriftlichen Nachweises) zu einer Richtlinie, die auch einen 
gewissen Schutz bietet. 
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Der Teil der Richtlinie, der das Informationspaket regelt, das den Arbeitnehmern zur Verfügung 
gestellt werden soll (was insbesondere für den Agrarsektor äußerst wichtig ist), ist ein positiver 
Schritt nach vorn bei dem Versuch, nicht angemeldete Erwerbstätigkeit und Schwarzarbeit zu 
bekämpfen. 

Gemäß der Richtlinie sind wesentliche Informationen, einschließlich der Vergütungsbestandteile, 
der Identität der Parteien des Arbeitsverhältnisses, des Arbeitsplatzes, des Datums des Beginns 
des Arbeitsverhältnisses, des Arbeitsplatztitels, der Beschreibung der Aufgaben, der Dauer des 
Vertrages (falls befristet), der Arbeitsorganisation und der Überstundenregelung spätestens 
sieben Kalendertage nach dem ersten Arbeitstag vorzulegen. Weitere wichtige Informationen sind 
spätestens innerhalb eines Monats zu übermitteln. 

Sind die Arbeitszeiten variabel, so sind auch Angaben über die Anzahl der garantiert bezahlten 
Stunden, die Vergütung für zusätzlich zu diesen garantierten Stunden geleistete Arbeit sowie die 
Referenzstunden und -tage, innerhalb derer der Arbeitnehmer zur Arbeit aufgefordert werden 
kann, vorzulegen. 

Der Text stellt auch sicher, dass (ins Ausland) entsandte Arbeitnehmer das Recht haben, vor 
Verlassen ihres Heimatlands Informationen über ihre Vergütung (einschließlich Zusatzleistungen) 
zu erhalten. Für entsandte Arbeitnehmer beziehen sich die Informationen auch auf alle für die 
Entsendung spezifischen Zulagen und alle Vereinbarungen über die Erstattung von Ausgaben für 
Reise, Unterkunft und Verpflegung. 

Umgekehrt ist der Text bei der Stärkung der Rechte und des Schutzes der schwächsten 
Kategorien von Arbeitnehmern weit weniger ehrgeizig. 

Dennoch erkennt die Richtlinie für alle Arbeitnehmer Rechte an, wie z.B.: 

• Mindestbenachrichtigungsfrist für Arbeitsaufträge 

• Recht auf Zahlung bei kurzfristiger Stornierung von Arbeitsaufträgen (die Stornierungsfrist ist 
von den Mitgliedstaaten festzulegen) 

• Durchführung von Schulungen ohne Lohnausfall 

• Die Probezeit ist auf sechs Monate begrenzt. 

• Möglichkeit, außerhalb der Arbeitszeiten parallel andere Beschäftigungsaufgaben für andere 
Arbeitgeber auszuführen. 

Wie gesagt, ist der Text in anderen Teilen unzureichend. Entgegen der Erwartungen und 
Forderungen der Gewerkschaftsbewegung weist der Text folgende Defizite auf: 

• Er verbietet Nullstundenverträge nicht. 

• Ausgenommen sind Arbeitnehmer, die weniger als 12 Stunden im Monat arbeiten; 

• Verweise auf Hausangestellte, Arbeitnehmer auf Abruf, Gelegenheitsarbeitnehmer, 
gutscheinbasierte Beschäftigung, Plattformarbeitnehmer, Praktikanten und Auszubildende 
werden nur in den Erwägungsgründen erwähnt. Was die Definition des Begriffs „Arbeitnehmer“ 
betrifft, so bezieht sich der Text nur auf die Rechtsprechung des EuGH (Lawrie-Blum und 
andere) und erstreckt Rechte und Schutz nur auf Beschäftigungsformen, die in dieser Definition 
enthalten sind. 

• Er gewährleistet nicht die Bereitstellung wichtiger Informationen für Arbeitnehmer, die in 
Untervergabeketten beschäftigt sind, und an Leiharbeitnehmer.  

• Er sieht keine Verpflichtung vor, immer Gründe für Entlassungen anzugeben, wie sie in der 
EU-Grundrechtecharta verankert sind; 
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• Er schränkt die Nutzung von Arbeit auf Abruf nicht ein. 

• Er überlässt es dem Ermessen der Sozialpartner, im Rahmen von Tarifverträgen 
Vereinbarungen über andere Arbeitsbedingungen als die in der Richtlinie festgelegten zu 
treffen. 

Die Umsetzungsphase wird von entscheidender Bedeutung sein, da den Mitgliedstaaten in vielen 
Teilen des Textes große Flexibilität eingeräumt wird. In Artikel 20 wird die Einbeziehung der 
Sozialpartner bei der Umsetzung ausdrücklich erwähnt. Angesichts der Relevanz dieses 
Rechtsakts für die EFFAT-Sektoren fordern wir die Mitgliedsorganisationen auf, eine aktive Rolle 
in der Umsetzungsphase auf nationaler Ebene zu übernehmen. 

2.2.5 Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben 

Die Richtlinie über die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben wurde im April 2019 
verabschiedet.  

Was wurde erreicht? 

• Väter oder der zweite Elternteil können mindestens 10 Arbeitstage Elternurlaub in Anspruch 
nehmen, der in Höhe des Mutterschaftsurlaubs (mindestens in Höhe des Krankengeldes) 
vergütet wird; 

• Das individuelle Recht auf vier Monate Elternurlaub, von denen zwei Monate zwischen den 
Eltern nicht übertragbar sind und bezahlt werden; 

• Ein neuer „Pflegeurlaub“ von fünf Tagen pro Jahr für Arbeitnehmer, die Angehörige pflegen, 
die aus schwerwiegenden medizinischen Gründen Unterstützung benötigen; 

• Das Recht der Eltern von Kindern bis zu acht Jahren und pflegender Angehöriger, flexible 
Arbeitsvereinbarungen (geänderte Arbeitszeiten oder Telearbeit) zu verlangen, mit der 
Garantie, dass sie am Ende des Zeitraums an den gleichen oder einen gleichwertigen 
Arbeitsplatz und zu ihrer ursprüngliche Arbeitszeit zurückkehren können. 

Allerdings stellen die genannten Punkte Mängel dar und die Mitgliedsorganisationen werden 
gebeten, bei der Umsetzung auf nationaler Ebene eine aktive Rolle zu spielen. Zu den Nachteilen 
gehören:  

• Die Entscheidung über die Höhe der Vergütung für Elternurlaub und Pflegeurlaub liegt bei den 
Mitgliedstaaten (kein Hinweis auf die Notwendigkeit, in Höhe des Krankengeldes zu vergüten); 

• Das Recht auf Elternurlaub ist begrenzt, da die Mitgliedstaaten ein gewisses Dienstalter als 
Voraussetzung für den Anspruch auf Urlaub einführen können; 

• Der Zeitraum, in dem die Mitgliedstaaten die Richtlinie in ihr nationales Recht umsetzen 
müssen, ist sehr lang - drei Jahre. 

2.2.6 Gesellschaftsrechtspaket: Richtlinie über die grenzüberschreitende Umwandlung, 
Verschmelzung und Spaltung von Unternehmen 

Das Gesellschaftsrechtspaket wurde im April 2018 veröffentlicht und soll einige Regeln für die 
grenzüberschreitende Unternehmensmobilität in Europa einführen. EFFAT hat sich zusammen 
mit dem EGB intensiv mit den EU-Institutionen auseinandergesetzt, um ein Ergebnis zu 
gewährleisten, das unter anderem wirksame Maßnahmen gegen Briefkastenfirmen und 
künstliche Konstrukte vorsieht, um sicherzustellen, dass die Unternehmensmobilität nicht dazu 
genutzt werden kann, das Arbeitsrecht, die Steuerpflicht und Sozialversicherungsbeiträge zu 
vermeiden oder zu umgehen. Die europäische Gewerkschaftsbewegung hat sich auch dafür 
eingesetzt, mehr Unterrichtungs-, Anhörungs- und Beteiligungsrechte für europäische 
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Arbeitnehmer zu gewährleisten, wenn ein Unternehmen beschließt, grenzüberschreitend zu 
arbeiten. 

Der ursprüngliche Vorschlag der Kommission bot den Unternehmen neue Möglichkeiten, 
grenzüberschreitend tätig zu werden, war aber unzureichend bei der Einführung neuer 
Instrumente, mit denen die Arbeitnehmer bei der Verlegung von Unternehmenssitzen, 
Spaltungen oder Fusionen mitbestimmen können. Auch fehlten angemessene 
Schutzmaßnahmen gegen Briefkastenfirmen. 

Der Bericht des Europäischen Parlaments brachte wesentliche Verbesserungen. Wie in 
mehreren anderen Fällen lehnten die Kommission und die europäischen Regierungen die 
ehrgeizigen Vorschläge des EP, die zu einer demokratischeren Richtlinie geführt hätten, ab. 

Das Ergebnis der im April 2019 abgeschlossenen Trilogverhandlungen stellt zwar eine 
Verbesserung gegenüber dem Status quo dar, ist aber erneut eine verpasste Chance, die 
Unterrichtungs-, Anhörungs- und und Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer zu stärken. 

Zehn Jahre nach Verabschiedung der letzten EBR-Richtlinie treten wir bei der Verbesserung der 
Unterrichtungs-, Anhörungs- und Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer immer noch auf der Stelle. 

2.2.7 Whistleblower-Richtlinie (Schutz von Hinweisgebern) 

Arbeitnehmer müssen wissen, dass sie, wenn sie Bedenken am Arbeitsplatz oder extern äußern, 
vor Repressalien geschützt werden. Jüngste Skandale zeigen, dass Hinweisgeber eine wichtige 
Rolle bei der Aufdeckung illegaler Aktivitäten spielen können. Aber die Arbeitnehmer haben oft 
Angst, sich zu äußern, weil sie befürchten, degradiert, benachteiligt, entlassen, auf die schwarze 
Liste gesetzt, verklagt, mit Geldstrafen belegt oder sogar inhaftiert zu werden. 

Am 17. April 2018 verabschiedete die Kommission einen Richtlinienvorschlag, um Arbeitnehmern 
Schutz zu bieten, die Hinweise geben. 

Die Hauptprobleme des Entwurfs, der im EP geändert werden musste, bestanden darin, dass die 
Kommission den Richtlinienvorschlag nicht gemäß Artikel 154 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) zur Konsultation an die Sozialpartner verwiesen hat und dass 
der Richtlinienvorschlag weniger Schutz für die Rechte sowie für die Sicherheit, Gesundheit und 
das Wohlergehen der Arbeitnehmer bot als für die Rechte, Sicherheit, Gesundheit und das 
Wohlergehen von Tieren. Außerdem gewährleistete der Richtlinienvorschlag keinen Schutz für 
Arbeitnehmer, die sich an ihre Gewerkschaften wenden wollten. Es wurde ein zweistufiges 
Rechtssystem geschaffen, wobei das EU-Arbeitsrecht an zweiter Stelle stand. Der 
Rechtsausschuss (JURI) des Europäischen Parlaments legte seinen Standpunkt im November 
2018 und der Rat seine allgemeine Ausrichtung im Januar 2019 fest; eine weitere Richtlinie, die 
durch das Gesetzgebungsverfahren gepeitscht wurde, um noch vor Ablauf der Amtszeit des 
Europäischen Parlaments abgeschlossen zu werden. 

Da die Gefahr eines verbindlichen internen Verfahrens ohne Schutz der Arbeitnehmer, die sich 
an ihre Gewerkschaft wenden, real war, beschloss der EGB, während des Trilogs darauf 
hinzuwirken, dass das Arbeitsrecht nicht in den Geltungsbereich der Richtlinie fällt. Der Text, wie 
er im Trilog diskutiert wurde, gewährleistete nicht, dass ein möglicher Hinweisgeber geschützt ist, 
wenn er mit seiner Gewerkschaft spricht. 

Während der Trilogverhandlungen wurden drei Hauptprobleme angesprochen: erstens die 
Verpflichtung der internen Meldung vor der Unterrichtung einer externen Behörde; zweitens, der 
eingeschränkte Schutz von Arbeitnehmern, die um Unterstützung durch ihre Gewerkschaft bitten. 
Das dritte Problem betraf die (rechtmäßige) Beweisaufnahme. Bei dem Wortlaut der 
Textfassungen vor der endgültigen Einigung bestand die echte Gefahr, dass die Richtlinie die 
gemeldeten Unternehmen und nicht die Personen/Arbeitnehmer schützen würde, die Hinweise zu 
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schweren Verletzungen der Grundrechte geben. Der EGB begrüßte jedoch unter Vorbehalt die 
am 11. März erzielte endgültige Einigung. Der Haupterfolg besteht darin, dass die 
Hinweisgeber/Arbeitnehmer nicht mehr verpflichtet sind, zuerst interne Meldewege zu nutzen, 
bevor sie sich an  externe Kanäle (Behörden/Medien) wenden, um geschützt zu werden. Dennoch 
bleiben mehrere Lücken, insbesondere in Bezug auf die Möglichkeit, dass die hinweisgebenden 
Arbeitnehmer während des gesamten Verfahrens durch einen Gewerkschaftsvertreter vertreten 
werden können. 

Ob diese Richtlinie nun ein Wendepunkt sein wird, hängt davon ab, welchen Einfluss die 
Gewerkschaften während des Umsetzungsprozesses in den Mitgliedstaaten auf die nationalen 
Regierungen ausüben können.  

2.2.8 Europäische Arbeitsbehörde 

Im März 2018 schlug die Kommission eine Verordnung zur Einrichtung einer Europäischen 
Arbeitsbehörde („ELA“) vor. Die Verordnung wurde im Juni 2019 vom Parlament und vom Rat 
nach den Trilogverhandlungen angenommen.  

Ziel der Behörde ist es, zur Gewährleistung einer fairen Arbeitskräftemobilität im Rahmen der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer und des freien Dienstleistungsverkehrs im Binnenmarkt sowie zur 
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit in der Union beizutragen. Ihre Aufgaben sind 
vielfältig und umfassen den Informationsaustausch zwischen den nationalen Behörden, die 
Koordinierung von konzertierten oder gemeinsamen Inspektionen (die Mitgliedstaaten können 
beschließen, sich nicht an  

gemeinsamen oder konzertierten Inspektionen zu beteiligen, müssen aber „entweder die 
Vorschriften einhalten oder begründen“) und die Vermittlung bei Streitigkeiten zwischen 
Mitgliedstaaten über die Anwendung des einschlägigen Unionsrechts. 

Der Anwendungsbereich beschränkt sich auf eine Liste von Rechtsakten der Union, sieht jedoch 
gleichzeitig die automatische Berücksichtigung aller künftigen Änderungen dieser Rechtsakte und 
die Möglichkeit der künftigen Aufnahme weiterer Rechtsakte in den Anwendungsbereich vor. In 
die Überprüfungsklausel wurde ein Verweis auf die mögliche Einbeziehung sektorieller 
Rechtsakte aufgenommen. 

Dank des Einflusses der europäischen Gewerkschaftsbewegung wurden positive Elemente in die 
endgültige Vereinbarung aufgenommen: die Möglichkeit für die Sozialpartner, die Behörde auf 
Fälle aufmerksam zu machen, die Zuständigkeit der ELA für die Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit und die klare Wahrung der Autonomie und der Rolle der Sozialpartner („Monti-
Klausel“).  

Die erzielte Einigung über die Führungsstruktur ist jedoch nicht zufriedenstellend, da die 
Gewerkschaftsforderung darin bestand, eine dreigliedrige Struktur zu schaffen. Es wurden einige 
Verbesserungen erzielt. Der Vorschlag der Kommission für die Beteiligung der Sozialpartner an 
der Führungsstruktur wurde verbessert, indem die Präsenz von vier Vertretern der Sozialpartner 
im Verwaltungsrat (zwei von den Gewerkschaften) eingeführt und die Zahl der Vertreter der 
Sozialpartner in der Stakeholdergruppe auf zehn (fünf von der Gewerkschaftsseite) erhöht wurde. 
EFFAT wurde ein Sitz in der Stakeholdergruppe zugeteilt.  

Der Sitz der Behörde ist in Bratislava. Die Webseite ist bereits in Betrieb: https://ela.europa.eu/. 

Die erste Sitzung des Verwaltungsrats fand am 16. und 17. Oktober 2019 in Brüssel statt, der eine 
von der Kommission organisierte hochrangige Veranstaltung vorausging. 

2.2.9 Richtlinie über unlautere Handelspraktiken 

Die Richtlinie über unlautere Handelspraktiken war ein sehr hart erkämpfter Rechtsakt für EFFAT 

https://ela.europa.eu/
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im Jahr 2019. Obwohl das Problem der unlauteren Handelspraktiken seit vielen Jahren allgemein 
anerkannt ist, hat die EU viel zu lange keine verbindlichen Lösungen gefunden. Die Annahme 
dieser Richtlinie ist ein erster Schritt in die richtige Richtung, kam aber erst nach vielen Jahren 
intensiver Fürsprache des EFFAT-Sekretariats auf allen Ebenen. 

Das Europäische Parlament verabschiedete 2008 eine Erklärung. Im Jahr 2010 richtete die 
Europäische Kommission ein hochrangiges Forum für eine bessere Funktionsweise der 
Nahrungsmittelversorgungskette (HLF) ein, in dem nationale Regierungen und Sozialpartner 
vertreten waren. Das erste HLF wurde 2014 abgeschlossen. Ein neues Mandat des Forums wurde 
vom 1. Juni 2015 bis zum 31. Dezember 2019 festgelegt. EFFAT hat sich aktiv am HLF beteiligt. 

Während der letzten Amtszeit des Forums entwickelte sich die Diskussion über die Annahme einer 
rechtsverbindlichen Initiative zur Bekämpfung unlauterer Handelspraktiken. In der Richtlinie 
werden unlautere Handelspraktiken wie folgt definiert: ‚Praktiken, die gröblich von der guten 
Handelspraxis abweichen, gegen das Gebot von Treu und Glauben und des redlichen 
Geschäftsverkehrs verstoßen und einem Handelspartner einseitig von einem anderen 
aufgezwungen werden‘. 

Der Agrar- und Nahrungsmittelsektor vereint Unternehmen und Betriebe unterschiedlicher Größe, 
von kleinen bäuerlichen Familienbetrieben bis hin zu transnationalen Unternehmen. Große 
Einzelhändler und Marken dominieren den Markt und kleinere Anbieter sind anfällig dafür, 
ungerecht behandelt zu werden. Unlautere Handelspraktiken werden einseitig schwächeren 
Handelspartnern auferlegt, die keinen alternativen Abnehmer finden können und daher in einer 
unlauteren Geschäftsbeziehung gefangen sind. 

Artikel 3 der Richtlinie legt fest, welche Praktiken als unlautere Handelspraktiken gelten und daher 
verboten sind: 

1. Verspätete Zahlungen: bei verderblichen Erzeugnissen Zahlung nach Ablauf von mehr als 30 
Tagen. 

2. Verspätete Zahlungen: Zahlung nach Ablauf von mehr 60 Tagen für andere Agrarerzeugnisse. 
3. Kurzfristige Stornierung von Bestellungen (weniger als 30 Tage) 
4. Einseitige Änderungen einer Liefervereinbarung 
5. Zahlungen vom Lieferanten verlangen, die nicht mit dem Erzeugnis zusammenhängen. 
6. Vom Lieferanten verlangen, für die Qualitätsminderung oder den Verlust eines Erzeugnisses 

zu bezahlen, nachdem der Besitz an den Käufer übergegangen ist. 
7. Weigerung, auf Wunsch eine schriftliche Liefervereinbarung vorzulegen.  
8. Erwerb, Nutzung oder Offenlegung von Geschäftsgeheimnissen des Lieferanten 
9. Durchführung (oder Androhung) kommerzieller Vergeltungsmaßnahmen, wenn ein Lieferant 

seine Rechte aus dieser Richtlinie ausübt. 
10. Verpflichtung eines Lieferanten zur Übernahme der Kosten im Zusammenhang mit 

Kundenbeschwerden 

Sechs weitere Praktiken sind verboten, es sei denn, sie sind in einer Liefervereinbarung klar und 
unmissverständlich geregelt worden: 

11. Rückgabe unverkaufter Erzeugnisse an den Lieferanten, ohne dafür zu bezahlen. 
12. Vom Lieferanten wird eine Zahlung dafür verlangt, dass seine Erzeugnisse gelagert, zum 

Verkauf angeboten, gelistet oder auf dem Markt bereitgestellt werden. 
13. Von einem Lieferanten verlangen, die Kosten für Werbeaktionen zu tragen. 
14. Verpflichtung eines Lieferanten zur Übernahme der Werbekosten 
15. Von einem Lieferanten verlangen, dass er die Vermarktungskosten übernimmt. 
16. Vom Lieferanten verlangen, die Kosten für das Personal für die Einrichtung der 

Räumlichkeiten zu übernehmen, in denen die Erzeugnisse des Lieferanten verkauft werden. 

https://effat.sharepoint.com/SitePages/Introductiepagina.aspx
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Lieferanten von Agrarerzeugnissen haben Zugang zum Schutz nach dieser Gesetzgebung, wenn 
sie in einer kleineren Größenklasse als ihr Abnehmer tätig sind und einen Jahresumsatz von 
weniger als 350 Mio. € erzielen und wenn sie ihren Sitz in der EU haben oder wenn sie sich 
außerhalb der EU befinden, aber an einen Käufer in der EU verkaufen. 

Dies können Landwirte, Verarbeiter und Marken sein. Unternehmen in der Mitte der Lieferkette 
sind oft sowohl Käufer als auch Lieferanten. Welche Erzeugnisse sind abgedeckt? Die in dieser 
Richtlinie verwendete Definition landwirtschaftlicher Erzeugnisse ist dem Anhang 1 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union entnommen. Es handelt sich um eine umfassende 
Liste von Agrarerzeugnissen einschließlich Nahrungsmittel, Tabak, Wein und Blumen.  

Die Richtlinie gilt auch für Erzeugnisse, die zwar nicht aufgeführt sind, aber ein Erzeugnis von der 
Liste enthalten oder daraus abgeleitet sind. Verarbeitete Lebensmittel sind daher abgedeckt.  

Nach der Richtlinie muss jeder Mitgliedstaat eine Durchsetzungsstelle einrichten, die die 
Einhaltung der Vorschriften gewährleistet. Dies kann entweder eine völlig neue Einrichtung oder 
eine bereits bestehende Einrichtung wie eine Wettbewerbsbehörde oder eine 
Regulierungsbehörde sein.  

Lieferanten und Erzeugerorganisationen haben das Recht, sich bei der zuständigen 
Durchsetzungsbehörde zu beschweren, wenn sie der Meinung sind, dass sie einer unlauteren 
Handelspraxis ausgesetzt waren. Beschwerden können entweder an die Durchsetzungsbehörde 
im Land des Lieferanten oder im Land des Käufers gerichtet werden.  

EFFAT hat die Annahme der Richtlinie begrüßt, äußerte aber dennoch einige Bedenken zum 
folgenden Punkten: 

• Die Grenze der Umsatzschwelle (350.000.000 €) für Lieferanten, die unter die Richtlinie fallen: 
Dies würde viele mittelständische Verarbeitungsunternehmen sowie transnationale 
Unternehmen ausschließen, die auch unter unlauteren Handelspraktiken leiden können, wenn 
auch in geringerem Umfang als Landwirte und Kleinerzeuger.  

• Einige unlautere Handelspraktiken sind nicht in der Richtlinie aufgeführt. Die doppelseitigen 
Auktionsformen, die Kleinbauern in einigen Ländern wie Italien (aste al doppio ribasso) 
betreffen, sind beispielsweise nicht berücksichtigt.  

Wir fordern alle unsere Mitgliedsorganisationen auf, eine sehr aktive Rolle im Umsetzungsprozess 
zu spielen, um den Anwendungsbereich der Richtlinie zu erweitern und ihre Wirksamkeit zu 
verbessern. 

2.2.10 Vorschlag für eine Empfehlung des Rates über den Zugang zum Sozialschutz für 
Arbeitnehmer und Selbständige 

Am 13. März 2018 veröffentlichte die Europäische Kommission ihren Vorschlag für eine 
Empfehlung des Rates über den Zugang zum Sozialschutz für Arbeitnehmer und Selbständige 
zur Unterstützung aller Menschen, die aufgrund ihres Beschäftigungsstatus oder ihrer 
Beschäftigungsdauer nicht ausreichend von den Sozialversicherungssystemen erfasst werden 
und somit einer höheren wirtschaftlichen Unsicherheit ausgesetzt sind. Die Initiative wird als 
konkreter Weg zur Erfüllung des Ziels der EU vorgestellt, soziale Gerechtigkeit und sozialen 
Schutz zu fördern und die Kernrechte der Arbeitnehmer im Bereich des Sozialschutzes 
umzusetzen. 

Beim EPSCO wurde am 6. Dezember 2018 eine Einigung erzielt. Einige nationale Parlamente 
müssen dieser Einigung noch zustimmen. 

Den Mitgliedstaaten wird empfohlen, allen Arbeitnehmern und Selbständigen in den 
Mitgliedstaaten im Einklang mit dieser Empfehlung und unbeschadet der Befugnisse der 
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Mitgliedstaaten, ihre Sozialschutzsysteme zu organisieren, Zugang zu einem angemessenen 
Sozialschutz zu gewähren.  

Der Sozialschutz kann durch eine Kombination von Systemen gewährleistet werden, unabhängig 
davon, ob sie öffentlich organisiert sind oder deren Organisation den Sozialpartnern oder anderen 
Einrichtungen übertragen wird, und zwar im Einklang mit den Grundprinzipien der nationalen 
Sozialschutzsysteme. Privatversicherungsprodukte fallen nicht in den Anwendungsbereich der 
Empfehlung. Die Zuständigkeit dafür, die Höhe der Beiträge festzulegen und zu entscheiden, 
welche Kombination von Systemen geeignet ist, liegt bei den Mitgliedstaaten. 

Diese Empfehlung gilt für die folgenden Bereiche des Sozialschutzes, soweit sie in den 
Mitgliedstaaten existieren: a) Leistungen bei Arbeitslosigkeit; b) Leistungen bei Krankheit und 
Gesundheitsversorgung; c) Leistungen bei Mutterschaft und gleichgestellte Leistungen bei 
Vaterschaft; d) Leistungen bei Berufsunfähigkeit; e) Leistungen im Alter und für Hinterbliebene; f) 
Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten. 

Am Ende der vorangegangenen Wahlperiode angenommene Vorschläge, deren Umsetzung 
innerhalb dieser Wahlperiode erfolgte: 

2.2.11 Saisonarbeitnehmer-Richtlinie 

Die Saisonarbeitnehmerrichtlinie zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Einreise, den Aufenthalt und bestimmte Arbeitnehmerrechte von Saisonarbeitnehmern 
trat 2014 in Kraft und wurde von den Mitgliedstaaten (mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs, 
Irlands und Dänemarks) bis zum 30. September 2016 umgesetzt. 

Die Richtlinie legt faire und transparente Regeln für die Einreise und den Aufenthalt von 
Saisonarbeitnehmern fest, die keine EU-Bürger sind. Sie legt auch ein gemeinsames Bündel von 
Rechten fest, auf die Saisonarbeitnehmer während ihres Aufenthalts in der EU Anspruch haben, 
um ihre wirtschaftliche und soziale Ausbeutung zu verhindern. 

EFFAT hat viel Energie und Zeit investiert, um den Gesetzgebungsprozess zu beeinflussen, 
angesichts der Bedeutung dieser Richtlinie für unsere Sektoren. Es folgt eine kurze Beschreibung 
der wichtigsten Bestimmungen der Richtlinie: 

• Saisonarbeitnehmer behalten ihren Hauptwohnsitz in einem Drittland und halten sich 
rechtmäßig und vorübergehend in der EU auf, um eine Tätigkeit auszuüben, die vom Verlauf 
der Jahreszeiten abhängt (typischerweise in der Landwirtschaft oder im Tourismus). Die 
Mitgliedstaaten können die Vorschriften der Richtlinie auf Sektoren anwenden, die von den 
Jahreszeiten abhängig sind, sofern sie gegebenenfalls die Sozialpartner konsultieren. Die 
Mitgliedstaaten müssen eine maximale Aufenthaltsdauer für Saisonarbeitnehmer zwischen 
fünf und neun Monaten in einem Zeitraum von zwölf Monaten festlegen. 

• Drittstaatsangehörige müssen mehrere Bedingungen erfüllen, um als Saisonarbeitnehmer in 
die EU einreisen zu dürfen. Zu diesem Zweck muss ihr Antrag unter anderem einen 
Arbeitsvertrag oder ein verbindliches Stellenangebot enthalten. 

• Die Mitgliedstaaten behalten das Recht, die Anzahl der aufgenommenen Saisonarbeitnehmer 
festzulegen, und können Anträge ablehnen, wenn EU-Arbeitnehmer zur Verfügung stehen. 

• Innerhalb der maximalen Aufenthaltsdauer können die Mitgliedstaaten mehr als eine 
Verlängerung des Vertrages mit demselben Arbeitgeber sowie den Abschluss von Verträgen 
mit mehr als einem anderen Arbeitgeber zulassen. 

• Dem verabschiedeten Text zufolge werden Saisonarbeitnehmer in Bezug auf Beschäftigung, 
Mindestarbeitsalter, Arbeitsbedingungen, einschließlich Lohn und Kündigung, Arbeitszeiten, 
Urlaub und Feiertage sowie Gesundheits- und Sicherheitsanforderungen am Arbeitsplatz 
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gleichberechtigt mit EU-Bürgern behandelt. Die Gleichbehandlung mit EU-Bürgern sollte auch 
für wichtige gewerkschaftliche Vorrechte wie das Streikrecht und Arbeitskampfmaßnahmen 
gelten. Saisonarbeitnehmer haben das Recht, von den Zweigen der Sozialversicherung zu 
profitieren (in der Praxis Leistungen im Zusammenhang mit Krankheit, Berufsunfähigkeit, Alter 
usw.). Leider werden die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, die Gleichbehandlung bei 
Arbeitslosigkeit und Familienleistungen nicht anzuwenden, und sie können die 
Gleichbehandlung bei Steuervergünstigungen sowie bei der allgemeinen und beruflichen 
Bildung einschränken. 

• Gemäß Artikel 14 müssen die Mitgliedstaaten auch den Nachweis verlangen, dass der 
Saisonarbeitnehmer eine Unterkunft erhält, die auf der Grundlage der nationalen 
Rechtsvorschriften und/oder Praxis einen angemessenen Lebensstandard gewährleistet. Die 
zuständige Behörde muss auch sicherstellen, dass die allgemeinen Gesundheits- und 
Sicherheitsstandards eingehalten werden und die Miete nicht überhöht oder automatisch vom 
Lohn abgezogen wird. 

• Die Mitgliedstaaten sehen Sanktionen gegen Arbeitgeber vor, die ihren Verpflichtungen aus 
dieser Richtlinie nicht nachgekommen sind, einschließlich des Ausschlusses von Arbeitgebern, 
die ihre Verpflichtungen grob verletzt haben, von der Beschäftigung von Saisonarbeitnehmern. 
Diese Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 

• Wie in vielen anderen Richtlinien sind die Bestimmungen über die Einrichtung eines 
gesamtschuldnerischen Haftungssystems in der Unterauftragskette leider sehr schwach. 

• Die Mitgliedstaaten müssen Maßnahmen ergreifen, um möglichen Missbrauch zu verhindern 
und Verstöße zu ahnden. Sie müssen auch den Saisonarbeitnehmern wirksame Mechanismen 
zur Verfügung stellen, um selbst oder über beteiligte Dritte eine Beschwerde gegen ihren 
Arbeitgeber einzureichen. 

Nachfolgend ein Auszug aus der EFFAT-Stellungnahme zum Zeitpunkt der Annahme der 
Richtlinie: 

• EFFAT erkennt an, dass unterschiedliche Normen für Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen und die allgemeine Ungleichbehandlung die Hauptursache für 
Sozialdumping unter inländischen Arbeitnehmern und Drittstaatsangehörigen in der EU sind. 
Daher begrüßt EFFAT die Anerkennung der Gleichbehandlung in Art. 16. 

• EFFAT begrüßt die Festlegung neuer Regeln, die den Zugang zu angemessenen Unterkünften 
für Saisonarbeitnehmer gewährleisten. Diese Bestimmung ist angesichts der unhygienischen 
und unmenschlichen Lebensbedingungen, denen Saisonarbeitnehmer oft ausgesetzt sind, von 
größter Bedeutung. 

• Der Geltungsbereich der Richtlinie gilt nicht für diejenigen Drittstaatsangehörigen, die bereits 
in einem EU-Mitgliedstaat wohnen und keinen Zugang zum Arbeitsmarkt haben. EFFAT ist der 
Ansicht, dass die Richtlinie die derzeitige Situation in ihren Sektoren teilweise übersieht, 
insbesondere wo Saisonarbeitnehmer aus Drittländern mit irregulärem Migrationsstatus, die 
bereits unter sehr prekären Bedingungen beschäftigt sind, stark vertreten sind. EFFAT 
betrachtet die Nichtausdehnung des Anwendungsbereichs der Richtlinie auf 
Drittstaatsangehörige, die sich bereits in den EU-Mitgliedstaaten aufhalten, als mangelndes 
Engagement und mangelnden Ehrgeiz der EU-Institutionen. 

• EFFAT bedauert auch das Fehlen von Bestimmungen, die die Einheit und/oder 
Zusammenführung der Familie und die Möglichkeit der Umwandlung des Aufenthaltsstatus in 
einen dauerhafteren ermöglichen. Durch die Schaffung eines solchen Migrationssystems ohne 
die Möglichkeit einer Statusänderung könnte die Richtlinie die Zahl der Migranten erhöhen, die 
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untertauchen und Ausbeutung und Armut ausgesetzt sind. 

• EFFAT verurteilt die mangelnde Klarheit in Bezug auf die Rolle der Vermittler. Agenturen, die 
sowohl in der EU als auch in Drittländern ansässig sind, spielen bei der Informationsverbreitung 
und bei den Einstellungsverfahren für Saisonarbeitnehmer eine entscheidende Rolle. Folglich 
haben sie von Anfang an eine erhebliche Macht über das Verfahren. Da die Richtlinie die Rolle 
der Vermittler nicht genau beschreibt, könnte sie die Gefahr bergen, Kanäle für die 
ausbeuterische Nutzung einer solchen Vermittlerrolle zu öffnen, einschließlich der 
Erleichterung des Menschenhandels. 

• EFFAT begrüßt die Einführung von Sanktionen für Arbeitgeber (Art. 12a), die ihren 
Verpflichtungen aus der Richtlinie nicht nachgekommen sind, und stimmt zu, dass diese 
Sanktionen „wirksam, verhältnismäßig und abschreckend“ sein müssen. Nach Ansicht von 
EFFAT wurde den Mitgliedstaaten in dieser Hinsicht während der Umsetzungsphase jedoch 
zu viel Flexibilität eingeräumt.  

• EFFAT bedauert zutiefst das Fehlen eines verbindlichen Systems der gesamtschuldnerischen 
Haftung in der Unterauftragskette. Diese Frage den Mitgliedstaaten optional zu überlassen, 
stellt einen Mangel dar, der die Richtlinie schwächt. 

Was die Umsetzungsphase betrifft, wies EFFAT ihre Mitgliedsorganisationen auf die 
Notwendigkeit hin, Druck auf ihre nationalen Regierungen auszuüben: 

• eine Situation zu vermeiden, in der die Mitgliedstaaten von der Möglichkeit Gebrauch machen 
könnten, die Gleichbehandlung von Saisonarbeitnehmern aus Drittländern in Bezug auf 
Arbeitslosigkeit und Familienleistungen, Steuervergünstigungen sowie allgemeine und 
berufliche Bildung einzuschränken. 

• einen wirksamen Beschwerdemechanismus einzurichten, der Viktimisierung vermeiden und 
die Arbeitnehmer bei der Durchsetzung ihrer Rechte und der Suche nach Rechtsbehelfen 
unterstützen würde. Die Mitgliedstaaten legen konkret geeignete Kontrollmethoden und 
wirksame verhältnismäßige und abschreckende Sanktionen gegen Arbeitgeber fest. 

• ein System der gesamtschuldnerischen Haftung einzuführen, das einen angemessenen Schutz 
der Saisonarbeitnehmer in der Unterauftragskette gewährleistet, die oft der Ausbeutung stärker 
ausgesetzt sind. 

EFFAT wird die Umsetzung der Richtlinie in den verschiedenen Mitgliedstaaten weiter bewerten, 
um sicherzustellen, dass sie bestmöglich umgesetzt wird. 

2.2.12 Richtlinie über die Vergabe öffentlicher Aufträge 

Seit der Verabschiedung der EU-Richtlinien über das öffentliche Beschaffungswesen im Jahr 
2014 gibt es nun einen besseren europäischen Rahmen für eine nachhaltige öffentliche 
Auftragsvergabe. Obwohl in bestimmten Bereichen Fortschritte erzielt wurden, stellen wir in 
Bezug auf den von uns vertretenen Sektor fest, dass der endgültige Text viele Mängel aufweist: 
Er gefährdet die Rechtssicherheit und stellt nicht wirksam sicher, dass die Öffentlichkeit von 
Beschaffungsentscheidungen auf der Grundlage des besten Preis-Leistungs-Verhältnisses 
profitiert. 

Es wurden einige allgemeine Fortschritte erzielt, beispielsweise bei den Grundsätzen der 
Beschaffung: Die Mitgliedstaaten müssen nun sicherstellen, dass die Tarifverträge sowie die 
sozial- und arbeitsrechtlichen Normen auf nationaler und EU-Ebene verbindlich eingehalten 
werden, und zwar nicht nur bei der Durchführung öffentlicher Aufträge, sondern auch in mehreren 
Phasen des Vergabeverfahrens (Artikel 18 Absatz 2). Eine weitere Verbesserung sind die Regeln 
über Ausschlussgründe (Art. 55) und über die Ablehnung unnormal niedriger Angebote (Art. 69). 
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Aber zu unserem Hauptanliegen, nämlich der Abschaffung des Kriteriums des niedrigsten Preises 
für die Auftragsvergabe, können wir sagen, dass unsere Forderung nicht vollständig erfüllt ist. Das 
wirtschaftlich günstigste Angebot gilt offenbar als das wichtigste Zuschlagskriterium, wird aber auf 
der Grundlage von Preis oder Kosten nach einem Kosten-Nutzen-Verhältnis ermittelt. Die 
Möglichkeit, das beste Preis-Leistungs-Verhältnis anhand von qualitativen, ökologischen und 
sozialen Kriterien zu ermitteln, wird nur als Option berücksichtigt (Art. 66.1, 66.2). 

Wie bereits erwähnt, können wir in Bezug auf die von EFFAT vertretenen Sektoren feststellen, 
dass der ausgehandelte Text unbefriedigend ist - eine Meinung, die wir auch mit unseren 
Sozialpartnern im Bereich der Vertragsbewirtschaftung teilten. 

Auf Vorschlag des Rates wurden „Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe“ in Anhang XIV 
aufgenommen, der „Soziale und andere besondere Dienstleistungen“ regelt (Artikel 74, 75, 76), 
d.h. Dienstleistungen, die „typischerweise nur von Wirtschaftsteilnehmern angeboten werden, die 
an dem konkreten Ort der Erbringung dieser Dienstleistungen angesiedelt sind und daher 
ebenfalls eine begrenzte grenzüberschreitende Dimension haben.“ Alle öffentlichen Aufträge in 
diesen Sektoren sollten daher nur unter eine besondere vereinfachte Regelung in Bezug auf 
Veröffentlichungs-, Auswahl- und Vergabekriterien fallen. 

Was die Veröffentlichung des Auftrags betrifft, so haben die öffentlichen Auftraggeber die 
Möglichkeit, ihre Absicht durch flexiblere Verfahren bekanntzugeben. Nach Art. 75 b) können 
Auftraggeber, die einen öffentlichen Auftrag vergeben wollen, dies beispielsweise auch über eine 
„Vorinformation“ tun. Dank dieses Verfahrens muss der öffentliche Auftraggeber die zu 
vergebenden Aufträge nur einmal angeben, ohne weitere Ad-hoc-Publikationen. Dann müssen 
die interessierten Wirtschaftsteilnehmer ihr Interesse schriftlich bekunden. Darüber hinaus sieht 
die Bekanntgabe keine wesentlichen Informationen vor, die normalerweise in den anderen 
Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge enthalten sind; sie ist daher ein weitaus weniger 
strenges Verfahren. 

Ein weiteres wichtiges Anliegen betrifft die Grundsätze der Vergabe. Gemäß Artikel 76 wird in den 
Sektoren, in denen EFFAT tätig ist, das Prinzip des wirtschaftlich günstigen Angebots lediglich als 
Option und nicht als Hauptkriterium für die Vergabe angesehen. Darüber hinaus gilt die gesamte 
Richtlinie nur für Aufträge, deren Wert mindestens 750.000 € (ohne Mehrwertsteuer) beträgt. Für 
Aufträge mit einem niedrigeren Wert gelten nur die nationalen Rechtsvorschriften. 

Weitere Informationen über die von EFFAT während der Umsetzungsphase durchgeführten 
Maßnahmen finden Sie im Tätigkeitsbericht des Tourismussektors. 

2.2.13 Richtlinie über die Angabe nichtfinanzieller Informationen 

Die Richtlinie 2014/95/EG wurde im Oktober 2014 im Rahmen der „Neuen EU-Strategie (2011-
14) für die soziale Verantwortung der Unternehmen“ der Kommission verabschiedet. 

Die Strategie: 

• Beinhaltet eine neue Definition der sozialverantwortlichen Unternehmensführung (CSR) - die 
Verantwortung von Unternehmen für ihre Auswirkungen auf die Gesellschaft. 

• fordert die Unternehmen auf, die geltenden Rechtsvorschriften einzuhalten. 

• Erkennt an, dass die Einhaltung der geltenden Rechtsvorschriften und der Tarifverträge 
zwischen den Sozialpartnern eine Voraussetzung für die Erfüllung dieser Verantwortung ist. 

EFFAT begrüßte die neue Definition, da CSR erstmals nicht als „freiwilliges Konzept“ gedacht war 
und sich nicht auf Maßnahmen beschränken durfte, die „über die gesetzlichen Anforderungen 
hinausgehen.“  

Die neue Richtlinie verlangt, dass große Unternehmen, die von öffentlichem Interesse sind, die 
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an ihren Bilanzstichtagen das Kriterium der durchschnittlichen Anzahl von 500 Arbeitnehmern 
während des Geschäftsjahres überschreiten, in ihren Lageberichten nichtfinanzielle Angaben mit 
Informationen machen, die für das Verständnis der Entwicklung, der Leistung, der Position und 
der Auswirkungen der Unternehmenstätigkeit erforderlich sind, und zwar zumindest in Bezug auf 
Folgendes: 

• Umweltfragen 

• Soziale und Arbeitnehmerangelegenheiten 

• Achtung der Menschenrechte, Korruptions- und Bestechungsbekämpfung 

Die Offenlegung sollte so weit erfolgen, wie es für das Verständnis der Entwicklung, der Leistung, 
der Position und der Auswirkungen der Unternehmenstätigkeit erforderlich ist. Darüber hinaus 
sollen die Unternehmen folgende Angaben machen: 

(a) eine kurze Beschreibung des Geschäftsmodells des Unternehmens; 

(b) eine Beschreibung der Politiken (Ziele, Verfahren, Ressourcen), die das Unternehmen in 
Bezug auf diese Fragen verfolgt, einschließlich der durchgeführten Due-Digilence-Prozesse; 

(c) das Ergebnis dieser Maßnahmen; 

(d) die Hauptrisiken im Zusammenhang mit diesen Angelegenheiten.... einschließlich, soweit 
relevant und verhältnismäßig, seiner Geschäftsbeziehungen, Produkte oder Dienstleistungen, 
die voraussichtlich nachteilige Auswirkungen in diesen Bereichen haben werden, und wie das 
Unternehmen diese Risiken mindert; 

(e) nichtfinanzielle Leistungsindikatoren. 

EFFAT hat die Nutzung dieser Richtlinie als gewerkschaftliches Instrument auch in EBRs recht 
intensiv gefördert. 

Obwohl es bei der Richtlinie hauptsächlich um Transparenz geht und keine direkte Verpflichtung 
zur Umsetzung von CSR-Richtlinien vorgeschrieben wird, ist sie ein Instrument, um Unternehmen 
davon zu überzeugen, soziale und ökologische Belange vollständig in ihre Strategie zu 
integrieren. 

Die Richtlinie gilt auch (mit einem zurückhaltenden Wortlaut) für die Liefer- und Unterauftragskette 
und ist der erste europäische Rechtsakt zu CSR-Fragen, der über den freiwilligen Ansatz 
hinausgeht.  

Diese vom EFFAT-Sekretariat erstellte PPT-Präsentation enthält eine detailliertere Erläuterung 
der Richtlinie, einschließlich einiger konkreter Schritte zur Verwendung in EBRs. 

Wichtigste Gesetzesinitiativen, die in der letzten Wahlperiode eingeleitet wurden, jedoch 
nicht angenommen wurden: 

2.2.14 Koordination der sozialen Sicherungssysteme 

Der Vorschlag zur Überarbeitung der Verordnungen zur Koordinierung der Systeme der sozialen 
Sicherheit (die Grundverordnung Nr. 883/2004 und die Durchführungsverordnung Nr. 987/2009) 
wurde Ende 2016 von der Europäischen Kommission vorgelegt. 

Die im Rahmen der Trilogverhandlungen am 19. März 2016 erzielte Einigung wurde nicht von der 
qualifizierten Mehrheit der Mitgliedstaaten im Rat (AStV-Sitzung vom 29. März) unterstützt. 

Einige Mitgliedstaaten (Belgien, Luxemburg, Dänemark, Deutschland und Österreich) lehnten das 
Ergebnis vor allem wegen der Änderung der geltenden Rechtsvorschriften für die 
Arbeitslosenunterstützung für mobile Arbeitskräfte und Grenzgänger (vom Wohnsitzmitgliedstaat 

http://www.effat-ewc.org/resources/disclosure-non-financial-information-how-make-best-use-directive-201495eu
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in den Mitgliedstaat der letzten Tätigkeit) ab. 

Vier Mitgliedstaaten (AT, DE, DK und NL) wollten auch eine Indexierung der Familienleistungen 
einführen, falls die betreffenden Familienmitglieder in einem anderen Mitgliedstaat leben (was 
nicht im Trilogergebnis enthalten war). 

Die „Visegrad“-Länder stimmten auch wegen der Änderungen der Bestimmungen zu den 
geltenden Rechtsvorschriften dagegen, die den Kampf gegen Briefkastenfirmen unterstützt 
hätten. 

Ein weiteres Element, das von mehreren Mitgliedstaaten (einschließlich NL und Schweden) nicht 
akzeptiert wurde, war die Möglichkeit für Arbeitnehmer, Arbeitslosenunterstützung für mindestens 
sechs Monate (anstelle von drei) in einen anderen Mitgliedstaat zu exportieren. 

Das Europäische Parlament beschloss am 18. April mit sehr knapper Mehrheit, keinen Standpunkt 
in erster Lesung zur Revision abzugeben. Dies stellt eine verpasste Chance für eine dringend 
erforderliche Überarbeitung der Verordnungen dar. 

2.2.15 Besteuerungsinitiativen: Länderbezogene Berichte 

Die öffentliche länderbezogene Berichterstattung (Public Country-by-Country Reporting, CBCR) 
ist ein Instrument, um die Transparenz in Fragen der Unternehmenssteuer zu erhöhen, das kurz 
gesagt darauf abzielt, transnationale Unternehmen (TNKs) in der EU zu verpflichten, ihre 
steuerbezogenen Informationen für jedes Land, in dem sie geschäftlich tätig sind, zu 
veröffentlichen (Mitarbeiterzahl, Gewinne, Einnahmen, geleistete Steuerzahlungen, 
Tochtergesellschaften usw.). Sie soll Mechanismen zur Vermeidung von Unternehmenssteuern, 
wie die Gewinnübertragung in Länder mit niedrigeren Steuersätzen aufklären und abschrecken, 
die zu einer Erosion der Besteuerungsgrundlage und damit zum Verlust der dringend benötigten 
öffentlichen Mittel für die Länder führen. 

EFFAT ist neben EGÖD und EGB Teil der CBCR-Allianz (bestehend aus Gewerkschaften und 
NGOs), die sich für die Annahme einer globalen Richtlinie zum öffentlichen CBCR einsetzt, die 
die TNKs gegenüber den Arbeitnehmern, ihren Vertretern und der breiten Öffentlichkeit zur 
Rechenschaft zieht. 

Am 12. April 2016 veröffentlichte die Europäische Kommission einen Gesetzesvorschlag zur 
öffentlichen Berichterstattung für transnationale Unternehmen. Obwohl der Vorschlag den 
Grundsatz der Offenlegung unterstützt, ist sein Inhalt zu schwach, um möglichst wirksam zu sein: 
Die Offenlegungspflichten beschränken sich auf transnationale Unternehmen mit einem Umsatz 
von mehr als 750 Mio. €, bei den offenlegungspflichtigen Daten fehlen wesentliche Elemente, und 
der geografische Berichtsumfang reicht nicht über die EU und künftig auf der schwarzen Liste 
stehende Steueroasen hinaus, so dass die Berichterstattung nur ein unvollständiges Bild der 
Steuersituation vermitteln wird. 

Am 4. Juli 2017 verabschiedete das Europäische Parlament im Plenum seine Änderungen am 
Richtlinienvorschlag der Europäischen Kommission. Einen Überblick über die wichtigsten vom 
Europäischen Parlament eingeführten Änderungen bietet dieser Artikel. 

In den Jahren 2018-2019 hat auch der Rat der EU-Mitgliedstaaten seine Vorschläge zur Änderung 
der Richtlinie diskutiert. Eine große Anzahl von EU-Mitgliedstaaten lehnt den Vorschlag der 
Europäischen Kommission nach wie vor ab und hat Änderungen eingeführt, die die von der 
Europäischen Kommission vorgeschlagenen Rechtsvorschriften weiter verwässern würden. 
Zahlreiche EU-Mitgliedstaaten sind nach wie vor gegen eine disaggregierte Berichterstattung der 
transnationalen Unternehmen über alle ihre Aktivitäten weltweit, nicht nur in den EU-Ländern und 
den auf der schwarzen Liste stehenden Steueroasen. 

Fehlender Konsens zwischen den EU-Mitgliedstaaten über die von der Europäischen Kommission 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:52016PC0198
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P8-TA-2017-0284
https://www.ey.com/gl/en/services/tax/international-tax/alert--european-parliament-votes-in-favor-of-public-country-by-country-reporting-in-first-reading
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vorgeschlagenen Rechtsvorschriften und Meinungsverschiedenheiten über die Rechtsgrundlage 
des Gesetzesvorschlags haben die Annahme einer „allgemeinen Ausrichtung“ oder einer 
endgültigen Verhandlungsposition verzögert, die die Aufnahme von Trilogverhandlungen mit dem 
Europäischen Parlament und dem Rat ermöglicht hätte. Das Fehlen eines Koalitionsvertrags in 
Deutschland (der am 4. März 2018 zur Abstimmung stand) erschwerte zusätzlich die 
Verhandlungen und verzögerte die Annahme einer „allgemeinen Ausrichtung“. 

Im November 2016 forderte der Juristische Dienst des Rates, die Rechtsgrundlage des 
Vorschlags von einem Buchhaltungsdossier zu einem Steuerdossier zu ändern. Eine Änderung 
der Rechtsgrundlage zum Steuerdossier hätte bedeutet, dass das Europäische Parlament von 
der Beschlussfassung ausgeschlossen wird und die EU-Mitgliedstaaten einstimmig zustimmen 
müssen, damit der Vorschlag in Kraft treten kann. Dieser Vorschlag wurde vom Rechtsausschuss 
des Europäischen Parlaments und von der Europäischen Kommission abgelehnt. 

Das Parlament hat seinen Standpunkt im Plenum verabschiedet und das neue Parlament wird 
das Ergebnis des vorherigen Parlament aufgreifen. In Zukunft besteht jedoch die eindeutige 
Gefahr, dass der Rat eine wenig ambitionierte Verhandlungsposition einnimmt und das 
Europäische Parlament anschließend in den Trilogverhandlungen einem wenig ambitionierten 
Kompromiss zustimmt, der zu wenig zufriedenstellenden endgültigen CBCR-Regeln führt. Es 
besteht auch weiterhin die Gefahr einer politischen Blockade im Rat und dass die EU-
Mitgliedstaaten nicht in der Lage sind, sich auf eine endgültige gemeinsame Verhandlungsposition 
zu einigen, die die Aufnahme von Trilogverhandlungen mit dem Europäischen Parlament und der 
Europäischen Kommission und damit die Verabschiedung der endgültigen Rechtsvorschriften 
verhindern würde. Die folgende Tabelle gibt einen kurzen Überblick über einige der wichtigsten 
Unterschiede zwischen den aktuellen Vorschlägen der Europäischen Kommission, des Rates und 
des Europäischen Parlaments: 
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Problem Europäische 
Kommission 

Europäisches 
Parlament 

Europäischer Rat  

Schwellenwert 750 Mio. € 
konsolidierter 
Nettoumsatz 

750 Mio. € 
konsolidierter 
Nettoumsatz; mit einer 
Überprüfungsklausel, 
um zu beurteilen, ob 
diese Schwelle nach 
einem Zeitraum von 
vier Jahren gesenkt 
werden sollte. 

750 Mio. € konsolidierter 
Nettoumsatz; die TNKs sind 
nur dann berichtspflichtig, 
wenn sie die Schwelle zwei 
Jahre lange überschreiten 
und dann nur für das letzte 
Jahr.  

Formatierung 
von CBCR-Daten 

Keine 
gemeinsame 
Vorlage 

Die Informationen der 
einzelnen Länder 
werden nach einer 
gemeinsamen Vorlage 
in einem offenen 
Datenformat in einem 
von der Europäischen 
Kommission 
verwalteten 
öffentlichen Register 
veröffentlicht. 

Keine gemeinsame Vorlage 

Disaggregierte 
Zahlen 

Die TNKs sollen 
disaggregiert 
über die 
Aktivitäten in den 
EU-Ländern und 
den Ländern auf 
der schwarzen 
Liste berichten; 
aggregierte 
Zahlen für den 
Rest der Welt.  

TNKs sollen über alle 
ihre Aktivitäten 
disaggregiert für jedes 
Steuerland berichten.  

Die TNKs sollen 
disaggregiert über die 
Aktivitäten in den EU-
Ländern und den Ländern 
auf der schwarzen Liste 
berichten; aggregierte 
Zahlen für den Rest der 
Welt.  

Ausstiegsklausel 
für die 
Unternehmen  

Keine 
Ausstiegsklausel 
für die 
Unternehmen 

Ausstiegsklausel für 
Unternehmen, die es 
ihnen ermöglichen 
würde, bei den 
nationalen 
Steuerbehörden eine 
Befreiung von der 
Meldepflicht zu 
beantragen, wenn sie 
Bedenken hinsichtlich 
wirtschaftlich sensibler 
Daten haben; die 
Europäische 
Kommission soll eine 
Überwachungsfunktion 
übernehmen. 

Ausstiegsklausel für die 
Unternehmen mit 
Befristung auf vier Jahre; 
Unternehmen müssen eine 
„begründete Erklärung“ 
abgeben, wenn sie keine 
Informationen offenlegen. 
Verpflichtung zur 
„Einhaltung oder Erklärung“ 
für Unternehmen aus EU-
Drittstaaten, die es ihnen 
ermöglichen würde, die 
Berichterstattung über ihre 
Nicht-EU-Tätigkeiten zu 
vermeiden. 
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2.2.16 Steuerinitiativen: Gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage 

Im März 2011 schlug die Kommission eine Richtlinie für eine gemeinsame konsolidierte 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKKB) vor. Der Vorschlag, der noch im Rat anhängig 
ist, zielt darauf ab, den Unternehmen einheitliche Körperschaftsteuerregelungen für die 
Geschäftstätigkeit im gesamten Binnenmarkt zu bieten. Dies soll den Rahmen für die 
Körperschaftsteuer in der EU vereinfachen und die Möglichkeiten transnationaler Unternehmen 
zur Vermeidung von Körperschaftsteuer verringern. 

Ein Unternehmen müsste nur ein EU-weites System zur Berechnung seines steuerpflichtigen 
Einkommens einhalten und nicht unterschiedliche Vorschriften in jedem Mitgliedstaat, in dem es 
tätig ist. Diese Gewinne würden dann auf die Länder aufgeteilt, und zwar auf der Grundlage der 
geschätzten realen Wirtschaftstätigkeit in diesem Land (berechnet als Grundlage für das 
gewichtete Verhältnis von Umsatz, Arbeitskosten, Anzahl der Beschäftigten und 
Vermögenswerten in jedem Land). Die Mitgliedstaaten könnten dann frei entscheiden, welcher 
Steuersatz auf diese aufgeteilten Gewinne anzuwenden ist. In diesem Zusammenhang zielt der 
GKKB-Rahmen nicht auf eine Konvergenz der Steuersätze in der Europäischen Union ab. 

Die Diskussionen im Rat seit 2011 haben gezeigt, dass es unwahrscheinlich ist, dass der als „sehr 
ehrgeizig“ bezeichnete Vorschlag zur GKKB ohne einen mehrstufigen Ansatz angenommen wird. 

Die letzten Vorschläge der Europäischen Kommission wurden im Oktober 2016 vorgelegt. Sie 
dienen nicht nur der Unterstützung der Wirtschaft, sondern auch der Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung. Der Rahmen gliederte sich daher in zwei Teile: eine Richtlinie über die 
gemeinsame Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKKB, Stufe 1) und eine zweite über 
die gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKKB, Stufe 2). 
Wichtig ist, dass die GKKB nur für die in den EU-Mitgliedstaaten ansässigen Einheiten 
transnationaler Unternehmen und nicht für alle Gesellschaften der Unternehmensgruppe gelten 
würde. 

Im Rahmen dieser neuen (konsolidierten) GKKB-Regelung wird von transnationalen 
Unternehmen mit einem konsolidierten Konzernumsatz von mehr als 750 Mio. € im Geschäftsjahr 
vor dem relevanten Geschäftsjahr zwingend erwartet, dass sie Umsatzzahlen in Übereinstimmung 
mit den GKKB-Anforderungen liefern. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung (ECON) hat seinen Bericht am 21. Februar 2018 
angenommen. Seine Änderungsanträge würden den Vorschlag insbesondere in den folgenden 
Punkten ergänzen: 

Änderung der Zuteilungsformel durch Hinzufügen eines vierten Faktors, des „Daten“-Faktors. 

Ergänzung der virtuellen Betriebsstätte (DPE) und Verpflichtung der Kommission, Wege zu 
analysieren, wie die Wirksamkeit und Effizienz der Streitbeilegung zwischen den Mitgliedstaaten 
verbessert werden kann (z.B. ein Streitbeilegungsmechanismus), und Einrichtung eines 
vorübergehenden Ausgleichsmechanismus für Mitgliedstaaten, die mit der Einführung einer 
GKKB Steuereinnahmen verlieren könnten. 
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Streichung von sektorenspezifischen Bestimmungen, insbesondere für Schifffahrtsunternehmen. 
Klärung und Straffung einer Reihe von Bestimmungen (Konsolidierungseffekt, Definition der 
„konsolidierten Steuerbemessungsgrundlage“). 

• Gewährleistung eines reibungslosen Übergangs zur konsolidierten GKKB für die 
Mitgliedstaaten; Beauftragung der, vorzuschlagen, einen Teil der Einnahmen aus der 
konsolidierten GKKB dem EU-Haushalt zuzuteilen und ihre Beiträge proportional zu kürzen. 

• Sollte der Rat den Vorschlag nicht annehmen, wird die Kommission ersucht, einen neuen 
Vorschlag auf Grundlage von Artikel 116 des Vertrags über die Arbeitsweise der EU (im 
Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens) vorzulegen. Als letztes Mittel sollte eine 
verstärkte Zusammenarbeit zwischen willigen Mitgliedstaaten eingeleitet werden. 

Das Parlament, das nur konsultiert wird, verabschiedete am 15. März 2018 seinen Bericht im 
Plenum. Bisher liegt kein veröffentlichter Standpunkt des Rates vor. 
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2.3 Mittel-, Ost- und Südosteuropa sowie die Türkei 

Auch 30 Jahre nach dem Fall der Berliner Mauer stehen die neuen EU - und die Beitrittsländer - 
noch immer vor besonderen politischen, wirtschaftlichen, sozialen und gewerkschaftlichen 
Herausforderungen. Trotz einiger bemerkenswerter wirtschaftlicher Fortschritte sind die Löhne 
und Gehälter immer noch deutlich niedriger als in den meisten alten EU-Mitgliedstaaten. 

Solange jedoch der Arbeits- und Lebensstandard in MOE/SOE nicht mit dem der alten EU-Länder 
in Einklang gebracht wird, wird Europa sozial und politisch gespalten bleiben. Daher ist die 
Überwindung des Lohngefälles zwischen Ost und West neben der Stärkung des sozialen Dialogs 
und der Tarifverhandlungen auf allen Ebenen weiterhin eine der größten sozialen 
Herausforderungen für die Gewerkschaften in MOE/SOE. 

Aber es bleibt eine politische Herausforderung für die gesamte Europäische Union, gleiche 
Lebensbedingungen und einen starken Zusammenhalt zu gewährleisten. Dies gilt umso mehr vor 
dem Hintergrund des verlorenen Vertrauens in die EU und der wachsenden nationalistischen und 
antieuropäischen Bewegungen. Deshalb war die Unterstützung unserer Mitgliedsorganisationen 
in dieser Region in den letzten Jahren eine besondere Aufgabe von EFFAT. 

In diesem Zusammenhang haben wir unseren EFFAT-Solidaritätsfonds jedes Jahr weiter 
aufgestockt, indem wir neue Reserven gebildet haben, damit unsere Mitgliedsorganisationen aus 
der MOE/SOE-Region regelmäßig und aktiv an EFFAT-Ausschüssen und Arbeitsstrukturen 
teilnehmen können. 

Wir haben unsere Mitgliedsorganisationen zusammen mit der IUL bei Konflikten in transnationalen 
Unternehmen über Gewerkschaftsrechte oder bei Tarifauseinandersetzungen unterstützt, indem 
wir uns an die verantwortliche Unternehmensleitung gewandt und europaweite/internationale 
Solidaritätsaktionen organisiert haben. 

Nachdem wir in den ersten Jahren nach dem Fall der Berliner Mauer eigene EFFAT-Büros in 
Budapest, Vilnius und Zagreb in MOE und in den neuen EU-Ländern eingerichtet und weit über 
200 Schulungsmaßnahmen durchgeführt hatten, hatte der 3. EFFAT-Kongress bereits 
beschlossen, die EFFAT-Arbeit stärker auf die Kandidatenländer in SOE zu konzentrieren. 

So haben wir beispielsweise mehr als zehn Jahre lang in SOE gemeinsam mit den europäischen 
Gewerkschaftsverbänden der Metall- und Chemiebranche und der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) 
Schulungs- und Organisationsentwicklungsprojekte durchgeführt. 

Ziel dieser Organisationsentwicklungsprojekte war es: 

• Gewerkschaftsmacht durch Organisation und Ausbildung neuer Mitglieder aufzubauen; 

• die gewerkschaftlichen Strukturen näher an den Arbeitsplatz und die Mitglieder 
heranzuführen, indem regionale Betreuungsstrukturen geschaffen werden; 

• die Handlungsfähigkeit der Gewerkschaften zu stärken, insbesondere durch moderne 
sektorielle Gewerkschaftsstrukturen auf nationaler Ebene, die die Gewerkschaften am 
Arbeitsplatz ergänzen und stärken; 

• die gewerkschaftliche Zusammenarbeit in einer fragmentierten Gewerkschaftslandschaft 
über nationale und sektorielle Grenzen hinweg zu fördern. 

In den letzten Jahren hat EFFAT ihr Büro in Zagreb zusammen mit IndustriAll weiter betrieben, 
die unsere Arbeit für und mit unseren dortigen Mitgliedsorganisationen aktiv unterstützt. 

Die Mitgliedsorganisationen in SOE waren in den letzten Jahren sehr aktiv bei der Einrichtung 
einer 8. EFFAT-Region, damit SOE im Präsidium von EFFAT vertreten ist. Diese Initiative wurde 
von den EFFAT-Ausschüssen unterstützt. Der 4. EFFAT-Kongress 2014 „unterstützte den 
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politischen Wunsch (unserer Mitgliedsorganisationen aus SOE), an den Arbeiten und 
Diskussionen des Präsidiums mit einem eigenen Vertreter und einem Stellvertreter teilnehmen zu 
können“. Der Kongress hatte weiter entschieden: 

„Die Vertreter sind von den Mitgliedsorganisationen aus SOE zu benennen und können an allen 
Arbeiten und Diskussionen des Präsidiums teilnehmen. Sie sind nicht stimmberechtigt, weil dies 
eine Satzungsänderung erfordern würde; ihre Teilnahmekosten werden jedoch vom 
Solidaritätsfonds von EFFAT getragen“. Dies ist gemäß dem Beschluss des 4. Kongresses 
geschehen. 

Der Vorschlag unserer Mitglieder in SOE, eine achte Region zu gründen, erübrigte sich jedoch im 
Laufe der weiteren Diskussionen, da die neue auf dem 5. Kongress in Zagreb verabschiedete 
Satzung keine verbindlichen regionalen Strukturen mehr vorsieht. Die Erfahrung zeigt, dass es 
zwar eine Vielzahl von grenzüberschreitenden Kooperationen zwischen den 
Mitgliedsorganisationen gibt, die regionale Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedsorganisationen in den sieben Regionen aber nur in Ausnahmefällen (Nordische Union, 
Vereinigtes Königreich/Irland, Landwirtschaft) stattfindet. 

Um die regionale Zusammenarbeit in Südosteuropa nachhaltig zu fördern und zu unterstützen, 
haben unsere EFFAT-Mitgliedsorganisationen auf der Grundlage einer gemeinsamen 
Geschäftsordnung einen ständigen SOE-Gewerkschaftsrat eingerichtet. Seitdem treffen sich die 
EFFAT-Mitgliedsorganisationen aus Bulgarien, Kroatien, Mazedonien, Montenegro, Rumänien, 
Serbien und Slowenien regelmäßig. Wir freuen uns besonders, dass auch die türkischen EFFAT-
Mitgliedsorganisationen mit großem Engagement an der Arbeit des Rates teilnehmen. In der 
Regel tagt der Rat zweimal im Jahr, jeweils in einem anderen Land. Um die Aufgaben und 
Verantwortlichkeiten zu teilen, hat der Rat beschlossen, dass der Ratsvorsitz jährlich zwischen 
den Mitgliedsorganisationen und Ländern wechselt. Diese Regel hat sich auch deshalb bewährt, 
weil sie die aktive Beteiligung möglichst vieler Mitgliedsorganisationen erlaubt und fördert. 

Dieser Gewerkschaftsrat hat sich unter anderem mit folgenden Themen beschäftigt: 

- Wie und nach welchen Regeln soll die Arbeit des Gewerkschaftsrates organisiert werden 
(Geschäftsordnung des Rates, Link)? 

- Welche Prioritäten sollte das Arbeitsprogramm des Gewerkschaftsrates für den Zeitraum 
2016-2019 verfolgen? 

- Was bedeutet die Modernisierung der Gewerkschaften in dieser Region? 

- Wie können Tarifverhandlungen erfolgreich sein? 

- Welche gewerkschaftlichen und rechtlichen Instrumente gibt es, um prekäre Beschäftigung zu 
begrenzen? 

- Was sind gute Beispiele für Tarifverhandlungen? 

- Welche transnationalen Unternehmen gibt es in der Region? 

- Wie kann die Zusammenarbeit der EFFAT-Gewerkschaften in transnationalen Unternehmen 
ausgebaut werden? 

- Welche Erfahrungen bestehen mit der Einrichtung nationaler Betriebsräte in den 
verschiedenen westeuropäischen Ländern? 

- Stehen sie im Wettbewerb mit den Gewerkschaften? 

- Welche Rolle können Europäische Betriebsräte (EBR) bei der Förderung der 
gewerkschaftlichen Zusammenarbeit in Unternehmen spielen? 
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- Wie können Gewerkschaften aus Nichtbeitrittsländern in EBRs einbezogen werden? 

- Können wir nationale Koordinatoren für transnationale Unternehmen in den Ländern der 
Region benennen, die in unsere gewerkschaftlichen Unternehmensnetzwerke eingebunden 
werden? Rumänien sollte ein Pilotprojekt werden. 

- Wie und mit welchem Ziel können die Gewerkschaften die EU-Beitrittsverhandlungen 
beeinflussen („10-Punkte-Programm“)? 

- Wie können Gewerkschaften erfolgreiche Kampagnen durchführen? 

- Welche Gewerkschaftsrechte sind in internationalen Verträgen (ILO) verankert? 

- Welche Rolle können die nationalen dreigliedrigen Wirtschafts- und Sozialausschüsse für 
Arbeitnehmer und Gewerkschaften spielen? 

- Was sind Beispiele für bewährte Verfahren bei der Organisation neuer Mitglieder? 

- Wie kann der Kapazitätsaufbau von Gewerkschaften und Sozialpartnern gefördert werden? 

- Welche Rolle spielt der soziale Dialog bei der politischen Gestaltung des sektoriellen 
Rahmens? 

Die Anzahl der Arbeitsplätze sowie die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen in den Sektoren 
der Landwirtschaft, der Lebensmittel und des Tourismus hängen auch in Südosteuropa 
entscheidend von den nationalen und europäischen politischen Rahmenbedingungen der 
Sektoren ab. 

Aus diesem Grund hat EFFAT mit Unterstützung der FES zwei Studien in der Region des 
Westbalkans und in Bulgarien durchführen lassen. Das Thema lautete: „Agribusiness and Agro-
Industrial Strategies, Policies and Priorities for Achieving Higher Competitiveness, Employability 
and Sustainability in the Western Balkans Region“ (Die Lebensmittelindustrie und ihre Strategien, 
Leitlinien und Prioritäten, um höhere Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigungsfähigkeit und 
Nachhaltigkeit zu erreichen). 

Im Rahmen eines weiteren Projekts in Zusammenarbeit mit IndustriAll Europe haben wir uns 
daher der Frage gewidmet, wie Gewerkschaften eine aktive Rolle bei der Entwicklung einer 
nachhaltigen Industriepolitik spielen können. 

Ziel sollte es sein, das industriepolitische Potenzial der Länder in SOE zu stärken. 

Insbesondere haben wir uns mit folgenden Fragen beschäftigt: 

- Was ist Industriepolitik und warum spielen der Agrar- und Nahrungsmittelsektor eine 
besondere Rolle in der EU-Politik? 

- Warum muss die Industriepolitik auf der Agenda der Gewerkschaften stehen? 

- Welche Rolle spielt in diesem Zusammenhang der internationale Handel? 

- Wie sollte eine wettbewerbsfähige EU-Agrar- und Ernährungspolitik aussehen, die mehr und 
bessere Arbeitsplätze in Südosteuropa schafft? 

- Wie können Gewerkschaften die Industriepolitik beeinflussen? 

- Welche Rolle können und müssen gemeinsame politische Initiativen mit den Arbeitgebern im 
Rahmen des sozialen Dialogs spielen? Eine gemeinsame Veranstaltung mit Arbeitgebern und 
Regierungsvertretern in Zagreb erfüllte ebenfalls diese Rolle. 

Eines der Ergebnisse dieses Projekts waren elf Empfehlungen für eine authentische und 
erfolgreiche Industriepolitik in SOE. 
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Die Arbeit und die Erfahrungen der letzten Jahre haben einmal mehr gezeigt, wie langfristige 
gewerkschaftliche Modernisierungsprojekte in dieser Region durchgeführt werden müssen, um 
erfolgreich zu sein. 

Der EFFAT-Kongress, der zum ersten Mal in einem neuen Mitgliedstaat stattfindet, wird daher 
unter anderem beschließen, diese Region weiterhin besonders zu unterstützen, z. B. durch die 
Aufstellung eines zusätzlichen Budgets für die Arbeit des SOE-Gewerkschaftsrates. 

Es ist die Perspektive aller Staaten in SOE, der Europäischen Union beizutreten. Wir wissen aber 
auch, dass die Mitgliedschaft in der EU nicht alle nationalen Probleme löst und automatisch alle 
sozialen Bedingungen für die Arbeitnehmer verbessert. 

Sie werden nur dann besser, wenn die Gewerkschaften in diesen Ländern stark genug sind, um 
für bessere Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen zu kämpfen. Die Aufgabe von EFFAT und 
ihrer Mitgliedsorganisationen wird es weiterhin sein, ihre Mitglieder in diesem Kampf aktiv zu 
unterstützen. 
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2.4 Europäische Zusammenarbeit und Koordinierung bei Kollektivverhandlungen 

Mit der Einführung des Gemeinsamen Binnenmarkts 1993 und der Einheitswährung Euro im Jahr 
2002 in 18 Mitgliedstaaten wurden die Löhne und Gehälter zu relevanten Faktoren im 
Kostenwettbewerb, da unterschiedliche Löhne und Gehälter nicht mehr durch schwankende 
Wechselkurse ausgeglichen werden konnten und sich damit die Gefahr des Sozialdumpings 
verschärfte. Es wurde deutlich, dass die grenzüberschreitende tarifpolitische Zusammenarbeit 
auch ein unverzichtbares Element im Kampf gegen Sozialdumping sein muss. Insbesondere die 
damalige Entscheidung Belgiens, die nationale Lohnerhöhung von den durchschnittlichen 
Lohnerhöhungen in den Nachbarländern Deutschland, Niederlande, Luxemburg und Frankreich 
sowie den Lohnempfehlungen der Kommission an die Mitgliedstaaten im Rahmen des jährlichen 
Semesters und dem Handeln transnationaler Unternehmen abhängig zu machen, verdeutlichte, 
inwieweit nationale Tarifverhandlungen im europäischen Kontext zu sehen sind. 

Aus diesem Grund hatte EFFAT (bzw. die Vorgängerorganisation EAL-IUL) bereits 1999 
begonnen, sich auf das Kerngeschäft der Gewerkschaften zu konzentrieren und sich der 
grenzüberschreitenden tarifpolitischen Zusammenarbeit zu widmen. Die Konferenzen im Juli 1999 
führten zur Annahme der „EFFAT-Grundsätze einer Koordinierung der Tarifpolitik auf 
europäischer Ebene“ und zur Einsetzung eines Tarifverhandlungsausschusses. Da die 
strukturellen und wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den EFFAT-Sektoren relativ groß sind, 
sollte die Zusammenarbeit auf sektorieller Ebene erfolgen und in sieben Sektoren beginnen: 
Backwaren, Tabak, Fleisch, Bier, Milch, Zucker und Bewirtung. Für jeden dieser Sektoren 
übernahm ein Land die Verantwortung (z. B. Belgien für Bier, Deutschland für Tabak, die 
Niederlande für Milch oder Dänemark für Fleisch). Da die regionalen Unterschiede bei den 
Tarifverhandlungen in Europa (Nord-Süd, Ost-West) ebenfalls sehr groß sind, sollten regionale 
Netzwerke die Zusammenarbeit fördern. Die Zusammenarbeit sollte durch eine jährliche 
Bestandsaufnahme der tarifpolitischen Entwicklung in den genannten Sektoren mittels eines 
jährlichen Fragebogens gefördert werden. Als EFFAT haben wir uns nicht auf die im EGB (in 
Doorn) vereinbarte „lohnpolitische Formel“ (Tariferhöhung = Inflationsrate plus 
Produktivitätssteigerung) beschränkt. Da es aufgrund der unterschiedlichen nationalen Steuer- 
und Sozialgesetze, aber auch aufgrund der Tatsache, dass viele unserer Mitgliedsorganisationen 
zunehmend qualitative Elemente wie Qualifikation, Arbeitsplatzsicherheit oder Mitbestimmung in 
ihrer Lohnpolitik berücksichtigen, schwierig war, über Ländergrenzen hinweg Lohnforderungen 
und -vereinbarungen zu vergleichen, sollte der Fragebogen in erster Linie einen qualitativen 
Überblick über die nationalen Lohnbewegungen in den EFFAT-Sektoren geben. 

Gemeinsam mit den Gewerkschaften der Metall-, Chemie- und Textilbranche haben wir die 
gemeinsame Eucoban-Webseite eingerichtet, die als Plattform für gegenseitige Information und 
Diskussion dienen sollte. Zu Beginn des letzten Jahrzehnts verabschiedeten wir auch 
gemeinsame Tarifverhandlungsforderungen, wie z. B. die Forderung nach besserer Qualifikation 
oder gemeinsame Regelungen zur Wochenendarbeit. Damals veröffentlichte EFFAT 
Jahresberichte über Tarifverhandlungen und versuchte so, die Strukturen und Dynamik für eine 
entsprechende grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu schaffen. 

Heute müssen wir uns jedoch dafür kritisieren, dass wir bei dieser Zusammenarbeit nur sehr 
begrenzte Fortschritte gemacht haben. Von der Zusammenarbeit, geschweige denn von der 
Koordinierung in Fragen der Tarifpolitik sind wir noch weit entfernt, obwohl wir wissen, wie wichtig 
es wäre, um Arbeitgeber davon abzuhalten, Arbeitnehmer grenzüberschreitend gegeneinander 
auszuspielen. 
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Vieles, was wir uns damals vorgenommen hatten, konnte nicht erreicht werden, weil die meisten 
unserer Mitgliedsorganisationen - wahrscheinlich auch angesichts der großen nationalen 
Herausforderungen - dieser Art der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit keinen Vorrang 
gaben. Dies spiegelte sich auch im damals sehr niedrigen Rücklauf auf unseren kurzen 
Fragebogen wider. Nicht einmal 20 unserer 120 Mitgliedsorganisationen beantworteten die fünf 
Fragen. 

Aus diesen Erfahrungen haben wir Schlussfolgerungen für die tarifpolitische Zusammenarbeit 
gezogen: 

1.  Die oberste Priorität aller EFFAT-Aktivitäten im Bereich der Tarifverhandlungen besteht neben 
der Stärkung der gewerkschaftlichen Macht darin, den sozialen Dialog auf nationaler Ebene zu 
stärken und zu fördern und nationale Tarifverhandlungen und -runden zu unterstützen.  

2.  Dazu gehört insbesondere die Verpflichtung, die Mitgliedsorganisationen bei Arbeitskonflikten 
und Aktionen solidarisch und aktiv zu unterstützen und zu verhindern, dass Arbeitgeber 
gewerkschaftliche Kampfmaßnahmen untergraben, z. B. durch Produktionsverlagerungen. 
Das von EFFAT eingerichtete Frühwarnsystem und die Umsetzung des „EFFAT Industrial 
Policy Code“ (Industriepolitischer Kodex) müssen in diesem Zusammenhang konsequenter 
umgesetzt werden. 

3. Wir haben beschlossen, unsere tarifpolitische Zusammenarbeit auf europäischer Ebene 
insbesondere auf die prekäre Beschäftigung zu konzentrieren. Seit 2009 ist die Bekämpfung 
oder Begrenzung prekärer Beschäftigung und der Schutz prekärer Arbeitnehmer unsere 
gemeinsame Priorität bei den Tarifverhandlungen auf EFFAT-Ebene. 

4.  In Zukunft sollten wir unsere tarifpolitische Zusammenarbeit auf die Zusammenarbeit in 
transnationalen Unternehmen konzentrieren. Unsere Erfahrung hat gezeigt, dass die Gefahren 
des Sozialdumpings und damit die Notwendigkeit der Zusammenarbeit vor allem auf 
Konzernebene offensichtlich sind. Allerdings müssen die notwendigen Beispiele für gute Praxis 
bei der tarifpolitischen Kooperation innerhalb von Konzernen noch geschaffen werden. Wir 
haben mit den ersten konkreten Schritten bei Coca Cola und ABInbev begonnen.  

5.  Um diese Zusammenarbeit zu fördern, müssen wir mehr grenzüberschreitende Transparenz 
in Tarifverhandlungsfragen schaffen. Dazu gehört auch die Einführung eines 
Tarifverhandlungskalenders, der alle Mitgliedsorganisationen innerhalb eines Konzerns 
darüber informiert, wann welche Gewerkschaften in welchem Land mit der Vorbereitung oder 
Durchführung von Tarifverhandlungen beginnen. Auf diese Weise wollen wir die 
Mitgliedsorganisationen, die mit demselben Konzern Tarifverhandlungen führen, ermutigen, in 
Zukunft zusammenzuarbeiten. Wir wissen, dass das Management in vielen transnationalen 
Unternehmen die Verhandlungen zentral koordiniert und versucht, die Mitgliedsorganisationen 
gegeneinander auszuspielen. 

6.  Wir werden weiterhin gute Tarifverhandlungspraktiken ermitteln und diskutieren, die auch als 
Beispiele für andere Mitgliedsorganisationen dienen können. Dies sollte weiterhin ein 
regelmäßiger Punkt auf der Tagesordnung der Sitzungen des Exekutivausschusses sein. 

7.  EFFAT hat sich auch zunehmend mit der Frage beschäftigt, welche Möglichkeiten Verträge mit 
transnationalen Unternehmen bieten können, um den nationalen Dialog und die Autonomie bei 
Tarifverhandlungen zu stärken, die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen zu verbessern 
und das grenzüberschreitende Sozialdumping zu bekämpfen. In diesem Zusammenhang wird 
EFFAT ihre Regeln für die Aushandlung und den Abschluss von transnationalen 
Unternehmensvereinbarungen (TCA) überarbeiten. 
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8.  EFFAT wird weiterhin Branchenveranstaltungen und interne Vorbesprechungen in den 
Europäischen Betriebsräten nutzen, um Informationen über die Tarifverhandlungspolitik 
auszutauschen und gemeinsame Ansätze und Vereinbarungen zur Tarifpolitik zu entwickeln. 

9.  Der soziale Dialog auf europäischer Ebene ermöglicht weiterhin den Abschluss gemeinsamer, 
autonom ausgehandelter Vereinbarungen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern. Die 
Rechtsgrundlage dafür bilden die Artikel 154 und 155 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV). Dies gilt auch für sektorielle europäische 
Gewerkschaftsverbände wie EFFAT, da EFFAT offiziell als europäischer Sozialpartner im 
Sinne des EU-Vertrags anerkannt ist. Es gibt bisher jedoch noch keine Verhandlungen und 
Vereinbarungen mit unseren Sozialpartnern, da sie weder ein Mandat ihrer 
Mitgliedsorganisationen noch ein Interesse an gemeinsamen Vereinbarungen hatten. Ihr 
Hauptinteresse gilt der Deregulierung von Vorschriften, nicht der Schaffung neuer. 

Gleiches gilt für die Zusammenarbeit bei Kollektivverhandlungen in anderen Bereichen der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit: Das Sekretariat kann dazu beitragen, die 
Voraussetzungen für eine engere Zusammenarbeit in der Tarifpolitik zu schaffen. Letztendlich 
liegt es jedoch vom Willen und der Initiative der Mitgliedsorganisationen ab, ob sie diese 
Möglichkeiten für ihre Arbeit nutzen oder nicht. 
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2.5 Geschlechtergleichstellung bei EFFAT 

2.5.1 EFFAT Frauenausschuss 

Zusammen mit dem Jugendausschuss und dem Kleinbauern-Ausschuss gehört der 
Frauenausschuss zu den ständigen Ausschüssen von EFFAT. 

Präsidentin und Vizepräsidentin des Frauenausschusses 

Präsidentin Vizepräsidentin 

Marianne LANDA, VIDA, Österreich Francesca GRASSINI, FILCAMS-CGIL, Italien 

Mitglieder des Frauenausschusses 

Der EFFAT-Frauenausschuss setzte sich aus folgenden Mitgliedern zusammen (zwei 
Vertreterinnen und zwei Stellvertreterinnen pro EFFAT-Region): 

Region Mitglied Stellvertreterin 

Nordische 
Länder 

Anja WESTBERG (Kommunal) Eva GUOVELIN (LIVS) 

Seija VIRTA (PAM) Einsam SØGAARD-NIELSEN (3F) 

Mittelmeer-Ost 

Elena Maria VANELLI (FISASCAT-
CISL) 

Raffaela SETTE (UILA-UIL) 

Raffaella BUONAGURO (FAI-CISL) Silvia GUARARDI (FLAI-CGIL) 

Mittelmeer West 

Laura MENDEZ CASTAÑO (FICA-
UGT) 

Margot SASTRE ALBIS (FI-CCOO) 

NN NN 

Benelux/ 
Frankreich 

Marie-Line COLIN (FGTB HORVAL) Isabelle OUEDRAOGO (FGA-CFDT) 

Patricia DREVON (FGTA-FO) 
Corinne LAPLAIGE-CALVO (CFE 
CGC AGRO) 

Deutschland/ 
Österreich/ 
Schweiz 

Helga OBERLEITNER (PROGE) NN 

Anke BÖSSOW (NGG) Karin CORDES (IG BAU) 

Irland/ 
Großbritannien 

Maxine CUTHBERT (UNITE) NN 

NN NN 

Mittel- und 
Osteuropa 

Nina VITAS (STUH) NN 

Biljana LAZAREVIC (PPDIVUT) NN 

Die Teilnahme an den Sitzungen des Frauenausschusses stand allen interessierten EFFAT-
Mitgliedsorganisationen offen, und von dieser Möglichkeit wurde umfassend Gebrauch gemacht. 

2.5.2 Sitzungen 

EFFAT-Frauenausschuss 

Es fanden folgende Sitzungen des EFFAT-Frauenausschusses statt: 

o 8. Mai 2015 in Brüssel 
o 2. Mai 2016 in Brüssel 
o 18. April 2017 in Brüssel 
o 28. Mai 2018 in Brüssel 
o 30. April 2019 in Brüssel 
  



 

41 

EGB-Frauenausschuss 

Es fanden folgende Sitzungen des EGB-Frauenausschusses statt: 

o 15.-16. April 2015 in Brüssel 
o 22.-23. November 2015 in Brüssel 
o 21.-22. April 2016 in Brüssel 
o 2.-3. November 2016 in Brüssel 
o 4.-5. April 2017 in Brüssel 
o 29.-30. November 2017 in Brüssel 
o 25.-26. April 2018 in Brüssel 
o 14.-15. November 2018 in Brüssel 
o 28.-29. März 2019 in Brüssel 

Projektsitzungen 

• EGB-Projekt „Rebalance - Maßnahmen der Gewerkschaften und Sozialpartner zur 
Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Privatleben für Frauen und Männer“. 

➢ Sitzungen des Projektlenkungsausschusses: 

o 15. März 2018 in Brüssel 
o 5. Juli 2018 in Montepulciano, Italien 
o 8. Februar 2019 in Brüssel 
o 19. Juni 2019 in Brüssel 

➢ Europäische Konferenzen 

o 28. Februar - 1. März 2019 in Berlin 
o 24. Oktober 2019 in Rom 

• EFFAT-Projekt „Bekämpfung von sexueller Belästigung und Gewalt am Arbeitsplatz in den 
Sektoren Landwirtschaft, Nahrungsmittel, Tourismus und Hausangestellte“. 

➢ Sitzungen des Projektlenkungsausschusses 

o 27. Mai 2019 in Brüssel 
o 10. September 2019 in Brüssel 

➢ Europäische Konferenz (EFFAT-Frauenkonferenz) 

o 5. November 2019 in Zagreb, Kroatien 

Andere 

• Treffen EGB - Europäische Gewerkschaftsföderationen 

o 25. Mai 2016 
o 27. März 2018 

• Mitgliedsorganisationen 

o 8. März 2015, TOLEYIS, Frauenkonferenz in Istanbul, Türkei 
o 15. März 2019, FNSZ, Konferenz über Frauen in Gewerkschaften in Sofia, Bulgarien 

Informationen über die Ergebnisse dieser Konferenzen und Seminare wurden in Protokollen, 
Berichten, Pressemitteilungen, internen Rundschreiben oder Veröffentlichungen auf Webseiten 
bereitgestellt. 
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2.5.3 Gremien für Geschlechtergleichstellung 

EFFAT-Frauenausschuss 

Marianne LANDA und Francesca GRASSINI führten in der Wahlperiode nach dem 4. Kongress 
den Vorsitz im EFFAT-Frauenausschuss. 

Der EFFAT-Frauenausschuss tagte regelmäßig. Wenn möglich, wurden diese Sitzungen im 
Zusammenhang mit der Frühjahrssitzung des EFFAT-Exekutivausschusses geplant. 

Der EFFAT-Frauenausschuss erörterte die neuesten Entwicklungen im Bereich der Gleichstellung 
der Geschlechter auf europäischer und nationaler Ebene sowie innerhalb der jeweiligen 
nationalen Gewerkschaftsorganisationen, legte Prioritäten für die EFFAT-Gleichstellungspolitik 
fest und trug zur Vorbereitung des EFFAT-Kongresses bei. 

Der Ausschuss erörterte ferner Fragen wie: 

- Geschlechterspezifische Lohnunterschiede 

- Sexuelle Belästigung und Gewalt am Arbeitsplatz 

- Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben 

- Hausangestellte 

Die Sitzungen des Frauenausschusses bieten Gelegenheit zum Informationsaustausch über die 
Situation und die neuesten Entwicklungen bei der Geschlechtergleichstellung in den 
verschiedenen betroffenen Ländern. 

EFFAT-Frauenkonferenz 

Wie bereits im Vorfeld der EFFAT-Kongresse 2005 und 2009 wurde am 19. November 2014, 
einen Tag vor dem EFFAT-Kongress, in Wien eine Frauenkonferenz organisiert. 

Tagesordnungspunkte der Konferenz waren: 

- EFFAT-Projekt „Förderung der industriellen Beziehungen im Hausangestelltensektor in 
Europa“ 

- EFFAT-Gleichstellungspolitik - Erreichte Ergebnisse und künftige Arbeitsschwerpunkte 

- Vorbereitung des EFFAT-Kongresses 

Die EFFAT-Frauenkonferenz 2014 verabschiedete die folgenden Empfehlungen, die vom 
EFFAT-Kongress am 21. November 2014 angenommen wurden: 

• EFFAT-Empfehlungen zur Lohngleichheit für Frauen und Männer 

Die konkreten Maßnahmen der Empfehlung basierten auf Beispielen erfolgreicher Initiativen zur 
Bekämpfung der von den Mitgliedsorganisationen gemeldeten Entgeltdiskriminierung; Ziel war 
es, Anregungen für die Umsetzung des Grundsatzes des gleichen Entgelts zu geben, um die 
anhaltenden geschlechterspezifischen Lohnunterschiede in den EFFAT-Sektoren zu 
bekämpfen. 

• EFFAT-Empfehlungen zu menschenwürdiger Arbeit für Hausangestellte 

In den Empfehlungen werden EFFAT und die Mitgliedsorganisationen aufgefordert, Maßnahmen 
zu ergreifen, um die EU-Mitgliedstaaten zu ermutigen, das IAO-Übereinkommen Nr. 189 über 
menschenwürdige Arbeit für Hausangestellte zu ratifizieren und sicherzustellen, dass sein Inhalt 
vollständig in nationales Recht eingebettet ist und diese Gesetze vollständig umgesetzt werden, 
und außerdem die nationalen Rechtsvorschriften und Praktiken verbessert werden, um den 
Beschäftigungs- und sonstigen Rechten der Hausangestellten Rechnung zu tragen. Außerdem 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/EFFAT-Congress-recommendations-on-equal-pay-2014-11-21-DE-1.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/EFFAT-Congress-recommendations-on-domestic-workers-2014-11-21-EN.pdf
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sollen sie die europäischen Institutionen auffordern, europäische Richtlinien zu überarbeiten, die 
diskriminierende Maßnahmen gegenüber Hausangestellten enthalten, wie beispielsweise den 
ausdrücklichen Ausschluss von bestimmten Rechten. 

Darüber hinaus bekräftigte die Frauenkonferenz die Prioritäten für die künftige EFFAT-Arbeit zur 
Geschlechtergleichstellung, wie sie im EFFAT-Arbeitsprogramm 2015-2019 definiert sind. 

2.5.4 Ausgewogene Beteiligung von Männern und Frauen an Entscheidungsprozessen 

Die EFFAT-Satzung legt Regeln für eine ausgewogene Vertretung von Frauen und Männern in 
den Entscheidungsgremien fest. Der allgemein anerkannte Grundsatz ist, dass der Frauenanteil 
in den Entscheidungsgremien und -strukturen von EFFAT dem Frauenanteil in der gesamten 
Mitgliedschaft entsprechen sollte. Die Satzung sieht auch vor, dass die gewählten Vertreter/innen 
und ihre Stellvertreter/innen unterschiedlichen Geschlechts sein müssen. 

EFFAT-Kongress 

Die Beteiligung von weiblichen Delegierten am EFFAT-Kongress nimmt stetig zu: 

2000 - 23% 
2005 - 32% 
2009 - 35% 
2014 - 48% 

EFFAT-Exekutivausschuss 

Mitglieder Frauen % 

82 33 40 

EFFAT-Präsidium 

Mitglieder Frauen % 

23 9 40 

Die Regel, wonach die gewählten Vertreter/innen und ihre Stellvertreter/innen unterschiedlichen 
Geschlechts sein sollen, wurde von der Mehrheit der Länder und Regionen bei der 
Zusammensetzung des Exekutivausschusses und des Präsidiums berücksichtigt. 

EFFAT-Sektoren 

 Präsident/innen Vizepräsident/innen 

Landwirtschaft   
Lebensmittel   
Tourismus   

Es kann festgestellt werden, dass beim Frauenanteil in den EFFAT-Entscheidungsgremien 
generell Fortschritte erzielt wurden. 

2.5.5 Arbeitsbereiche 

Geschlechterspezifische Lohnunterschiede 

Im Anschluss an die vom EFFAT-Kongress im November 2014 angenommenen „EFFAT 
Empfehlungen zur Lohngleichheit für Frauen und Männer“ führte EFFAT 2017 eine  
Halbzeitüberprüfung der Umsetzung der Empfehlungen durch, um zu sehen, wie diese 
Empfehlungen auf nationaler Ebene aufgenommen wurden und welche Fortschritte seither 
bezeüglich der Entgeltgleichheit erzielt wurden. 11 Organisationen aus 10 Ländern beteiligten sich 
an der Umfrage. Die Ergebnisse der Umfrage und die Diskussionen im Frauenausschuss zeigten, 
dass die Mitgliedsorganisationen ständig das Ziel der gleichen Bezahlung von Frauen und 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/Evaluation-mid-term-review-EFFAT-Recommendations-on-equal-pay-2017-04-EN-final.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/Evaluation-mid-term-review-EFFAT-Recommendations-on-equal-pay-2017-04-EN-final.pdf
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Männern verfolgen und dass die Empfehlungen weitgehend umgesetzt wurden. 

Sexuelle Belästigung und Gewalt am Arbeitsplatz 

Im Jahr 2015 hatte der EFFAT-Frauenausschuss sexuelle Belästigung und Gewalt am 
Arbeitsplatz in das EFFAT-Arbeitsprogramm zur Gleichstellung der Geschlechter aufgenommen 
und empfohlen, das Thema in den EFFAT-Sektoren aufzugreifen. 

Im Tourismussektor sind sexuelle Belästigung und Gewalt, insbesondere Gewalt durch Dritte, weit 
verbreitet, da die Beschäftigten Kontakt mit Kunden und Gästen haben. EFFAT hat das Thema 
auf Grundlage der Ergebnisse der nordischen HRCT-Gewerkschaften auf die Tagesordnung des 
sozialen Dialogs im europäischen Hotel- und Gaststättengewerbe gesetzt, aber der europäische 
Arbeitgeberverband HOTREC zögerte, sich weiter mit diesem Thema zu befassen. 

Im Jahr 2016 verabschiedete der Frauenausschuss die „EFFAT-Politik für gegenseitigen 
Respekt“, die vom EFFAT-Exekutivausschuss angenommen wurde. Ziel war es, ein positives 
Signal zu senden und Leitlinien vorzugeben, um sicherzustellen, dass die EFFAT-Treffen und -
Aktivitäten weiterhin in einer Atmosphäre stattfinden, in der die Würde jeder/s Einzelnen geachtet 
wird – ein Grundsatz, der bei Gewerkschaftern ein sehr hohes Maß an Anerkennung genießt. Das 
Dokument wurde begrüßt und als im Einklang mit den auf nationaler Ebene entwickelten Initiativen 
(z.B. schwedisches Onlinetraining über Belästigung) betrachtet. Es betont, dass es keine Toleranz 
gegenüber Gewalt gibt, und dass die Umsetzung sichergestellt und Schulungen angeboten 
werden müssen. Die Politik soll dazu beitragen, das Bewusstsein zu schärfen und zu einem 
positiven Arbeitsumfeld beizutragen. 

Anfang 2019 erhielt EFFAT EU-Mittel für das Projekt „Bekämpfung von sexueller Belästigung und 
Gewalt am Arbeitsplatz in den Sektoren Landwirtschaft, Nahrungsmittel, Tourismus und 
Hausangestellte.“ Ziel des Projekts war es, Informationen über die Situation in Bezug auf sexuelle 
Belästigung und Gewalt in den EFFAT-Sektoren zu sammeln, Beispiele für Initiativen von 
Mitgliedsorganisationen zur Bekämpfung sexueller Belästigung und Gewalt am Arbeitsplatz 
zusammenzustellen und auf der Grundlage der Ergebnisse Empfehlungen zu erarbeiten. Es 
wurde ein Projektlenkungsausschuss (PLA) eingesetzt, dem Vertreter verschiedenster EFFAT-
Mitgliedsorganisationen und der IUL angehörten. Der PLA traf sich 2019 mehrmals und begleitete 
die Arbeit der externen Expertinnen, die eine Umfrage unter den EFFAT-Mitgliedsorganisationen 
durchführten und Empfehlungen und Berichte ausarbeiteten. Die Empfehlungen werden von der 
EFFAT-Frauenkonferenz angenommen und vom EFFAT-Kongress im November 2019 
angenommen. Die europäischen Sozialpartner in den Bereichen Horeca und 
Gemeinschaftsverpflegung unterstützten das Projekt. Die Ergebnisse und Empfehlungen werden 
in den Ausschüssen für den sektoriellen sozialen Dialog aufgenommen, an denen EFFAT beteiligt 
ist. 

Die Umfrage untersuchte auch Initiativen von Mitgliedsorganisationen zur Umsetzung der 
Globalen Rahmenabkommen zur Vermeidung sexueller Belästigung, die IUL mit Unilever, Sodexo 
und Meliá unterzeichnet hat. 

Die „Gemeinsame Verpflichtung von IUL und Sodexo zur Vermeidung sexueller Belästigung“ und 
ihre Umsetzung standen regelmäßig auf der Tagesordnung der Sitzungen des sektoriellen 
sozialen Dialogs im europäischen Gemeinschaftsverpflegungssektor. 

Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben 

Nachdem die Mutterschutzrichtlinie 2015 zurückgezogen wurde, beschloss die Europäische 
Kommission, bei der Modernisierung des bestehenden EU-Rechtsrahmens über familiär bedingte 
Beurlaubungen und der flexiblen Arbeitszeitregelungen einen breiteren Ansatz zu verfolgen. Die 
2017 vorgeschlagene Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Eltern und pflegende 
Angehörige wurde vom Rat am 13. Juni 2019 endgültig angenommen und sieht Folgendes vor: 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/EFFAT-Policy-on-Mutual-Respect-DE-final-1.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/EFFAT-Policy-on-Mutual-Respect-DE-final-1.pdf
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- Vaterschaftsurlaub: 10 Arbeitstage, vergütet mindestens in Höhe des Krankengeldes 

- Elternzeit: vier Monate, zwei Monate davon nicht übertragbar und vergütet in einer von den 
Mitgliedstaaten festzulegenden Höhe 

- Betreuungsurlaub: 5 Tage pro Jahr 

- flexible Arbeitszeitregelungen: für berufstätige Eltern von Kindern bis zu einem Alter von 8 
Jahren und für pflegende Angehörige 

Der EGB berichtete dem EFFAT-Frauena.usschuss und dem Exekutivausschuss über den 
Fortschritt des Gesetzgebungsprozesses 

Auf Ersuchen des EFFAT-Frauenausschusses, grundlegende Informationen über die 
gesetzlichen Bestimmungen zum Elternurlaub in den verschiedenen Ländern zu erhalten, 
verbreitete EFFAT die vom EGB 2017 in Auftrag gegebene Studie des European Social 
Observatory „Overview of measures related to work-life balance in the European Union“, die einen 
guten Überblick über Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben innerhalb der 
Europäischen Union gibt, wie z.B. Elternurlaub, Vaterschaftsurlaub und Pflegeurlaub sowie 
flexible Arbeitszeitregelungen. 

Im Jahr 2017 startete der EGB das Projekt „REBALANCE: Gewerkschaftsstrategien und bewährte 
Praktiken zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben“, an dem EFFAT beteiligt 
war. Das Projekt untersuchte bewährte Praktiken der Gewerkschaften, die darauf abzielen, die 
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben zu verbessern, sowie Maßnahmen zur Beseitigung der 
Kluft zwischen Beruf und Privatleben im sozialen Dialog auf allen Ebenen, insbesondere bei 
Tarifverhandlungen auf Branchen- und Unternehmensebene. Es schärfte außerdem das 
Bewusstsein, dass die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben auch die Produktivität steigert. Die 
Ergebnisse wurden auf der Abschlusskonferenz in Rom im Oktober 2019 vorgestellt. 

Derzeit bereitet der EGB einen Umsetzungsleitfaden vor, um die nationalen Gewerkschaften bei 
ihren Maßnahmen zur Verbesserung der Umsetzung der Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf 
und Privatleben in nationales Recht zu unterstützen. 

Geschlechtergleichstellung in den EFFAT-Sektoren 

Im Jahr 2015 untersuchten die Sozialpartner des europäischen 
Gemeinschaftsverpflegungssektors, EFFAT und FoodServiceEurope, die Gleichstellung der 
Geschlechter im Rahmen der Umsetzung ihres 2007 unterzeichneten und 2014 überarbeiteten 
„Abkommens über die soziale Verantwortung der Unternehmen im Sektor der 
Gemeinschaftsverpflegung in Europa“. Basierend auf Umfragen unter ihren 
Mitgliedsorganisationen sowie der Vorstellung von Maßnahmen und Beispielen guter Praxis 
wurde ein Bericht „Sozialverantwortliche Unternehmensführung im 
Gemeinschaftsverpflegungssektor – Gleichstellung der Geschlechter “ erstellt, der Empfehlungen 
für zukünftige Maßnahmen enthält. 

Hausangestellte 

In der letzten Wahlperiode hat EFFAT die Aktivitäten im Bereich der Hausangestellten verstärkt 
(siehe separaten Bericht). 
  

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/ETUC-OSE-Overview-work-life-balance-measures-in-EU-2018.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/ETUC-OSE-Overview-work-life-balance-measures-in-EU-2018.pdf
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2.5.6 Zusammenarbeit mit anderen Organisationen 

EGB und Europäische Gewerkschaftsverbände 

EFFAT setzte die Zusammenarbeit mit dem EGB und den anderen europäischen 
Gewerkschaftsverbänden zur Geschlechtergleichstellung in Europa fort. EFFAT nahm an den 
Sitzungen des EGB-Frauenausschusses teil, trug zur jährlichen EGB-Umfrage zur Gleichstellung 
der Geschlechter bei, nahm an mehreren Treffen zwischen Gleichstellungsbeauftragten des EGB 
und der anderen europäischen Gewerkschaftsverbände teil und ist Partner im REBALANCE-
Projekt des EGB. 

Europäische Kommission 

EFFAT informiert die Mitgliedsorganisationen regelmäßig über Initiativen und Veröffentlichungen 
der Europäischen Kommission zur Gleichstellung der Geschlechter, die auf ihrer Webseite 
erscheinen. 
  

https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/gender-equality_en
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2.6 Hausangestellte 

2.6.1 Hausangestellte innerhalb von EFFAT 

In der letzten Wahlperiode hat EFFAT die Aktivitäten im Bereich der Hausangestellten deutlich 
verstärkt. 

 

11/2014 
• EFFAT-Kongress Empfehlung „Menschenwürdige Arbeit für 

Hausangestellte" 

1/2014 – 
2/2015 

• EFFAT-Projekt „Förderung der industriellen Beziehungen im 
Hausangestelltensektor in Europa“ 
- 4 Sitzungen des Projektlenkungsausschusses 
- Ergebnisse: 

o Bericht „Förderung der industriellen Beziehungen im 
Hausangestelltensektor in Europa" 

o Broschüre „Hausangestellte in Europa - Organisiert Euch" 

2/2015 
• Teilnahme an der Anhörung des EP zum Thema „Weibliche 

Hausangestellte und weibliches Pflegepersonal in der EU" 

6/2015 
• FES-EFFAT Runder Tisch „Vier Jahre nach Annahme des IAO-

Übereinkommens für Hausangestellte C 189" 

3/2015 – 
3/2016 

• EFFAT Teilnahme am EU-Projekt „Für Qualität! - Europäisches 
Projekt für die Qualität von Arbeitsplätzen und Service in personen- 
und haushaltsbezogenen Dienstleistungen (PHS)" 
- Regionale Workshops in Rom, Brighton und Wien 
- Abschlusskonferenz in Brüssel (abgesagt) 
- Abschlussbericht, Empfehlungen 

4/2016 

• EP-Bericht „Weibliche Hausangestellte und weibliches 
Pflegepersonal in der EU" 
- EFFAT und IDWF Europe lieferten Input 
- Abstimmung im Plenum des EP am 28.4.2016 

4/2016 

• EFFAT-IDWF Europa Treffen zur strategischen Planung zu 
Hausangestellten: Diskussion über Rollen und Aufgaben für IDWF, 
EFFAT und ihre Mitgliedsorganisationen zur Stärkung der Mobilität 
von Hausangestellten in Europa 

6/2016 

• EFFAT-Antrag auf EU-Förderung für das Projekt „Angemeldete und 
menschenwürdige Arbeit für Hausangestellte durch 
Dienstleistungsgutscheine" in Zusammenarbeit mit den europäischen 
Arbeitgeberverbänden EFSI (European Federation for Services to 
Individuals) und EFFE (European Federation for Family Employment) 
- das Projekt wurde abgelehnt 

6/2016 
• EFFAT und ACV-CSC unterstützen die IDWF-Kampagne „My Fair 

Home" 

4/2017 

• EFFAT-IDWF Treffen zu Hausangestellten in Europa 
- Diskussion mit den Arbeitgeberorganisationen EFSI (European 

Federation for Services to Individuals) und EFFE (European 
Federation for Family Employment) 
o Follow-up des gemeinsam eingereichten Projekts 

„Angemeldete und menschenwürdige Arbeit für 
Hausangestellte durch Dienstleistungsgutscheine", das von 
der EU im Dezember 2016 abgelehnt wurde 

http://forquality.eu/
https://effat.sharepoint.com/Governing_Bodies/Congress/Congress%202019/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/AppData/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/PVQCTCMV/AppData/Local/AppData/Local/AppData/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/AppData/AppData/Local/Microsoft/Windows/AppData/Local/Temp/%09http:/www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fNONSGML%2bREPORT%2bA8-2016-0053%2b0%2bDOC%2bPDF%2bV0%2f%2fEN
https://effat.sharepoint.com/Governing_Bodies/Congress/Congress%202019/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/AppData/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/PVQCTCMV/AppData/Local/AppData/Local/AppData/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/AppData/AppData/Local/Microsoft/Windows/AppData/Local/Temp/%09http:/www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fNONSGML%2bREPORT%2bA8-2016-0053%2b0%2bDOC%2bPDF%2bV0%2f%2fEN
http://www.effat.org/en/node/14403
http://www.effat.org/en/node/14403
http://www.effat.org/en/node/14403
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o Weitere Bereiche für die zukünftige Zusammenarbeit 
- Interne Diskussion 

o Organisation und Unterstützung von Hausangestellten - 
Austausch unter den TeilnehmerInnen 

o Relaunch der My Fair Home Kampagne 
o Schaffung einer engeren bilateralen Zusammenarbeit 

(„Schwesterorganisationen") 
o IAO-Normensetzungsprozess zum Thema „Gewalt am 

Arbeitsplatz" 

6/2017 
• EFFAT startet die 2. „My Fair Home" - „Menschenwürdige Arbeit für 

Hausangestellte" 

6/2017 

• EFFAT-Antrag auf EU-Förderung für das Projekt „Gestaltung der 
Arbeitsbeziehungen im Hausangestelltensektor durch die 
Verwendung von PHS-Gutscheinen (Projekt SIRIUS)", in 
Zusammenarbeit mit EFSI, EFFE und dem Institut für Wirtschaft, 
Arbeit und Kultur (IWAK) der Goethe-Universität Frankfurt - das 
Projekt wurde abgelehnt 

11/2017 
• Annahme des Pilotprojekts des Europäischen Parlaments „Förderung 

von Hausangestelltengenossenschaften und 
Dienstleistungsgutscheinen" 

12/2017 – 
3/2018 

• Aufbau eines Konsortiums der wichtigsten europäischen 
Interessengruppen für Hausangestellte und Pflegekräfte 

1/2018 

• EFFAT-IDWF Europa Strategisches Planungstreffen für 
Hausangestellte: 
- Vorbereitung des IDWF-Kongresses 11/2018 
- IDWF Europa Struktur 
- Neues EU-Projekt für Hausangestellte 
- IAO-Diskussion über „Gewalt und Belästigung von Frauen und 

Männern in der Arbeitswelt" 

2/2018 
• Netzwerk von NROs und Gewerkschaften veröffentlicht 

„Gemeinsame Anliegen und gemeinsame Empfehlungen zur Haus- 
und Pflegearbeit von MigrantInnen" 

3/2018 

• Europäische Plattform zur Bekämpfung nicht angemeldeter 
Erwerbstätigkeit Plenum - Diskussion über „Elemente eines 
präventiven Ansatzes: Dienstleistungsgutscheine und 
Sensibilisierungskampagnen", Studie zu 
Dienstleistungsgutscheinsystemen in Belgien, Frankreich, Italien und 
Österreich 

4/2018 

• EFFAT-IDWF Treffen zu Hausangestellten: 
- Geplante Aktivitäten für 2018-2019 
- Vorbereitung des IDWF-Kongresses, z.B. Wahl der europäischen 

Vertreterinnen in den IDWF-Vorstand, Beschlüsse, etc. 

5/2018 
• Veröffentlichung der Ausschreibung VP/2018/013 - Pilotprojekt zu 

Dienstleistungen für Privatpersonen und Haushalte: „Förderung von 
Hausangestelltengenossenschaften und Dienstleistungsgutscheinen" 

6/2018 

• Aufruf an ein Netzwerk zivilgesellschaftlicher Organisationen, den 
Global Compact der Vereinten Nationen zur Migration als 
Gelegenheit zu nutzen, um die Rechte von Hausangestellten und 
Pflegepersonal als Arbeitnehmer anzuerkennen 

http://www.effat.org/en/node/14590
http://www.picum.org/Documents/Publi/2018/concerns_recommendations_migrant_domestic_care_work_February2018.pdf
http://www.picum.org/Documents/Publi/2018/concerns_recommendations_migrant_domestic_care_work_February2018.pdf
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=629&langId=en&callId=536&furtherCalls=yes
https://www.epsu.org/sites/default/files/article/files/PICUM-et-al-Joint-Statement-MDW-GCM-15.06.18-FINAL.pdf
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6/2018 
• Einreichung des Projekts „Advancing Personal and Household 

Services (Ad-PHS)" 

8/2018 • Genehmigung des Ad-PHS-Projekts 

11/2018 
• Gemeinsame Konferenz der EG und der IAO über Hausangestellte 

und Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz 

11/2018 • IDWF-Kongress 

1/2019 • Kick-off-Treffen Ad-PHS-Projekt 

1/2019 
• 8. Europäische EFSI-EWSA Konferenz zu personenbezogenen und 

haushaltsnahen Dienstleistungen: Innovation bei 
personenbezogenen und haushaltsnahen Dienstleistungen 

4/2019 

• EFFAT-IDWF Hausangestellten-Treffen: 
- Berichte von IDWF-Treffen: Kongress und Exekutivausschuss 
- Projekte „Ad-PHS (Förderung persönlicher und haushaltsnaher 

Dienstleistungen)“ und „Gig Economy und Unterrichtung, 
Anhörung und Beteiligung der Arbeitnehmer und 
Tarifverhandlungsprozesse“ 

- EFFAT-Arbeit zu Hausangestellten 
o Antrag zu Hausangestellten an den EFFAT-Kongress 
o Zukünftige Struktur und Aktivitäten 

- Planung 2019-2020 

4-5/2019 
• Ausarbeitung und Annahme des Antrags „Stärkung des 

Hausangestelltensektors in EFFAT“ für den EFFAT-Kongress durch 
den EFFAT-Frauenausschuss 

6/2019 

• EFFAT Unterstützung des IDWF Schreibens an den Präsidenten 
Zyperns bezüglich der Ermordung von Hausangestellten in Zypern, in 
dem Zypern aufgefordert wird, Hausangestellte, einschließlich 
MigrantInneen, anzuerkennen und zu schützen und das IAO-
Übereinkommen 189 über menschenwürdige Arbeit für 
Hausangestellte zu ratifizieren 

Vertreterinnen für Europa im IDWF-Exekutivausschuss sind: 

• Grace PAPA, ACV-CSC, Belgien 

• Wendy GALARZA, FILCAMS-CGIL, Italien 

2.6.2 Sitzungen 

EFFAT-Frauenausschuss 

Hausangestellte standen auf der Tagesordnung aller Sitzungen des EFFAT-
Frauenausschusses, die an folgenden Tagen stattfanden: 

o 8. Mai 2015 in Brüssel 
o 2. Mai 2016 in Brüssel 
o 18. April 2017 in Brüssel 
o 28. Mai 2018 in Brüssel 
o 30. April 2019 in Brüssel 

Hausangestellte in der Arbeit von EFFAT 

Seit 2017 wurden eigene Treffen für europäische Gewerkschaften organisiert, die 
Hausangestellte organisieren: 

o 19. April 2017 in Brüssel 

https://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId=en&catId=82&eventsId=1360&furtherEvents=yes
http://idwfed.org/en/updates/cyprus-letter-to-president-nicos-anastasiades-murder-of-migrant-domestic-workers-and-girls-in-cyprus?fbclid=IwAR1Lwi6jk-y0vtjnNCNztkDg5C3t4jl7R2aEABQKQhfXe380TCvRKexIYT8
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o 24. April 2018 in Brüssel 
o 29. April 2019 in Brüssel 

Projektbesprechungen 

• EFFAT-Projekt „Förderung der industriellen Beziehungen im Hausangestelltensektor in 
Europa“ 

➢ Sitzungen des Projektlenkungsausschusses 

o 17. Juni 2014 in Brüssel 
o 22. September 2014 in Brüssel 
o 18. November 2014 in Wien 
o 17. Februar 2015 in Brüssel 

➢ Europäische Konferenz (EFFAT-Frauenkonferenz) 

o 19. November 2014 in Wien 

• Projekt „Für Qualität! - Europäisches Projekt zur Qualität von Arbeitsplätzen und 
Dienstleistungen bei den Pflege- und Haushaltsdienstleistungen“ 

➢ Sitzungen des Projektlenkungsausschusses 

o 18. März 2015 in Brüssel 
o 20. November 2015 in Brüssel 
o 26. Februar 2016 in Brüssel 

➢ Regionalkonferenzen 

o 6. Mai 2015 in Rom 
o 27. Mai 2015 in Brighton 
o 22. September 2015 in Wien 

➢ Europäische Konferenzen 

o 23. März 2016 in Brüssel (abgesagt wegen Terroranschlägen) 

• FILCAMS-CGIL Projekt „Gig Economy und Unterrichtung, Anhörung und Beteiligung 
von ArbeitnehmerInnen sowie Tarifverhandlungsprozesse“ 

➢ Sitzungen des Projektlenkungsausschusses 

o 6. Februar 2019 in Rom 
o 19. September 2019 in Helsinki 

• Projekt „Förderung persönlicher und haushaltsnaher Dienstleistungen (Ad-PHS)“ 

➢ Sitzungen des Projektlenkungsausschusses 

o 9.-10. Januar 2019 in Brüssel 
o 2. Februar 2019 in Brüssel 
o 8.-9. Mai 2019 in Brüssel 

➢ Nationale Workshops 

o 30. Mai 2019 in Dublin 
o 5. Juni 2019 in Brüssel 
o 17. Juni 2019 in Berlin 
o 25. Juni 2019 in Madrid 
o 13. November 2019 in Stockholm 
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2.7 Jugend 

2.7.1 Zusammensetzung des EFFAT-Jugendausschusses 

Seit Beginn der letzten Wahlperiode ist der EFFAT-Jugendausschuss zu einem offiziellen und 
ständigen Organ innerhalb von EFFAT geworden. Der/die Vorsitzende hat einen ständigen Sitz 
im Geschäftsführenden Ausschuss von EFFAT, und sowohl der/die Vorsitzende als auch der/die 
stellvertretende Vorsitzende haben einen Sitz im EFFAT-Exekutivausschuss. 

Der EFFAT-Jugendausschuss setzt sich aus zwei offiziellen Vertretern und zwei Stellvertretern 
aus den sieben EFFAT-Regionen zusammen. 

Als Voraussetzung für die Mitgliedschaft im Ausschuss sollten die Vertreter: 

• nicht älter als 35 Jahre sein; 

• aktiv an der gewerkschaftlichen Jugendarbeit in einer unserer Mitgliedsorganisationen 
teilnehmen; 

• über ausreichende Englischkenntnisse verfügen, da Englisch die Arbeitssprache des 
Ausschusses ist. 

Weitere junge Teilnehmer/innen, die diese Kriterien erfüllen, sind immer als Gäste zu den Treffen 
eingeladen. Der EFFAT-Jugendausschuss tritt in der Regel zweimal im Jahr zusammen. Im 
Rahmen der Treffen werden in der Regel auch Schulungen zu Themen wie Kampagnen, 
Organisation, Gewerkschaftsführung und Kommunikationsfähigkeiten organisiert. 

Die Jugend war ein ständiger Tagesordnungspunkt unseres Exekutivausschusses. Viele junge 
EFFAT-Aktivisten wurden eingeladen, im Exekutivausschuss zu sprechen und über ihre besten 
Praktiken bei der Organisation und Rekrutierung junger Arbeitnehmer zu sprechen. 

Während der letzten Wahlperiode war die Vorsitzende des Jugendausschusses Tanja FYNBO 
von 3F und der stellvertretende Vorsitzende Ivan BLAZEVIC von STUH. 

Im Juni 2019 verabschiedete der EFFAT-Exekutivausschuss eine neue Geschäftsordnung für den 
EFFAT-Jugendausschuss, die den Vorschlag des Jugendausschusses bestätigt. Die neue 
Geschäftsordnung führt die folgenden Hauptelemente ein: 

• Der EFFAT-Jugendausschuss tagt mindestens einmal im Jahr unter Einbindung eines 
nominierten Mitglieds pro Organisation im Alter von bis zu 35 Jahren. 

• Einrichtung eines Vorstands, der sich aus sechs gewählten Mitgliedern zusammensetzt, die 
den regionalen Gebieten von EFFAT, den Sektoren und der Geschlechterverteilung 
entsprechen. 

• Dieser Vorstand ist im Exekutivausschuss von EFFAT vertreten. 

• Fünf Jugendmitglieder pro EFFAT-Region können Delegierte sein, die am EFFAT-Kongress 
teilnehmen. 

2.7.2 Ein schwieriger europäischer Arbeitsmarkt für junge Menschen 

Zu Beginn der letzten Wahlperiode hatten die Folgen des doppelten Wirtschaftsabschwungs 
2009-2012 noch sehr negative Auswirkungen auf die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen 
junger Menschen, die in den EFFAT-Sektoren beschäftigt sind. Die Jugendarbeitslosigkeit war in 
Europa in vielen EU-Mitgliedstaaten immer noch auf einem nicht nachhaltigen Niveau, was den 
sozialen Zusammenhalt und die Lebensfähigkeit des EU-Integrationsprojekts beeinträchtigte. Die 
in den Folgejahren auf nationaler Ebene durchgeführten Sparmaßnahmen trugen in vielen EU-
Ländern erheblich dazu bei, die negative Lage junger Menschen zu verschlimmern. 
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Auch wenn die Jugendarbeitslosigkeit in den letzten Jahren zurückgegangen ist, bleibt die Quote 
viel zu hoch. Seit 2008 stieg die Jugendarbeitslosigkeit und erreichte im ersten Quartal 2013 mit 
23,9% einen Höchststand1, bevor sie Ende 2018 auf 14,8% zurückging. Wir müssen jedoch 
bedenken, dass die nationalen Situationen in Europa sehr unterschiedlich sind, mit zwei 
Extremen: Griechenland mit 40% und Deutschland mit 6,2% Jugendarbeitslosigkeit. Das 
bedeutet, dass der Zugang zum Arbeitsmarkt für junge Arbeitnehmer in einigen Ländern nach wie 
vor äußerst problematisch ist. Im Durchschnitt können wir auch feststellen, dass die 
Jugendarbeitslosigkeit auf europäischer Ebene immer noch fast zweieinhalb Mal höher ist als die 
von Menschen ab 25 Jahren. 

Viele Jugendliche, insbesondere in Süd- und Osteuropa, müssen weiter ins Ausland gehen, weil 
sie im eigenen Land keine Arbeit finden. Diese Zwangsmigration ist unvermeidlich, da sie künftig 
vermutlich von Armut betroffen sein werden, wenn ihr gegenwärtiges Arbeitsleben prekär ist. Ihre 
Familie, Freunde und Länder in der Hoffnung zu verlassen, eine bessere Zukunft im Ausland zu 
finden, bleibt oft der einzige gangbare Weg. Darüber hinaus vertieft diese Art von Migration die 
bereits bestehende wirtschaftliche Kluft und verschärft das Ungleichgewicht zwischen den EU-
Regionen. Diejenigen, die bleiben, sind oft in befristeten und prekären 
Beschäftigungsverhältnissen, unbezahlten und rechtswidrigen Praktika und 
Scheinselbständigkeit gefangen, haben keinen sozialen Grundschutz und sind oft 
diskriminierenden Praktiken aufgrund des Alters ausgesetzt. 

Während die Zahl der befristet beschäftigten jungen Menschen in der EU steigt, sinkt die Zahl der 
unbefristeten Arbeitsplätze ständig. Das bedeutet, dass für die neuen Generationen ein 
unbefristeter Vertrag oder ein 8-Stunden-Arbeitstag vor ihrem 30. Lebensjahr unerreichbar 
bleiben. Junge Menschen sind auch in neuen Sektoren, die sich in der letzten Wahlperiode 
entwickelt haben, überrepräsentiert. Wenn wir an die Gig Economy denken, finden wir vor allem 
junge Menschen, die über Plattformen arbeiten, die bisher keine Arbeits- und 
Sozialschutzstandards garantieren. 

Um all diese Probleme anzugehen, hat EFFAT enorme Energie in die Stärkung ihrer Jugendarbeit 
investiert. Im Jahr 2013 haben wir beschlossen, einen EFFAT-Jugendausschuss einzurichten. 
Dieser Schritt wurde von einer Arbeitsgruppe zur gewerkschaftlichen Jugendarbeit im Jahr 2011, 
einer Konferenz zur Jugendbeschäftigung im Dezember 2012 in Wien und durch die Annahme 
einer Charta und eines Fahrplans für die Beschäftigung junger Arbeitnehmer im EFFAT-
Exekutivausschuss vorbereitet. 

Der EFFAT-Jugendausschuss ist heute ein offizielles und ständiges Gremium innerhalb von 
EFFAT. Während der letzten Wahlperiode haben wir die folgenden politischen Prioritäten verfolgt: 

• Gewerkschaftliche Organisation junger Arbeitnehmer 

• Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 

• Förderung hochwertiger Arbeitsplätze 

• Förderung der Solidarität 

• Förderung der Rolle junger Menschen in gewerkschaftlichen Strukturen 

• Verbesserung des Images und der Attraktivität von Gewerkschaften 

2.7.3 Gewerkschaftliche Organisierung junger Arbeitnehmer 

Die Organisierung junger Arbeitnehmer in einem fragmentierten Arbeitsmarkt war in der letzten 

 

1 Quelle: Eurostat, Jugendarbeitslosenquote 2008-2018 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/EFFAT-Youth-Employment-Charter-and-Roadmap-EN-1.pdf
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=File:Youth_unemployment_figures,_2008-2018_(%25)_T1.png
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Wahlperiode eine der wichtigsten Prioritäten des EFFAT-Jugendausschusses. In diesem 
Zusammenhang tauschten die Mitglieder des EFFFAT-Jugendausschusses regelmäßig Beispiele 
für bewährte Praktiken bei der Organisation junger Arbeitnehmer aus und entwickelten 
Vorschläge und gemeinsame Empfehlungen für EFFAT-Mitgliedsorganisationen. 

2.7.4 Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 

Die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit war eine der wichtigsten politischen Aufgaben des 
EFFAT-Jugendausschusses in der letzten Wahlperiode. Gemeinsam mit dem EGB und den 
Jugendabteilungen unserer Schwesterorganisationen haben wir zur Entwicklung der 
Back2ourFuture-Kampagne beigetragen, die darauf abzielte, Regierungen, EU-Institutionen und 
die Zivilgesellschaft zu beeinflussen. Außerdem haben wir die Einführung einer aktiven 
Arbeitsmarktpolitik sowie nachfrageseitiger Maßnahmen sowie einer beschäftigungsfreundlichen 
Wachstumspolitik für Jugendliche gefordert. 

2.7.5 Eine aktive Rolle bei der Verwirklichung nachhaltiger EU-Initiativen im 
Jugendbereich spielen 

Nach der Krise hat sich EFFAT zusammen mit dem EGB-Jugendausschuss und unseren 
Schwesterorganisationen dafür eingesetzt, dass die EU-Institutionen wichtige politische Initiativen 
ergreifen, um die Beschäftigung junger Menschen zu fördern und die Situation junger 
Arbeitnehmer in Europa zu verbessern. 

Dank dieses Drucks hat die EU-Kommission eine Reihe von europäischen Strategien zur 
Jugendbeschäftigung verabschiedet, die sich aus mehreren Initiativen, Maßnahmenpaketen und 
Finanzierungsinstrumenten zusammensetzen. Die wichtigsten beschäftigungspolitischen 
Maßnahmen für Jugendliche sind in zwei Paketen zusammengefasst, nämlich die Leitinitiative 
„Jugend in Bewegung“, die in der EU-Strategie 2020 verankert ist, und deren Umsetzung im EU-
Jugendbeschäftigungspaket. Das Europäische Semester ist hierbei insofern von Bedeutung, als 
die Überprüfung jugendbeschäftigungspolitischer Maßnahmen, insbesondere der 
Jugendgarantie, stark in diesen breiteren Steuerungs-Zyklus eingebunden ist. Das 
Jugendbeschäftigungspaket beinhaltet drei umfassende Initiativen, die größtenteils auf nationaler 
Ebene durch ein weiteres Bündel von Maßnahmen umgesetzt werden, die für jedes Land und die 
betreffenden Initiativen spezifisch sind. Es folgt eine kurze Erläuterung jeder Maßnahme mit 
Bezug auf EFFAT-bezogene Arbeiten. 

Jugendgarantie: Die Jugendgarantie ist eine Verpflichtung aller Mitgliedstaaten, dafür zu sorgen, 
dass alle jungen Menschen unter 25 Jahren ein qualitativ hochwertiges Angebot erhalten: 

• Beschäftigung 

• Fortsetzung der Ausbildung 

• Ausbildungsstelle 

• Praktikum 

Dies gilt innerhalb eines Zeitraums von vier Monaten nach Eintreten der Arbeitslosigkeit oder dem 
Abschluss/Verlassen der formalen Bildung. 

Alle EU-Länder haben sich in einer Empfehlung des Rates von April 2013 zur Umsetzung der 
Jugendgarantie verpflichtet. EFFAT unterstützt in Zusammenarbeit mit dem EGB-
Jugendausschuss seit 2009 die Einrichtung dieses Instruments. Mehrere Länder wie Finnland, 
Schweden, Dänemark und Österreich hatten bereits ähnliche Systeme wie die Jugendgarantie 
entwickelt, aber dies waren Einzelfälle, und es gab keine systematische Umsetzung einer solchen 
Maßnahme über alle EU-Mitgliedstaaten hinweg. Daher begrüßten wir die Annahme der 
Empfehlung des Rats im Jahr 2013, die Billigung der finanziellen Ausstattung der 

http://www.back2ourfuture.org/fr/
http://www.effat-ewc.org/resources/comparative-analysis-cbas-ccep-0?catId=1045&langId=en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/ALL/?uri=CELEX%3A32013H0426%2801%29
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Jugendbeschäftigungsinitiative (JIB) in Höhe von 6,4 Millionen Euro im Jahr 2016 mit der 
Mitteilung der Europäischen Kommission „Investieren in Europas Jugend“ und die spätere 
Einigung im Rat und im Parlament, die JBI bis 2020 um 2,4 Milliarden Euro aufzustocken. 

Auch der vierte Grundsatz der Europäischen Säule sozialer Rechte bietet eine Chance zu 
gewährleisten, dass kein junger Mensch auf dem Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft 
zurückgelassen wird. Allerdings blieb die europäische Gewerkschaftsbewegung in den ersten fünf 
Jahren der Umsetzung der Jugendgarantie gegenüber kritisch. Insbesondere in einigen Ländern 
haben unsere nationalen Mitgliedsorganisationen von  schlechten Angeboten und 
unzureichenden finanziellen Mitteln berichtet, um der Situation von NEET (junge Menschen, die 
sich nicht in Ausbildung, Beschäftigung oder beruflicher Ausbildung befinden) in ihren Ländern 
gerecht zu werden. Auch die Beteiligung der Sozialpartner an der Gestaltung, Durchführung und 
Bewertung der Jugendgarantiemaßnahmen wurde nicht eingehalten, wie sie im 
Partnerschaftsprinzip der Empfehlung des Rates verankert ist. Die Mitglieder des EFFAT-
Jugendausschusses tauschten ihre persönlichen Ansichten und Erfahrungen in Bezug auf die 
Umsetzung der Jugendgarantie bei jeder Sitzung des EFFAT-Jugendausschusses aus, die 
während der letzten Wahlperiode stattfand. EFFAT verzeichnete enorme Unterschiede zwischen 
den Mitgliedstaaten. Es ist wirklich schade, dass der potenzielle Wert einer so wichtigen und 
innovativen EU-Initiative durch eine schlechte Umsetzung auf nationaler Ebene gefährdet wird. 

Die Europäische Ausbildungsallianz: Die Europäische Ausbildungsallianz (EAfA) ist eine 
Plattform, die verschiedene Interessengruppen vereint, um die Qualität, das Angebot und das 
Ansehen von Lehrlingsausbildungen in Europa zu stärken. Sie wurde von den europäischen 
Sozialpartnern, der Europäischen Kommission und dem EU-Ratsvorsitz im Rahmen einer 
gemeinsamen Erklärung, die am 2. Juli 2013 in Leipzig unterzeichnet wurde, ins Leben gerufen. 
Die Gewerkschaften beteiligten sich überwiegend durch Zusagen an der Umsetzung der EAfA. 
EFFAT spielte eine wichtige Rolle bei der Umsetzung dieser Initiative in konkrete Maßnahmen 
auch in ihren Sektoren. Zwischen EFFAT und den Sozialpartnern in den Sektoren Nahrungsmittel, 
Landwirtschaft, Hotel- und Gaststättengewerbe sowie Gemeinschaftsverpflegung wurden 
insgesamt vier Verträge unterzeichnet. Weitere Informationen finden Sie in den sektoriellen 
Tätigkeitsberichten. 

Rahmen für eine hochwertige und nachhaltige Lehrlingsausbildung: Der Rahmen für eine 
hochwertige Lehrlingsausbildung enthält eine Reihe von Empfehlungen an die Mitgliedstaaten zu 
folgenden Themen: den Abschluss einer schriftlichen Vereinbarung unter Bezugnahme auf die 
Lern- und Ausbildungsziele und die geltenden Arbeitsbedingungen (ohne die Bedingungen und 
Ziele näher auszuführen), die Rechte und Pflichten, die Dauer und die Anerkennung von 
Ausbildungen. Der Rahmen für die Lehrlingsausbildung kann eine wirksame Maßnahme zur 
Bewältigung von Fragen der Ausbildungsregelung sein, da derzeit weniger als die Hälfte der EU-
Mitgliedstaaten klare Vorgaben für die Arbeitsbedingungen der Auszubildenden haben. 

2.7.6 Gewinnung junger Arbeitnehmer und Förderung der Schaffung hochwertiger 
Arbeitsplätze 

Wir haben Fragen der Jugendbeschäftigung und die Umsetzung des EFFAT-Jugendversprechens 
ganz oben auf die EFFAT-Agenda und die Agenda unserer Mitgliedsorganisationen gesetzt. Was 
die TNKs betrifft, so haben wir unser EBR-Netzwerk angehalten, die Jugendbeschäftigung als 
festen Tagesordnungspunkt der Europäischen Betriebsräte einzuführen. Es wurde außerdem ein 
spezielles Arbeitsinstrument mit dem Titel „Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, praktische 
Leitlinien für EBR-Mitglieder und Gewerkschaftsfunktionäre“ geschaffen, um die 
Unternehmensleitungen zu veranlassen, jugendspezifische Maßnahmen für eine qualitativ 
hochwertige Berufs- und Lehrlingsausbildungen sowie Bestimmungen einzuführen, die den 
Zugang zu Vollzeit- und Festanstellungen erleichtern. 

http://www.effat-ewc.org/resources/youth-attracting-new-talents
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Die Gewinnung junger Arbeitnehmer war auch auf der Ebene des sozialen Dialogs von höchster 
Priorität. Im Jahr 2015 beauftragten FoodDrinkEurope und EFFAT, Sozialpartner im 
Nahrungsmittel- und Getränkesektor in der EU, die Berater Wilke, Maack und Partner zusammen 
mit Syndex, beide Organisationen bei der Arbeit an einem von der Europäischen Kommission 
finanzierten Forschungsprojekt mit dem Titel „Neue Talente gewinnen und eine alternde 
Erwerbsbevölkerung steuern - zwei Seiten derselben Medaille' zu unterstützen. 

Hauptziel dieses Projekts war es, herauszufinden, wie man Arbeitskräfteangebot und -nachfrage 
im Nahrungsmittelsektor aufbauen, eine alternde Erwerbsbevölkerung steuern und zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit beitragen kann, während gleichzeitig das Ansehen der Sektor 
der Herstellung und Verarbeitung von Lebensmitteln und Getränken als Arbeitgeber, 
insbesondere bei jungen Menschen, verbessert wird. 

Es wurden eine Reihe von Beispielen für bewährte Verfahren und Fallstudien von großen und 
kleinen Arbeitgebern in der Lebensmittel- und Getränkeindustrie in verschiedenen Mitgliedstaaten 
ermittelt. 

Die Toolbox ist hier verfügbar: http://fooddrinkeurope-effat-toolbox.eu/. Wir fordern nun alle 
EFFAT-Mitgliedsorganisationen auf, sie zu bewerben und die positiven Empfehlungen, die im 
Abschlussbericht enthalten sind, sinnvoll zu nutzen. 

2.7.7 Zusammenarbeit mit anderen europäischen Gewerkschaftsverbänden und 
gemeinsame Projekte 

Der EFFAT-Jugendausschuss arbeitet ständig mit den Jugendstrukturen anderer europäischer 
Gewerkschaftsverbände sowie mit dem EGB-Jugendausschuss zusammen, um gemeinsame 
Kampagnen durchzuführen und die EU-Institutionen in gemeinsamen Fragen, die junge 
Menschen in allen Sektoren betreffen, zu beeinflussen. 

Am Freitag, den 7. März 2014, startete der EFFAT-Jugendausschuss im Vorfeld der 
Europawahlen, zusammen mit den Jugendstrukturen der anderen 5 europäischen 
Gewerkschaftsverbände - IndustriALL, EGÖD, EFBH, ETF, UNI Europa - eine gemeinsame 
Kampagne, um zu fordern, dass die EU-Institutionen und die Arbeitgeber die Jugend an die Spitze 
ihrer Agenda rücken. Unter dem Motto „„Genug von ihrer Krise - zurück zu unserer Zukunft“ 
formulierten die Verbände ihre Forderungen: sofortige und wirksame Maßnahmen, um die 
Hypothek abzutragen, mit der die europäische Krise und die Politik die Zukunft junger Menschen 
auf dem europäischen Arbeitsmarkt belastet. Es wurde außerdem eine eigene Webseite unter 
http://www.back2ourfuture.org/ eingerichtet, um die Kampagne und die gemeinsamen 
Forderungen der europäischen Gewerkschaftsverbände zu untermauern. 

Am 2. April 2014 überraschten die sechs europäischen Gewerkschaftsverbände Brüssel mit einer 
Flash-Mob-Aktion, um auf die kritische Situation junger Arbeitnehmer in Europa aufmerksam zu 
machen. Unter dem Motto „Genug von ihrer Krise - zurück zu unserer Zukunft“ bekräftigten die 
europäischen Gewerkschaftsverbände am 4. April 2014 ihre Forderungen, als Vertreter der sechs 
Verbände zusammen mit der Jugenddelegation des EGB 50.000 Demonstranten aus 21 Ländern 
durch Brüssel führten und einen neuen Weg für Europa forderten, der eine sichere Zukunft für 
junge Menschen auf dem Arbeitsmarkt beinhaltet. 

EU-Projekt 2015-2016 - Stärkung der Integration junger Arbeitnehmer in der europäischen Metall-
, Transport-, Lebensmittel-, Dienstleistungs- und Holzindustrie 

In den Jahren 2015-2016 nahm EFFAT zusammen mit fünf weiteren europäischen 
Industrieverbänden (EFBH, EGÖD, ETF, IndustriAll Europe und Uni Europa) an diesem EU-
Projekt teil. 

Die Hauptziele des Projekts waren: 

http://www.effat-ewc.org/resources/etufs-reccomendations-brexit-and-ewcs-0
http://www.back2ourfuture.org/
http://www.back2ourfuture.org/
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• Behandlung von Problemen, die eine angemessene Integration junger Arbeitnehmer in die 
derzeitigen Gewerkschaftsstrukturen behindern; 

• Unterstützung der nationalen Gewerkschaften bei ihren Bemühungen, jüngere Arbeitnehmer 
für sich zu gewinnen und in ihre Strukturen und Politiken zu integrieren; 

• Vorstellung und Diskussion von Strategien, Austausch von bewährten Praktiken, innovativen 
Ansätzen und Entwicklung einer Gewerkschaftspolitik, um die Integration jüngerer 
Arbeitnehmer zu erleichtern und ihnen Hilfe und Unterstützung zu bieten; 

• Erleichterung der internen Diskussion zwischen mehreren nationalen Gewerkschaften und der 
EFBH, ETF, EFFAT, UNI-EUROPA, EGÖD und IndustriAll Europe darüber, wie jüngere 
Arbeitnehmer und ihre Anliegen und Forderungen besser in die bestehenden Strukturen 
integriert werden können; 

• Veröffentlichung und Präsentation eines Handbuchs für alle nationalen und europäischen 
Gewerkschaften. 

Das wichtigste greifbare Ergebnis dieses Projekts ist die Veröffentlichung einer Broschüre mit dem 
Titel „Just go for it – Ein Kompendium bewährter Praktiken aus ganz Europa für die Einbeziehung 
junger Menschen in die Gewerkschaften„. Diese Broschüre gibt einen Überblick über gute 
Beispiele, die von verschiedenen Gewerkschaften aus verschiedenen Teilen Europas stammen, 
wie man junge Menschen in Gewerkschaften integrieren kann. Die Erfahrungen wurden durch 
Fragebögen und Interviews sowie aus den bei einer großen Konferenz in Kroatien gesammelten 
Beispielen. Bei der Konferenz kamen 150 junge Gewerkschafter aus ganz Europa und allen 
Wirtschaftszweigen zusammen. Die Jugendkonferenz und die anschließenden drei regionalen 
Seminare waren eine einzigartige Gelegenheit für junge EFFAT-Aktivisten, Kollegen/innen aus 
ganz Europa zu treffen und durch formelle und informelle Kontakte ein Netzwerk aufzubauen. 

EU-Projekt 2016-2018 – „Intensivierung der Beteiligung der Gewerkschaften als Garantie 
hochwertiger Arbeitsplätze und Übergänge ins Berufsleben für junge Menschen in Europa“.  

EFFAT hat neben mehreren europäischen Gewerkschaftsverbänden an diesem Projekt beteiligt 
angeschlossen und hat als Mitglied des Lenkungsausschusses aktiv daran mitgewirkt. 

Viele Mitglieder unseres Jugendausschusses waren ebenfalls beteiligt. Das Projekt verfolgte 
insgesamt drei Ziele: 

1. Beitrag zur Verbesserung der Situation junger Europäer auf dem Arbeitsmarkt 

2. Bewertung und Leistung eines gewerkschaftlichen Beitrags zur Umsetzung der europäischen 
Jugendbeschäftigungspolitik 

3. Stärkung junger Gewerkschafter und ihre aktive Beteiligung am System der 
Arbeitsbeziehungen, insbesondere über ihre Jugendstrukturen. 

Ein Bericht wurde veröffentlicht und ist hier zu finden. 

Der Bericht trägt zu den oben genannten Zielen bei, indem er den folgenden Bedürfnissen 
besondere Aufmerksamkeit schenkt: 

• Notwendigkeit gebündelter, systematischer Kenntnisse darüber, was auf europäischer und 
nationaler Ebene bei der Umsetzung der EU-Politik zur Beschäftigung junger Menschen 
geschieht, wobei der Schwerpunkt auf der Beteiligung der Gewerkschaften liegt. 

• Bereitstellung vergleichbarer länderübergreifender Informationen über die bestehenden 
Praktiken der gewerkschaftlichen Beteiligung an der EU-Jugendbeschäftigungspolitik. 

• Schaffung einer praktischen Toolbox (Empfehlungen) zur Beteiligung der Gewerkschaften an 

http://www.efbww.org/default.asp?Issue=2016%20-%20Youth%20project&Language=EN
http://www.efbww.org/default.asp?Issue=2016%20-%20Youth%20project&Language=EN
https://www.etuc.org/en/publication/boosting-unions-participation-guarantee-quality-transitions-and-employment-young-people
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der Beschäftigungspolitik für Jugendliche. 

• Austausch bewährter Verfahren und gegenseitiges Lernen 

2.7.8 Verbesserung des Gewerkschaftsimages und Förderung der Beteiligung junger 
Menschen an Gewerkschaftsstrukturen - Überwachung der Umsetzung des EFFAT-
Jugendversprechens 

Während des 4. EFFAT-Kongresses, der am 20. und 21. November 2014 in Wien (Österreich) 
stattfand, wurde vom EFFAT-Jugendausschuss eine Sitzung mit dem Titel „„Genug von ihrer Krise 
- Zurück zu unserer Zukunft!“ vorbereitet, geleitet und moderiert. Das Ergebnis dieser sehr 
erfolgreichen Sitzung war eine unterzeichnete Zusage, in der sich alle EFFAT-Mitglieder zu 
Folgendem verpflichteten: 

1. Bessere Integration junger Menschen in die Gewerkschaftsarbeit und die Führungsgremien 
der Gewerkschaften 

2. Durchführung mindestens einer Initiative, um mehr junge Mitglieder zu gewinnen. 

Der EFFAT-Jugendausschuss und der EFFAT-Exekutivausschuss überwachten und bewerteten 
weiterhin die konkrete Umsetzung der auf dem Kongress unterzeichneten Zusage. 

Regelmäßig haben wir Fragebögen an unsere EFFAT-Mitgliedsorganisationen verschickt, um den 
aktuellen Sachstand abzufragen. Dank dieser wichtigen Initiativen haben viele unserer 
Mitgliedsorganisationen ernsthafte Maßnahmen ergriffen, um den Anteil junger Menschen in ihren 
eigenen Strukturen zu stärken. Es wurden einige Jugendausschüsse eingerichtet und mehrere 
Kampagnen auf nationaler Ebene gestartet. 

2.7.9 Sitzungen und Schulungen 

Jahr Datum Aktivität Inhalte/Ziele 

2015 24.-26.06. EFFAT-ETUI  
Schulung zur Organisation 
junger Arbeitnehmer in den 
EFFAT-Sektoren und Förderung 
der Rolle junger Führungskräfte 
in Gewerkschaftsstrukturen, 
Dublin 

• Jugendarbeitslosigkeit 

• Herausforderungen für junge 
Menschen in Europa 

• Durchführung von Kampagnen 

• Organisation junger Menschen 

• Effektive Kommunikation 

• Junge Führungskräfte 

• Verbesserung des Images der 
Gewerkschaften 

• Umsetzung des EFFAT- 
Jugendversprechens 

13.-15.05. Europäische 
Gewerkschaftsverbände + 
Europäische Jugendkonferenz 
des EGB 

• Stärkung der Attraktivität von 
Gewerkschaften für junge 
Menschen 

• Innovative Kommunikationswege 
gestalten  

• Werbung junger Arbeitnehmer  

• Neue Mobilisierungstechniken 

• Interessenvertretung der 
Gewerkschaften  

• Verbesserung der Rolle junger 
Menschen in gewerkschaftlichen 
Strukturen 

2016 24.-26.01. Regionales Seminar der • Organisation und Werbung junger 
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europäischen 
Gewerkschaftsverbände 

Arbeitnehmer für Gewerkschaften 

• Gewerkschaftsinterne und -externe 
Kommunikation 

• Jugendvertretung in 
Gewerkschaften 

29.01. EFFAT-Jugendausschuss • Zusammenarbeit mit dem 
Jugendausschuss des EGB 

• Flüchtlingskrise 

• Aufbau von Synergien mit NGOs 
und Organisationen der 
Zivilgesellschaft 

• Umsetzung der Zusage von 
EFFAT/Food and Drink Europe 
über Ausbildungsplätze für 
Jugendliche 

• Umsetzung des EFFAT-
Jugendversprechens 

10.-11.10. Sitzung des EFFAT-
Jugendausschusses, Wien 

• Überblick über die 
Gewerkschaftsbewegung in 
Österreich 

• Wie arbeitet EFFAT auf EU-
Ebene? 

• Austausch bewährter Praktiken bei 
Kampagnen zur Organisation und 
Unterstützung junger 
ArbeitnehmerInnen 

• Umsetzung des EFFAT- 
Jugendversprechens 

2017 22.-23.03. EFFAT-ETUI  
Schulung zur Stärkung der 
Führungskapazitäten für junge 
Mitglieder von EFFAT 

• Kritisches Denken bei der 
Problemlösung 

• Entwurf des EFFAT-
Jugendmanifests 

• Überblick über die EFFAT-Zusage 
und das Arbeitsprogramm 2017-
2018 

• Führung mit Führungsstilen 

• Übung: Reden in der Öffentlichkeit 

2018 13.-15.03. EFFAT-ETUI  
Schulung: „„Entwicklung neuer 
Kapazitäten zur Vertretung 
junger Arbeitnehmer - Analyse 
des Schulungsbedarfs“ 

• Abbildung bestehender 
gewerkschaftlicher 
Ausbildungspraktiken/-Strategien 
für junge Menschen in den EFFAT-
Mitgliedsverbänden 

• Ermittlung des Schulungsbedarfs 
der jungen EFFAT-Mitglieder 

• Vernetzung und Austausch unter 
jungen 
Gewerkschaftsführungskräften 

• Festlegung der Prioritäten und der 
künftigen Agenda des EFFAT-
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Jugendausschusses 

• Arbeiten 

2019 05.-07.02.  • Entwicklung der europäischen 
Gewerkschaftsidentität der 
Teilnehmer und ihres 
Engagements in der Arbeit von 
EFFAT 

• Erhöhung der Jugendperspektiven 
und der Teilnahme am nächsten 
EFFAT-Kongress und Beteiligung 
am Programm 

• Entwicklung der Kapazitäten für die 
Festlegung von Zielen, 
Lösungsvorschlägen und die 
Erstellung von 
Gewerkschaftsplänen 

• Analyse komplexer 
Gewerkschaftsrealitäten und 
Entwicklung von 
Gewerkschaftsstrategien 
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2.8 LGBTQI 

2.8.1 Hintergrund 

Die Förderung von Gerechtigkeit und Gleichheit für alle LGBTQI-Arbeitnehmer ist Teil des 
Engagements von EFFAT zur Verteidigung der grundlegenden Arbeitnehmerrechte und zur 
Förderung menschenwürdiger Arbeit für alle. 

Gemäß dem Beschluss des Exekutivausschusses vom 22. und 23. November 2017 hat EFFAT 
beschlossen, einen neuen Schwerpunkt auf die Rechte von LGBTQI (lesbisch, schwul, bisexuell, 
Transgender, transsexuell, queer, intersexuell) am Arbeitsplatz innerhalb ihrer Sektoren zu legen 
und die IUF-Initiative zu unterstützen. 

2.8.2 IUL-Konferenz 

Der Beschluss folgt auf die IUF-LGBTQI-Konferenz, die im August 2017 anlässlich des IUL-
Kongresses in Genf stattfand, wo die IUL beschloss, ihre Stimme, ihren geballten Einfluss und 
ihre Ressourcen in die Bewegung für eine vollständige Gleichstellung aller LGBTQI-Arbeitnehmer 
und ihrer Familien mit folgenden Zielen einzubringen: 

• Unterstützung von LGBTQI-Arbeitnehmern auf der ganzen Welt und Aufklärung ihrer 
Mitglieder über die Bedeutung der LGBTQI-Gleichstellung im gemeinsamen Kampf für 
Gerechtigkeit am Arbeitsplatz und in unseren Gemeinschaften 

• Schaffung von Möglichkeiten für LGBTQI-Arbeitnehmer und ihre Verbündeten, sich bei IUL-
Sitzungen zu treffen, um zu diskutieren, wie man sich zu LGBTQI-Fragen organisieren - 
kämpfen - gewinnen kann. 

• Thematisierung von Ungerechtigkeiten gegen LGBTQI-Arbeitnehmer auf der ganzen Welt. 

2.8.3 EFFAT-Aktivitäten 

Als europäische Regionalorganisation der IUL hat EFFAT die Beschlüsse der IUL-Konferenz 
aufgegriffen und die Gewährleistung der LGBTQI-Rechte am Arbeitsplatz als gewerkschaftliche 
Rechte als neuen Schwerpunkt der EFFAT-Aktivität aufgenommen.  

Initiativen: 

• Sammlung einer Liste bewährter Praktiken zu Richtlinien und Initiativen rund um die 
Einbeziehung von LGBTQI-Arbeitnehmern am Arbeitsplatz in den EFFAT-Sektoren 
(Strategiepapier, Flugblätter, Broschüren, Publikationen (Februar 2018)). 

• Organisation der ersten gemeinsamen Sitzung von IUF-EFFAT-PROGE: Bekämpfung der 
Diskriminierung von LGBTQI-Arbeitnehmern am Arbeitsplatz (Wien, Oktober 2018) - siehe 
Video 

• Gemeinsame Organisation/Ausformulierung des Vorschlags der IUL-LGBTI-Arbeitsgruppe 
zum LGBTI-Ausschuss 

• Vorbereitung der Konferenz von EFFAT-PROGE-IUF über LGBTQI-Rechte anlässlich des 
EFFAT-Kongresses in Zagreb am 6. und 7. November 2019 mit anschließender politischer 
Erklärung und gemeinsamer Verpflichtung 

• Kontinuierliche Unterstützung des politischen Engagements der IUL rund um die LGBTQI-
Arbeitnehmer 

 
  

http://www.iuf.org/27thcongress/en/lgbti-conference/
https://www.youtube.com/watch?v=l0rlt1pIJQU&feature=youtu.be
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3. Transnationale Unternehmen und Europäische Betriebsräte 

3.1 2014-2019: Ein schwieriges wirtschaftliches Umfeld 

Der Kontext, in dem transnationale Unternehmen (TNKs) in den letzten fünf Jahren tätig waren, 
war schwierig. Seit 2014 sind die Produktivität sowie die Produktionswachstumsrate und das 
Verbrauchervertrauen in Europa schwach und liegen im Durchschnitt unter dem Niveau von vor 
2008. 

Schwache Produktivität und Produktionszuwachsraten haben die Schaffung hochwertiger 
Arbeitsplätze nicht gefördert. Obwohl die Zahl der Erwerbstätigen wieder auf das Vorkrisenniveau 
zurückgekehrt ist, liegt die Gesamtzahl der geleisteten Arbeitsstunden rund 6% unter dem 
Höchststand vor der Krise. Das bedeutet, dass heute vielleicht mehr Menschen eine 
Beschäftigung haben als vor fünf Jahren, aber die Art dieser Arbeitsplätze hat sich erheblich 
verändert. Die Zahl der unsicheren und schlecht bezahlten Nichtnormarbeitsplätze nimmt zu. 

Die Ungleichheiten haben in Europa zugenommen, wobei die Reallöhne in den meisten 
Mitgliedstaaten hinter der Produktivität zurückbleiben. Dies liegt vor allem an der Umsetzung von 
Sparmaßnahmen und neoliberalen Politik sowie der fortschreitenden Dezentralisierung der 
Tarifverhandlungen und dem Rückgang ihrer Reichweite. 

Nach mehreren Jahren mit bescheidenem, aber stetigem Wachstum war das Jahr 2018 von einem 
fortschreitenden Abschwung der EU-Wirtschaft geprägt, wobei Länder wie Italien für zwei 
Quartale sogar in eine technische Rezession gerieten. Im Jahr 2019 steht auch Deutschland nach 
einem Jahrzehnt nahezu ununterbrochenen Wachstums vor einer konjunkturellen 
Verlangsamung, die zu einer technischen Rezession führen könnte, wie die Bundesbank warnt. 
Diese negativen Entwicklungen hängen auch mit der zunehmenden Schwäche der Weltwirtschaft 
zusammen. 

Während dieser fünf Jahre sahen sich Unternehmen im Lebensmittelsektor mit mehreren 
Herausforderungen konfrontiert, darunter: 

• Konflikte im Umfeld des internationalen Handels 

• Unsicherheiten in der Europäischen Union aufgrund der Auswirkungen des Brexits 

• Die Folgen des russischen Einfuhrverbots, die erhebliche Auswirkungen auf die Landwirte, 
aber auch auf die (transnationalen) Unternehmen haben, insbesondere in Milch-, 
Schweinefleisch-, Rindfleisch- sowie Obst- und Gemüsesektoren 

• Erhöhte Volatilität der Agrarerzeugnisse auch aufgrund der Folgen des Klimawandels 

• Ende der Zucker- und Milchquoten 

• Fälschung von Lebensmitteln und illegale Kennzeichnung 

Der Tourismussektor in Europa war von der Wirtschaftskrise 2008-2012 stark betroffen. In den 
letzten Jahren verzeichnete Europa jedoch eine steigende Besucherzahl. Dies war für die im 
Gastgewerbe tätigen TNKs von Vorteil. Dennoch steht die Branche weiter vor mehreren 
Herausforderungen und zunehmendem Wettbewerb, auch aufgrund des wachsenden 
Phänomens der „Sharing Economy“. 

3.2 Wichtigste Herausforderungen für die EFFAT-Mitgliedsorganisationen mit Mitgliedern 
in TNKs 

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen waren sicherlich nicht ermutigend. Dennoch 
verzeichneten die meisten der in unseren Branchen tätigen transnationalen Unternehmen eine 
enorme Steigerung ihrer Nettogewinne. Dies ist oft auf eine aggressive Unternehmensstrategie 
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zurückzuführen, die auf kurzfristige Gewinnmaximierung setzt. Mit dem Ziel, Rekorddividenden 
zu erzielen, werden die Arbeitnehmer als Kosten wahrgenommen und daher Arbeitsplätze oft 
zerstört.  

Unsere Mitgliedsorganisationen sahen sich in letzter Zeit vor allem folgenden Herausforderungen 
gegenüber: 

• Rückläufige Mitgliedszahlen 

• Vorherrschaft der Finanzwirtschaft > Arbeitnehmer geraten unter Druck 

• Schließungen und Restrukturierungsprozesse/Outsourcing 

• Zunahme von Nichtnormbeschäftigung und prekären Arbeitsplätzen 

• Verletzung der Arbeitnehmerrechte, insbesondere in den Unterauftragsketten 

• Sozialdumping 

• Zentralisierung der Backoffice-Funktionen / Aufbau von Shared Service Centers 

• Angriffe auf die Rechte der Arbeitnehmer und die Demokratie am Arbeitsplatz 

• Stress am Arbeitsplatz 

3.3 Unsere politische Agenda in den TNKs 

Die Agenda von EFFAT in den TNKs konzentrierte sich in der letzten Wahlperiode auf die 
folgenden politischen Prioritäten: 

• Verbesserung der grenzüberschreitenden Solidarität und Unterstützung 

• Schutz der Beschäftigung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen 

• Bekämpfung von Sozialdumping und prekärer Arbeit 

• Sicherstellen, dass die Demokratie am Arbeitsplatz auf allen Ebenen respektiert wird. 

• Verbesserung von Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz mit besonderem Schwerpunkt 
auf Stress am Arbeitsplatz 

• Fürsprache für die Verbesserung des EU-Rechtsrahmens mit einem starken Einsatz bei der 
Beeinflussung der Entscheidungsprozesse, insbesondere im Hinblick auf die Initiativen, die im 
Rahmen der Europäischen Säule sozialer Rechte und des Gesellschaftsrechtspakets ergriffen 
wurden 

• Entwicklung von Kooperationsnetzen für Tarifverhandlungen mit dem Ziel, gemeinsame Ziele 
zu setzen, die in nationalen Tarifverhandlungen erreicht werden sollen 

• Entwicklung von Strategien und Maßnahmen zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und 
zur Bewältigung einer alternden Erwerbsbevölkerung 

• Verbesserung der Funktionsweise und Struktur des Netzwerks TNK-EBR-Netzwerks von 
EFFAT 

• Nutzung von EBRs in den EFFAT-Sektoren als wirklich wirkungsvolles 
Gewerkschaftsinstrument 

• Erhöhung der Anzahl der EBRs in den EFFAT-Sektoren, wenn sie von einer relevanten Anzahl 
von Mitgliedsorganisationen unterstützt werden 

• Verbesserung der Qualität bestehender EBRs durch Neuverhandlung alter Vereinbarungen 
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• Sicherstellung der Anwesenheit eines EFFAT-Koordinators in möglichst vielen EBRs 

• Bewältigung der Brexit-Folgen in TNKs und EBRs 

• Erreichen der Beteiligung der Gewerkschaften an der Umsetzung der Ziele der Vereinten 
Nationen für nachhaltige Entwicklung 

• Auseinandersetzung mit der Zukunft der Arbeit sowie den zu erwartenden Veränderungen 
Arbeitsgestaltung und -organisation durch Automatisierung und digitale Prozesse 

• Sicherstellung einer dauerhaften Verbindung zwischen den Ergebnissen des sektoriellen 
sozialen Dialogs der EU und der Arbeit von EFFAT in den TNKs, wie die Initiativen zur Jugend 
und Digitalisierung in den EBRs des Lebensmittelsektors und die ständige Verbindung 
zwischen der Arbeit des sozialen Dialogs im Rahmen der Gemeinschaftsverpflegung und der 
EFFAT-Agenda in EBRs wie Elior, Compass oder Sodexo 

Alle Aktionen, Entscheidungen, Projekte und Arbeitsmittel, die wir implementiert und entwickelt 
haben, hatten die Absicht, die oben genannten Ziele zu erreichen. Das politische Handeln von 
EFFAT in den TNKs ging Hand in Hand mit unserer intensiven Lobbyarbeit gegenüber den EU-
Institutionen und der ständigen rechtlichen und technischen Unterstützung der EBRs, 
einschließlich der Aushandlung und Neuverhandlung von EBR-Abkommen.  

3.4 Solidaritätsaktionen 

3.4.1 Coca-Cola 

In den letzten fünf Jahren hat EFFAT viele Solidaritätsaktionen in transnationalen Unternehmen 
koordiniert, gestartet oder unterstützt. Es wäre schwierig, sie alle zu nennen. Wir werden daher 
nur einige Beispiele nennen, die einen Einblick in die Art und Weise geben, wie wir in der letzten 
Wahlperiode die Solidarität in TNKs entwickelt haben. Solidarität wurde stets unter 
uneingeschränkter Beachtung des EFFAT-Verhaltenskodex für die Industriepolitik und der 
EFFAT-Politik für den Umgang mit Umstrukturierungen gewährleistet.  

Fuenlabrada und der spanische Konflikt: Im April 2014 kündigte CCIP (Coca-Cola Iberian 
Partners) einen Plan zum Personalabbau an, von dem 1.190 Menschen betroffen waren und der 
die Schließung von vier der elf Werke in Spanien vorsah, nämlich Colloto in Asturien, Alicante, 
Palma de Mallorca und Fuenlabrada, Madrid. 821 Entlassungen, von denen 236 betriebsbedingte 
Kündigungen waren, wurden in Fuenlabrada vorgenommen - dem größten Produktions- und 
Logistikstandort Spaniens, der in den letzten Jahren von massiven Investitionen profitiert hatte. 
Von diesem Zeitpunkt an kam es zu einem Rechtsstreit zwischen dem örtlichen Betriebsrat, 
CCOO und dem Unternehmen. Nach fünf Jahren intensiver Auseinandersetzungen, der 
Mobilisierung und des Kampfes war es endlich möglich, eine Einigung zu erzielen, um eine 
positive Zukunft für alle Arbeitnehmer in Fuenlabrada zu sichern; zu weiteren Informationen siehe 
hier. EFFAT hat ihre Mitgliedsorganisationen in diesem Kampf während dieser fünf Jahre stark 
unterstützt. In den Jahren 2014 und 2017 fanden zwei Sitzungen der EFFAT-
Koordinierungsgruppe für Coca-Cola in Madrid statt, wobei die Fabrik in Fuenlabrada besucht 
wurde. Beim Coca-Cola-Aktionstag von EFFAT 2014 war das EFFAT-Sekretariat in Madrid mit 
einer entsprechenden Medienberichterstattung vertreten. Es wurden mehrere öffentliche 
Erklärungen angenommen. EFFAT übte außerdem enormen Druck auf das spanische und 
europäische Management sowie auf das Senior Management von TCCC in Atlanta aus. Der 
spanische Konflikt stand bei den Treffen von TCCC/IUF in Atlanta ständig auf der Tagesordnung. 

Griechenland: Die Koordinierungsgruppe von EFFAT für Coca-Cola tagte am 1. und 2. Juni 2015 
in Athen (Griechenland). Das Treffen wurde in Griechenland organisiert, um den Arbeitnehmern 
in Athen, Thessaloniki und Patras, die aufgrund eines drastischen Umstrukturierungsprozesses 
im Jahr 2014 ihren Arbeitsplatz verloren haben, Solidarität und Unterstützung zu bringen. 

http://www.effat-ewc.org/resources/code-conduct-industrial-policies
http://www.effat-ewc.org/resources/restructuring-policies-0
https://www.effat.org/featured/fuenlabrada-workers-win-their-fight/
https://www.effat.org/featured/fuenlabrada-workers-win-their-fight/


 

64 

Deutschland: Anlässlich der Erneuerung der Tarifverträge in den Jahren 2017 und 2019 startete 
die NGG Warnstreiks. 2017 versuchte das Unternehmen, den deutschen Markt durch den Import 
von Waren aus Belgien und Frankreich zusätzlich zu bedienen. Dank der rechtzeitigen 
Maßnahmen des Frühwarnsystems von EFFAT für Coca-Cola und des EFFAT-Verhaltenskodex 
für das Coca-Cola-System ließen die belgischen Kollegen keine Produktionssteigerung zu, um 
den deutschen Markt zu beliefern. Im November 2017 fand in Weimar (Deutschland) eine 
Demonstration gegen die Schließung des dortigen Coca-Cola-Werks statt. Eine EFFAT-
Delegation nahm an dem Protest teil.  

Das europäische Coca-Cola-System: In den letzten fünf Jahren fanden weitere 
Solidaritätsaktionen statt, um die Kämpfe der Coca-Cola-Arbeitnehmer in Italien, Belgien, 
Frankreich und dem Vereinigten Königreich zu unterstützen. EFFAT unterstützt derzeit auch die 
Arbeitnehmer im Werk von Coca-Cola in Ballina (Nordirland) und kämpft um Anerkennung und 
Tarifverhandlungen. Alle diese Maßnahmen wurden in Übereinstimmung mit dem EFFAT-
Verhaltenskodex für das Coca-Cola-System durchgeführt. 

EFFAT Verhaltenskodex für das Coca-Cola-System: Die Beschäftigten von Coca-Cola in allen 
europäischen Abfüllbetrieben  waren permanent Zielscheibe von Angriffen auf Arbeitsplätze, die 
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben und ihre Arbeitnehmerrechte. Um Arbeitsplätze zu 
erhalten, die transnationale Gewerkschaftssolidarität zu stärken und Sozialdumping zu 
bekämpfen, haben EFFAT und die Mitglieder der EFFAT-Coca-Cola-Koordinierungsgruppe 2015 
den EFFAT-Verhaltenskodex für das Coca-Cola-System verabschiedet. Der Kodex enthält klare 
Maßnahmen, die bei potenziellen grenzüberschreitenden Auswirkungen im Falle von 
Umstrukturierungen, Produktionsverlagerungen, Outsourcing, Schließungen, 
Massenentlassungen oder dem Versuch des Managements, relevante soziale Besitzstände 
abzubauen, zu ergreifen sind. 

Coca-Cola-Aktionstage 

5. Mai 2014: Am 5. Mai 2014 führten die Beschäftigten von Coca-Cola unter Koordinierung von 
EFFAT europaweite Maßnahmen durch, um das Ende des Stellenabbaus und der ständigen 
Einforderung von Arbeitsflexibilität zu fordern. Demonstrationen fanden in Anderlecht und in 
Madrid statt. Im Werk Refrige in Portugal fanden ein Streik und eine Pressekonferenz statt, 
während in Frankreich, Deutschland, Griechenland und Italien Betriebsversammlungen 
stattfanden. 

29. April 2019: Arbeitnehmer und Gewerkschaften aus verschiedenen Ländern, die unter der 
EFFAT-Flagge versammelt waren, führten am Montag, den 29. April 2019, am Hauptsitz von 
Coca-Cola European Partners (CCEP) in Anderlecht eine Straßenaktion durch. Die 
Protestaktion richtete sich gegen die unaufhörliche Zerstörung von Arbeitsplätzen und forderte 
die Einrichtung eines gut funktionierenden EBR bei CCEP. 

3.4.2 Japan Tobacco International 

Ende 2014 kündigte JTI Pläne zur Umstrukturierung der Standorte in Europa an und berief sich 
dabei auf die rückläufige Nachfrage und künftige EU-Gesetzgebung: 872 Beschäftigte im Werk in 
Lisnafillan, der verbleibenden Produktionsstätte von JTI in Großbritannien, wurden darüber 
informiert, dass ihr Werk kurz vor der Schließung stehe. In Lisnafillan präsentierte UNITE einen 
Gegenvorschlag, der unter Berücksichtigung der langfristigen Nachhaltigkeit des Unternehmens 
Hunderte von Arbeitsplätzen erhalten hätte, indem dieses Werk zum „Kompetenzzentrum “ für die 
Herstellung von Zigarren und Tabakbeutel. Der Vorschlag wurde von der Unternehmensleitung 
ohne hinreichende Begründung abgelehnt. EFFAT koordinierte gemeinsam mit dem 
Europäischen Betriebsrat der JTI die Solidarität auf europäischer Ebene und verurteilte die 
Umstrukturierungspläne entschieden. 

http://www.effat-ewc.org/resources/effat-code-conduct-coca-cola-system
http://www.effat-ewc.org/resources/effat-code-conduct-coca-cola-system
http://www.effat-ewc.org/effat-ewc-coordinators
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3.4.3 Imperial Tobacco/Schließung des Altadis-Werks in Agoncillo, Rioja 

Altadis, ein französisch-spanischer Ableger des britischen Unternehmens Imperial Tobacco, 
kündigte im Februar 2016 einen Umstrukturierungsplan an, der die Schließung der 
Zigarettenfabrik von Agoncillo in der spanischen Region Rioja beinhaltete. Die zunächst für den 
30. Juni vorgesehene Schließung wurde auf den 30. Dezember 2016 verschoben. Dies führte 
zum Verlust von 471 Arbeitsplätzen. Die Produktion wurde nach Radom (Polen) und 
Langenhagen (Deutschland) verlagert. Sobald die Verlagerung der Produktion feststand, 
koordinierte EFFAT Solidaritätsaktionen mit der NGG und Solidarnosc, die beide 
Gewerkschaftsmitglieder in den Zielwerken hatten. Dank des Drucks von EFFAT auf die 
Unternehmensleitung wurden der EBR und sein Engerer Ausschuss angemessen unterrichtet und 
angehört. Dies war wichtig, um Zeit zu gewinnen, die wirtschaftlichen Gründe für die 
Umstrukturierung zu verstehen und die Bedingungen des Sozialplans zu verbessern. 

3.4.4 Froneri 

Am 29. September 2017 gab die Froneri-Gruppe, ein Joint Venture zwischen Nestlé und R&R Ice 
Cream, die Schließung des Werkes in Parma in Italien bekannt, was 120 Arbeitsplätze und 70 
saisonale Arbeitsplätze sowie viele andere im Zusammenhang mit Nebentätigkeiten gefährdete. 
Gleichzeitig wurden in Deutschland die Froneri-Mitarbeiter des ehemaligen Nestlé-Werks in 
Uelzen (Niedersachsen) darüber informiert, dass das Unternehmen beabsichtigte, die Produktion 
in „wettbewerbsfähigere Werke“ zu verlagern, was über 180 Arbeitsplätze gefährdete und 50% 
der Belegschaft des Werks entsprach. Dank der aktiven Beteiligung der IUL und der globalen 
Betriebsräte von Nestlé wurden Solidaritätsaktionen zur Unterstützung der Froneri-Arbeitnehmer 
in Italien und Deutschland durchgeführt. Mehr Infos hier. 

3.4.5 Norse Production 

Im Oktober 2017 streikten die Arbeitnehmer einen Monat lang beim Fischverarbeitungsbetrieb 
Norse Production bei Bergen an der Westküste Norwegens. NNN-Mitglieder forderten das Recht 
auf Abschluss eines Tarifvertrags mit dem Unternehmen. NNN hatte einen langjährigen Streit mit 
dem Unternehmen über die Arbeitsbedingungen und die Behandlung ausländischer 
Arbeitnehmer. Der Streik endete am 11. Oktober, als der Arbeitgeber endlich den Tarifvertrag für 
die Fischverarbeitungsindustrie anerkannte. EFFAT und IUL haben diesen Kampf eng unterstützt. 
NNN erhielt mehr als hundert Solidaritätsbotschaften aus der ganzen Welt, eine große Ermutigung 
für die streikenden Arbeitnehmer. 

3.4.6 Jacobs Douwe Egberts 

Sowohl in Deutschland als auch in den Niederlanden ergriffen Arbeitnehmer am Donnerstag, den 
22. November 2018, Arbeitskampfmaßnahmen. Die NGG reiste mit einer Gruppe deutscher 
Streikender nach Utrecht, um ihre Solidarität zu zeigen. In den Niederlanden streikten die 
Arbeitnehmer des Kaffeewerks in Utrecht für einen guten Tarifvertrag. In Deutschland weigerte 
sich JDE, mit der NGG zu verhandeln und hatte den Tarifvertrag mit der NGG einseitig 
aufgekündigt. Das EFFAT-Sekretariat zog zusammen mit der IUL vor die Fabrik, um ihre 
Unterstützung und Solidarität zu zeigen. FNV unterzeichnete dann nach zwei wirksamen 24-
Stunden-Streiks in Joure und Utrecht am 19. November und 22. November 2018 einen neuen 
Tarifvertrag. Im August 2019 errangen die NGG-Mitglieder im Bremer Werk endlich Anerkennung 
und eine durchschnittliche jährliche Lohnerhöhung von 3% nach Warnstreiks. Das EFFAT-
Sekretariat führt außerdem im Juni 2019 eine Schulung für den EBR von JDE durch. 

3.4.7 Barry Callebaut 

Im Mai 2019 führte die NGG Warnstreiks durch und bereitet sich immer noch auf weitere 
Arbeitskampfmaßnahmen beim globalen Kakaohersteller Barry Callebaut als Reaktion auf die 
Verletzung von Gewerkschaftsrechten durch das Unternehmen vor. Barry Callebaut weigert sich, 

https://www.old.effat.org/en/node/14669
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den regionalen Tarifvertrag für Norddeutschland einzuhalten. EFFAT hat zusammen mit der IUL 
koordinierte Solidaritätsaktionen durchgeführt. Das Unternehmen hat sich einige Schritte bewegt, 
obwohl der letzte Vorschlag immer noch inakzeptabel war. Weitere Streiks finden ggf. im 
September 2019 statt. EFFAT wird den Kampf der deutschen Kollegen auch über den EBR weiter 
unterstützen. 

3.4.8 Unilever 

Im Juni 2019 übermittelte die TNK-EBR -Konferenz von EFFAT eine Solidaritätsbotschaft an die 
76 Arbeitnehmer des Unilever/Knorr-Werks in Verona, deren Entlassung im Zuge der Verlagerung 
der Brühe-Linie nach Portugal angekündigt worden war. EFFAT hat dazu beigetragen, die 
italienischen Gewerkschaften mit dem Unilever-EBR zusammenzubringen. Im Juli 2019 fand ein 
Solidaritätsbesuch im Werk Sanguinetto statt. 

3.4.9 Philip Morris (PMI) 

Bergen op Zoom (BOZ): Im April 2014 gab Philip Morris die Schließung des Werks in Bergen op 
Zoom (BOZ) bekannt, seiner damals weltweit größten Produktionsstätte. Die Schließung führte 
zu 1.230 Arbeitsplatzverlusten, d.h. rund 90% der gesamten Belegschaft an diesem Standort. Die 
Produktion wurde in andere Werke in Europa verlagert. EFFAT führte die Diskussion über die 
Schließung auf höchster Ebene mit dem europäischen Management und konnte die 
Verhandlungen über den Sozialplan positiv beeinflussen. Die Unterstützung von EFFAT für die 
Arbeitnehmer in BOZ war unermüdlich. Dank der Beteiligung von EFFAT und der europäischen 
Solidarität konnten die Gewerkschaften mit dem Unternehmen eine Einigung erzielen, die die 
negativen Auswirkungen der Schließung minimierte. 

Berlin: Im Juni 2019 kündigte PMI die Schließung des Werks in Berlin an, da die Produktion von 
Zigaretten in andere PMI-Werke in Europa verlagert wird. Damit stehen 950 Arbeitsplätze auf dem 
Spiel. EFFAT engagiert sich derzeit intensiv für Solidarität mit den Arbeitnehmern in Berlin, um 
die Auswirkungen dieser Ankündigung zu minimieren. Unter der Koordination von EFFAT finden 
Treffen mit Vertretern aller PMI-Standorte statt, an den die Produktion verlagert werden könnte. 
Die Bemühungen von EFFAT haben zu der Zusage der zentralen Unternehmensleitung geführt, 
die Produktion erst dann zu verlagern, wenn der Sozialplan in Berlin fertig ausgehandelt ist. Auf 
Wunsch von EFFAT fand in Berlin eine Jobmesse mit Unternehmen aus den Regionen statt, die 
an der Einstellung neuer Mitarbeiter interessiert sind. 

3.4.10 Unterstützung von IUL-Kampagnen 

In der letzten Wahlperiode hat das EFFAT-Sekretariat immer IUL-Kampagnen unterstützt. 
Nachfolgend finden Sie einige Beispiele: 

• März 2017: IUF-Aktionswoche für Mondelez, aktive Beteiligung des EBR unter Koordination 
von EFFAT 

• Aktuell: Hotelangestellte in Myanmar; Fotoaktion vor der Botschaft von Myanmar in Brüssel 
und Solidaritätsbotschaft - März 2019 

• Aktuell: „Coca-Cola Zero Right“-Kampagne, viele Fotoaktionen, Erklärungen und 
Solidaritätsbotschaften 

• Aktuell: Perfetti Van Melle: Stoppt die Kinderarbeit: Fotoaktion im Exekutivausschuss - Mai 
2019 

• Aktuell: Wiedereinstellung #TheCargill14! Solidaritätsbotschaften auch über den EBR und 
Fotoaktion auf der TNK-EBR-Konferenz von EFFAT - Juni 2019 

3.5 Bewältigung der Folgen von Fusionen, Übernahmen und anderen größeren 

https://www.iufcampaigns.org/campaigns/show_campaign.cgi?c=1138
https://www.iufcampaigns.org/campaigns/show_campaign.cgi?c=1112
https://www.iufcampaigns.org/campaigns/show_campaign.cgi?c=1140
https://www.iufcampaigns.org/campaigns/show_campaign.cgi?c=1118
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Umstrukturierungen von Unternehmen  

In den EFFAT-Sektoren finden immer häufiger Unternehmensumstrukturierungen statt. Jede 
Fusion, jeder Akquisition, jede Umwandlung oder grenzüberschreitende Sitzverlegung bringt für 
die Arbeitnehmer relevante Änderungen mit sich. Unter all diesen Umständen gewährleistet 
EFFAT die politische grenzüberschreitende Koordinierung und technische Unterstützung ihrer 
Mitgliedsorganisationen und der beteiligten Arbeitnehmervertretungen, um die negativen Folgen 
zu antizipieren und abzumildern. Es folgen einige Beispiele, wie wir im vergangenen Jahr mit 
großen Umstrukturierungsmaßnahmen umgegangen sind. 

3.5.1 Feindliche Übernahme von SABMiller durch AB InBev 

Am 11. November 2015 gaben die Vorstände von AB InBev und SABMiller bekannt, dass sie eine 
Einigung über die Bedingungen für eine empfohlene Übernahme von SABMiller durch AB InBev 
erzielt hätten. 

Der von EFFAT koordinierte EBR von SABMiller hatte das Recht, zwei Stellungnahmen 
abzugeben: eine nach dem britischen Übernahme- und Fusionskodex „zu den Auswirkungen des 
Angebots auf die Beschäftigung“ und eine zweite im Einklang mit den in der Richtlinie 2009/38/EG 
verankerten Anhörungsrechten. 

Auf Ersuchen von EFFAT wurden mehrere Sitzungen des EBR von SABMiller einberufen, um 
einen eingehenden Unterrichtungs- und Anhörungsprozess zu ermöglichen. Obwohl AB InBev zu 
dem Zeitpunkt noch ein „potenzieller Käufer“ war, erreichte EFFAT die Teilnahme der 
Unternehmensleitung von AB InBev während der EBR-Sitzungen von SAB Miller. Der EBR von 
SABMiller profitierte auch von der Unterstützung eines externen Sachverständigen, die während 
des Anhörungsprozesses äußerst nützlich war. Die Bewertung des Sachverständigen war für die 
EFFAT- und IUL-Mitglieder mit Mitgliedern bei AB InBev und SABMiller wichtig, um die 
unternehmerische Begründung und die Risiken der Übernahme zu verstehen. Die Stellungnahme 
des von EFFAT unterstützten EBR von SABMiller war Teil der offiziellen Dokumente, die die 
Aktionäre von SABMiller anlässlich der Schlussabstimmung über die Übernahme einsehen 
mussten. EFFAT erreichte auch, dass das zwischen SABMiller und AB InBev vereinbarte 
Arbeitnehmerschutzpapier nach der Übernahme weiter mit den nationalen Arbeitnehmervertretern 
verhandelt werden konnte.  

3.5.2 Veräußerung von PGM an Asahi 

Während der Übernahme von SABMiller durch AB InBev unterbreitete die führende japanische 
Brauerei Asahi AB InBev ein einseitiges bindendes Angebot zur Übernahme der Marken Peroni, 
Grolsch und Meantime von SABMiller und der damit verbundenen Aktivitäten. Die 
Unternehmensaktivitäten von PGM wurden aufgrund wettbewerbsrechtlicher Anforderungen 
veräußert. 

Der von EFFAT koordinierte EBR von SABMiller gab seine formelle Stellungnahme zur 
Veräußerung des PGM-Geschäfts auf der Grundlage der von den Unternehmensleitungen von 
AB InBev, SABMiller und Asahi veröffentlichten Informationen und seinen eigenen Recherchen 
ab. 

Obwohl es sich formell zu diesem Zeitpunkt noch um Wettbewerber handelte, kam die zentrale 
Unternehmensleitung von Asahi auf Ersuchen von EFFAT aus Japan und nahm an allen für die 
Transaktionen geplanten außerordentlichen Sitzungen teil, sodass die EBR-Mitglieder von 
SABMiller die Möglichkeit hatten, das Geschäftsmodell des übernehmenden Unternehmens sowie 
die Zukunftspläne und Investitionen für Europa zu verstehen. 

3.5.3 Zusammenschluss der drei europäischen Coca-Cola-Abfüllbetriebe zu CCEP 

Am 6. August 2015 gaben Coca-Cola Enterprises (CCE), Coca-Cola Iberian Partners (CCIP) und 

http://www.effat-ewc.org/resources/ab-inbev-takeover-sab-miller
http://www.effat-ewc.org/resources/ab-inbev-takeover-sab-miller
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CCEAG (Coca-Cola Erfrischungsgetränke) bekannt, dass sie vereinbart hatten, ihre Geschäfte in 
einem neuen Unternehmen mit dem Namen CCEP (Coca-Cola European Partners Plc) 
zusammenzuführen. Aus der Mega-Fusion entstand der nach Nettoerlösen weltweit größte 
unabhängige Coca-Cola-Abfüller mit mehr als 50 Abfüllwerken. 

Die EFFAT-Koordinierungsgruppe für Coca-Cola arbeitete unermüdlich an dieser Fusion und 
ihren möglichen Auswirkungen. Wie erwartet, fanden nach der Fusion in allen Ländern 
unaufhörliche Umstrukturierungsprozesse statt. In etwa drei Jahren wurden rund 2000 
Arbeitsplätze abgebaut. 

Sobald die Fusion angekündigt wurde, konzentrierte sich EFFAT auf verschiedene Bereiche: 

• Aufbau eines gut funktionierenden Gewerkschaftskoordinierungsnetzwerks 

• Unterschrift des EFFAT-Verhaltenskodex für das Coca-Cola-System (siehe 4.1) 

• Einrichtung eines EBR bei CCIP: Der EBR von CCIP wurde am 12. Mai 2016 gegründet und 
gewährleiste in einer für die der Arbeitnehmer in Spanien und Portugal schweren Zeit die 
Unterrichtung und Anhörung. 

• Beginn der Einrichtung eines EBR bei CCEP. Seit November 2016 fanden zwölf BVG-
Sitzungen statt, ohne dass die Verhandlungen zu einem positiven Ergebnis geführt haben. 

• Aufnahme eines ständigen Dialogs mit der obersten Unternehmensleitung von Coca-Cola in 
Europa. Dieser ständige Dialog existiert offiziell noch nicht auf europäischer Ebene, aber es 
fanden bereits informelle Treffen mit dem EFFAT-Sekretariat statt. 

• Aufbau einer effizienten Tarifverhandlungskoordination zur Festlegung gemeinsamer Ziele, 
die bei den nächsten nationalen Verhandlungsrunden erreicht werden sollen. EFFAT erhielt 
auch finanzielle Unterstützung von der EU-Kommission. Ein Experte wurde finanziert, um 
Tarifabkommen aus acht Ländern zu bewerten und zu analysieren. Es wurden zwei 
Konferenzen organisiert und ein Bericht veröffentlicht. 

• Eine interaktive Kartierung der CCEP-Standorte wurde erstellt. 

3.5.4 Zusammenschluss von Mondelez - Master Mixer 

Im Juli 2015 schlossen Mondelez International, Inc. und D.E. Master Blenders (DEMB) die Fusion 
ab, die ihre jeweiligen Kaffeesparten zu dem weltweit führenden reinen Kaffeeunternehmen 
zusammenführte. Das neue Unternehmen heißt Jacobs Douwe Egberts (JDE) und hat seinen Sitz 
in den Niederlanden. EFFAT verfolgte die Fusion aufmerksam und organisierte mehrere 
Telefonkonferenzen und Treffen zwischen den Gewerkschaftsvertretern der beiden 
fusionierenden Gesellschaften. 

3.6 Aktivitäten unserer europäischen Gewerkschaftskoordinierungsgruppen 

Die Tätigkeit von EFFAT in den TNKs wird sowohl durch die Arbeit von mehr als 120 EBRs, die 
wir koordinieren (weitere Informationen in Kapitel 7), als auch durch den unschätzbaren Beitrag 
vieler Gewerkschaftskoordinierungsgruppen unterstützt, die vom EFFAT-Sekretariat koordiniert 
werden. Es folgen einige Beispiele für die Arbeit einiger dieser äußerst wichtigen Gremien. 

3.6.1 EFFAT-Koordinierungsgruppe für Coca-Cola 

Die EFFAT-Koordinierungsgruppe für Coca-Cola besteht aus Vertretern der Belegschaft von The 
Coca-Cola Company, Coca-Cola European Partners und Coca-Cola Hellenic BC. In den letzten 
fünf Jahren hat die EFFAT-Koordinierungsgruppe für Coca-Cola an folgenden Prioritäten 
gearbeitet: 

• Organisation von Solidarität, gegenseitiger Unterstützung und grenzüberschreitender 

http://www.effat-ewc.org/resources/comparative-analysis-cbas-ccep-0
http://www.effat-ewc.org/resources/mapping-ccep-sites
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Zusammenarbeit 

• Auseinandersetzung mit den Folgen der Fusion, aus der CCEP hervorgegangen ist, und 
Austausch von Informationen über andere Entwicklungen innerhalb des Coca-Cola-Systems 
in Europa 

• Definition und Abstimmung strategischer und politischer Prioritäten 

• Abstimmung mit der Tagesordnung der Europäischen Betriebsräte von Coca-Cola, die von 
EFFAT koordiniert werden 

• Überwachung der Umsetzung des EFFAT-Verhaltenskodex für das Coca-Cola-System, der 
2015 verabschiedet wurde 

• Aufbau einer Tarifkoordinierung 

• Festlegung von Prioritäten, die auf dem Treffen der Global IUL zu Coca-Cola in Atlanta 
diskutiert werden sollen 

Die EFFAT-Koordinierungsgruppe für Coca-Cola tagte im letzten Halbjahr mehrmals an folgenden 
Terminen: 

2015 16. Februar 
01.-02. Juni 
18. September 

Brüssel, Lenkungsausschuss 
Athen, Plenarsitzung 
Brüssel, außerordentliche Plenarsitzung zur Fusion CCEP 

2016 19. Februar 
06.-07. Juni 
24. Oktober 

Brüssel, Lenkungsausschuss 
Barcelona, Plenarsitzung 
Brüssel, Lenkungsausschuss 

2017 08.-09. März 
19.-20. Oktober 

Berlin, Plenarsitzung 
Madrid, Plenarsitzung 

2018 18. Juni Hamburg, Plenarsitzung 

2019 18.-19. März Berlin, Plenarsitzung 

3.6.2 AB InBev 

Im beiderseitigen Interesse der deutschen und belgischen Mitgliedsorganisationen mit Mitgliedern 
bei AB InBev hat EFFAT die Organisation regelmäßiger Treffen zwischen belgischen und 
deutschen Delegationen unterstützt. Seit 2017 hat diese Gruppe mehrmals im Jahr unter Aufsicht 
und Koordination des EFFAT-Sekretariats getagt. Sie ist ein erfolgreiches Beispiel dafür, wie 
wichtig die grenzüberschreitende bilaterale Zusammenarbeit zwischen Gewerkschaften sein 
kann. 

3.6.3 Lactalis 

Nach dem Kampf von EFFAT bei der Gründung eines EBR bei Lactalis (weitere Informationen in 
Kapitel 7) fanden drei Koordinierungstreffen zwischen den EFFAT-Mitgliedsgewerkschaften, die 
Mitglieder bei Lactalis haben, an folgenden Terminen statt: 

2017 30. Oktober  Paris 

2019 30.-31. Januar 
13.-14. März 

Genf, anlässlich der internationalen Lactalis-Konferenz der IUL 
Brüssel 

3.6.4 McDonald's 

Im Rahmen eines EFFAT-Projekts zur Tarifverhandlungszusammenarbeit (mehr Informationen in 
Kapitel 10) fand am 1. Juni 2017 in Rom ein EFFAT-Workshop für den Fast-Food-Sektor statt. 
Der Workshop vereinte nationale Gewerkschaftsfunktionäre, die für den Fast-Food-Sektor 
zuständig sind, und konzentrierte sich insbesondere auf McDonald's. Ziel des Workshops war es, 
die Ergebnisse eines Experten zu bewerten, der eine Umfrage zur Situation bei McDonald's in 

http://old.effat.org/en/node/14693
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verschiedenen Ländern in Bezug auf mehrere Aspekte durchgeführt hat, unter anderem 
Arbeitsbedingungen, Tarifverträge, gewerkschaftlicher Organisationsgrad, 
Arbeitnehmervertretung, Beziehungen zum Management usw. Darüber hinaus wurde diskutiert, 
wie der EBR bei McDonald's zu einem echten Instrument für Gewerkschaften und Arbeitnehmer 
werden kann. Das Treffen bot auch Gelegenheit, sich auf eine EFFAT-Strategie für McDonald's 
und den Fast-Food-Sektor für die kommenden Jahre zu einigen. 

3.7 Arbeit in Europäischen Betriebsräten 

Nach Ansicht von EFFAT sind die Europäischen Betriebsräte wertvolle gewerkschaftliche 
Instrumente, um unseren Einfluss auf die Entscheidungsfindung der Unternehmen zu erhöhen. 
Wenn EBRs von mindestens einem EFFAT-Vertreter stark gewerkschaftlich organisiert und gut 
koordiniert werden, bieten sie eine Plattform, wo sich Arbeitnehmervertreter treffen und die 
grenzüberschreitende gewerkschaftliche Zusammenarbeit und Koordination stärken können. Aus 
all diesen Gründen genossen die Aus- und Neuverhandlung hochwertiger EBR-Vereinbarungen 
sowie die fachliche und politische Koordinierung der täglichen Aktivitäten dieser wesentlichen 
Arbeitnehmervertretungen in der letzten Wahlperiode oberste Priorität bei EFFAT. Derzeit 
koordiniert EFFAT rund 120 EBRs und ist an der Aushandlung mehrerer EBR-Vereinbarungen 
beteiligt. Einen besseren Einblick in die Arbeit von EFFAT in den EBRs des Tourismussektors 
bietet Kapitel 3.14 des Tätigkeitsberichts für den Tourismussektor. 

3.7.1 Einrichtung neuer Europäischer Betriebsräte und SE-Betriebsräte 

In der letzten Wahlperiode hat EFFAT die Einrichtung der EBRs ausgehandelt, die nachfolgend 
aufgeführt sind. Jede Verhandlung war mit intensiven Diskussionen und mehreren Treffen mit 
Vertretern der obersten Geschäftsleitung verbunden. Das Sekretariat leitete die 
Verhandlungsprozesse und war bei den meisten von der Einreichung des formellen Antrags bis 
zur endgültigen Unterzeichnung direkt beteiligt. In einigen anderen Fällen (mit einem * markiert) 
wurden die Verhandlungen hauptsächlich von einer unserer Mitgliedsorganisationen im Namen 
von EFFAT geführt, während das Sekretariat externe Unterstützung leistete und eine 
koordinierende Rolle spielte. Alle neuen EBRs und SE-BR-Vereinbarungen bieten Raum für 
mindestens einen EFFAT-Koordinator. 

Jahr Lebensmittel, Getränke, Tabakwaren  HORECA  

2015 • Cheque Dejeuner 

• KWS SAAT AG* 

• Westfleisch (SCE-BR)* 

• Select Service Partner 

• NH Hotels 

2016 • Groupe Avril  

• Coca-Cola Iberian Partners 

• Schreiber Food 

• Cloetta* 

 

2017 • Paulig* 

• Tereos 

• Princess* 

• Landewyck 

 

2018 • Asahi ABEG 

• Delivery Hero (SE-BR)* 

• Yildiz* 

• Marine Harvest* 

• Refresco Gerber (Verhandlungen sind 
nach drei Jahren gescheitert – jetzt 
gelten die subsidiären Anforderungen) 

 

2019 • Asahi AEL  
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• Ardo 

• Groupe BEL 

Laufende 
Verhandlungen  

• Coca-Cola European Partners 

• Belvedere 

• Accor Invest 

• Bidvest 

Derzeit ist das EFFAT-Sekretariat noch an der Aushandlung von vier neuen EBR-Vereinbarungen 
beteiligt (CCEP, Belvedere, Accor Invest, Bidvest). 

Es kann sein, dass andere EBR-Vereinbarungen in unseren Sektoren ohne Beteiligung des 
EFFAT-Sekretariats ausgehandelt wurden. 

Das Scheitern beim Aufbau eines gut funktionierenden EBRs bei Lactalis 

EFFAT versucht seit fast 15 Jahren, einen EBR bei Lactalis zu gründen. Lactalis hat EFFAT nie 
geantwortet und nie zugestimmt, sich mit uns zu treffen. Im Jahr 2018 beschloss EFFAT 
zusammen mit neun ihrer Mitgliedsorganisationen aus Spanien, Frankreich, Italien und Belgien, 
rechtliche Schritte gegen den Milchriesen einzuleiten, um die Gründung des EBR durchzusetzen. 

Die EFFAT konnte Lactalis zwingen, ein „Protocole Transactionnel“ (Protokoll über die 
Streitbeilegung) zu unterzeichnen, das Lactalis verpflichtete, vor Dezember 2018 das Besondere 
Verhandlungsgremium (BVG) zu gründen und die Verhandlungen bis Ende 2019 abzuschließen. 

Obwohl EFFAT bei verschiedenen Anlässen mit allen Mitgliedsgewerkschaften zusammentraf, die 
Mitglieder bei Lactalis haben, und einen starken politischen Konsens zur Unterstützung der 
rechtlichen Schritte und der Gründung des EBR aufbaute, unterzeichneten nicht alle Mitglieder 
des BVG das Beauftragungsschreiben, EFFAT während der Verhandlungen als Sachverständige 
des BVG zu benennen. Eine Unterschrift fehlte für eine Mehrheit. Obwohl unser Vertreter 
versuchte, sich bei der ersten BVG-Sitzung im Dezember 2018 in Laval als Sachverständiger 
vorzustellen, wurde sein Versuch vom Unternehmen abgelehnt, das ihm den Zugang zu den 
Lactalis-Standorten nicht gewährte.  

Die Geschäftsleitung zwang die BVG-Mitglieder per Handzeichen darüber abzustimmen, ob sie 
sich für oder gegen die Unterstützung durch einen Sachverständigen aussprechen. Die 
Abstimmung fand im Beisein der Geschäftsleitung statt und die Stimmenthaltung wurde einseitig 
als Gegenstimme gewertet. Überraschenderweise stimmten nur fünf Vertreter dafür, von einem 
Sachverständigen unterstützt zu werden.  

EFFAT beantragte und erhielt die finanzielle Unterstützung des ETUI, um im März 2019 eine 
Krisensitzung zu organisieren. Das EFFAT-Sekretariat bot den BVG-Mitgliedern bis zum Ende des 
Prozesses Unterstützung, Schulung und fachliche Hilfe. Acht von 19 BVG-Mitgliedern haben den 
Vertrag nicht unterzeichnet. Das Management konnte jedoch auch hier durch Druck und 
Einschüchterung eine Mehrheit von Unterschriften erreichen, um so am 23. Mai 2019 eine sehr 
schlechte Vereinbarung durchzusetzen. Die Vereinbarung ist in allen Kapiteln schlecht, wirklich 
schockierend ist aber die Definition von Anhörung als Meinungsaustausch und Diskussion der 
Gruppe und der Mitglieder des Gremiums „nach Durchführung des Projekts“. Einige 
gewerkschaftlich organisierte BVG-Mitglieder wurden eingeschüchtert und wurden während des 
gesamten Prozesses von der Geschäftsleitung unter Druck gesetzt. Durch diese Haltung konnte 
das Management seinen eigenen Plan durchsetzen, der die Bemühungen von EFFAT um eine 
gute Einigung vereitelte.  

3.7.2 Erneuerung bestehender EBR-Vereinbarungen 

In der letzten Wahlperiode war EFFAT auch an der Neuverhandlung bestehender EBR-
Vereinbarung beteiligt, die nachfolgend aufgeführt sind. Für die mit * gekennzeichneten 
Unternehmen wurden die Verhandlungen hauptsächlich von einer unserer 
Mitgliedsorganisationen im Namen von EFFAT geführt, während das Sekretariat externe 
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Unterstützung leistete und eine koordinierende Rolle spielte.  

Jahr Landwirtschaft, Lebensmittel, 
Getränke, Tabakwaren 

HORECA 

2015 • Heineken* 

• Lantmannen* 

• Barilla 

• Ferrero* 

• Compass  

• Autogrill* 

• Rezidor 

2016 • Philip Morris • Sodexo 

2017 • Bonduelle  

2018 • Cargill • Club Mediterranée 

Noch laufende 
Verhandlungen 

• San Benedetto* 

• Kraft Heinz 

• Ter Beke 

 

3.7.3 Politische Unterstützung für bestehende EBRs 

Es gibt ca. 120 EBRs, die derzeit in den EFFAT-Sektoren tätig sind. Viele dieser EBRs profitieren 
von der Unterstützung des EFFAT-Sekretariats, während viele andere von unseren EFFAT-EBR-
TNK-Koordinatoren unterstützt werden. Noch immer gibt es einige EBRs, die keinen Koordinator 
haben. Die politische und fachliche Unterstützung der Europäischen Betriebsräte beinhaltet: 

• Teilnahme an allen regelmäßigen und außerordentlichen Sitzungen des EBR und des 
Engeren Ausschusses 

• Analyse von Wirtschafts-, Geschäfts- und Personalberichten 

• Festlegung der strategischen und politischen Prioritäten in Zusammenarbeit mit den EFFAT-
Mitgliedsorganisationen, die Mitglieder in den TNK haben; 

• Unterstützung bei Unterrichtungs- und Anhörungsprozessen im Zusammenhang mit 
internationalen Projekten, die sich auf die Beschäftigung und die Arbeitsorganisation 
auswirken (Umstrukturierung, Einführung neuer Arbeitsmethoden, wesentliche 
Unternehmensentwicklungen und -änderungen usw.). 

3.7.4 Schulung für BVGs und EBRs 

Während der letzten Wahlperiode hat das EFFAT-Sekretariat Schulungen für die folgenden EBRs 
durchgeführt: Barilla, JDE, British American Tobacco, Ferrero, Cargill, Pernod Ricard, Philip 
Morris, Kraft Heinz, Bonduelle, Elior, Sodexo, Rezidor. 

Außerdem wurden die Besonderen Verhandlungsgremien der folgenden Unternehmen geschult: 
NH Hotels, Ardo, Groupe Avril, SABMiller, Coca-Cola Iberian Partners, Coca-Cola European 
Partners, Schreiber, Groupe BEL. 

Die Schulungen behandelten verschiedene Themen, darunter die Beteiligungsrechte der 
Arbeitnehmer, den rechtlichen Rahmen des EBR, die europäischen Systeme der 
Arbeitsbeziehungen, die Gesetzgebung zum öffentlichen Beschaffungswesen und den sozialen 
Besitzstand der EU im Allgemeinen.  

3.7.5 EBRs und Brexit 

Seit der Brexit und die Möglichkeit eines Ausstiegs des Vereinigten Königreichs ohne Abkommen 
(„No-Deal-Szenario“) Realität geworden sind, kam es zu Verwirrung unter den EBR-Mitgliedern 
von im Vereinigten Königreich tätigen Unternehmen sowie in den EBRs, die unter britisches Recht 
(TICER-Verordnung) fallen. Im Jahr 2017 hat EFFAT zusammen mit anderen europäischen 
Gewerkschaftsverbänden einen Leitfaden für den Umgang mit Brexit in EBRs und SE-BR 

http://www.effat-ewc.org/resources/etufs-reccomendations-brexit-and-ewcs-0
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veröffentlicht. 

3.7.6 Bewertung der EBR-Richtlinie 2009 

Im Jahr 2016 hätte die Europäische Kommission ein neues Bewertungsverfahren zur Richtlinie 
2009/38/EG förmlich abschließen sollen. Die ursprünglich im Februar 2017 fällige Bewertung 
wurde erst 2018 veröffentlicht. EFFAT arbeitete eng mit anderen europäischen 
Gewerkschaftsverbänden und dem EGB zusammen und erreichte eine gemeinsame 
Stellungnahme mit zehn klaren Forderungen, die unsere gemeinsame Forderung nach einer 
Überarbeitung oder Neufassung der geltenden Richtlinie unterstützen. Die Kommission schloss 
ihre Bewertung ab und schlug den Sozialpartnern vor, ein EBR-Handbuch bewährter Praxis zu 
erstellen. Bei der ersten Sitzung im Mai 2019 verließ die EGB-Delegation (der auch EFFAT 
angehörte) den Verhandlungstisch, weil sie ein solches Dokument für ein nutzloses und in 
gewissem Maße potenziell kontraproduktives Instrument hielt.  

3.8 Transnationale Unternehmensvereinbarungen (TCAs) 

3.8.1 Neu unterzeichnete TCAs 

In der letzten Wahlperiode hat EFFAT die folgenden TCAs unterzeichnet: 

Mai 2017 Abkommen von Barilla zum Thema Gesundheit und Sicherheit 

April 2018 Gemeinsame Erklärung von Schreiber zu Vielfalt, Integration und Gleichstellung 
am Arbeitsplatz 

Juli 2019 Philip Morris International über Schutz von Personaldaten 

Im Jahr 2019 unterzeichneten die Unilever-EBRs eine extrem weitreichende Vereinbarung über 
die „Zukunft der Arbeit“. Das EFFAT-Sekretariat hat nun ein Treffen mit dem Unilever-
Management geplant, um den Inhalt der Vereinbarung weiter zu diskutieren und eine bessere 
Umsetzung ihrer Ziele zu gewährleisten.  

3.8.2 EU-Debatte über TCAs und die nächsten Schritte 

In der letzten Wahlperiode hat sich EFFAT aktiv an der EU-Debatte über transnationale 
Unternehmensvereinbarungen (TCAs) beteiligt. EFFAT beteiligte sich am EU-Projekt „Erfahrung 
als Fundament: Ein Win-Win-Ansatz in Sachen transnationaler Arbeitsbeziehungen in 
transnationalen Unternehmen“ zusammen mit dem EGB, anderen europäischen 
Gewerkschaftsverbänden, Business Europe und weiteren nationalen Arbeitgeberverbänden. Es 
wurden gemeinsame Schlussfolgerungen angenommen. 

Im Anschluss an die Arbeit des Vorbereitungsausschusses des EGB-Kongresses, der den EGB 
beauftragte, Lobbyarbeit gegenüber den EU-Institutionen zu leisten, ein dreigliedriges 
Rahmenabkommen über TCAs auszuhandeln, verpflichtete sich EFFAT, ihre eigene interne 
Diskussion einzuleiten, die auf die Annahme einer neuen Geschäftsordnung für die 
Unterzeichnung von TCAs abzielt. 

3.9 Neues EBR-Portal und andere Arbeitsmittel 

In der letzten Wahlperiode hat das EFFAT-Sekretariat mehrere Arbeitstools geschaffen, um die 
tägliche Arbeit von Mitgliedern nationaler und europäischer Betriebsräte sowie von 
gewerkschaftlichen Vertrauensmännern und Funktionären, die mit transnationalen Unternehmen 
zu tun haben, zu unterstützen. Alle diese Arbeitsmittel sind über das neue EFFAT-Portal für TNKs 
und EBRs zugänglich, das neugestaltet wurde. Um auf das neue Portal zugreifen zu können, 
müssen die Mitgliedsorganisationen neue Anmeldedaten beim EFFAT-Sekretariat anfordern. 

Zu den wichtigsten Merkmalen gehören: 

• Eine neugestaltete Homepage mit Nachrichten rund um die TNK-EBR 

http://www.effat-ewc.org/resources/joint-etufsetuc-10-demands-revise-ewc-directive
https://www.old.effat.org/en/node/14594
https://www.old.effat.org/en/node/14737
http://www.effat-ewc.org/sites/default/files/documents/EWC%20Data%20Protection%20Agreement_2019.pdf
https://www.etuc.org/en/publication/building-experience-win-win-approach-transnational-industrial-relations-multinational
http://www.effat-ewc.org/
http://www.effat-ewc.org/
http://www.effat-ewc.org/home
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• Eine überarbeitete benutzerfreundliche Ressourcenseite mit einer herunterladbaren EFFAT-
Broschüre (2016) in mehreren Sprachen und einfachem Zugang zu nützlichem Material und 
anderen Arbeitsmitteln 

• Die neu angelegte EBR-Datenbank! Die EFFAT-Koordinatoren können jetzt relevante 
Informationen über den EBR, den sie koordinieren, direkt über die Schaltfläche bereitstellen. 

Die über das Portal zugänglichen Arbeitsmittel bieten Informationen und praktische Schritte zur 
Bewältigung verschiedener Herausforderungen, darunter: 

• Prekäre Arbeit 

• Gesundheit und Sicherheit sowie Stress am Arbeitsplatz 

• Stress am Arbeitsplatz 

• Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 

• Bekämpfung des Missbrauchs von Leiharbeitnehmern 

• Welche Art von Informationen benötigen EBRs? 

• Zusammenarbeit bei Tarifverhandlungsfragen - Fragebogen in verschiedenen Sprachen 

• EBR-Verhandlung - eine neue EFFAT-EBR-Mustervereinbarung 

3.10 Europäische Projekte 

In der letzten Wahlperiode hat die für Unternehmenspolitik zuständige EFFAT-Abteilung die 
folgenden EU-Projekte erfolgreich durchgeführt: 

Zeitraum Titel Ergebnis 

1/2015 – 9/2016 Förderung der Rolle der 
Europäischen Betriebsräte 
von EFFAT: Aktive Rolle bei 
der Bewältigung von Stress 
und psychosozialen Risiken 
übernehmen 

• Schreibtisch-Recherche 

• Schulung durch Sachverständige in 
fünf EBRs 

• Allgemeine Bekanntmachung des 
Arbeitsinstruments zum Umgang mit 
Stress am Arbeitsplatz  

• Sensibilisierung 

• Aufnahme der Gesundheit und 
Sicherheit als Kompetenz in vielen 
neuen EBR-Vereinbarungen 

1/2016 – 10/2018 Antizipation des Wandels 
und nachhaltiges 
Management von 
Strukturveränderungen: 
Förderung innovativer 
Maßnahmen zur Stärkung 
der Beteiligung der 
Arbeitnehmer und der 
Zusammenarbeit der 
Sozialpartner 

• Beginn der 
Tarifverhandlungszusammenarbeit im 
CCEP mit entsprechender 
Veröffentlichung 

• Bewertung der Arbeitsbedingungen 
bei McDonald's 

• Start von Tarifverhandlungs-
Kooperationen in mehreren anderen 
Unternehmen (Asahi, Barilla, 
Schreiber etc.)  

• Neue Tarifverhandlungs-Fragebögen 

1/2019 - 10/2020 
– läuft derzeit 

Vollständige Nutzung des 
sozialen Besitzstands der 
EU, um die Auswirkungen 
der technologischen 

• Erwartete Ergebnisse 

• Vor-Ort-Besuche in 
Werken/Standorten von fünf TNKs zur 
Bewertung der Auswirkungen von 

http://www.effat-ewc.org/resources
http://www.effat-ewc.org/effat-ewc-coordinators
http://www.effat-ewc.org/resources
http://www.effat-ewc.org/resources/managing-stress-and-psycho-social-risks-working-tool-ewc-members-and-coordinators-en-fr-de
http://www.effat-ewc.org/resources/managing-stress-and-psycho-social-risks-working-tool-ewc-members-and-coordinators-en-fr-de
http://www.effat-ewc.org/resources/managing-stress-and-psycho-social-risks-working-tool-ewc-members-and-coordinators-en-fr-de
http://www.effat-ewc.org/resources/collective-bargaining-coca-cola-european-partners-comparative-study-collective-bargaining
http://www.effat-ewc.org/resources/collective-bargaining-coca-cola-european-partners-comparative-study-collective-bargaining
http://www.effat-ewc.org/resources/mc-donalds-report-2017-0
http://www.effat-ewc.org/resources/collective-bargaining-coordination
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Hintergrundinformation-Frühling-2016-DE.docx
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Entwicklungen in der 
europäischen Lebensmittel- 
und Getränkeindustrie 
besser zu gestalten 

Automatisierung und Robotik auf die 
Arbeitsorganisation 

• Rechtliche Analyse der verfügbaren 
Mittel des sozialen Besitzstands der 
EU zur Bewältigung der Auswirkungen 
der technologischen Entwicklungen 

In der letzten Wahlperiode hat sich EFFAT auch aktiv als Partner oder Mitantragsteller an vielen 
anderen EU-Projekten beteiligt, die Fallstudien aus unseren Branchen liefern.  

Die wichtigsten Projekte, die mit dem EGB durchgeführt wurden, sind nachfolgend genannt. 

01/2015 - 12/2016: EGB-Projekt zu Briefkastenfirmen 

Seit 06/2019 - laufendes EGB-Projekt zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte in der 
Unterauftragskette 

Seite 06/2019 - laufendes EU-Projekt zu Due Diligence und nichtfinanziellen Information 

3.11 Initiativen zur Stärkung der grenzüberschreitenden gewerkschaftlichen 
Zusammenarbeit in TNKs 

In der letzten Wahlperiode hat das EFFAT-Sekretariat einen konkreten Vorschlag unterbreitet, um 
die Beteiligung der Mitgliedsorganisationen und das Engagement in der Arbeit zu den TNK zu 
stärken. Es folgen die wichtigsten Vorschläge, die auf den Weg gebracht wurden. 

3.12 TNK-EBR-Konferenz und andere wichtige Treffen/Seminare 

In der letzten Wahlperiode fanden die jährlichen TNK-EBR-Konferenzen von EFFAT an folgenden 
Terminen statt: 

• 27.-28. April 2015, Zagreb 

Initiative Ziele Hat es funktioniert? 

Treffen/Seminare auf 
nationaler Ebene mit EBR-
Mitgliedern, EFFAT-
Koordinatoren und 
Gewerkschaftsfunktionären, 
die sich mit TNKs befassen. 

• Die Anliegen und Vorschläge der 
Mitgliedsorganisationen anhören 

• Häufigere Dialoge mit TNK-
Vertretern 

• Entwicklung eines neuen 
Vorschlags für die EFFAT-Arbeit in 
den TNKs 

• Identifizierung von Beispielen für 
bewährte Verfahren 

Bisher fanden nur 
wenige Treffen statt 
mit: 

• SIPTU (Dublin)  

• PAM, PRO, SEL 
(Helsinki) 

• ACV-CSC (Brüssel) 

Einrichtung einer 
permanenten EFFAT-TNK -
Arbeitsgruppe  

• Mitwirkung bei der Entwicklung der 
politischen Maßnahmen von 
EFFAT in den TNKs 

• Unterstützung des EFFAT-
Sekretariats bei der Kartierung und 
Koordination des EBR-TNK-
Netzwerks von EFFAT 

• Entwicklung von Positionspapieren 
zu unternehmenspolitischen 
Themen  

• Vorbereitung der jährlichen 
TNK/EBR-Konferenz  

Die 
Satzungsänderungen 
wurden eingeleitet. 
Informelle Treffen 
fanden bereits 2017 
und 2019 statt.  

https://www.etuc.org/en/pressrelease/letterbox-type-practices-avoiding-taxes-and-exploiting-workers-across-eu
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• 30.-31. Mai 2016, Venedig 

• 15.-16. Juni 2017, Belgrad 

• 16.-17. Mai 2018, Löwen 

• 12.-13. Juni 2019, Brüssel  

An folgenden Terminen fanden informelle Sitzungen der zukünftigen EFFAT-TNK-Arbeitsgruppe 
statt: 

• 5. Mai 2017, Brüssel 

• 5. Dezember 2017, Brüssel 

• 15. März 2019, Brüssel 

Das gemeinsame EFFAT-ETUI-Seminar „EBRs als Instrument zur Organisation von 
Arbeitnehmern in transnationalen Unternehmen“ findet vom 9. bis 11. Oktober in Florenz statt. 
Das Seminar zielt darauf ab, die EFFAT-Koordinatoren und EBR-Mitglieder darin zu schulen, aus 
EBRs sowohl eine Plattform für den Kapazitätsaufbau wie auch Instrumente zu machen. EBR-
Vertreter aus den folgenden Unternehmen wurden eingeladen: Danish Crown, Barry Callebaut, 
Kraft Heinz, Mondelez Danone, Accor, Sodexo, Compass, Philip Morris. 
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4. Sektorielle Aktivitäten 

4.1 Lebensmittelsektor 

Nahrung ist einzigartig: Das Recht auf Nahrung ist ein grundlegendes Menschenrecht. Die Rechte 
sind miteinander verbunden, und die Verwirklichung des Rechts auf Nahrung erfordert einen 
effektiven Zugang zu anderen Rechten, einschließlich des Rechts der Arbeitnehmer auf 
Vereinigungsfreiheit. Verstöße gegen diese Grundrechte beschränken sich nicht auf Nicht-EU-
Länder. Sie sind auch in der Europäischen Union anzutreffen. Rechtsverletzungen gibt es in 
verschiedenen Sektoren, insbesondere der Fleischindustrie, wo Leiharbeit die Grundlage für die 
Tätigkeit einiger Unternehmen bildet, und wo unsere Tochtergesellschaften  hart für die 
Festlegung fairer Sozialstandards kämpfen. Wo immer wir hinschauen, sind die Löhne in der 
Lebensmittel- und Getränkeindustrie in der Regel niedriger als die anderer Arbeitnehmer im 
verarbeitenden Gewerbe, und es gibt immer noch viel zu viele Arbeitsplätze, an denen 
Arbeitnehmer bei der Arbeit verletzt, krank und sogar getötet werden. 

Der Nahrungsmittel-, Getränke- und Tabakwaren-Sektor hat übergeordnete Ziele, die in das 
allgemeine EFFAT-Arbeitsprogramm fallen: die Bekämpfung aller Formen der Prekarität von 
Beschäftigungsformen, die Verwirklichung menschenwürdiger Arbeit, die Unterstützung von 
Tarifverhandlungen und damit die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und die Förderung des 
sozialen Dialogs auf EU- und nationaler Ebene, die Förderung fairer und nachhaltiger 
Handelsbeziehungen entlang der Lieferkette, die Förderung der Bildung und des Ausbaus von 
Fähigkeiten für alle Arbeitnehmer sowie der Schutz vor Gesundheits- und Sicherheitsrisiken. 
Diese übergreifenden Ziele sind recht ehrgeizig und würden besser als langfristig beabsichtigte 
Auswirkungen geeigneter Politiken beschrieben. 

Unsere Mitglieder in der Branche stehen vor großen zukünftigen Herausforderungen. Der 
zunehmende Einsatz von Robotern, Big Data, Scannern und anderen neuen Technologien stellt 
überwältigende Anforderungen an die Arbeitnehmer. Die Herausforderungen des Klimawandels 
bedrohen den Nahrungsmittelsektor und seine Lieferketten, aber der Kampf gegen den 
Klimawandel kann eine intelligente Strategie sein und den Weg für eine CO2-freie Zukunft ebnen. 
Der europäische Lebensmittelsektor kann ein Vorbild sein, indem er neue Arbeitsplätze und neue 
hochwertige Produkte aus Lebensmittelabfällen entwickelt. 

Es war schon immer unser Ziel, die Interessen unserer Mitglieder gegenüber den europäischen 
Arbeitgeberverbänden, den EU-Institutionen auf politischer und administrativer Ebene, der 
europäischen Gewerkschaftsbewegung und gleichgesinnten NGOs zu vertreten. 

Es ist auch immer unser Hauptziel gewesen, die Solidarität zwischen den EFFAT-
Mitgliedsorganisationen zu fördern, ihre Fähigkeiten zu entwickeln, mit ihren jeweiligen 
Mitgliedern zu handeln und das beste Ergebnis für sie zu erzielen. 

Solidarität ist keine Einbahnwegstraße. Sie braucht das Engagement aller Partner. 

Der Sektor der Lebensmittel- und Getränkeherstellung und -verarbeitung beschäftigt mehr als 
4,5 Millionen Menschen in rund 294.000 Unternehmen und ist gemessen an Umsatz und 
Beschäftigung der größte Fertigungssektor Europas. Kleine und mittlere Unternehmen machen 
99,1% der Lebensmittel- und Getränkeunternehmen aus und beschäftigen rund 2,8 Millionen 
Menschen. 

4.1.1 Führung: Vorstand und Präsidenten des Sektors2015-2019 

Präsident für die Region NORTHERN  Ole WEHLAST 

1. Vizepräsidentin für die Region CENTRAL Julia LONG 

2. Vizepräsident für die Region SÜDEN Pietro RUFFOLO 

Politische Sekretärin von EFFAT Estelle BRENTNALL 
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Region Land Organisation Name Position 

Nordische Länder Däne-
mark 

NNF Ole WEHLAST Präsident 

Finn-land  SEL Henri LINDHOLM  Stellvertreter 

Mittelmeer-Ost Italien FLAI CGIL Pietro RUFFOLO Vizepräsident 

Türkei TEKGIDA IS Mustafa AKYUREC Stellvertreter  

Region Mittel-, Ost- 
und Südosteuropa 

Ungarn HDSZ Jozsef KAPUVARI Mitglied 

Litauen LMP Grazina 
GRUZDIENE 

Stellvertreterin 
 

Mittelmeer West Spanien FEAGRA 
CCOO 

Margot SASTRE Mitglied 

FITAG UGT Francisco 
PASALOBOS 

Stellvertreter 
 

Deutschland, 
Österreich, Schweiz 

Deutsch-
land 

NGG Claus-Harald 
GÜSTER 

Mitglied 

   Stellvertreter/in 
 

Vereinigtes 
Königreich, Irland 

UK Unite the 
Union 

Julia LONG Vizepräsidentin 

Irland SIPTU  John DUNNE Stellvertreter 
 

Frankreich, Benelux Belgien ACV CSC 
Alimentation 
et Services  

Bart 
VANNETELBOSCH 

Mitglied 

   Stellvertreter/in  

4.1.2 Kampf gegen alle Formen der Prekarität zur Erreichung menschenwürdiger Arbeit 

Seit 2014 haben wir verschiedene Koordinierungsausschüsse und -gruppen gegründet, die sich 
mindestens einmal im Jahr treffen, um die Beziehungen zwischen den Mitgliedsorganisationen zu 
stärken, bewährte Praktiken auszutauschen (z. B. Tarifverhandlungen in transnationalen 
Unternehmen), das Verständnis für die Bedeutung menschenwürdiger Arbeit in diesem Sektor zu 
verbessern und zur europäischen Politik beizutragen. 

4.1.2.2.1 Koordinierungsausschuss Fleischverarbeitung 

Der Sektor ist im Allgemeinen durch schwierige Arbeitsbedingungen und niedrige Löhne2 
gekennzeichnet. Ein erheblicher Anteil der Arbeitnehmer in diesem Sektor sind Arbeitsmigranten 
und einige sind entsandt. Oft sind Zeitarbeitsfirmen beteiligt und in einigen Fällen wurde über die 
Nutzung missbräuchlicher Briefkastenfirmen berichtet. Der Geflügelsektor und die Schlachthöfe 
sind für ihr schwieriges Arbeitsumfeld bekannt. Die zunehmende Geschwindigkeit der 
Produktionsanlagen erhöht die Gesundheits- und Sicherheitsrisiken. Gleichzeitig führt die 
zunehmende Mechanisierung zu einer höheren Produktion mit weniger Mitarbeitern. 

Was haben wir erreicht? 

• EFFAT und die Mitgliedsorganisationen haben im Laufe der Jahre erhebliche Anstrengungen 
unternommen, um die Arbeitsrechte, die Arbeitsbedingungen sowie den Gesundheitsschutz 
und die Sicherheit am Arbeitsplatz in der europäischen Fleischindustrie zu fördern und gegen 

 
2 http://old.effat.org/en/node/14122 

 

http://old.effat.org/en/node/14122
http://old.effat.org/en/node/14122
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die sozialen und wirtschaftlichen Verzerrungen durch Sozialdumping vorzugehen. Bisher nicht 
gekannte Tarifverträge3 und die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns in der deutschen 
Fleischwirtschaft waren ein Wendepunkt, der die öffentliche Aufmerksamkeit auf die 
Arbeitsbedingungen in einer oft unterschätzten Branche gelenkt hat. 

• Breite Veröffentlichung und Verteilung von Broschüren über Leiharbeitnehmer in 
verschiedenen Sprachen4 

• Veröffentlichtes Informationsmaterial für Mitgliedsorganisationen über Antibiotikaresistenz 
(Gesundheits- und Sicherheitsrisiken)5 

• Moderierte europäische Fleischsektor-Konferenzen in Deutschland (19. Oktober 2016, 
Rheda-Wiedenbrück6) und Spanien (20. September 2018, Madrid7), um fortbestehende 
Praktiken zu diskutieren und zu behandeln, wie z. B.: Ungleichbehandlungen zwischen 
Arbeitnehmern, unfaire und undurchsichtige Rekrutierung, Zwangsmaßnahmen und 
Drohverhalten einiger Behörden und Unternehmen, ineffektive Beschwerdeverfahren. Für 
2020 ist eine Konferenz geplant, die sich mit den Ursachen der Verletzbarkeit befasst und 
Gleichstellung, faire Vergütung, Menschenrechte und gute Tarifverträge fördert. 

• Gegenseitiges Verständnis und interne Positionspapiere zu Sozialschutz und Sicherheit und 
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (körperlich schwere Arbeit8), nährwertbezogene Angaben, 
Förderung angemessener Arbeitsbedingungen usw. 

• Unterstützung des Europäischen Gewerkschaftsbunds (EGB) bei seinem Kampf gegen 
Briefkastenfirmen durch Aufzeigen von Beispielen für die Ausbeutung von entsandten 
Arbeitnehmern im Fleischsektor9 

• In Zusammenarbeit mit dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss haben wir eine 
Studie über die Dienstleistungsrichtlinie in der Fleischindustrie10 

• Beteiligung als Partner am Projekt „MeatUpFfire“, das von FLAI CGIL zur Kartierung der 
Lieferkette für Schweinefleisch in verschiedenen europäischen Ländern initiiert wurde11 

• Zusammenarbeit mit europäischen Arbeitgeberverbänden wie der „Union Européenne du 
Commerce du Bétail et des Métiers de la Viande“ (UECBV) und dem Verbindungszentrum für 
die fleischverarbeitende Industrie in der Europäischen Union (CLITRAVI) zu verschiedenen 
Themen (z. B. Mercosur, Antibiotikaresistenz (AMR), unlautere Handelspraktiken). 

• Zusammenarbeit mit der IUL (Antibiotikaresistenz, Handelsfragen, Solidaritätsaktivitäten etc.) 

4.1.2.2. Koordinierungsgruppe für den Milchsektor 

Die europäische Milchwirtschaft ist mit mehreren Herausforderungen konfrontiert, die durch 
Konsolidierungsprozesse und Internationalisierung sowie das Ende der Milchquote im Jahr 2015 

 
3 http://old.effat.org/en/node/10800 
4 http://old.effat.org/en/node/14009 
5 http://www.meat-workers.org/documents; https://www.effat.org/publications/practical-advice-for-workers-
on-amr/ 
6 http://old.effat.org/en/node/14457 
7 http://old.effat.org/en/node/14773 
8 http://old.effat.org/en/node/14168  
9 http://old.effat.org/en/node/14419  
10 https://www.eesc.europa.eu/en/our-work/opinions-information-reports/information-reports/services-
directive-meat-processing-sector-0  
11 https://www.meatupffire.com/wp-content/uploads/2019/02/meat-up-ffire-trifold.pdf  

 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/
http://old.effat.org/en/node/10800
http://old.effat.org/en/node/14009
http://www.meat-workers.org/documents;
https://www.eesc.europa.eu/en/our-work/opinions-information-reports/information-reports/services-directive-meat-processing-sector-0
https://www.eesc.europa.eu/en/our-work/opinions-information-reports/information-reports/services-directive-meat-processing-sector-0
http://old.effat.org/en/node/14457
http://old.effat.org/en/node/14773
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verursacht wurden. Unsere Mitglieder sind weiterhin besorgt über die negativen Auswirkungen 
auf die Beschäftigungsstabilität, die Arbeitsbedingungen und eine gleichzeitige Zunahme prekärer 
Arbeit. 

Was haben wir erreicht? 

• Abschlusskonferenz des NGG-EFFAT-Projekts „Dairynet“ vom 6. bis 9. Januar 2015 
(Oberjosbach, Deutschland)12. Das Seminar behandelte vier allgemeingültige Themen zur 
Verbesserung der sozialen Nachhaltigkeit des Sektors: die Einhaltung der grundlegenden 
Gewerkschaftsrechte und der Vereinigungsfreiheit, die Einhaltung der EBR-Richtlinie, die 
Bekämpfung prekärer Arbeit und die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit in Europa. 

• Informationsaustausch über transnationale Unternehmen 

• Ermittlung vorbildlicher Praxis (sowie schlimmstmöglicher Praxis) und Diskussion möglicher 
Maßnahmen 

• Förderung der aktiven Solidarität zusammen mit unserer Mitgliedsorganisation NGG 
(gewerkschaftliche Vertrauensleute in der deutschen Milchwirtschaft) und den französischen, 
niederländischen und dänischen Gewerkschaften in Hamburg im Oktober 2017. 

4.1.2.3 Koordinierungsgruppe für die Fischverarbeitung 

Die fischverarbeitende Industrie spielt eine wichtige Rolle für die Entwicklung von 
Küstengemeinden. Fischverarbeitungsunternehmen befinden sich oft in Küstengebieten mit wenig 
anderen Wirtschafts- und Beschäftigungsalternativen. In den meisten EU-Mitgliedstaaten ist die 
Beschäftigung im Fischverarbeitungssektor attraktiver als in der übrigen Industrie, da die Arbeit in 
der Regel besser bezahlt wird. Die Meeresfrüchteverarbeitungsindustrie in der EU ist auch wichtig 
für die Verbesserung der Gleichstellung der Geschlechter und die Steigerung der Beschäftigung 
von Frauen. Eine der größten Herausforderungen besteht darin, dass Fisch, der in die EU 
eingeführt wird, aus Ländern mit niedrigeren Umwelt-, Sozial-, Arbeits- und 
Sicherheitsanforderungen stammen kann, was bedeutet, dass die Wettbewerbsbedingungen 
ungleich sind. Das bedeutet, dass den Verbrauchern in der EU nicht garantiert werden kann, dass 
importierter Fisch, den sie essen, nicht zu Lasten schwacher und ungeschützter Arbeitnehmer in 
Drittländern geht. Darüber hinaus sind Unternehmen aus der EU, die gute Arbeitsbedingungen 
nachweisen müssen, dadurch benachteiligt, dass sie mit Nicht-EU-Unternehmen konkurrieren 
müssen, die infolge schwächerer Vorschriften niedrigere Kosten haben. Dies kann dazu führen, 
dass Unternehmen in der EU scheitern oder Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz verlieren, wenn 
Unternehmen die EU verlassen. 

Was haben wir erreicht? 

• Gemeinsame Solidaritätsaktionen von IUL-EFFAT im Rahmen der Citra-Mina-Kampagne:13 
Treffen mit der Europäischen Kommission (die Philippinen profitieren von präferenziellen 
Handelsabkommen mit der EU), Solidaritätsaktionen während der Brüsseler Fischmesse. Wir 
haben uns dafür eingesetzt, dass dringend wirksame Mechanismen entwickelt werden, um 
sicherzustellen, dass Unternehmen, die ihre Produkte in die Europäische Union exportieren, 
das Recht der Arbeitnehmer auf die Gründung von Gewerkschaften und die Aushandlung ihrer 
Arbeitsbedingungen respektieren. 

• Veröffentlichung einer gemeinsamen Erklärung mit der Europäischen Transportarbeiter-

 
12 http://old.effat.org/en/node/13778  
13 http://old.effat.org/en/node/14570; http://old.effat.org/en/node/13876; 
http://www.iuf.org/w/?q=node/4611 

 

http://old.effat.org/en/node/14570;
http://old.effat.org/en/node/13876
http://www.iuf.org/w/?q=node/4611
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Föderation (ETF) zu Umweltsiegeln;14 Lobbyarbeit gegenüber der Europäischen Kommission 
(soziale Aspekte) zur Gestaltung der EU-Politik. 

• Gemeinsame Lobbyarbeit mit der IUL, dem IGB, der ETF und der ITF zu Rechten von Fischern 
und Arbeitnehmern in Thailand: Organisation von Treffen mit der Europäischen Kommission 
(politischer Druck auf Handelsabkommen)15.  

• Start eines gemeinsames Projekt mit der ETF zum Thema „Eine sozial nachhaltige 
Gemeinsame Fischereipolitik (GFP)“: Beteiligung von Arbeitnehmerorganisationen in den 
Bereichen Fischerei, Aquakultur und Verarbeitung“16. Unsere gemeinsame Vision ist eine 
Gemeinsame Fischereipolitik, die soziale Ziele verfolgt, die Arbeitnehmer schützt und die 
Ansichten der Arbeitnehmervertreter effektiv in alle Entscheidungen einbezieht. Es soll eine 
GFP geben, die sowohl die Arbeitnehmer als auch die Umwelt wertschätzt. Wir haben in den 
Jahren 2018-2019 drei Seminare zu verschiedenen Themen (Handel und Globalisierung, 
Gesundheit und Sicherheit sowie Tarifverhandlungen17, Finanzinstrumente) organisiert und 
eine Abschlusskonferenz im September 2019 geplant.  

4.1.2.4. Kakaolenkungsausschuss („Cocoanet“-Netzwerk) 

Die Kakao- und Schokoladenindustrie steht vor großen Herausforderungen im Kontext der 
globalen Entwicklungen sowie des Strukturwandels und der Umstrukturierung in Europa: 

• verschärfter Wettbewerb und verstärkte transnationale Umstrukturierung in transnationalen 
Unternehmen, 

• erhöhter Druck auf die Preise und die Wettbewerbsfähigkeit mittelständischer Unternehmen 
und  

• Veränderungen im Verbraucherverhalten, die sowohl mit  Gesundheits- und Lebenstrends als 
auch der laufenden Debatte über das Fortbestehen von Kinderarbeit und Kindersklaverei im 
Kakaosektor, insbesondere in Afrika, zusammenhängen.  

Vor diesem Hintergrund hat ein Netzwerk von EFFAT-Mitgliedsorganisationen COCOANET.EU 
entwickelt18, um den Austausch von Informationen und bewährten Verfahren zwischen 
europäischen Gewerkschaftspartnern und Arbeitnehmervertretern von Unternehmen 
(transnational und mittelständisch) des Sektors zu fördern. Das Netzwerk unterstützt und stärkt 
Initiativen zur Verbesserung der Unterrichtungs-, Anhörungs- und Beteiligungsprozesse in 
Unternehmen sowie die Entwicklung von Konzepten zur Unterstützung einer nachhaltigen 
Kakaowirtschaft sowohl im europäischen als auch im globalen Kontext. Das Netzwerk ist ein gutes 
Beispiel für die gewerkschaftliche Zusammenarbeit in der globalen Kakao-Lieferkette.  

Was haben wir erreicht? 

• Organisation einer Konferenz in Warschau am 20. September 2017 für die gewerkschaftliche 
Vertrauensleute in der Schokoladen- und Süßwarenindustrie in der EU:19 Informations- und 
Sensibilisierungsworkshops (Kinderarbeit, Tarifverhandlungen). Das Seminar ermöglichte 

 
14 http://old.effat.org/en/node/14001 
15 http://old.effat.org/en/node/14375 
16 https://www.effat.org/call-for-tender/a-socially-sustainable-common-fisheries-policy-cfp-workers-
organisations-participation-in-the-fisheries-aquaculture-and-processing-sectors/; https://www.etf-
europe.org/activity/3684-2/ 
17 https://www.effat.org/featured/a-sustainable-common-fisheries-policy-cfp-underpins-fair-treatment-of-
workers-in-the-fish-supply-chain/; http://old.effat.org/en/node/14799 
18 http://www.cocoanet.eu/the-project.html 
19 http://old.effat.org/en/node/14609 

 

http://old.effat.org/en/node/14001
http://old.effat.org/en/node/14375
https://www.effat.org/call-for-tender/a-socially-sustainable-common-fisheries-policy-cfp-workers-organisations-participation-in-the-fisheries-aquaculture-and-processing-sectors/;
https://www.effat.org/call-for-tender/a-socially-sustainable-common-fisheries-policy-cfp-workers-organisations-participation-in-the-fisheries-aquaculture-and-processing-sectors/;
https://www.etf-europe.org/activity/3684-2/
https://www.etf-europe.org/activity/3684-2/
https://www.effat.org/featured/a-sustainable-common-fisheries-policy-cfp-underpins-fair-treatment-of-workers-in-the-fish-supply-chain/;
https://www.effat.org/featured/a-sustainable-common-fisheries-policy-cfp-underpins-fair-treatment-of-workers-in-the-fish-supply-chain/;
http://old.effat.org/en/node/14799
http://www.cocoanet.eu/the-project.html
http://old.effat.org/en/node/14609


 

82 

Kommunikation und Informationsaustausch, die der Solidarität innerhalb der EFFAT-Familie 
und auf globaler Ebene durch die IUL einen praktischen Sinn gaben, und es förderte eine 
gemeinsame Identität und greifbare Solidarität unter den Teilnehmern. 

• Veröffentlichung und Verbreitung von Material über Kinderarbeit20 am Welttag gegen 
Kinderarbeit, in dem die Beendigung der Kinderarbeit in all ihren Formen in diesem Sektor 
gefordert wird. Das Thema wird in den Europäischen Betriebsräten der Branche vorgestellt.  

• Teilnahme an der Weltkakaokonferenz. 

Es ist wichtig, die globale Perspektive der gesamten Kakaokette zu berücksichtigen, da die 
Situation und die Arbeitsbedingungen der Primärerzeuger in afrikanischen und asiatischen 
Ländern nicht mehr von Europa zu trennen sind. Transnationale Unternehmen, die die Branche 
dominieren, sind global tätig. Nachhaltigkeit für alle Menschen, die in der Kakaowirtschaft 
arbeiten, ist ein wichtiges Thema, das Aufmerksamkeit verdient, da die Situation der Arbeitnehmer 
in Afrika und Asien mit der Situation der Arbeitnehmer (z. B. Arbeitsqualität und 
Arbeitsplatzsicherheit) in Europa zusammenhängt. 

4.1.2.5 Nachhaltige Beschäftigungsmöglichkeiten in allen Sektoren 

Wir haben auch sektorübergreifende Maßnahmen im Lebensmittel- und Agrarsektor ergriffen, um 
die Schaffung von Arbeitsplätzen durch ein besseres Verständnis und Seminare zum Aufbau von 
Kapazitäten zu fördern. 

Der Agrarsektor und die Lebensmittelindustrie verändern sich, da sie auf die Herausforderungen 
in den Bereichen Umwelt, menschliche Gesundheit und globale Nachhaltigkeit reagieren müssen. 
Biologische Ressourcen müssen besser genutzt werden, damit Nahrung für mehr Menschen mit 
geringeren Umwelt- und Klimaauswirkungen pro produzierter Einheit und ausreichend 
erneuerbares biologisches Material erzeugt werden kann, um zu ersetzen, was wir derzeit aus 
fossilem Rohöl gewinnen. Neue grüne Technologien sind von größter Bedeutung für die 
Entwicklung einer stärker biobasierten Lebensmittelindustrie. 

Diese große Veränderung wirkt sich allmählich auf die Arbeitsplätze und Qualifikationen aus, wie 
wir sie heute kennen, und wirft viele Fragen nach der gegenwärtigen und zukünftigen Rolle der 
Gewerkschaften und Arbeitnehmervertreter in der Lebensmittelindustrie und im Agrarsektor auf. 

Was haben wir erreicht? 

• Start des Projekts „Die Bioökonomie und eine zukünftige biobasierte Lebensmittel- und 
Agrarwirtschaft: Wie können Arbeitnehmerorganisationen den Wandel gestalten?“. Wir haben 
2018-2019 zwei Seminare organisiert und eine Abschlusskonferenz im Oktober 2019 
geplant.21 Das übergeordnete Ziel dieses Projekts ist es, den Gewerkschaften der 
Lebensmittel- und Agrarindustrie in ganz Europa zu helfen: 

o ihr Wissen darüber zu erweitern, was die Bioökonomie für ihre Branche, ihren Sektor, ihre 
Arbeitsplätze und Fähigkeiten bedeutet, und  

o ihre Kapazitäten zu erhöhen, auf den Wandel hin zu einer Bioökonomie zu reagieren und 
Teil branchenrelevanter und von der Branche initiierter Lösungen zu sein. 

Mit finanzieller Unterstützung der EU-Kommission haben der Lebensmittel- und Getränke- sowie 

 
20 http://www.cocoanet.eu/ 
21 https://www.effat.org/food/food-workers-press-for-changes-and-join-for-climate-protection/; 
https://www.effat.org/featured/the-bioeconomy-and-a-future-biobased-food-industry-and-agriculture-
sector-what-role-for-workers/; https://www.youtube.com/watch?v=l3sCUQTps-0eature=youtu.be; 
https://www.youtube.com/watch?v=l3sCUQTps-0eature=youtu.be  

http://www.cocoanet.eu/
https://www.effat.org/food/food-workers-press-for-changes-and-join-for-climate-protection/;
https://www.effat.org/food/food-workers-press-for-changes-and-join-for-climate-protection/;
https://www.youtube.com/watch?v=l3sCUQTps-0&feature=youtu.be
https://www.youtube.com/watch?v=l3sCUQTps-0&feature=youtu.be
https://www.youtube.com/watch?v=l3sCUQTps-0&feature=youtu.be
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der EFFAT-Agrarsektor mit den Beratern Areté Research & Consulting in Economics 
zusammengearbeitet, um es den Gewerkschaften der Lebensmittel- und Landwirtschaftsbranche 
zu ermöglichen, über die notwendigen Instrumente zu verfügen, um zur EU-Politikgestaltung 
beizutragen, insbesondere in den Bereichen Ökologisierung der Wirtschaft, Schaffung von 
Arbeitsplätzen und Abstimmung von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt, Qualität der 
Arbeit, Fähigkeiten und menschenwürdige Arbeit. 

• Förderung, Ausarbeitung und Veröffentlichung einer Stellungnahme des Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Chancen für eine nachhaltige Bioökonomie 
in der EU“ (CCMI/160).22 Eine wichtige Empfehlung ist, dass die Erschließung des 
bioökonomischen Potenzials zwar zur Schaffung neuer Arbeitsplätze führen könnte, die 
Einführung neuer Technologien jedoch große Herausforderungen für die Arbeitsorganisation 
und den Qualifikationsbedarf der Arbeitnehmer darstellt. Daher ist es von größter Bedeutung, 
die lebenslange Weiterentwicklung und Anpassung der Fähigkeiten des Einzelnen 
sicherzustellen. Die Strategien zur Entwicklung von Kompetenzen und zur Abstimmung sollten 
fester Bestandteil eines breiteren Maßnahmenbündels sein, das Beschäftigungs-, Industrie-, 
Investitions-, Innovations- und Umweltpolitik umfasst. 

4.1.2.6 Menschenwürdige und qualitativ hochwertige Arbeit, Arbeitsrechte 

Wir haben sektorübergreifende Initiativen ergriffen, um menschenwürdige Arbeit in unseren 
Sektoren zu erhöhen, sichere Arbeit zu fördern und die Einhaltung der Vorschriften am 
Arbeitsplatz in den Lieferketten zu fördern. 

Die lang erwartete Überarbeitung der Entsenderichtlinie wurde im Juni 2018 abgeschlossen, und 
dank der gemeinsamen Aktionen der Gewerkschaften, einschließlich EFFAT, ist der neue 
angenommene Text ein Schritt in die richtige Richtung. Dies bedeutet, dass nun die Aussicht auf 
gleiches Entgelt für entsandte/ausländische Arbeitnehmer einerseits und inländische 
Arbeitnehmer andererseits besteht. Die derzeitige Umsetzungsphase der überarbeiteten 
Entsenderichtlinie ist von entscheidender Bedeutung, um sicherzustellen, dass alle Arbeitnehmer 
in der gesamten Europäischen Union tatsächlich fair behandelt werden. Darüber hinaus ist die 
Einrichtung einer Europäischen Arbeitsbehörde ein weiterer Schritt, um sicherzustellen, dass faire 
EU-Vorschriften für die grenzüberschreitende Arbeitsmobilität wirksam durchgesetzt werden, um 
Missbrauch zu verhindern.  

Was haben wir erreicht? 

• Entwicklung von Strategiepapieren und Lobbyarbeit mit dem EGB und anderen europäischen 
Gewerkschaftsverbänden zu den Gesetzesvorschlägen der Europäischen Kommission: 
Entsendung von Arbeitnehmern, europäische Säule sozialer Rechte  

• Veröffentlichung einer Informationsbroschüre für Mitgliedsorganisationen über Null-Toleranz 
gegenüber der Ausbeutung von Arbeitskräften23 

• Mitarbeit an einem Projekt des EGB zu Briefkastenfirmen24  

• Beitrag zu Projekten im Zusammenhang mit der Entsendung von Arbeitnehmern sowie der 
Verbesserung der Verwaltungszusammenarbeit und des Informationsaustauschs (Projekte 

 
22 https://www.eesc.europa.eu/en/our-work/opinions-information-reports/opinions/sustainable-inclusive-
bio-economy-new-opportunities-european-economy-own-initiative-opinion  
23 http://old.effat.org/en/node/14191 
24 https://www.etuc.org/en/publication/impact-letterbox-type-practices-labour-rights-and-public-revenue 
https://www.etuc.org/en/publication/hunters-game-how-policy-can-change-spot-and-sink-letterbox-type-
practices; http://old.effat.org/en/node/14419 

 

http://old.effat.org/en/node/14191
https://www.etuc.org/en/publication/impact-letterbox-type-practices-labour-rights-and-public-revenue
https://www.etuc.org/en/publication/hunters-game-how-policy-can-change-spot-and-sink-letterbox-type-practices
https://www.etuc.org/en/publication/hunters-game-how-policy-can-change-spot-and-sink-letterbox-type-practices
http://old.effat.org/en/node/14419
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„Eurodétachement“25 und „Schutz der Mobilität durch Verbesserung der Durchsetzung der 
Arbeitsrechte in Europa“26).  

4.1.3 Förderung des sozialen Dialogs auf EU- und nationaler Ebene 

Wir beteiligen uns am sozialen Dialog mit der Arbeitgeberseite auf europäischer Ebene über 
Politiken und Aktivitäten. Unser Hauptaugenmerk liegt auf Initiativen, die mehr und bessere 
Arbeitsplätze fördern und die Beschäftigungsperspektiven für junge Menschen verbessern, einen 
wirksamen sozialen Dialog und solide Arbeitsbeziehungen auf europäischer und nationaler 
Ebene stärken.  

4.1.3.1.1 Sozialer Dialog in der Lebensmittel- und Getränkeindustrie 

Mit unserem Sozialpartner FoodDrinkEurope haben wir gemeinsam daran gearbeitet, die 
Auswirkungen wichtiger Veränderungen in der Lebensmittel- und Getränkeverarbeitung und im 
verarbeitenden Gewerbe wie die Alterung der Erwerbsbevölkerung, Jugendbeschäftigung und die 
Entwicklung besserer Fähigkeiten und Qualifikationen zu berücksichtigen. Ziel war es, die 
Attraktivität der Branche für potenzielle Arbeitnehmer zu erhöhen und den Weg für nachhaltige 
Arbeitsplätze im Lebensmittel- und Getränkebereich der EU zu ebnen. Es handelte sich um ein 
ehrgeiziges Arbeitsprogramm, das weiterhin umgesetzt wird.  

Was haben wir erreicht? 

• Veröffentlichung einer Toolbox, Organisation von Workshops und einer Abschlusskonferenz 
zum Thema „Gewinnung neuer Talente und Steuerung der Alterung der Erwerbsbevölkerung 
in der Lebensmittel- und Getränkeindustrie„. https://fooddrinkeurope-effat-toolbox.eu/27 

Mit finanzieller Unterstützung der EU-Kommission haben FoodDrinkEurope und EFFAT in 
Zusammenarbeit mit den Beratern Syndex und WMP Consult untersucht, wie verschiedene 
Teile des Sektors versuchen, neue Arbeitnehmer zu gewinnen und die Alterung der 
Erwerbsbevölkerung zu bewältigen. Das Ergebnis war die Entwicklung einer „Toolbox“ mit 
Beispielen für bewährte Verfahren und Fallstudien großer und kleiner Arbeitgeber in 
verschiedenen Mitgliedstaaten.  

• Start eines neuen Projekts und Organisation von Seminaren zum Thema „Neue Berufe und 
Karrierewege in der Lebensmittel- und Getränkeindustrie: Vermittlung von hochqualifizierten 
Fähigkeiten der Lebensmittelindustrie in der digitalen Wirtschaft“28. Dieses Projekt steht in 
direktem Zusammenhang mit der Anpassung des sozialen Dialogs an Veränderungen in der 
Beschäftigung und an arbeitsbezogene Herausforderungen und soll die europäischen 
Sozialpartner bei den folgenden Zielen unterstützen:  

(a) Ermittlung der neuen Technologien in der Lebensmittel- und Getränkeindustrie, der 
neu entstehenden Arbeitsplätze sowie der neuen Fähigkeiten und der Art der 
erforderlichen Qualifikationen; und  

(b) zukunftsorientierte Überlegungen anzustellen, welche Kriterien für eine sozial 
erfolgreiche Robotisierung ausschlaggebend sind. 

• Teilnahme an der hochrangigen Arbeit der Europäischen Kommission, mit der im Januar 2017 

 
25 http://eurodetachement-travail.eu/  
26 http://www.solidar.org/en/activities/protecting-mobility-through-improving-labour-rights-enforcement-in-
europe-promo 
27 https://www.effat.org/publications/fooddrinkeurope/  
28 https://www.effat.org/in-the-spotlight/digitalisation-and-automated-manufacturing-in-the-food-industry-
how-to-deliver-high-level-skills/  

 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.3-3-DE-2019-01-24-Learning-Resource-Agriculture-Seminar.docx
http://www.solidar.org/en/activities/protecting-mobility-through-improving-labour-rights-enforcement-in-europe-promo
http://www.solidar.org/en/activities/protecting-mobility-through-improving-labour-rights-enforcement-in-europe-promo
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die Europäische Säule sozialer Rechte ins Leben gerufen wurde, und Vorstellung bewährter 
Praktiken in der Lebensmittel- und Getränkeindustrie zur Gestaltung der EU-Politik in Bezug 
auf lebenslanges Lernen und die Ausbildung von Arbeitnehmern im Milchsektor. 

• Veröffentlichung gemeinsamer Erklärungen (GAP29, Nachhaltigkeit der Nahrungsmittelkette30, 
Industriepolitik31, Klimawandel32, Lehrlingsausbildung33) gegenüber den EU-Institutionen, um 
die Bedeutung des Sektors und seiner Arbeitskräfte hervorzuheben, Diskussion 
verschiedener Themen von Nanotechnologien bis hin zu Rentensystemen.  

• Förderung nachhaltiger Arbeitsplätze auf der Weltausstellung 2015 in Mailand zum Thema 
„Den Planeten ernähren“34 

4.1.3.2 Sozialer Dialog in der Zuckerindustrie 

Die Zuckerindustrie spielt eine entscheidende Rolle in der ländlichen Wirtschaft. Mit 106 Werken 
in 19 EU-Mitgliedstaaten bietet die Zuckerindustrie hochwertige industrielle Arbeitsplätze, wo es 
nur wenige Alternativen gibt. Obwohl die verbesserte Wettbewerbsfähigkeit der Branche 
ihresgleichen sucht, befindet sich der EU-Zuckersektor in einer schwierigen Phase. Der Ausstieg 
aus der EU-Zuckermarktordnung im Jahr 2017, die Handelsverhandlungen der EU und die 
niedrigen Weltmarktpreise haben zu einer schwierigen Marktsituation geführt. Trotz dieses 
schwierigen Umfelds arbeiten die Branchenvertreter des Europäischen Verbands der 
Zuckerhersteller (CEFS) und EFFAT in Brüssel weiterhin effektiv zusammen.  

Was haben wir erreicht? 

• Veröffentlichung einer demographischen Analyse der Arbeitskräfte in der Zuckerindustrie in 
der EU35 

• Veröffentlichung von jährlichen CSR-Berichten (Schwerpunkt Gesundheit, Sicherheit und 
Umwelt am Arbeitsplatz, Bildung und Qualifizierung)36 

• Entwurf und Veröffentlichung einer Stellungnahme im Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss zum industriellen Wandel in der europäischen Zuckerindustrie (CCMI/151)37  

• Veröffentlichung gemeinsamer Erklärungen (Ende der Quoten, Handelsabkommen), um den 
EU-Institutionen die Bedeutung der Branche und ihrer Arbeitskräfte vor Augen zu führen38 

• Veröffentlichung einer Nachhaltigkeitsbewertung und bewährter Praktiken mit CEFS und CIBE 
(Zuckerrübenerzeuger), um die Bedeutung des Sektors zu unterstreichen.39 Ziel dieser 
Partnerschaft ist es, repräsentative bewährte Verfahren für die nachhaltige Erzeugung von 
Rübenzucker in der EU vom Feld bis zur Fabrik hervorzuheben und darüber zu berichten.  

 
29 https://www.fooddrinkeurope.eu/news/statement/fooddrinkeurope-effat-statement-on-cap/%20/  
30 http://old.effat.org/en/node/11090; http://old.effat.org/en/node/11091; http://old.effat.org/en/node/13961 
31 https://www.fooddrinkeurope.eu/publication/joint-fooddrinkeurope-effat-position-on-industrial-policy/ 
32 http://old.effat.org/en/node/14174 
33 http://old.effat.org/en/node/13057 
34 http://old.effat.org/en/node/13984 
35 http://www.effat.org/en/node/14179 
36 https://sugardialogue.eu/; https://www.effat.org/featured/sustaining-livelihoods-eu-sugar-social-
partners-release-csr-report/ 
37 https://www.eesc.europa.eu/en/our-work/opinions-information-reports/opinions/industrial-change-eu-
beet-sugar-industry 
38  https://www.effat.org/featured/concession-to-mercosur-to-pile-pressure-on-the-eu-sugar-sector/; 
https://www.effat.org/featured/the-eu-sugar-market-crisis-effat-cefs-respond/ 
39 http://www.sustainablesugar.eu/ 

 

http://old.effat.org/en/node/11090;
http://old.effat.org/en/node/13961
https://www.fooddrinkeurope.eu/publication/joint-fooddrinkeurope-effat-position-on-industrial-policy/
http://old.effat.org/en/node/14174
http://old.effat.org/en/node/13057
http://old.effat.org/en/node/13984
http://www.effat.org/en/node/14179
https://sugardialogue.eu/;
https://www.effat.org/featured/sustaining-livelihoods-eu-sugar-social-partners-release-csr-report/
https://www.effat.org/featured/sustaining-livelihoods-eu-sugar-social-partners-release-csr-report/
https://www.eesc.europa.eu/en/our-work/opinions-information-reports/opinions/industrial-change-eu-beet-sugar-industry
https://www.eesc.europa.eu/en/our-work/opinions-information-reports/opinions/industrial-change-eu-beet-sugar-industry
https://www.effat.org/featured/concession-to-mercosur-to-pile-pressure-on-the-eu-sugar-sector/
https://www.effat.org/featured/the-eu-sugar-market-crisis-effat-cefs-respond/
http://www.sustainablesugar.eu/
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• Förderung nachhaltiger Ernährungssysteme auf der Weltausstellung 2015 in Mailand zum 
Thema „Den Planeten ernähren“40 

4.1.3.3 Sozialer Dialog in Mittel- und Südosteuropa 

Wir haben uns auch an umfassenderen Schulungs- und Kapazitätsaufbaumaßnahmen beteiligt, 
um die Einrichtung und die Arbeit wirksamer Strukturen des sozialen Dialogs in Mittel- und 
Südosteuropa zu fördern. 

In den Jahren 2016-2018 arbeiteten EFFAT und ihre Schwesterföderation IndustriALL Europe 
gemeinsam an einem Projekt zur Industriepolitik in Südosteuropa. Ziel war es, eine 
industriepolitische Plattform auf nationaler und regionaler Ebene in Bulgarien, Kroatien, 
Mazedonien, Montenegro, Rumänien und Serbien zu entwickeln und die Beteiligung und Fähigkeit 
der Gewerkschaften zu fördern, im Rahmen des sozialen Dialogs eine Rolle in den 
industriepolitischen Debatten und politischen Entscheidungen zu spielen.  

Was haben wir erreicht? 

• Workshops, Seminare, Abschlusskonferenz zur Industriepolitik in Südosteuropa41 

• Empfehlungen für eine authentische Industriepolitik in Südosteuropa  

4.1.3.4 Sozialer Dialog im Tabaksektor 

Obwohl EFFAT über keinen formellen Ausschuss für den sektoriellen sozialen Dialog für die 
Tabakindustrie verfügt, sich EFFAT informell mit dem Verband der Zigarettenhersteller der 
Europäischen Gemeinschaft (vormals CECCM) auseinander, um den Auftrag von EFFAT im 
Zusammenhang mit besseren Arbeitsbedingungen sowie der Achtung der Grundrechte der 
Vereinigungsfreiheit und Tarifverhandlungen zu erfüllen.  

Gemeinsam mit der IUL hat EFFAT die ILO ersucht, den sozialen Dialog zu stärken und auf 
Tarifverträge zu drängen, ihr Programm zur Beseitigung der Kinderarbeit in Tabakplantagen 
fortzusetzen und ihren Auftrag im Zusammenhang mit den Grundprinzipien und -rechten am 
Arbeitsplatz und dem Schutz von 60 Millionen Arbeitnehmern und ihren Familien im Tabaksektor 
weltweit zu erfüllen.  

4.1.4 Förderung fairer und nachhaltiger Handelsbeziehungen entlang der 
Lebensmittelversorgungskette 

4.1.4.1 Das hochrangige Forum der Europäischen Kommission für ein besseres 
Funktionieren der Lebensmittelversorgungskette 

Im Jahr 2010 richtete die Europäische Kommission ein hochrangiges Forum für eine besser 
funktionierende Lebensmittelversorgungskette (HLF) ein, um die Entwicklung der Politiken im 
Lebensmittel- und Getränkesektor zu unterstützen und zu einer besser funktionierenden 
Lebensmittelversorgungskette beizutragen. Das erste HLF endete 2014. Im Jahr 2015 startete die 
Kommission eine neue Generation des Forums. Das neue Mandat läuft vom 1. Juni 2015 bis zum 
31. Dezember 2019. 

EFFAT beteiligte sich aktiv an beiden HLF. Im Rahmen des HLF 2010-2014 wurde ein 
konstruktiver Dialog zwischen den verschiedenen öffentlichen und privaten Akteuren in Europa 
und dem HLF geführt, der die Einrichtung des Ausschusses für den sozialen Dialog für die 
Lebensmittel- und Getränkeindustrie, um die Beschäftigung im Sektor und dessen Attraktivität zu 
erhöhen.  

 
40 http://www.sustainablesugar.eu/news/2015/9/17/stakeholder-roundtable-at-expo-milan-9-september-
2015-open-invitation; https://www.cibe-europe.eu/EUBSSP.aspx 
41 https://news.industriall-europe.eu/p/ip-in-se-europe; http://old.effat.org/en/node/14623 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.3-4-DE-2019-01-24-Minutes.docx
http://www.sustainablesugar.eu/news/2015/9/17/stakeholder-roundtable-at-expo-milan-9-september-2015-open-invitation;
http://www.sustainablesugar.eu/news/2015/9/17/stakeholder-roundtable-at-expo-milan-9-september-2015-open-invitation;
https://www.cibe-europe.eu/EUBSSP.aspx
https://news.industriall-europe.eu/p/ip-in-se-europe;
http://old.effat.org/en/node/14623
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Auch wenn das HLF 2015-2019 der Ausgangspunkt für Diskussionen über unlautere 
Handelspraktiken war, die zu einer EU-Richtlinie über unlautere Handelspraktiken zwischen den 
Unternehmen in der Lebensmittelversorgungskette führten und verschiedene Instrumente zur 
Verbesserung der Preistransparenz in der Lebensmittelversorgungskette initiierten, scheiterte es 
in den Bereichen Nachhaltigkeit und soziale Dimension. Das Forum beauftragte und moderierte 
hauptsächlich ein von der Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS) geleitetes Projekt zur 
Verbesserung von Vergleichstests für Lebensmittel und zur Behandlung wahrgenommener 
Qualitätsunterschiede von Produkten, die in verschiedenen EU-Ländern unter derselben Marke 
und Verpackung angeboten werden. 

Was haben wir erreicht? 

• Fürsprache gegenüber der Kommission (DG GROW, DG AGRI) und dem Parlament gegen 
unfaire Handelspraktiken in der Lebensmittelversorgungskette: Gemeinsame Anstrengungen 
mit gleichgesinnten Interessengruppen der Industrie und NGOs sowie die Beteiligung an 
Konsultationen veranlassten die Europäische Kommission, Schritte in Richtung eines 
Gesetzesvorschlags zur Beseitigung unlauterer Handelspraktiken zu unternehmen, der 
schließlich angenommen wurde42. Das Thema wurde auch in einigen Europäischen 
Betriebsräten von Lebensmittel- und Getränkeunternehmen diskutiert.  

Dieses neue Gesetz, bekannt als die Richtlinie über unlautere Handelspraktiken, soll Lieferanten 
von Agrarerzeugnissen unterstützen, damit sie in ihren Handelsbeziehungen fairer behandelt 
werden.  

Dies war ein langwieriger Prozess, der bereits 1984 mit einer Erklärung der deutschen EFFAT-
Mitgliedsorganisation begann und 2008 mit einer Erklärung des Europäischen Parlaments 
tatsächlich Gestalt annahm. In den letzten zehn Jahren hat EFFAT mit Organisationen der 
Zivilgesellschaft in ganz Europa zusammengearbeitet, darunter auch viele aus der Fair-Trade-
Bewegung, um ein Gesetz über unlautere Handelspraktiken durchzusetzen.  

Der Agrar- und Lebensmittelsektor vereint Unternehmen unterschiedlichster Art und Größe, von 
kleinen bäuerlichen Familienbetrieben bis hin zu großen transnationalen Unternehmen. Große 
Einzelhändler und Marken dominieren den Markt, was bedeutet, dass kleinere Anbieter Gefahr 
laufen, ungerecht behandelt zu werden. Diese ungerechte Behandlung kann auch die Stornierung 
von Bestellungen in letzter Minute und unpünktliche Zahlungen umfassen - Praktiken, die zu 
unsicheren Einkommen bei den Lieferanten führen und auch in Armut derer münden können, die 
dafür arbeiten, die Regale der Geschäfte mit Lebensmittel zu füllen. Die Verbraucher haben 
ihrerseits keine Gewissheit, dass die Lebensmittel in ihrem Warenkorb nicht das Ergebnis von 
Ausbeutung sind. 

Die Richtlinie muss nun innerhalb der nächsten zwei Jahre in das Recht der einzelnen 
Mitgliedstaaten umgesetzt werden.43  

• Sensibilisierung der GD GROW für den digitalen Wandel und dessen Folgen für die 
Arbeitskräfte im Lebensmittel- und Getränkesektor. 

4.1.4.2 Arbeitsplätze und strukturelle Veränderungen im Welthandelsgefüge 

Wir haben Maßnahmen zur Beschäftigungsförderung und Arbeitsplatzerhalt im Zusammenhang 
mit Veränderungen der Handelsstrukturen eingeleitet. Das russische Verbot (einige Arbeitnehmer 
verloren ihre Arbeitsplätze infolge von Betriebsschließungen oder Verlagerungen der Produktion 
in Länder außerhalb der EU) und Brexit lösten Diskussionen über die sozialen Auswirkungen der 
Globalisierung und Unterstützungsmaßnahmen oder einen „Job-Fonds“ für entlassene 

 
42 https://www.effat.org/in-the-spotlight/an-important-step-closer-to-a-fairer-food-chain-for-everyone/ 
43 https://fairtrade-advocacy.org/wp-content/uploads/2019/07/The-Unfair-Trading-Practices-Directive.pdf 

https://www.effat.org/in-the-spotlight/an-important-step-closer-to-a-fairer-food-chain-for-everyone/
https://fairtrade-advocacy.org/wp-content/uploads/2019/07/The-Unfair-Trading-Practices-Directive.pdf
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Arbeitnehmer aus.  

Was haben wir erreicht? 

• Das Europäische Parlament hat einen Bericht über die Funktionsweise des Europäischen 
Fonds für die Anpassung an die Globalisierung (EGF) veröffentlicht und dank unserer 
Lobbyarbeit Empfehlungen zur Erweiterung des EGF-Rahmens vorgelegt. Im Zusammenhang 
mit der Veröffentlichung des neuen Vorschlags für einen überarbeiteten EGF im Jahr 2018 ist 
es uns gelungen, sowohl die Europäische Kommission als auch das Europäische Parlament 
davon zu überzeugen, „Handelsstreitigkeiten“ als Auslöser für die Unterstützung entlassener 
Arbeitnehmer aufzunehmen und die Schwellenwerte für die Anwendung des Fonds von 500 
auf 250 entlassene Arbeitnehmer zu senken. Der Europäische Rat hat unsere Vorschläge 
auch angenommen44.  

• Im Jahr 2017 verabschiedete der Lebensmittelsektor eine Antrag zum Brexit45. Diese Antrag 
diente danach als Rahmen und Leitfaden für die Beteiligung von EFFAT an der Unterstützung 
von Arbeitnehmern in den EU-Ländern und im Vereinigten Königreich, um die schlimmeren 
Folgen des Austritts des Vereinigten Königreichs aus der EU abzumildern. Wir haben einen 
Dialog mit der Task Force 50 und der GD Beschäftigung, FoodDrinkEurope und anderen 
Lebensmittel- und Getränkeverbänden in Brüssel geführt und einen internen Bericht zum 
Brexit erstellt. 

• Wir haben Netzwerke und Allianzen zwischen den EFFAT-Mitgliedsorganisationen aufgebaut. 

4.1.4.3 Faire und nachhaltige internationale Handelsabkommen 

Wir haben Maßnahmen zur Förderung fairer und nachhaltiger Handelsabkommen (TTIP, CETA, 
Mercosur) ergriffen und den Weg für einen fairen und nachhaltigen Wettbewerb, die Verteidigung 
der Arbeitnehmerrechte, den Klimaschutz und eine gerechte Verteilung des durch den fairen 
Handel entstandenen Vermögens geebnet. 

Was haben wir erreicht? 

• Kollaborative Arbeit mit verschiedenen Partnern: EGB, IUL, NGOs, um die Notwendigkeit von 
Änderungen an den EU-Handelsabkommen nachdrücklich hervorzuheben 

• Veröffentlichung von gemeinsamen Informations- und Sensibilisierungsmaterialien „Selling 
Off the Farm: Corporate Meat’s Takeover through TTIP“ (Ausverkauf der Höfe: Übernahme 
der Fleischkonzerne durch TTIP)46 

• Teilnahme und Mitarbeit in der Expertengruppe der Europäischen Kommission für 
Handelsabkommen (aktuell) 

Wir sind entschlossen, ein breites Spektrum von Grundrechten zu fördern und zu verteidigen: das 
Recht auf angemessene, nahrhafte und sichere Lebensmittel, das Recht auf 
Ernährungssicherheit und -souveränität, das Recht auf ein sicheres Arbeits- und Lebensumfeld, 
das Recht auf Schutz des Lebensunterhalts und allgemeine demokratische Rechte sowie die 
Rechte der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften. Wir lehnen alle Handels- und 
Investitionsabkommen ab, die diese Rechte beschneiden und somit die Interessen der 
öffentlichen Gesundheit, der Gesundheit von Arbeitnehmern und Verbrauchern, der öffentlichen 
Dienste und der Umwelt untergraben. 

4.1.5 Aufbau von Gewerkschaftsmacht und internationaler Solidarität 

 
44 https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=326angId=en 
45 http://old.effat.org/en/node/14668 
46 http://old.effat.org/en/node/14420 

https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=326&langId=en
http://old.effat.org/en/node/14668
http://old.effat.org/en/node/14420
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Wir haben Maßnahmen ergriffen, um aktive Solidarität zwischen den Mitgliedsorganisationen 
aufzubauen, die Kapazität unserer Organisationen zu stärken und die Rechte der Arbeitnehmer 
zu verbessern, einschließlich der Vereinigungsfreiheit und der Tarifverhandlungen. 

Was haben wir erreicht? 

• Verschiedene Solidaritätsaktionen, z. B. zur Verbesserung der Tarifverhandlungen 
(Niederlande; Deutschland), zum Aufbau des sozialen Dialogs (Polen), zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen (Norwegen) und zur Stärkung der Vereinigungsfreiheit (Estland).  

4.1.6 Durchführung der satzungsgemäßen Aktivitäten im Lebensmittel-, Getränke- und 
Tabaksektor 

Wir haben jährliche Generalversammlungen für den Lebensmittel-, Getränke- und Tabaksektor 
organisiert und durchgeführt. 

Was haben wir erreicht? 

• Wir haben interne Strategiepapiere entwickelt, u.a. zu folgenden Themen: Entsandte 
Arbeitnehmer, Brexit, Europäischer Job-Fonds, Mobilisierung der Solidarität, Sozialdumping. 

4.1.7 Sitzungen 

Sozialer Dialog 

 Lebensmittel- und Getränkesektor  Zuckerindustrie 

2014 27.02. 
29.04. 
17.10. 

28.02. 
10.11. 

2015 27.02. 
30.04. 
27.11. 

26.02. 
26.10. 

2016 16.02. 
28.04. 
18.11. 

01.03. 
18.10. 

2017 14.02. 
12.06. 
13.11. 

06.03. 
10.10. 

2018 30.01. 
22.06. 
16.11. 

26.02. 
12.10. 

2019 22.02. 30.01. 

Projekte 

 IndustriALL 
Europe und 
EFFAT: 
Industrie-
politik in 
Südost-
europa 

EFFAT: 
FoodDrinkEurope  

EFFAT: 
Bioökonomie 

ETF und 
EFFAT: 
Gemeinsame 
Fischereipolitik 

  Werbung 
neuer 
Talente und 
Steuerung 
einer 
alternden 

Digitalisierung   
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Erwerbs-
bevölkerung 

2015 Erstellung 
des Antrags 

Erstellung 
des Antrags 

   

2016 13.-14.10. 
(Skopje) 

01.06. 
(Brüssel) 
26.09. 
(Bratislava) 

   

2017 25.-26.04. 
(Zagreb) 
17.-18.10. 
(Belgrad) 

 Erstellung des 
Antrags 

Erstellung des 
Antrags 

Erstellung des 
Antrags 

2018   25.-26.10 
(Budapest) 

09.-10.10 
(Kopenhagen) 

25.-26.06. 
(Malaga) 
14.-15.11. 
(Mestre) 

2019   05.-6.02. 
(Kopen-hagen) 
03-04.06. 
(Bologna) 
15.10. 
(Brüssel, 
Abschluss-
konferenz) 

28.-29.03. 
(Mestre) 
03.10. 
(Brüssel, 
Abschluss-
konferenz) 

26.-27.02. 
(Boulogne) 
24.09. 
(Brüssel, 
Abschluss-
konferenz) 

Weitere Projekte 

 EFFAT, EFBH und andere 
europäische Gewerkschafts-
Föderationen  
Beschwerliche Arbeit 

EFFAT, EFBH und andere 
europäische Gewerkschafts-
Föderationen zum 
grenzüberschreitenden Sozialbetrug 
und Missbrauch der 
Sozialversicherung 

2015 13.11. 
(Brüssel) 

 

2017  24.-25.10. 
(Brüssel) 

2018  21.-22.02. 
(Brüssel) 
22.-23.03. 
(Brüssel) 
17.-18.09. 
(Wien) 
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4.2 Landwirtschaftlicher Sektor 

4.2.1 Zusammenfassung des Berichts 
Seit dem vierten EFFAT-Kongress konzentriere sich die Arbeit darauf, innerhalb der EU-
Institutionen und der Zivilgesellschaft unsere Gemeinsame Stellungnahme  zur Zukunft der 
Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik (GAP), zur Einführung verbindlicher schriftlicher 
Arbeitsplatzinformationen für alle Arbeitnehmer, zur Weiterentwicklung des Gesundheitsschutzes 
und der Sicherheit am Arbeitsplatz, zur Bewertung der sektoriellen Auswirkungen der 
internationalen Handelsabkommen CETA und TTIP bekanntzumachen und die der Bedeutung der 
Arbeitnehmer in der Landwirtschaft für die Entwicklung der europäischen Unternehmen 
hervorzuheben. 

Jahresbericht 2015 
Jahresbericht 2016 
Jahresbericht 2017 
Jahresbericht 2018 
Bericht 2019 

4.2.2 Vorstand 
Im Berichtszeitraum waren Peter HOLM (3F, Dänemark) und Antonio PERIANES (FEAGRA-
CC.OO., Spanien) die Präsidenten des Sektors. Valentina VASILIONOVA (FNSZ, Bulgarien) war 
Vizepräsidentin und Arnd SPAHN (IG BAU, Deutschland) Politischer Sekretär des Sektors. Die 
Vertreter der Regionen waren: die nordische Region - Anja WESTBERG (Municipal, Schweden); 
die Region DE-AT-CH - Holger BARTELS (IG BAU, Deutschland); die Region FR-BE-NE-LUX - 
Barbara BINDNER (FGA-CFDT, Frankreich, 2017 in Rente gegangen); die Region Mittel- und 
Osteuropa - Bohumir DUFEK (OSPZV-ASO, Tschechische Republik). Claudio PAITOWSKY 
(CONFEDERDIA, Italien) vertrat den östlichen Mittelmeerraum und Miguel RODRIGUEZ (FITAG-
UGT, Spanien) den westlichen Mittelmeerraum. Der Sitz des Vertreters der Region der britischen 
Inseln war vakant. Luigi ROTELLA (ALPAA, Italien), Vorsitzender des Kleinbauern-Ausschusses, 
war automatisch Mitglied des Vorstands. Die Frauenvertreterin war Barbara BINDNER. Der Sitz 
des Jugendvertreters war vakant. Der Vorstand tagt etwa sechsmal im Jahr. 

4.2.3 Europäische Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 

4.2.3.1 Erste Säule - Direktzahlungen 

Wir konnten unsere zentrale Forderung, dass GAP-Beihilfen nur an Unternehmen gezahlt werden 
sollten, die die europäischen Beschäftigungsstandards einhalten, nicht durchsetzen. Dennoch 
bewerben wir diese Forderung bei den neugewählten Europaabgeordneten. Mit der im Juni 2019 
verabschiedeten Richtlinie über transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der 
Europäischen Union verfügen wir nun auch über ein Instrument zur Durchsetzung dieser 
Forderung. Auch die Vertreter der Institutionen und der Zivilgesellschaft werden weiterhin über 
diese zentrale Forderung informiert. 

Die von der Europäischen Kommission aufgegriffene Forderung von EFFAT, die Subventionen an 
die Zahlung von Reallöhnen zu koppeln, wird von den nationalen Agrarministern weiterhin 
abgelehnt. Sie bevorzugen derzeit ein System von „theoretischen Löhnen“, das uns nicht hilft. 
Diese Streitigkeiten müssen nun von den neuen Vertretern in den Institutionen aufgegriffen 
werden. Wir betreiben viel Lobbyarbeit, aber die Zeit drängt, da eine Entscheidung über die GAP 
nach 2020 bald getroffen werden muss. 

Das Sekretariat des Sektors hat den Gemeinsamen EFFAT-Standpunkt zur Zukunft der GAP in 
über 50 Sitzungen vorgestellt und diskutiert und der Europäischen Kommission, dem 
Europäischen Parlament und anderen EU-Institutionen vorgelegt. Wir haben viel positives 
Feedback von Vertretern der europäischen Institutionen und der Zivilgesellschaft erhalten. 
Insbesondere möchte das Sekretariat allen EFFAT-Vertretern/innen danken, die unsere 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/2015-Activity-Report-DE.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/2016-Annual-report-DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/2017-Annual-report-DE.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/Activity-report-2018-EN.pptx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/Activity-report-Agri-2019-DE.docx
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Stellungnahmen in zahlreichen Sitzungen, Eingaben und Foren vertreten haben. 

Mehr als 7.000 Arbeitnehmer aus der Landwirtschaft nahmen 2017 an der Online-Konsultation 
der Generaldirektion Landwirtschaft teil. Wir danken den Gewerkschaften, die diese Teilnahme 
ermöglicht haben. So konnte sichergestellt werden, dass Arbeit und Beschäftigung bei der 
Vorstellung der Konsultation am 7. Juli 2017 die gebührende Aufmerksamkeit erhalten. Zum 
ersten Mal hat die Generaldirektion Landwirtschaft unsere Themen mit Experten und Vertretern 
der Zivilgesellschaft diskutiert. 

Bei einer von unserer Branche organisierten Veranstaltung im März 2017 in Bari (Italien) zeigten 
Gewerkschafter aus zehn Ländern ihre Unterstützung für unsere Forderungen. 

Nicht Groß gegen Klein, sondern Gut gegen Schlecht 
https://ec.europa.eu/agriculture/sites/agriculture/files/events/2017/cap-have-your-say/170708-haniotis.pdf  
https://ec.europa.eu/agriculture/sites/agriculture/files/events/2017/cap-have-your-say/170707-
matthews.pdf 
2019-03 CAP und DZ DE 
Interview_Pietro_Ruffolo _DE 
Hintergrundinformation Frühling 2016 DE 
2018 Vorschlag Spanien 
Nachrichten Agri 1-2017 DE 
SACHSTAND DER REFORM DER GEMEINSAMEN AGRARPOLITIK 

4.2.3.2 Nationale Beispiele 

Die EFFAT-Mitgliedsorganisationen in ganz Europa - insbesondere in Österreich, Bulgarien, der 
Tschechischen Republik, Frankreich, Deutschland und Italien - haben regelmäßig Gespräche mit 
den nationalen Landwirtschaftsministerien geführt, um Unterstützung für unsere Positionen zu 
erhalten. 

Während der nationalen Konferenz über den Standpunkt des Landes zur GAP-Reform konnte 
unser bulgarisches Mitglied FNSZ den Gemeinsamen EFFAT-Standpunkt dem 
Landwirtschaftsminister vorstellen und mit ihm diskutieren. 

Die deutsche IG BAU setzt sich für eine Kopplung der GAP-Direktzahlungen und der 
Arbeitssicherheit ein: Wer Pestizide nicht vorschriftsmäßig einsetzt und damit die Arbeitnehmer 
gefährdet, sollte weniger Direktzahlungen erhalten. Die Regierung diskutiert derzeit über diese 
Forderung. 

4.2.3.3 Ländliche Gebiete 

Nach sorgfältiger Vorbereitung nahmen wir an der zentralen Konferenz der Europäischen 
Kommission zur Zukunft des ländlichen Raums (Cork 2.0) teil. Trotz großer Anstrengungen ist es 
nicht gelungen, die Bedeutung der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer explizit in die 
Abschlusserklärung der Konferenz aufzunehmen. Dennoch sollte die Erklärung als ein Schritt in 
die richtige Richtung gesehen werden. Jetzt setzen wir uns proaktiv für geeignete Instrumente 
und die Bereitstellung von Finanzmitteln ein, um die Antrag umzusetzen. 

Unsere Vertreter im Ausschuss für Regionalpolitik haben sich aktiv für die Einbeziehung der 
Arbeitnehmer in der Landwirtschaft in die Politik zur Förderung der ländlichen Entwicklung 
eingesetzt. Insbesondere wollen wir eine obligatorische Beteiligung der Mitgliedstaaten an 
Ausbildungsmaßnahmen für landwirtschaftliche Arbeitnehmer erreichen. Weitere Themen im 
Berichtszeitraum waren die Armutsbekämpfung und die Beteiligung lokaler Strukturen an 
LEADER-Projekten. Es wird immer deutlicher, dass die bisherigen Lösungsansätze für die Folgen 
des demografischen Wandels und der allgemeinen Veränderungen bei der Einbeziehung der 
ländlichen Gebiete - insbesondere der benachteiligten Gebiete - nicht mehr genügen, um 
ausreichende Perspektiven für diese Gebiete zu eröffnen. Wir erleben zunehmend, dass junge 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2.1-2-DE-EFFAT-Brochure.docx
https://ec.europa.eu/agriculture/sites/agriculture/files/events/2017/cap-have-your-say/170707-matthews.pdf
https://ec.europa.eu/agriculture/sites/agriculture/files/events/2017/cap-have-your-say/170707-matthews.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2.1-5-DE-2019-03-CAP-und-DZ.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Interview_Pietro_Ruffolo-_DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Hintergrundinformation-Frühling-2016-DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2.1-12-DE-2018-Proposal-Spain.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2.1-9-DE-News-Agri-1-2017.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2.1-10-DE-2018-10-SACHSTAND-DER-REFORM-DER-CAP.docx
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Menschen abwandern, die sozialen Beziehungen abnehmen und die Alterung zum Problem wird. 
Hier brauchen wir neue Antworten. Deshalb unterstützen die Agrargewerkschaften Initiativen zur 
Entwicklung des ländlichen Raums und engagieren sich aktiv für neue wirtschaftliche und soziale 
Entwicklungen. 

http://ec.europa.eu/agriculture/events/2016/rural-development/cork-declaration-2-0_de.pdf 

4.2.4 Beschäftigung 

4.2.4.1 Die Zukunft der Arbeit 

Megatrends wie Digitalisierung, Globalisierung, Migration, Klimawandel und die Alterung der 
Bevölkerung werden auch die Arbeitswelt in unserem Sektor grundlegend verändern. Bereits 
heute stellt die fortschreitende Digitalisierung die Arbeitnehmer der Branche vor große 
Herausforderungen. Es wird deutlich, dass weniger ganze Berufe verschwinden werden. 
Stattdessen werden sich die einzelnen Aktivitäten und die Arbeitsorganisation in den 
Unternehmen ändern. Wir haben die Europäische Kommission gebeten, uns bei unserer weiteren 
Arbeit zu unterstützen, um die Auswirkungen dieser Veränderungen intensiv zu behandeln. 

Abschlussbericht 2019 der hochrangigen Expertengruppe für die Auswirkungen der digitalen Medien-
Transformation auf EU-Arbeitsmärkte DE docx 

4.2.4.2 Zur Bedeutung der landwirtschaftlichen Erwerbsarbeit 

Mit Unterstützung der Europäischen Kommission haben wir uns intensiv mit den Veränderungen 
innerhalb der landwirtschaftlichen Erwerbsarbeit und mit deren Bedeutung befasst. Mehr als 10 
Millionen Erwerbstätige arbeiten im Agrarsektor, z. B. in der Land- und Forstwirtschaft, dem 
Gartenbau und der Aquakultur. Es hat sich gezeigt, dass die landwirtschaftlichen Arbeitnehmer 
eine wichtige Gruppe von Erwerbstätigen sind, die einen wesentlichen Beitrag zum Wohlstand 
und zur Versorgung der europäischen Gesellschaften leisten. 

Broschüre des Statistik-Projektes 
Schlussfolgerungen des Projektes Agri-Stat-Emp. DE 

4.2.4.3 Europäische Plattform zur Bekämpfung nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit 

Die Europäische Plattform zur Bekämpfung nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit, die Vertreter der 
Europäischen Institutionen, der EU-Mitgliedstaaten und der Sozialpartner zusammenbringt, 
besteht seit 2016. EFFAT ist nun durch den Agrar- und Hotel-/RestaurantSektor vertreten, d.h. 
die beiden Sektoren, die besonders durch Schwarzarbeit und Illegalität gekennzeichnet sind. 

Bei der Beschreibung der Situation in unseren Sektoren verwies EFFAT auf Studien zur nicht 
angemeldeten Erwerbstätigkeit, stellte neue Entwicklungen in den Mitgliedstaaten vor und 
forderte eine Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) zur Verbesserung der sozialen 
Situation der Arbeitnehmer. Dies wäre nur durch eine substantielle Zusammenarbeit zwischen 
den Kommissionsdienststellen für soziale Angelegenheiten (GD EMPL) und Landwirtschaft (GD 
AGRI) möglich. 

Bei einer Sitzung der Plattform zur Bekämpfung der illegalen Arbeit im Agrarsektor schilderten 
EFFAT-Vertreter/innen die Situation in ausgewählten Mitgliedstaaten (Italien, Spanien, 
Deutschland, Bulgarien, Polen) und beschrieben die Aktivitäten der Mitgliedsorganisationen. 

2018-01-24 Präsentation DE 
Plattformstudie 2018 DE 
2019-01-24 Hintergrundmaterial Landwirtschaftsseminar DE 
2019-01-24 Protokoll DE 
2019-01-24 Seminar Fragen & Antworten DE 
2019-01-24 Arten von Arbeitnehmern DE 

http://ec.europa.eu/agriculture/events/2016/rural-development/cork-declaration-2-0_de.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.1-1-DE-2019-Final-Report-HLG-on-the-Impact-of-the-Digital-Transf-on-EU-Labour-Markets.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.1-1-DE-2019-Final-Report-HLG-on-the-Impact-of-the-Digital-Transf-on-EU-Labour-Markets.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Brochure-Agricultural-work-in-Europe-DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/17.-Conclusions-DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.3-1-DE-2018-01-24-Presentation.pptx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.3-2-DE-Platform-Study-2018.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.3-3-DE-2019-01-24-Learning-Resource-Agriculture-Seminar.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.3-4-DE-2019-01-24-Minutes.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.3-5-DE-2019-01-24-Seminar-QaA.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.3-6-DE-2019-01-24-Types-of-workers.docx
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4.2.4.4  Besondere Formen der Arbeit im Sektor (insbesondere Saisonarbeit) 

Bei verschiedenen Konferenzen haben wir Veränderungen in der Saisonarbeit beobachtet, die 
vor allem in den südlichen Mitgliedsstaaten die vorherrschende Form der Arbeit ist. Unser 
besonderer Dank gilt FAI-CISL, die in Zusammenarbeit mit vielen unserer Mitglieder ein Projekt 
zu diesem Thema geleitet hat. 

Zur Situation der Saisonarbeiter in Europa; 
Befragung der Agrargewerkschaften und Saisonarbeiter in Europa 
Eine europäische Gewerkschaftscharta für Saisonarbeiter; 

4.2.4.5 Saisonarbeitnehmerrichtlinie 

Für unsere Mitgliedsorganisationen haben wir eine Arbeitsunterlage erstellt, in der die nächsten 
Schritte zur Umsetzung der Saisonarbeitnehmerrichtlinie in den Mitgliedstaaten beschrieben 
werden. Wir stellen derzeit fest, dass die Richtlinie, die von der Branche mit großer Skepsis 
umgesetzt wurde, von den Mitgliedstaaten kaum angewendet und durchgesetzt wird. 

Die Richtlinie 2014/36/EU wird derzeit in den Mitgliedstaaten umgesetzt. Wir fordern unsere 
Mitgliedsorganisationen weiterhin nachdrücklich auf, starken Druck auszuüben, eine Institution 
in jeweiligen Mitgliedstaat zu schaffen, die für alle Aspekte der Richtlinie verantwortlich ist. 
Andernfalls werden es die Gewerkschaften schwer haben, ihre Interessen bei der Anwendung der 
Richtlinie geltend zu machen. 

Die Mitgliedsorganisationen berichteten uns über den Stand der Umsetzung der Richtlinie im Jahr 
2018. Die Saisonarbeitnehmerrichtlinie wird noch nicht allgemein und umfassend angewendet. 
Aber die Realitäten ändern sich. Immer mehr Mitgliedstaaten öffnen ihre Arbeitsmärkte für 
Arbeitnehmer aus Drittländern auf der Grundlage bilateraler Abkommen mit den Drittstaaten. Ob 
diese Öffnung dann auch für andere EU-Mitgliedsstaaten gilt, ist sehr umstritten. Gewerkschaften 
sind oft nicht oder nicht ausreichend in solche Entscheidungen eingebunden. 

EU-Saisonarbeitnehmerrichtlinie 

4.2.4.6 Integration von Flüchtlingen in den landwirtschaftlichen Arbeitsmarkt 

Die gestiegene Zahl der Flüchtlinge in der Europäischen Union, die Zuflucht vor Krieg und 
Konflikten suchen und vor allem aus Staaten des Nahen und Mittleren Ostens stammen (z. B. 
Syrien, Libyen), bedeutet, dass die europäischen Gesellschaften vor der Aufgabe stehen, diese 
Menschen zu integrieren. Die Gewerkschaften im Agrarsektor sind von diesen Entwicklungen 
besonders betroffen, da einige nationale Akteure oft glauben, dass die Geflüchteten leichter in 
den landwirtschaftlichen Arbeitsmarkt als den anderer Sektoren zu integrieren sind. Deshalb 
haben wir gemeinsam mit dem Arbeitgeberverband GEOPA-COPA eine Umfrage bei den 
landwirtschaftlichen Sozialpartnern durchgeführt, um uns über die Entwicklungen in den 
Mitgliedstaaten zu informieren. Wir haben die Ergebnisse der Umfrage an die europäischen 
Institutionen weitergeleitet. Es ist wichtig, dass wir deutlich machen, dass eine solche Integration 
nicht mit einer Verschlechterung des Schutzes der traditionell in der Landwirtschaft Beschäftigten 
einhergehen darf. Deshalb haben wir betont, dass wichtige Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Integration der Transfer von Wissen und Fähigkeiten sowie die Einhaltung und Anwendung von 
Sozialstandards vor Ort sind. 

4.2.4.7 Entsendung (Expertengruppe und INTEFP) 

Wir sind aktiv an den Sitzungen der Expertengruppe der Europäischen Kommission und am 
INTEFP-Projekt der Universität Straßburg (FR) beteiligt. Die Informationen über die Nutzung der 
Entsendung im Agrarsektor nehmen zu, sind aber oft schwer zu interpretieren. Die 
Direkteinstellung durch einzelne Arbeitgeber bleibt nach wie vor die vorherrschende Form der 
Vermittlung in der Branche. Wir sammeln jedoch weiterhin Informationen und beobachten die 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.4-1-DE-2015-Second-project-information.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.4-2-DE-2015-Third-project-information.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.4-3-DE-2015-Fourth-project-information-CHARTA.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/RL-2014-36-EU-DE.pdf
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Entwicklungen. 

2018 Berichtsdaten aus nationalen Meldetools_final1 DE 

4.2.4.8 Schriftliche Arbeitsangaben / Vorlage eines Arbeitsvertrags vor Aufnahme der 
Arbeit 

Im Mittelpunkt unserer Aktivitäten in diesem Bereich steht die schriftliche Bestätigung des 
Arbeitsverhältnisses für neue Mitarbeiter, spätestens am Tag des Arbeitsbeginns. Darüber hinaus 
möchten wir sicherstellen, dass diese Bestätigung spätestens am Tag des Arbeitsbeginns auch 
an die zuständige Sozialversicherung (gemäß den nationalen Bedingungen) übermittelt wird. Für 
diese Arbeit nutzen wir sowohl die europäischen Rechtsgrundlagen (Richtlinie 91/533/EWG) als 
auch die Diskussionen über die zukünftige Europäische Gemeinsame Agrarpolitik (GAP). Im 
Rahmen des sozialen Dialogs wollen wir die Unterstützung der landwirtschaftlichen Arbeitgeber 
erreichen. Innerhalb der Europäischen „Plattform zur Bekämpfung der undokumentierten Arbeit“ 
wollen wir die Mitgliedstaaten davon überzeugen, dass dieses Instrument eine unbürokratische 
und wirksame Maßnahme ist, die das Problem der nicht angemeldeten Erwerbstätigkeit in 
unserem Sektor verringern kann. 

Schriftliche Arbeitsverträge in der Landwirtschaft 
2019 DE 
2019 Präsentation DE PowerPoint 
2019 Europäische Richtlinie über transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen - Was ist zu tun? 
DE 

4.2.4.9 Brexit 

Eine einwanderungsfeindliche Stimmung spielte sicherlich eine Rolle bei der Entscheidung des 
Vereinigten Königreichs, die EU zu verlassen. Aber der daraus resultierende Arbeitskräftemangel 
- insbesondere im Rahmen der vorgeschlagenen Post-Brexit-Einwanderungsregeln - wird für 
britische Arbeitnehmer schwer auszugleichen sein. In der Vergangenheit kamen in der 
Landwirtschaft viele Saisonkräfte aus Mittel- und Osteuropa. Deshalb setzen wir uns dafür ein, 
dass die negativen Folgen des Brexits nicht zu Lasten der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer 
gehen. 

2019-03-13 Position Brexit Notfallplan DE 

4.2.4.10 Palmöl  

Auf Initiative unseres französischen Mitglieds FGA-CFDT fand in Genf ein Treffen zwischen IUL, 
EFFAT und externen Experten zum Thema „Schutz der Arbeitnehmerrechte im Palmölsektor“ 
statt. Die Umsetzung der Ergebnisse wird diskutiert. 

Position EFFAT 2019 DE 

4.2.4.11 Bioökonomie 

Der wissenschaftliche und technologische Fortschritt bei der Ersetzung von Produkten aus Erdöl 
durch Produkte aus nachwachsenden Rohstoffen bietet viele Möglichkeiten für neue Aufgaben in 
unserer Branche. Deshalb unterstützen wir die Aktivitäten des EFFAT-Lebensmittelsektors und 
arbeiten dabei mit unseren Experten zusammen. 

4.2.4.12 Europäische Gesetzesentwicklungen 

Neben der GAP nach 2020 und der Richtlinie über transparente und vorhersehbare 
Arbeitsbedingungen gehörten zu den weiteren Prioritäten die Überwachung der Richtlinie gegen 
unlautere Geschäftspraktiken, der europäischen Trinkwasserrichtlinie, der europäischen 
Bodenschutzrichtlinie, der Verordnung über die Einbeziehung von Emissionen und des Abbaus 
von Treibhausgasen aus der Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft in den 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.7-1-DE-2018-Report-data-from-national-declaration.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.8-2-DE-Broschüre-Schriftliche-Arbeitsverträge-in-der-Europäischen-Landwirtschaft.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.8-3-DE-2019-Präsentation.pptx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2019-Präsentation-DE-powerpoint.pptx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/TPWC-What-to-do-DE.pptx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/TPWC-What-to-do-DE.pptx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.9-1-DE-2019-03-13-Position-Brexit-Notfallplan.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/3.10-1-DE-Position-EFFAT-2019.docx
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Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030 und die Umsetzung der europäischen Säule 
sozialer Rechte. 

4.2.4.4.13 FAI-CISL-Projekt zur Saisonarbeit 

Die Zusammenarbeit mehrerer EFFAT-Mitgliedsverbände in einem Projekt unseres italienischen 
Mitgliedsverbands FAI-CISL, das sich mit der Verbesserung der Situation von 
Saisonarbeitnehmern beschäftigte, hat uns wichtige Erkenntnisse gebracht. 

ZUSAMMENFASSUNG DES PROJEKTS 2017 DE 

4.2.5 Forstwirtschaft 

4.2.5.1 Für eine Erneuerung der Europäischen Forststrategie 

Seit der Verabschiedung der EU-Forststrategie im Jahr 2013 haben sich der politische Rahmen 
der EU und die EU-Forstpolitik erheblich weiterentwickelt. Es ist inzwischen allgemein anerkannt, 
dass Wälder und der Forstsektor eine entscheidende Rolle bei der Bewältigung großer 
Umweltherausforderungen im Einklang mit den Zielen der Vereinten Nationen für nachhaltige 
Entwicklung und mit den Klimaschutzzielen des Pariser Abkommens spielen.  

Neben der Kohärenz ihrer Rechtsvorschriften und Politiken benötigt die EU auch ein wirksames 
Instrument, um forstwirtschaftliche Fragen auf gesamteuropäischer und internationaler Ebene 
anzugehen.  

15.01.2009 Gemeinsame Erklärung zur Forststrategie endgültig DE 

4.2.5.2 Schutz vor Alleinarbeit in gefährlichen Situationen 

Zunehmend werden die Vorschriften zum Schutz der Arbeitnehmer vor Alleinarbeit in gefährlichen 
Situationen untergraben. Vor diesem Hintergrund haben wir uns auf einer Konferenz in Marseille 
(Frankreich) im Jahr 2019 intensiv mit diesem Thema beschäftigt und die über den 
untenstehenden Link dargestellte Stellungnahme entwickelt. 

Standpunkt der Agrargewerkschaften in Europa zur Alleinarbeit in gefährlichen Situationen 

4.2.5.3 Europaweite Norm für den Einsatz von Motorsägen 

Wir beschäftigen uns kritisch mit verschiedenen Initiativen zur Schaffung modulbasierter 
Standards für den Umgang mit Motorsägen durch ungelernte oder angelernte Personen. Solche 
Systeme dürfen nicht dazu führen, dass das Sicherheitsnetz für Waldarbeiter und Forstleute 
abgebaut wird. 

https://efesc.org/european-chainsaw-certificate 

4.2.5.4 Auslagerung gefährlicher Arbeiten an Subunternehmer und Dritte 

Unzureichend ausgebildete und/oder qualifizierte Auftragnehmer sollten keine gefährlichen oder 
hochgefährlichen Arbeiten ausführen. Werden diese Arbeiten durch forstwirtschaftliche Betriebe 
an unqualifizierte Personen oder Subunternehmer ausgelagert, sollten die zuständigen 
Arbeitsschutzbehörden unverzüglich informiert werden. 

4.2.5.5 Notfallsysteme 

Seit einigen Jahren verhandeln wir mit den Arbeitgebern der GEOPA-COPA über einen 
ausreichenden Zugang zu nahtlosen Rettungsketten in der Land- und Forstwirtschaft. In den EU-
Mitgliedstaaten gibt es inzwischen viele verschiedene Waldnotrufsysteme. Diese basieren 
teilweise auf CB-Funk. Neue Systeme nutzen auch allgemeine Mobilfunknetze, die im Wald oft 
nicht ausreichend zugänglich sind. In einigen Mitgliedstaaten werden Forstkontaktstellen 
eingerichtet, um die Rettungskette zu beschleunigen. Wir haben bei der Europäischen 
Kommission ein Projekt beantragt, um die verschiedenen Systeme zu bewerten, regionale 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/RESUME-PROJET-2017-DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2019-01-15-Joint-statement-on-forest-strategy-final-DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Position-on-solo-work-DE.pdf
https://efesc.org/european-chainsaw-certificate
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Anforderungen zu formulieren und Fortschritte beim Schutz der Arbeitnehmer zu erzielen. 

2019 Notrufsysteme DE 

4.2.6 Die Bedeutung der Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft und im Gartenbau 
für die Entwicklung Europas 

Mit Unterstützung der Europäischen Kommission haben wir in den Jahren 2016 und 2017 eine 
Studie über Umfang und Qualität der abhängigen Beschäftigung in unserem Sektor durchgeführt. 
Diese Studie liefert die notwendigen Informationen, um folgende Aspekte aufzuzeigen: 

- die Bedeutung der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer als wichtige Gruppe in der EU, 

- die Hindernisse für die Entwicklung der Beschäftigung in der Land- und Forstwirtschaft und im 
Gartenbau, 

- eine Beschreibung der verschiedenen Arten von Arbeitnehmern in unserem Sektor, 

- die Unterscheidung zwischen abhängig Beschäftigten und arbeitnehmerähnlichen 
Selbständigen, 

- Notwendigkeit von Instrumenten zur Stärkung des Arbeitnehmerschutzes, 

- Notwendigkeit von Instrumenten zur Qualifizierung von Arbeitnehmern. 

Broschüre Statistik-Projekt 

4.2.7.1 Sozialer Dialog Landwirtschaft 

Der Ausschuss für den sozialen Dialog im Agrarsektor tagt viermal jährlich (zwei Arbeitsgruppen, 
eine Plenarsitzung, eine Vorstandssitzung), wobei der Vorsitz zwischen den Sozialpartnern 
wechselt. Die Arbeit war durch die gemeinsamen Bemühungen der Sozialpartner geprägt, sich an 
verschiedenen institutionellen Entwicklungen zu beteiligen, darunter die Arbeitsgruppe zu 
landwirtschaftlichen Zugmaschinen (WGAT), Plattform zur Bekämpfung undokumentierter Arbeit, 
Vorbereitungen zum Mobilitätspaket).  

4.2.7.2 Agripass 

Nach dem Rückzug des britischen Bauernverbands (National Farmers' Union, NFU) aus der 
LANTRA-Bildungsstruktur ist die Zukunft des Projekts „AGRIPASS ONLINE“ unklar. Bevor 
weitere Schritte unternommen werden, sollte die Position von GEOPA zunächst geklärt werden. 
Bis dahin ist kein Fortschritt möglich. EFFAT fordert außerdem ein Instrument zur Dokumentation 
der Berufserfahrung von Wander- und Saisonarbeitnehmern. GEOPA lehnt Verhandlungen über 
das Projekt „AGRIPASS CARD“ ab, solange die Situation bei AGRIPASS ONLINE nicht geklärt 
ist. 

4.2.7.3 Mobilitätspaket 

Den Vertretern der Europäischen Kommission wurden die Erfahrungen der Sozialpartner im 
Agrarsektor vorgestellt, und es wurde die Bereitschaft bekundet, mögliche Schlussfolgerungen 
aus der Entwicklung des Mobilitätspakets mit den Realitäten des landwirtschaftlichen 
Arbeitsmarktes zu verbinden. Dies würde es ermöglichen, die Ideen der Sozialpartner zur 
Förderung der Beschäftigung junger Arbeitssuchender und Auszubildender sowie ihre Versuche, 
die Eignung neuer arbeitsmarktpolitischer Instrumente zur Erhaltung und Verbesserung der 
sozialen Bedingungen von landwirtschaftlichen Arbeitnehmern zu bewerten, umzusetzen. EFFAT 
hat seine Ablehnung der E-Card begründet und entwickelt ihre Positionen in enger Abstimmung 
mit der Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF). 

4.2.7.4 Agenda für neue Kenntnisse und Kompetenzen in Europa 

Die Sozialpartner ersuchten Vertreter der Europäischen Kommission, sie als Experten in die 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2019-Notrufsysteme-DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Brochure-Agricultural-work-in-Europe-DE.docx
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laufenden Arbeiten einzubeziehen und regelmäßig über den Fortschritt dieser Aktivitäten zu 
berichten. Dies wurde umgesetzt. Die erste Phase der Arbeiten zur Kategorisierung der 
beruflichen Fähigkeiten ist abgeschlossen. ESCO ist die mehrsprachige europäische 
Klassifikation für Fähigkeiten, Kompetenzen, Qualifikationen und Berufe und ist Teil der Strategie 
Europa 2020. ESCO kategorisiert die für den Arbeitsmarkt und die allgemeine und berufliche 
Bildung in der EU relevanten Fähigkeiten, Kompetenzen, Qualifikationen und Berufe. Sie zeigt 
systematisch die Zusammenhänge zwischen den verschiedenen Ansätzen auf.  

Die Ergebnisse wurden ausgewertet und es werden Verbesserungen vorgenommen.  

https://ec.europa.eu/esco/portal/home  

4.2.7.5 ILO-Empfehlungen zur Stärkung des formalen Sektors 

Die Empfehlungen der Internationalen Arbeitsorganisation zur Stärkung des formalen Sektors 
wurden vorgestellt und diskutiert. Sie erkennen an, dass die meisten Menschen nicht freiwillig in 
die informelle Wirtschaft gehen, sondern aufgrund fehlender Möglichkeiten in der formellen 
Wirtschaft und des Fehlens anderer Existenzgrundlagen. Arbeitsnormen liefern Strategien und 
praktische Leitlinien für Prinzipien und Maßnahmen, die den Übergang von der informellen zur 
formellen Wirtschaft erleichtern können. Die Sozialpartner haben eine gemeinsame Erklärung 
abgegeben und sich bereit erklärt, die oben genannten Schlussfolgerungen in ihre Arbeit 
einzubeziehen. 

wcms_303821 DE 

4.2.7.6 GEOPA: Arbeit zu „unregulierter und nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit in der 
Landwirtschaft: Auswirkungen auf Rechtsgrundlagen, Arbeitsaufsicht und 
wirksame Sanktionen“  

Das GEOPA-Projekt zur Reduzierung illegaler oder versteckter Erwerbstätigkeit in der 
Landwirtschaft wurde vorgestellt und die Ergebnisse intensiv diskutiert. 

GEOPA Präsentation 

4.2.7.7 Arbeit von EFFAT zu Arbeitsmigranten 

Das EFFAT-Projekt über die Möglichkeiten zur Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen von Arbeitsmigranten wurde vorgestellt und die Ergebnisse intensiv 
diskutiert.  

4.2.7.8 ILO-Konvention 184 über den Arbeitsschutz in der Landwirtschaft 

Die Sozialpartner auf europäischer Ebene arbeiten gemeinsam an der Ratifizierung des ILO-
Übereinkommens 184. Bislang haben sich die europäischen Staaten jedoch sehr zögerlich 
gezeigt, den Arbeitsschutz in der Landwirtschaft auf diese Weise zu verbessern. 

https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---
normes/documents/normativeinstrument/wcms_c184_de.htm  

4.2.7.9 Europäische Arbeitsagentur (ELA) 

Die Sozialpartner haben sich intensiv für die Einrichtung der Europäischen Beschäftigungsagentur 
eingesetzt und sich wiederholt für eine starke sektorielle Beteiligung der Sozialpartner an 
wichtigen ELA-Strukturen innerhalb der europäischen Institutionen ausgesprochen.  

2019-06-20-20 ELA AG Abschlussbericht DE 

4.2.7.10 CFE-CGC-Studie (Frankreich) zum sozialen Dialog 

Auf Initiative unseres französischen Mitgliedsverbands CFE-CGC haben wir an einem Projekt zum 
sozialen Dialog teilgenommen. Wir danken der GEOPA für ihre Unterstützung und 

https://ec.europa.eu/esco/portal/home
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/wcms_303821-DE.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/DE_EA1610442.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2019-06-20-ELA-AG-Final-Report-DE.docx
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Zusammenarbeit bei diesem Projekt. 

2019 BERICHT CGC DE 

4.2.8 Arbeitssicherheit 

4.2.8.1 Allgemeine Informationen 

Im Jahr 2019 konnten wir im Rahmen unseres Gesundheits- und Sicherheitsprojekts, das wir von 
2017 bis 2019 durchgeführt haben, die Prioritäten der Gesundheits- und Sicherheitsaktivitäten in 
diesem Sektor veröffentlichen. 

10 Prioritäten für einen besseren Arbeits- und Gesundheitsschutz in der europäischen Landwirtschaft 

4.2.8.2 Arbeitsbedingter Stress / Gefährliche Substanzen / Zusammenarbeit mit EU-
OSHA 

In Zusammenarbeit mit der Europäischen Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz (EU-OSHA) haben wir als Partner an der OSHA-Kampagne teilgenommen. 
Insbesondere im Rahmen des Europäischen Netzwerks der Agrarsozialversicherungssysteme 
(ENASP) arbeiteten Vertreter der beteiligten Gewerkschaften an Lösungen zur Verringerung 
arbeitsbedingten Stresses. Derzeit sind wir Partner in der OSHA-Kampagne zu gefährlichen 
Substanzen und konzentrieren uns in diesem Zusammenhang auf Pflanzenschutzmittel. Wir 
wollen auch bei der nächsten OSHA-Kampagne zu Muskel-Skelett-Erkrankungen wieder Partner 
werden. 

https://osha.europa.eu/de/healthy-workplaces-campaigns/2016-17-campaign-healthy-
workplaces-all-ages  
Präsentation Stress in der Landwirtschaft FSI DE 

4.2.8.3 Arbeitsgruppe „Landwirtschaftliche Zugmaschinen“ (WGAT) 

Es wurde ein neues Regelwerk für den sicheren Bau von Feldhäckslern entwickelt. Die neuen 
Maschinen sind auf dem Markt erhältlich. Für alte Maschinen konnten Nachrüstlösungen 
gefunden werden. Ihre Anwendung hängt jedoch von der Frage ab, wer welchen Anteil an den 
Kosten der Nachrüstlösungen trägt. Diese Frage ist noch nicht geklärt. Bei der EFFAT-Konferenz 
über Maschinen und Geräte 2018 in Prag (Tschechische Republik) konnten wir wichtige 
einheitliche Strategien entwickeln. Bei einem Seminar des Europäischen Gewerkschaftsinstituts 
2019 konnten wir diese Probleme gemeinsam mit anderen externen Experten und Vertretern der 
europäischen Institutionen weiterverhandeln. 

Positionspapier der europäischen Landwirtschaftsgewerkschaften über den sicheren Umgang mit 
Maschinen und Geräten; 
Pressemitteilung EGI Seminar Maschinen.docx 

4.2.8.4 Gedenktag für die verstorbenen und verletzten Arbeitnehmer 

Seit 2002 heißt dieser Gedenktag der Vereinten Nationen „Welttag für Sicherheit und 
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz“. In den letzten Jahren hat EFFAT seine Aktivitäten an diesem 
Tag erheblich erweitert. Wir danken allen beteiligten Gewerkschaften. Wir hoffen, dass unsere 
Mitgliedsorganisationen in den kommenden Jahren noch stärker an diesem Gedenktag 
teilnehmen werden. 

Bislang liegen uns keine vergleichbaren Daten aus europäischen Ländern über die Anzahl und 
die Umstände tödlicher Unfälle in unserer Branche vor. Deshalb wollen wir bis 2021 eine 
Grundlage für die Vergleichbarkeit bei der Erfassung tödlicher Unfälle schaffen, um ein Instrument 
zur Reduzierung der Todesfälle in unserem Sektor zu erhalten. 

www.28april.org  

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2019-RAPPORT-CGC-DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2019-01-10-HS-priorities-DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Stress-presentation-FSI-DE.pptx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Position-on-machinery-and-tools-DE.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Position-on-machinery-and-tools-DE.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Pressemeldung-ETUI-Seminar-Maschinen.docx
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4.2.8.5 Gefährdungsbeurteilung 

Die von der Europäischen Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (EU-
OSHA) entwickelte elektronische branchenspezifische Gefährdungsbeurteilung (OiRA) sollte 
bewertet und die Grundlagen für die Entwicklung eines europäischen branchenspezifischen 
Instruments gelegt werden. Leider wurde der EFFAT-Antrag von der Europäischen Kommission 
abgelehnt. Dennoch hoffen wir, diese wichtige Arbeit in den kommenden Jahren durchführen zu 
können. 

https://oiraproject.eu/de  

4.2.8.6 Muskel-Skelett-Erkrankungen (MSE) 

Die Entwicklung der nationalen „Beobachtungsstellen für Muskel-Skelett-Erkrankungen bei 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmern“ kommt nicht gut voran. Unser Ziel, 2016 neue 
Beobachtungsstellen einzurichten, haben wir verfehlt. Deshalb brauchen wir eine gemeinsame 
Diskussion über die Zukunft dieses Konzepts. Als Vorarbeit führten die Sozialpartner GEOPA-
COPA und EFFAT eine gemeinsame Erhebung über den Stand der Arbeiten durch. 

Die Sozialpartner in der Landwirtschaft, EFFAT und GEOPA-COPA, veranstalteten im September 
2017 in Bologna (Italien) eine europäische Konferenz zur Verringerung von Muskel-Skelett-
Erkrankungen bei landwirtschaftlichen Arbeitnehmern. An der Konferenz nahmen auch Vertreter 
der nationalen Beobachtungsstellen teil, die in neun Mitgliedstaaten zur Umsetzung der 
Vereinbarung der Sozialpartner von 2005 eingerichtet wurden. Die Vertreter der nationalen 
Institutionen berichteten über ihre Aktivitäten und Veränderungen bei den Erkrankungen des 
Bewegungsapparates bei landwirtschaftlichen Arbeitnehmern. Es wurde eine neuer EFFAT-
Standpunkt erarbeitet. 

Position der Landwirtschaftsgewerkschaften in Europa über Muskel-Skelett-Erkrankungen (MSE) 

4.2.8.7 Pflanzenschutz / Pestizide 

Der Schwerpunkt unserer Arbeit lag auf Fragen der Zulassung und Anwendung von chemischen 
Pflanzenbehandlungsmitteln. Weitere Arbeiten umfassten die Umsetzung der „Richtlinie für die 
nachhaltige Verwendung von Pestiziden“ (2009/128/EU) und die Überwachung der damit 
verbundenen nationalen Aktionspläne (NAP) sowie die Erarbeitung eines EFFAT-
Positionspapiers zur Zukunft des Pflanzenschutzes. 

Positionspapier der Landwirtschaftsgewerkschaften in Europa über Pestizide: Für einen besseren Arbeits- 
und Gesundheitsschutz in Europa 

4.2.8.7.1 Glyphosat 

Das Positionspapier des Agrarsektors wurde in vielen Sitzungen und Veranstaltungen verteilt und 
vorgestellt. Im fraktionsübergreifenden Netzwerk „Members against Cancer“ (MAC, Abgeordnete 
gegen Krebs) mit Vertretern aller Fraktionen konnten wir das EFFAT-Positionspapier erläutern. 
Die bedingte vorübergehende Zulassung von Glyphosat ist ein Erfolg für die Kampagne und ihre 
Mitglieder. Insbesondere die signifikante Verringerung des Einsatzes und der Menge des 
Wirkstoffs ist ein wichtiger Beitrag zur Verbesserung des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer. 
In den kommenden Monaten wird es wichtig sein zu erreichen, dass die Zulassung von Glyphosat 
endgültig aufgehoben wird. Zu diesem Zweck gibt es viele Veranstaltungen und Treffen auf 
Fachebene, bei denen wir intensiv mit nationalen Experten zusammenarbeiten.  

Derzeit setzen wir unsere anderen Anforderungen in praktische Maßnahmen um. Nur so kann 
Glyphosat durch sichere Alternativen ersetzt werden. 

Den Krebs bekämpfen – den Einsatz von Glyphosat beenden 
Schluss mit Glyphosat 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Position-MSD-DE.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Position-on-pesticides-DE.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Position-on-pesticides-DE.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2016-03-Strategie-EFFAT-DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Poster-Glyphosat-DE.docx
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4.2.8.7.2 Ausbringung von Pflanzenschutzmitteln durch selbstfahrende Maschinen und 
Traktoren 

Im Dezember 2017 haben wir eine Konferenz zu diesem Thema in Prag (Tschechische Republik) 
abgehalten. Während die ersten Typen selbstfahrender Maschinen mit Kabinen der Klasse 4 
bereits erhältlich sind, sieht die Situation bei Traktoren schlecht aus. Noch ist unklar, wie lange 
die entsprechenden Filter (so genannte Kategorie- 4-Filter) ihre Funktion behalten. Darüber 
hinaus gibt es noch keine geeigneten Lösungen für die Aufbewahrung persönlicher 
Schutzausrüstung auf den Maschinen. Weitere Arbeiten befassen sich mit einer einheitlichen 
Etikettierung für die Verpackung von Pestiziden (EN ISO 4254-6). Im Anschluss an die Konferenz 
haben wir ein EFFAT-Positionspapier veröffentlicht und den zuständigen Stellen vorgestellt. 

2019 Sicherer Umgang mit Maschinen und Geräten – EFFAT-Positionspapier DE.docx 

4.2.8.8 Probleme durch den Einsatz neuer Kleinfahrzeuge 

Auf Initiative unserer spanischen Mitgliedsorganisationen haben wir uns mit den 
Sicherheitsproblemen neuer Kleinfahrzeuge in der Land- und Forstwirtschaft - insbesondere 
Quads - beschäftigt. Das Problem bei diesen Fahrzeugen ist der unzureichende Schutz gegen 
Kippen/Umkippen und das damit verbundene Risiko einer ernsthaften bis hin zu tödlichen Gefahr 
für die Fahrzeugnutzer. Diese Berichte wurden der Europäischen Kommission übermittelt, und es 
wurden erste Untersuchungen in den Mitgliedstaaten (z. B. IRSTEA aus Frankreich) eingeleitet. 
Wir haben auch positive Rückmeldungen von einigen Mitgliedsorganisationen zur Nutzung von 
Quads erhalten, auch solche, die keine besonderen Probleme bei ihrer Nutzung sehen.  

4.2.8.9 Ultraviolettstrahlung 

Seit dem Sommer 2018 hat dieses Thema eine besondere Bedeutung erlangt. Nachdem mehrere 
Saisonarbeitnehmer an den Folgen eines Hitzschlags verstarben, erhalten wir zunehmend 
Unterstützung für einen besseren und vorsorgenden Arbeitsschutz. Gemeinsam mit der 
Europäischen Föderation der Bau- und Holzarbeiter (EFBH) arbeiten wir daran, den Schutz von 
Arbeitnehmern, die im Freien arbeiten, vor gefährlicher Sonneneinstrahlung zu verbessern. Wir 
danken den Mitgliedsorganisationen, die viele Initiativen umgesetzt haben (Zugang zu 
Trinkwasser am Arbeitsplatz; Schutz vor Sonnenlicht; Verlagerung der Arbeitszeit auf Stunden mit 
weniger Sonneneinstrahlung; Verteilung von Hüten, Sonnencreme und anderen 
Schutzmaterialien). Seit dem Sommer 2018 sind auch die Arbeitgeber in dieser Frage offener. Im 
April 2019 haben wir einen gemeinsamen globalen Aufruf zum Handeln mit führenden 
Dermatologen-Verbänden gestartet, um Hautkrebs bei Beschäftigten, die im Freien arbeiten, zu 
bekämpfen. 

2016-04-20 EFBH und EFFAT DE 
2019-04-26 Globaler Anruf DE 

4.2.8.10 Emissionen tragbarer Geräte 

Gemeinsam mit der Europäischen Föderation der Bau- und Holzarbeiter (EFBH) haben wir bei 
der EFFAT-Konferenz „Über den Gesundheitsschutz und die Sicherheit am Arbeitsplatz bei land- 
und forstwirtschaftlichen Maschinen und Geräten“ in Prag (Tschechische Republik) im Dezember 
2017 am Beispiel von Motorsägen und -sensen Initiativen zur Emissionsminderung 
motorbetriebener Zweitakt-Handgeräte diskutiert. Wir wollen sicherstellen, dass die 
gesundheitlichen Belastungen für die Arbeitnehmer, die solche Geräte führen, beendet oder 
zumindest deutlich reduziert werden und wir freuen uns darauf, zukunftsorientiertere Lösungen 
zu erörtern. 

EFFAT EFBH 

4.2.8.11 Informationen zur Afrikanischen Schweinepest 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/Position-on-machinery-and-tools-DE.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2016-04-20-EFBWW-and-EFFAT-DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2019-04-26-Global-Call-DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/EFFAT-EFBH.pptx
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Im Jahr 2019 haben wir neue Informationen zur Afrikanischen Schweinepest (ASP) veröffentlicht, 
die wir in Zusammenarbeit mit europäischen und nationalen Institutionen erstellt haben. Die 
Informationen richten sich insbesondere an Arbeitnehmervertreter und Gewerkschaften. 

Afrikanische Schweinepest (ASP) DE 

4.2.8.12 Verbesserung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes durch das Anlegen von 
Sicherheitsgurten in landwirtschaftlichen Fahrzeugen 

Zusammen mit unserem niederländischen Mitgliedsverband FNV haben wir eine Initiative 
gestartet, um das Anlegen des Sicherheitsgurts in landwirtschaftlichen Fahrzeugen zu 
verbessern. Weitere Informationen folgen 2019/2020. 

4.2.8.13 Bericht des UN-Sonderberichterstatters über die Auswirkungen von 
Umweltverschmutzung auf die Menschenrechte 

Auf Empfehlung unseres schwedischen Mitgliedsverbands KOMMUNAL informieren wir unsere 
Mitgliedsorganisationen über den Bericht des UN-Sonderberichterstatters für Sozialstandards im 
Umgang mit gefährlichen Stoffen (Sonderberichterstatter über die Auswirkungen der 
umweltgerechten Bewirtschaftung und Entsorgung gefährlicher Substanzen und Abfälle auf die 
Menschenrechte). 

2019 UN Information über 15 Prinzipien DE 
2019 UN 15 Grundsätze DE 

4.2.8.14 EFFAT-Initiativen im Bereich der biologischen Gefahren / Zecken 

Auf Initiative unseres niederländischen Mitgliedsverbands FNV haben wir unsere Arbeit zu 
biologischen Gefahren, die vor rund zehn Jahren begonnen wurde, wieder aufgenommen. Im 
Mittelpunkt steht aktuell der beste Weg, sich als Arbeitnehmer vor Zeckenbissen zu schützen. Die 
Ergebnisse dieser Arbeit werden 2020 veröffentlicht. 

4.2.9 Berufsausbildung 

4.2.9.1 Europäische Klassifikation der Fähigkeiten und Kompetenzen (ESCO) 

EFFAT nahm an der ersten nun abgeschlossenen Phase der Erarbeitung des europäischen 
Klassifizierungssystems ESCO teil. Nun wird es eine erste Änderung geben, und wir hoffen, dass 
wir an der Weiterentwicklung teilnehmen können. Wir danken unseren Experten für ihre große 
Unterstützung. 

https://ec.europa.eu/esco/portal/home  

4.2.9.2 Zukunft der beruflichen Bildung nach 2020 

Der Beratende Ausschuss für Berufsbildung veröffentlichte 2018 eine Grundsatzerklärung zur 
Zukunft der beruflichen Bildung. 

Wir werden uns die aufgeworfenen Fragen genau ansehen und unsere Mitglieder 2019/2020 
informieren. 

Stellungnahme des Beratenden Ausschusses für Berufsbildung 2018 EN 

4.2.10 Kleinbauern-Ausschuss 

Im Mittelpunkt dieser Arbeit stand die Entwicklung der Erklärung des UN-Menschenrechtsrates 
über die Rechte von Kleinbauern und anderen Menschen, die in ländlichen Regionen arbeiten. 
Bis jetzt haben sich die EU-Mitgliedstaaten geweigert, diese von IUL, EFFAT und anderen 
Mitgliedern der Zivilgesellschaft geforderte Erklärung zu unterzeichnen. Mit der rumänischen 
Kleinbauernorganisation TERRA haben wir nun ein neues und starkes Mitglied im Ausschuss. Der 
Ausschuss bereitet derzeit ein „Paradebeispiel“ für den EFFAT-Kongress vor. 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/ASF-DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2019-UN-Information-on-15-principles-DE.docx
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/2019-UN-15-Principles-DE.docx
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1542782444-Declaration EN 

4.2.11 Klimawandel 

Seit dem Sommer 2018 ist der Klimawandel ein zentrales politisches Thema. Wir haben an 
Klimagipfeln teilgenommen und mehrere Begleitveranstaltungen organisiert. Wir verfolgen die 
entsprechenden Dossiers in Europa in enger Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Gewerkschaftsbund. Wir analysieren die Auswirkungen auf die Arbeit in diesem Sektor und 
fordern eine aktive und zukunftsorientierte Anpassung für die Arbeitnehmer in diesem Sektor. Als 
Agrargewerkschaften sind wir uns besonders bewusst, wie wichtig der Schutz des Klimas ist, das 
die wichtigste Ressource für unsere Arbeitsplätze ist. Viele der dramatischen Veränderungen in 
Boden, Wasser, Luft und Artenvielfalt sind klimabedingt. Deshalb setzen wir uns dafür ein, durch 
unsere Forderung nach „grünen Arbeitsplätzen“ zwei Millionen neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

Broschüre Grüne Arbeitsplätze in Landwirtschaft und ländlichen Regionen 

4.2.12 Soziale Sicherheit 

4.2.12.1 Methode der offenen Koordinierung 

Im Hinblick auf die Zukunft der Sozialversicherungssysteme in den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union haben wir die Europäische Kommission auf die Probleme bei der 
Übertragung möglicher Sozialversicherungsansprüche von Grenzgängern hingewiesen, von 
denen einige jahrelang Beiträge in die Systeme der Zielländer einzahlen, ohne 
Sozialversicherungsansprüche zu erwerben (dies gilt vor allem für die Rentenversicherung). 
Lösungen sind noch nicht in Sicht. 

http://ec.europa.eu/social/keyDocuments.jsp?advSearchKey=EUSSCFactSheetsode=advancedSubmitan
gId=enearch.x=0earch.y=0  

4.2.12.2.2 Europäisches Netzwerk der Agrarsozialversicherungen (ENASP) 

Es ist ein Überblick über die Arbeitsweise der Agrarsozialversicherungssysteme in diesem 
Netzwerk verfügbar und kann eingesehen werden.  

www.enasp.eu 

4.2.12.3 Internationale Vereinigung für Soziale Sicherheit, Sektion Landwirtschaft 

Nach mehrjähriger Vorbereitung haben wir zum ersten Mal anlässlich des 38. Internationalen 
Kolloquiums der Abteilung Landwirtschaft (2016) in Paris ein wichtiges Treffen mit 
Gewerkschaftsvertretern in dieser Abteilung veranstaltet. Der bei EFFAT für die Landwirtschaft 
zuständige politische Sekretär Arnd Spahn nahm auch als Referent an der Sektionssitzung teil. 
Unser Ziel ist es, eine regelmäßige Abstimmung zwischen den gewählten 
Gewerkschaftsvertretern, zumindest aus den europäischen Ländern, zu erzielen, um 
gemeinsame Standpunkte und Beiträge zu neuen Sozialversicherungsvorschriften zu entwickeln. 
Auf dem 39. Internationalen Kolloquium 2019 in Sevilla (Spanien) haben wir die Vereinbarung der 
Sozialpartner zum Thema weißer Hautkrebs vorgestellt. 
https://ww1.issa.int/index.php/de/news/vision-zero-agricultural-sector  

4.2.13 Handelspolitik 

In den letzten Jahren haben wir intensiv an verschiedenen handelspolitischen Fragen gearbeitet: 
das Handelsembargo gegen Russland, TTIP, CETA und andere bilaterale und interregionale 
Handelsabkommen (Kolumbien, Südkorea, Vietnam, Australien, Neuseeland). Es werden neue 
Fragen auftauchen und es müssen geeignete Antworten gefunden werden.  

4.2.13.1 Handelsabkommen mit Kanada (CETA) 

Bei der Handelsministerkonferenz in Bratislava im September 2016 konnten wir unseren 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/1542782444-Declaration-EN.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/09/EFFAT-2014-06-Green-Jobs-DE.pdf
http://www.enasp.eu/
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Standpunkt zu den geplanten Handelsabkommen darlegen und die Auswirkungen weiterer 
Verhandlungen (insbesondere TTIP) beleuchten. Inzwischen haben sich unsere Befürchtungen 
bewahrheitet, insbesondere im Rindfleischsektor, wo ganze europäische Regionen unter der 
Marktöffnung leiden, ohne Alternativen oder ausreichende Beihilfen.  

4.2.13.2 Handelsabkommen mit den USA (TTIP) 

Wir haben daran gearbeitet, mögliche negative Folgen für unsere Branche zu reduzieren. Im 
Mittelpunkt standen die Auswirkungen auf die Rinderproduktion und der fehlende Zugang der 
Obst- und Gemüseerzeuger zum US-Markt. Das Sekretariat des Landwirtschafts-Sektors hat 
mehrfach eine Präsentation gehalten, und es wurde deutlich, dass auch andere wichtige Akteure 
des Sektors unsere Position unterstützen (z. B. die Rindfleischerzeugergruppe der COPA).  

4.2.13.3 Handelsabkommen mit Mercosur 

Nach den Präsidentschaftswahlen in Brasilien ist wieder einmal klar, dass Handelsabkommen 
neben wirtschaftlichen auch soziale und ökologische Standards definieren müssen, wenn sie nicht 
als Instrumente des sozialen Abbaus und der Zerstörung tropischer Regenwälder missbraucht 
werden sollen. Insbesondere setzt sich EFFAT eine Änderung der Futtermittelimporte in die EU 
ein und fordert eine ehrgeizige Futtermittelstrategie für die EU. 

4.2.13.4 Handelsabkommen 2019 mit den USA 

Die US-Handelspolitik unter der Leitung von US-Präsident Donald Trump ist sicherlich anders zu 
bewerten als in der Vergangenheit. Dennoch kann die jüngste Entscheidung der EU, ihren Markt 
für 10.000 Tonnen US-Rindfleisch pro Jahr zu öffnen, nur als Kniefall gegenüber den USA 
angesehen werden. Diese EU-Entscheidung dürfte von der Branche scharf kritisiert werden. 

4.2.14 Zusammenarbeit mit den europäischen Institutionen 

Im Berichtszeitraum fanden zahlreiche Treffen mit Mitgliedern des Europäischen Parlaments statt 
- darunter agrarpolitische Sprecher der großen Fraktionen des Europäischen Parlaments (S&D, 
EVP, Grüne, Linke) sowie Mitgliedern des Sozialausschusses, des Handelsausschusses und 
anderer Ausschüsse. Wir haben versucht, Unterstützung für unsere Forderungen zur Zukunft der 
GAP zu mobilisieren. Diese Aktivitäten werden durch einen starken und wachsenden Austausch 
mit der Europäischen Kommission und die Vertiefung der Beziehungen zum Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und zum Ausschuss der Regionen unterstützt. Wir treffen uns 
derzeit mit den neuen Mitgliedern der europäischen Institutionen und informieren sie über unsere 
Arbeit. 
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4.3. Tourismussektor 

4.3.1 Führungsämter 

Präsidenten und Vizepräsidenten 

Nominieru
ngsregion 

Präsident Vizepräsident 

Nord  
Kristjan BRAGASON, 3F Dänemark / NU 
HRCT 

Mitte 
Sunčica BENOVIĆ, STUH, 
Kroatien 

 

Süd  Cristian SESENA, FILCAMS-CGIL, Italien 

Sektorvorstand 

Region Mitglied Stellvertreter/in 

Nordische Länder Markku BJÖRN, PAM Pim VAN DORPEL, HRF 

Mittel- und Osteuropa Pal KOVACS, VISZ NN 

Mittelmeer-Ost 
Maria Elena VANELLI, FIST-
CISL 

NN 

Mittelmeer-West Pilar RATO, CCOO Servicios 
Cesar GALIANO, FESMC-
UGT 

Benelux/Frankreich Nabil AZZZOUZ, FGTA-FO NN 

Deutschland/Österreich/ 
Schweiz 

Christoph SCHINK, NGG Marianne LANDA, VIDA 

Irland/Vereinigtes Königreich Dave TURNBULL, UNITE Ethel BUCKLEY, SIPTU 

4.3.2 Projekte 

Im Berichtszeitraum wurden mit finanzieller Unterstützung der Europäischen Kommission 
folgende branchenrelevante Projekte durchgeführt: 

2015 

• „Tourism is people“: Tourismus ist gleich Mensch: Zusammenarbeit für einen starken sozialen 
Dialog im Tourismus- und Gastgewerbesektor 

2017 

• Aktualisierung des „Leitfadens zum wirtschaftlich günstigsten Angebot in der 
Gemeinschaftsverpflegung “ 

2018 

• OiRA (Interaktive Online-Gefährdungsbeurteilung) – Tool für den europäischen HORECA-
Sektor 

• Umfrage zum Fast-Food-Sektor in Europa 

2019 

• Bekämpfung von sexueller Belästigung und Gewalt am Arbeitsplatz in den Sektoren 
Landwirtschaft, Nahrungsmittel, Tourismus und Haushaltsarbeit 

4.3.3 Arbeitsbereiche 

4.3.3.1 Kollaborative Wirtschaft / Plattformökonomie und Digitalisierung 

In den letzten zehn Jahren hat die Technologie die Art und Weise, wie Menschen reisen, 
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beeinflusst und prägt sie weiter: von der Wahl des Urlaubsziels, der Buchung der Verkehrsmittel 
bis zur Unterkunft, den Aktivitäten am Zielort bis hin zur Bewertung der Qualität der Reise. Laut 
einer Google-Travel-Studie planen 74% der Reisenden ihre Reisen im Internet, während nur noch 
13% Reisebüros nutzen. Neue Technologien haben auch die Arbeitsplätze im Gastgewerbe und 
im Tourismussektor durch die Automatisierung und Robotik einer wachsenden Anzahl von 
Aufgaben und Aktivitäten verändert. 

Kurzzeitvermietung von Unterkünften 

Im Laufe von 2017 nahm EFFAT an einer Reihe von Workshops für kollaborative 
Kurzzeitvermietungsdienste teil, die von der Europäischen Kommission in der Folge der Mitteilung 
„Eine europäische Agenda für die kollaborative Wirtschaft“ von Juni 2016 organisiert wurde, an 
der Vertreter von EU-Mitgliedstaaten, EU-Institutionen und Tourismusakteuren teilnahmen. In den 
Workshops wurden Fragen wie die Anforderungen an den Marktzugang für Unterkunftsanbieter, 
die Anforderungen an Plattformen, Verbraucherschutz, Besteuerung und Beschäftigung erörtert, 
mit dem Ziel, sich auf eine Reihe von Leitlinien zu einigen, die bei der Entwicklung der Politik in 
diesem Bereich zu berücksichtigen sind. EFFAT leistete Beiträge zu den Auswirkungen der 
Vermietung von kollaborativen Kurzzeitunterkünften auf die Beschäftigung und skizzierte eine 
Reihe von Schlüsselmaßnahmen, die dazu beitragen könnten, die negativen Auswirkungen zu 
begrenzen und einen fairen Wettbewerb und gleiche Wettbewerbsbedingungen sowie 
menschenwürdige Arbeit und Gleichbehandlung der Arbeitnehmer in der Plattformökonomie zu 
gewährleisten. Die wichtigsten Forderungen von EFFAT im Zusammenhang mit der Kurzzeit-
Vermietung, um gleiche Wettbewerbsbedingungen und fairen Wettbewerb zu gewährleisten, 
waren: 

- Obligatorische Registrierung aller Gastgeber und Nutzer (Gäste) von Kurzzeitunterkünften als 
Voraussetzung für z. B. Statistiken, Steuern, Sicherheit, Stadtplanung etc. 

- Detailliertere Daten über die Auswirkungen von Kurzzeitvermietungen auf die Beschäftigung 
im Gastgewerbe, d.h. Arbeitsplatzverluste vs. neue Arbeitsplätze 

- Strenge arbeits- und sozialrechtliche Vorschriften, die für alle Arbeitnehmer und alle Arten von 
Arbeit gelten, um menschenwürdige Arbeit und Gleichbehandlung für alle zu gewährleisten 

- Verpflichtung von Unternehmen (Plattformen) und ihrer nationalen / europäischen 
Fachverbände zur Festlegung und Umsetzung gemeinsamer Regeln 

Ende 2017 richteten EFFAT und HOTREC ein gemeinsames Schreiben an 
Kommissionspräsident Juncker und forderten die Kommission auf, die notwendigen Maßnahmen 
einzuleiten, um in enger Zusammenarbeit mit den Beteiligten die mit großer Zustimmung 
vereinbarten Schlussfolgerungen der Workshops in Leitlinien der Kommission umzuwandeln, die 
den nationalen Behörden zur Verfügung gestellt werden sollen. 

Im Oktober 2018 organisierte die Kommission eine Konferenz zum Thema „Kollaborative 
Wirtschaft – Chancen, Herausforderungen, Politiken“, bei der die Ergebnisse der Workshops in 
einer eigenen Podiumsdiskussion zum Thema „Kollaborative Kurzzeitvermietungsdienste“ 
behandelt wurden. 

Im Juli 2019 wurden einige Fortschritte bei der Einigung zwischen der Europäischen Kommission 
und den Verbraucherbehörden der EU und Airbnb über die Art und Weise, wie Airbnb Unterkünfte 
auf dem eigenen Webportal anbietet (z. B. Preis einschließlich aller Gebühren und Abgaben; 
privater oder gewerblicher Vermieter; Streitbeilegung), erzielt. 

➢ Am 18. November 2015 veröffentlichte der EFFAT-Tourismussektor seins Positionspapier zur 
„Sharing Economy“ im Tourismus. 

➢ Am 4. Dezember 2015 gaben HOTREC und EFFAT eine gemeinsame Erklärung zur Sharing 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/EFFAT-Tourism-Sector-Position-on-sharing-economy-EN-final.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/EFFAT-Tourism-Sector-Position-on-sharing-economy-EN-final.pdf
https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/EFFAT-HOTREC-joint-statement-on-sharing-economy-2015-12-04-EN-signed.pdf
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Economy heraus. 

Fahrer von Essenslieferdiensten 

In den letzten Jahren sind immer mehr Unternehmen entstanden, die Lieferdienste im Bereich der 
Gastronomie anbieten. Die Kunden bestellen von zu Hause aus und zahlen per App, die 
Mahlzeiten werden von (Fahrrad-)Kurieren gebracht. Solche Lieferdienste wachsen rasant - vor 
allem in den Großstädten und Ballungsräumen. 

Die Fahrer solcher Essenlieferdienste sind vollkommen abhängig von den digitalen Plattformen, 
für die sie arbeiten. Sie müssen meist ihre eigenen Arbeitsmittel wie Fahrräder, Outdoor-Kleidung 
und Smartphones nutzen. Die überwiegende Mehrheit der Fahrer hat den Status von 
Selbständigen, d.h. Arbeits- und Sozialvorschriften werden umgangen, sie profitieren nicht von 
Mindestlöhnen, bezahltem Urlaub, Sozialschutz, Arbeitnehmerrechten usw. Darüber hinaus üben 
die Plattformunternehmen über die verwendeten elektronischen Geräte große Kontrolle über die 
Fahrer aus und können einen Fahrer beliebig von der Plattform ausschließen, wenn z. B. der 
Arbeitnehmer keine ausreichende Bewertung durch die Kunden erhält. 

In den letzten Jahren haben in vielen Städten und Ländern Europas Kämpfe stattgefunden. An 
einigen Stellen gelang es den Fahrern der Essenslieferdienste, sich in Gewerkschaften zu 
organisieren, Betriebsräte einzurichten usw. Im April 2018 wurde bei Delivery Hero / Foodora eine 
Vereinbarung über einen SE-BR unterzeichnet, und die Arbeitnehmervertreter sitzen jetzt im 
Aufsichtsrat der Gesellschaft. An anderen Orten haben die Fahrer der Essenslieferdienste andere 
Formen der Organisation gefunden, um ihre Interessen gemeinsam zu vertreten. 

In vielen Ländern unterstützen die nationalen EFFAT-Mitgliedsorganisationen die Fahrer/innen, 
die für Plattformen wie Deliveroo, Uber Eats oder Foodora / Delivery Hero arbeiten, in ihrem 
Kampf. In anderen Ländern organisieren sich die Fahrer/innen in den Verkehrs- und 
Dienstleistungsgewerkschaften. 

Diese vielfältigen Initiativen waren viele Jahre relativ isoliert voneinander. Im Oktober 2018 fand 
in Brüssel eine erste europäische Fahrerversammlung statt, um Erfahrungen ihres Kampfs 
auszutauschen und gemeinsame Strategien zum Erreichen besserer Arbeitsbedingungen, einer 
angemessenen Bezahlung, Verwirklichung der Arbeitnehmerrechte usw. festzulegen. An dem 
Treffen nahmen Fahrer aus 12 europäischen Ländern teil – Belgien, Deutschland, Finnland, 
Frankreich, Irland, Italien, Niederlande, Norwegen, Österreich, Schweiz, Spanien und Vereinigtes 
Königreich – die für Essenslieferplattformen wie Foodora, Deliveroo, UberEats, Stuart, Glovo etc. 
arbeiten. EFFAT unterstützte die Teilnahme gewerkschaftlich organisierter Fahrer an dem 
Treffen. 

Im März 2019 lud EFFAT die ETF, UNI Europa und den EGB zu einer ersten Sitzung zur 
Koordinierung künftiger Aktivitäten in Zusammenarbeit mit nationalen Mitgliedsorganisationen ein, 
die Fahrer von Essenslieferdiensten organisieren. 

Die Zusammenarbeit in diesem Bereich wird auch im Rahmen aktueller Projekte wie „Gig 
Economy und Unterrichtung, Anhörung, Beteiligung und Tarifverhandlungen“ der FILCAMS-CGIL 
und „Aufbau von Arbeitnehmervertretungen und sozialem Dialog in der Plattform- und App-
Ökonomie“ des EGB fortgesetzt. 

Meal-Sharing 

Ein weiteres Phänomen ist die wachsende Zahl von Plattformen, die das gemeinsame Einnehmen 
hausgemachter Gerichte erleichtern. Auf der Plenarsitzung des Ausschusses für den sektoriellen 
sozialen Dialog im Gastgewerbe (Horeca) im November 2018 fand eine erste Diskussion über die 
möglichen Auswirkungen auf den GastgewerbeSektor statt. EFFAT unterstützte HOTREC in der 
Forderung nach Regulierung dieses neuen Geschäftsmodells, z. B. in Sachen Registrierung, 

https://www.effat.org/wp-content/uploads/2019/10/EFFAT-HOTREC-joint-statement-on-sharing-economy-2015-12-04-EN-signed.pdf
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Steuern, Verbraucherschutz, Gesundheit und Sicherheit, um gleiche Wettbewerbsbedingungen 
und fairen Wettbewerb zu gewährleisten. 

Digitalisierung 

Neue Technologien, Automatisierung, Robotisierung und Digitalisierung haben wachsenden 
Einfluss auf den Gastgewerbesektor. EFFAT befasst sich mit diesem Thema in den Ausschüssen 
für den sektoriellen sozialen Dialog (ASSDs) im europäischen Hotel- und Gaststättengewerbe und 
im europäischen Sektor der Gemeinschaftsverpflegung. Im Anschluss an die Diskussionen bei 
der Plenarsitzung des ASSD im November 2018 haben EFFAT und HOTREC eine Umfrage unter 
ihren Mitgliedsorganisationen durchgeführt, um Informationen über neue Technologien, 
Automatisierung, Robotisierung und Digitalisierung im Gastgewerbe sowie deren Auswirkungen 
auf Beschäftigung und Arbeitnehmer zu sammeln. Ein Überblick über die ersten Antworten wurde 
auf der Sitzung des Lenkungsausschusses im März 2019 vorgestellt. 

4.3.3.2 Gesundheit und Sicherheit 

Gefährdungsbeurteilung 

Die Gefährdungsbeurteilung am Arbeitsplatz ist eine gesetzliche Verpflichtung aller Unternehmen 
im Rahmen der Arbeitsschutzverordnung, um eine sichere und gesunde Arbeitsumgebung zu 
erhalten. Nachdem EFFAT und HOTREC im Juli 2017 ein Memorandum mit EU-OSHA, der EU-
Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, unterzeichnet hatten, arbeiteten 
sie 2018 an der Entwicklung eines europaweiten Instruments für die interaktive Online-
Gefährdungsbeurteilung (OiRA) für den europäischen Horeca-Sektor. Ein 
Projektlenkungsausschuss beriet die Expertin bei ihrer Arbeit. Der Fortschritt der Arbeit wurde auf 
verschiedenen ASSD-Sitzungen diskutiert, und im März 2019 wurde eine Testversion des OiRA-
Horeca-Tools eingeführt und anschließend von Freiwilligen bei EFFAT und HOTREC getestet. 
Die endgültige Version wurde im September 2019 veröffentlicht. Die Sozialpartner in den EU-
Mitgliedstaaten werden aufgefordert, gemeinsam nationale OiRA-Instrumente für den Horeca-
Sektor nach dem europäischen Modell zu entwickeln. Das Instrument richtet sich in erster Linie 
an kleine und mittlere Unternehmen (mehr als 90% der Betriebe im Gastgewerbe sind KMUs) und 
soll die Einhaltung der Verpflichtungen zur Gesundheits-, Sicherheits- und 
Gefährdungsbeurteilung erleichtern. 

Sexuelle Belästigung und Gewalt am Arbeitsplatz 

Seit vielen Jahren thematisiert EFFAT sexuelle Belästigung und Gewalt am Arbeitsplatz im 
sektoriellen sozialen Dialog für das Gastgewerbe und strebt eine gemeinsame Initiative der EU-
Sozialpartner an, die sich z. B. mit Belästigung durch Dritte und Gewalt am Arbeitsplatz befasst, 
aber trotz zunehmender Beweise und öffentlicher Diskussionen war der europäische 
Arbeitgeberverband zurückhaltend, daran mitzuwirken. 

Im Jahr 2015 stellten die nordischen Horeca-Gewerkschaften HRCT einen Bericht über das 
Problem im skandinavischen Gastgewerbe vor, der Informationen über gemeinsame Ansätze der 
Sozialpartner in den nordischen Ländern und Empfehlungen für gemeinsame Initiativen auf 
europäischer Ebene enthielt.  

Seit 2017 organisieren die Hotel- und Gaststättengewerkschaften in den nordischen Ländern die 
gemeinsame Kampagne „We are not on the menu!„ (Wir sind nicht im Angebot!), um das 
Bewusstsein für sexuelle Belästigung von Beschäftigten während der Weihnachtszeit zu schärfen 
und eine Kultur der Nulltoleranz gegenüber Belästigungen am Arbeitsplatz zu schaffen. 

In den folgenden Jahren sammelten und tauschten EFFAT und HOTREC weiter Informationen 
über erfolgreiche Initiativen zur Bekämpfung sexueller Belästigung und Gewalt am Arbeitsplatz 
auf nationaler Ebene, z. B. in Irland und dem Vereinigten Königreich, aus. 

https://oiraproject.eu/de/highlights/new-online-risk-assessment-tool-helps-businesses-horeca-sector-protect-workers
https://oiraproject.eu/de/highlights/new-online-risk-assessment-tool-helps-businesses-horeca-sector-protect-workers
https://www.nordichrct.org/nyheder/we-are-not-on-the-menu
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In den Plenarsitzungen 2017 und 2018 des Ausschusses für den sektoriellen sozialen Dialog für 
den Gemeinschaftsverpflegungssektor wurden das „IUL-Sodexo-Abkommen zur Vermeidung 
sexueller Belästigung“ und seine Umsetzung diskutiert. 

Anfang 2019 erhielt EFFAT EU-Mittel für das Projekt „Bekämpfung von sexueller Belästigung und 
Gewalt am Arbeitsplatz in den Sektoren Landwirtschaft, Nahrungsmittel, Tourismus und 
Haushaltsarbeit“. Das Projekt sammelte Informationen über die Situation in Bezug auf sexuelle 
Belästigung und Gewalt in den EFFAT-Sektoren und sammelte Beispiele für Initiativen von 
Mitgliedsorganisationen zur Bekämpfung sexueller Belästigung und Gewalt am Arbeitsplatz. Die 
Empfehlungen werden auf der EFFAT-Frauenkonferenz diskutiert und vom EFFAT-Kongress im 
November 2019 angenommen. Die europäischen Sozialpartner in den Sektoren Horeca und 
Gemeinschaftsverpflegung unterstützen das Projekt. Die Erkenntnisse und Empfehlungen sollen 
in den ASSDs aufgegriffen werden, an denen EFFAT beteiligt ist. 

Hauswirtschaft 

Die EFFAT hat die Kampagne der IUL für die Hauswirtschaft „Make up my workplace“ (Meinen 
Arbeitsplatz bitte aufräumen) unterstützt und die Notwendigkeit aufgezeigt, Maßnahmen zur 
Bekämpfung sexueller Belästigung, die die Sicherheit und das Wohlbefinden der Reinigungskräfte 
gefährdet, zu verhandeln und auf die Bedeutung der jährlichen „IUL Global Housekeeping Days“ 
hingewiesen. 

Im Rahmen des sozialen Dialogs für den europäischen Hotel- und Gaststättensektor haben 
EFFAT und HOTREC sektorspezifische Gesundheitsrisiken der Arbeitnehmer diskutiert und sind 
zu der gemeinsamen Stellungnahme gelangt, dass die Arbeitsbelastung in der Hauswirtschaft ein 
Problem für Gesundheit und Sicherheit darstellt. 

4.3.3.3 Qualifikation & Ausbildung 

Die Berufsausbildung und Qualifikation sind ein wichtiges Thema im Hotel- und Tourismussektor, 
der durch einen hohen Anteil junger Arbeitnehmer, die ihren Einstieg in den Arbeitsmarkt in 
diesem Sektor finden, und durch hohe Personalfluktuation gekennzeichnet ist. 

Europäischer Kompetenzpass für das Gastgewerbe (EHSP) 

Basierend auf den von EFFAT und HOTREC im Rahmen ihres gemeinsamen Projekts „European 
Qualification and Skills' Passport (QSP) in the Hospitality Sector“ (Europäischer Qualifikations- 
und Kompetenzpass für den Gastgewerbesektor) erarbeiteten Qualifikationslisten wurde auf dem 
EURES-Portal ein neues Instrument geschaffen: Der „European Hospitality Skills Passport“ 
(EHSP)wurde im Juni 2014 eingeführt. Im EHSP können Arbeitnehmer alle Fähigkeiten und 
Kompetenzen, die sie während ihrer schulischen und beruflich Ausbildung und praktischen 
Berufserfahrung erworben haben, in einem leicht zugänglichen Format erfassen, das einen 
traditionellen Lebenslauf ergänzt und es den Arbeitgebern ermöglicht, Sprachbarrieren schnell zu 
überwinden und die Fachkräfte zu finden, die sie zur Besetzung ihrer Stellen benötigen. Das 
ermöglicht eine bessere Abstimmung zwischen Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt für 
Hotellerie und Gaststätten.  

Nachdem EFFAT und HOTREC die Verbreitung und Nutzung des EHSP über mehrere Jahre 
hinweg beobachtet hatten, kamen sie zu dem Schluss, dass der Pass nur sehr begrenzten Erfolg 
hat. Sie setzen sich bei der Kommission kontinuierlich dafür ein, den EHSP auf dem EURES-
Portal sichtbarer und besser zugänglich zu machen. Im Februar 2019 bestätigte die Kommission 
schließlich, dass der Europäische Kompetenzpass für das Gastgewerbe aus ihrer Sicht auf dem 
EURES-Portal für Endnutzer ausreichend sichtbar sei und sie nicht beabsichtige, weitere 
wesentliche Änderungen in diesem Bereich vorzunehmen. 

Die EHSP-Qualifikationslisten stehen Saisonarbeitnehmern auf regionaler Ebene in der 

https://europa.eu/rapid/press-release_IP-14-678_en.htm
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französischen Region Rhône-Alpes derzeit zu Erprobungszwecken unter https://www.tribeo.net 
zur Verfügung. 

Europäische Klassifikation der Fähigkeiten, Kompetenzen, Qualifikationen und Berufe (ESCO) 

EFFAT war viele Jahre lang in der ESCO-Referenzgruppe „Gastgewerbe & Tourismus“ tätig und 
unterstützte die Europäische Kommission bei der Entwicklung einer neuen europäischen 
Taxonomie für Fähigkeiten, Kompetenzen, Qualifikationen und Berufe, die eine gemeinsame 
Sprache für die allgemeine und berufliche Bildung und Beschäftigung in Europa liefern soll. 

Die erste Version der mehrsprachigen Klassifikation ESCO (European Skills, Competences, 
Qualifications, and Occupations) wurde im August 2017 eingeführt, wobei die Berufe im 
Gastgewerbe über die verschiedenen Kategorien verteilt sind. EFFAT und HOTREC haben immer 
wieder mit Vertretern der Kommission über ESCO gesprochen, da die den Berufen 
zugeschriebenen Fähigkeiten und Kompetenzen überarbeitet werden müssen. 

Europäische Ausbildungsallianz (EAfA) 

Die 2013 von der Europäischen Kommission ins Leben gerufene Europäische Ausbildungsallianz 
(European Alliance for Apprenticeships, EAfA) ist eine Multi-Stakeholder-Plattform zur Stärkung 
von Qualität, Angebot, Ansehen und Mobilität von Lehrstellen in Europa durch nationale 
Verpflichtungen und freiwillige Zusagen von Interessengruppen. In Anbetracht des Werts und der 
Vorteile von Lehrstellen für die Beschäftigung junger Menschen, die soziale Eingliederung, die 
Abstimmung der Qualifikationen und des Arbeitsmarktbedarfs und die wirtschaftliche 
Wettbewerbsfähigkeit sind Lehrlingsausbildungen eines der Hauptelemente der Jugendgarantie. 

Im Nachgang zur Unterzeichnung der „Gemeinsamen EAfA-Verpflichtung von EFFAT-HOTREC 
zur Verbesserung der Qualität und Attraktivität von Lehrlingsausbildungen im europäischen Hotel- 
und Gaststättengewerbe“ im Dezember 2015 wurden auf den Plenarsitzungen des EFFAT-
HOTREC-ASSD erfolgreiche Lehrlingsausbildungen im Gastgewerbe in den EU-Mitgliedstaaten 
vorgestellt (2016: Dänemark, Spanien; 2017: Österreich, 2018: Irland). In Zukunft sollen weitere 
Beispiele erörtert werden. 

Nach der Verabschiedung der Zusage von EFFAT-FoodServiceEurope im September 2017 
haben EFFAT und FSE eine Umfrage über Lehrstellen im Sektor der Gemeinschaftsverpflegung 
durchgeführt, um das Bewusstsein für die Relevanz von Lehrstellen in diesem Sektor zu schärfen 
und die Qualität und Attraktivität bestehender Lehrstellenprogramme zu verbessern. In der 
Plenarsitzung des ASSD im September 2018 wurde das österreichische Modell vorgestellt. 

Empfehlung des Rates zu einem europäischen Rahmen für eine hochwertige und nachhaltige 
Lehrlingsausbildung 

EFFAT begrüßte die im März 2018 angenommene „Empfehlung des Rates zu einem 
europäischen Rahmen für eine hochwertige und nachhaltige Lehrlingsausbildung„, die wichtige 
Qualitätskriterien für Lehrlingsprogramme festlegt, z. B. eine vor Beginn der Ausbildung 
abgeschlossene schriftliche Vereinbarung; Lernergebnisse, die ein Gleichgewicht zwischen 
berufsspezifischen Fähigkeiten, Kenntnissen und Schlüsselkompetenzen für das lebenslange 
Lernen gewährleisten; pädagogische Unterstützung durch benannte betriebliche Ausbilder; 
Vergütung im Einklang mit nationalen oder sektoriellen Tarifverträgen; Sozialschutz und 
Versicherung; Einhaltung der Vorschriften über die Arbeitsbedingungen, insbesondere der 
Gesundheits- und Sicherheitsgesetzgebung; und die aktive Beteiligung der Sozialpartner an der 
Gestaltung, Steuerung und Durchführung von Lehrlingsprogrammen usw.  

Im August 2018 gab McDonald's eine EAfA-Zusage ab, bis 2025 43.000 Ausbildungsplätze im 
Vereinigten Königreich, Deutschland, den Niederlanden, Italien und der Schweiz anzubieten. 
EFFAT schrieb an McDonald's und bot im Sinne der oben genannten Empfehlung eine 

https://www.tribeo.net/
https://ec.europa.eu/esco/portal/home
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1147
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A32018H0502%2801%29
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A32018H0502%2801%29
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Zusammenarbeit bei der Umsetzung dieser Zusage an, angesichts der Erfahrung und Beteiligung 
an Berufsbildungs- und Lehrlingsprogrammen von EFFAT und ihrer nationalen 
Mitgliedsorganisationen - keine Antwort. 

EFFAT lancierte eine politische Diskussion mit der Kommission, um darauf hinzuwirken, dass alle 
Unternehmen, die eine EAfA-Zusage aussprechen, die Empfehlung einhalten müssen und die 
Umsetzung der Zusagen besser überwacht werden sollte, um zu vermeiden, dass Unternehmen 
EAfA-Zusagen rein aus PR-Gründen nutzen (siehe oben). 

Inzwischen wurde ein neues Element in das Antragsformular für EAfA-Zusagen aufgenommen, in 
dem die einreichende Stelle aufgefordert wird, sich mit dem Europäischen Rahmen für 
hochwertige und nachhaltige Lehrlingsausbildung einverstanden zu erklären und zu dessen 
Umsetzung beizutragen sowie sich zu verpflichten, über die Aktivitäten im Zusammenhang mit 
den Zusagen zu informieren. 

Agenda für neue Kompetenzen 

Im Juni 2016 beteiligte sich EFFAT an der Konsultation der Europäischen Kommission zur Frage, 
wie EU-Initiativen und Finanzierungsmöglichkeiten besser für die Entwicklung von Fähigkeiten im 
Tourismussektor ausgerichtet werden können. 

Im Rahmen der von der Kommission im Juni 2016 angekündigten Agenda für neue Kompetenzen 
für Europa wurde im Januar 2017 der Aktionsplan für die sektorielle Zusammenarbeit bei 
Qualifikationen ins Leben gerufen, um die Informationslage zu den Qualifikationen zu verbessern 
und den Fachkräftemangel in bestimmten Wirtschaftszweigen zu beheben. Der Tourismussektor 
wurde in der ersten Runde besprochen und im Erasmus+-Projekt „The Next Tourism Generation„ 
(Die nächste Generation des Tourismus“ behandelt. 

Im April 2017 startete die GD GROW der Europäischen Kommission das EASME-Projekt 
„Blaupause für die sektorielle Zusammenarbeit bei den Kompetenzen im Tourismus: 
Verbesserung des Ansehens von Berufen im Tourismussektor“. EFFAT sah den Nutzen eines 
solchen Projekts skeptisch, da wir immer wieder betonen, dass es nicht ausreicht, das Image der 
Berufe im Gastgewerbe zu verbessern, wenn nicht auch die Arbeitsbedingungen, die Vergütung 
und die Karriereaussichten verbessert werden. Die Ergebnisse zeigen, dass die 1 Million Euro 
besser hätten eingesetzt werden können: https://jobsintourism.eu. 

4.3.3.4 Soziale Gütesiegel 

Immer mehr Verbraucher berücksichtigen bei ihren Kauf- und Konsumentscheidungen neben dem 
Preis auch andere Überlegungen. Neben ökologischen Kriterien sind die Verbraucher besonders 
daran interessiert, dass die Gesundheit, Sicherheit und die Menschenrechte der Arbeitnehmer 
geschützt und respektiert werden. Auch die Unternehmen sind sich zunehmend der potenziellen 
Vorteile bewusst, die sich durch die Kommunikation ihrer sozialverantwortlichen Arbeitsweise 
mithilfe von Gütesiegeln ergeben. 

Faire Hotels und Restaurants 

Seit etwa zehn Jahren verfolgt EFFAT die Initiativen nationaler Hotel- und 
Gaststättengewerkschaften zur Förderung von Hotels und Restaurants, die die Rechte der 
Arbeitnehmer achten, menschenwürdige Arbeitsbedingungen schaffen und sich an Tarifverträge 
halten. 

Im Oktober 2018 organisierten EFFAT und IUL das erste internationale Seminar über faire Hotels 
und Restaurants in Dublin, bei dem Gewerkschaften aus Irland, Kroatien, Slowenien, Dänemark, 
Schweden, Norwegen, den USA, Spanien und Deutschland zusammenkamen, die solche 
Initiativen für soziale Gütesiegel durchführen. Die Teilnehmer ermittelten Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten der verschiedenen Siegel fairer Hotels und Restaurants, z. B. die Kriterien für 

https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1223
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1223
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1415&langId=en
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1415&langId=en
https://nexttourismgeneration.eu/
https://www.youtube.com/watch
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„fair“, die abgedeckten Untersektoren, Umfang, Zielgruppen/Publikum, Sprachen, 
Öffentlichkeitsarbeit, Überwachung, Weiterentwicklung usw., und einigten sich auf zukünftige 
Schritte. 

Im Dezember 2018 bewarb 3F die dänische Webseite https://okforhold.dk bei den Teilnehmern 
des vierten IGB-Weltkongresses in Kopenhagen, über die sie faire Hotels und Restaurants finden 
konnten. 

Im März 2019 wurde die „Just Tourism“-Webseite http://www.justtourism.org (Gerechter 
Tourismus) gestartet, um die bestehenden sieben Initiativen für faire Hotels und Restaurants zu 
bewerben. 

Ein zweites Seminar über faire Hotel and Restaurants findet im Januar 2020 statt,  das mehr 
Gewerkschaften anspricht, sich zu beteiligen. 

Die Initiativen für faire Hotels und Restaurants werden auch im Ständigen Ausschuss für Normung 
des EGB diskutiert, als Beispiele für gewerkschaftliche Initiativen für soziale Gütesiegel. 

4.3.3.5 Nicht angemeldete Erwerbstätigkeiten 

Seit vielen Jahren setzt sich EFFAT dafür ein, das Problem der nicht angemeldeten 
Erwerbstätigkeit im sektoriellen sozialen Dialog im europäischen Hotel- und Gaststättengewerbe 
anzugehen, und zwar auf Grundlage von Informationen, die von nationalen Arbeitgeberverbänden 
und Gewerkschaften über das Ausmaß des Phänomens in diesem Sektor gesammelt wurden. 
Nach der Unterzeichnung der „Gemeinsamen Erklärung von EFFAT-HOTREC zur nicht 
angemeldeten Erwerbstätigkeit im europäischen Hotel- und Gaststättengewerbe“ im Dezember 
2010 haben die Sozialpartner gemeinsam bei den europäischen Institutionen darauf hingewiesen, 
dass weitere Maßnahmen erforderlich sind. 

Im Oktober 2016 richtete die Europäische Kommission die Europäische Plattform zur Bekämpfung 
der nicht angemeldeten Erwerbstätigkeit ein, um die EU-Länder dabei zu unterstützen, besser mit 
der nicht angemeldeten Erwerbstätigkeit in ihren verschiedenen Formen umzugehen, 
Veränderungen auf nationaler Ebene voranzutreiben, bessere Arbeitsbedingungen und formale 
Beschäftigung zu fördern, das Bewusstsein für Fragen der nicht angemeldeten Erwerbstätigkeit 
zu schärfen und die Zusammenarbeit zwischen den EU-Ländern zu verbessern.  

EFFAT ist auf der Plattform zur Bekämpfung der nicht angemeldeten Erwerbstätigkeit als einer 
der Beobachter der Sozialpartner vertreten und unterstützt die Arbeit, z. B. hat EFFAT 2017 
nationale/sektorielle Erfahrungen bei der Bekämpfung nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit in der 
Plattform eingebracht, darunter die Initiativen zur Schaffung sozialer Gütezeichen für „faire Hotels“ 
in sechs EU-Mitgliedstaaten. 

Im Rahmen des Arbeitsprogramms dieser Plattform für 2019-2020 ist für das erste Quartal 2020 
ein sektorspezifisches Seminar über nicht angemeldete Erwerbstätigkeit im Horeca-Sektor 
geplant. 

4.3.3.6 Verantwortungsvolle Beschaffung 

Seit vielen Jahren setzt sich EFFAT in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern anderer Sektoren 
bei den europäischen Institutionen für die Einbeziehung sozialer Kriterien in die Vergabeverfahren 
ein, um unlauteren Wettbewerb bei der Auftragsvergabe zu bekämpfen. Die Hauptforderungen 
waren die Abkehr vom niedrigsten Preis als wesentlichem Kriterium für die Auftragsvergabe und 
die Einführung des Prinzips des wirtschaftlich günstigsten Angebots als Hauptkriterium; die 
obligatorische Einhaltung des Arbeitsrechts und der Tarifverträge, die sich auf die gesamte 
Unterauftragskette erstreckt; der Ausschluss unnormal niedriger Angebote zur Vermeidung einer 
Abwärtsspirale bei Löhnen und Arbeitsbedingungen; und nationale Durchsetzungsmaßnahmen, 
z. B. Beobachtungsstellen, die die Auftragsvergabe überwachen. 

https://okforhold.dk/
http://www.justtourism.org/
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1299&langId=en
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1299&langId=en
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Die Überarbeitung der Richtlinie über das öffentliche Beschaffungswesen begann 2012. Nach 
Trilogverhandlungen im Jahr 2013 wurde die überarbeitete Richtlinie schließlich im Februar 2014 
vom Ministerrat verabschiedet und musste bis 2016 von den Mitgliedstaaten in nationales Recht 
umgesetzt werden. 

Sozialverträgliche Beschaffung in der Gemeinschaftsverpflegung 

Im Januar 2006 veröffentlichten EFFAT und FERCO den ersten „Leitfaden zum wirtschaftlich 
günstigsten Angebot in der Gemeinschaftsverpflegung“ und stellten ihn als Tool in acht Sprachen 
auf einer eigenen Webseite www.contract-catering-guide.org zur Verfügung . 

Vor dem Hintergrund der überarbeiteten Richtlinie über das öffentliche Beschaffungswesen 
beschlossen EFFAT und FoodServiceEurope, den alten Leitfaden zu aktualisieren. Im Jahr 2017 
erhielten sie die finanzielle Unterstützung der EU und wählten das Beratungsunternehmen, das 
die Leitfäden zum wirtschaftlich günstigsten Angebot für den privaten Sicherheits- und den 
Reinigungssektor als Sachverständige aktualisiert hatte. Ein Projektlenkungsausschuss, der sich 
aus Vertretern der nationalen Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften aus Belgien, Finnland, 
Frankreich, Italien, Österreich, Portugal, Spanien und Ungarn sowie den Sekretariaten von EFFAT 
und FoodServiceEurope zusammensetzte, unterstützte die Arbeit. 

In den Jahren 2018 und 2019 fanden mehrere Sitzungen des Lenkungsausschusses statt, und 
der ausgearbeitete Leitfaden „Choosing best value in contracting food services - A guide for 
private and public client organisations“ („Ein Leitfaden für private und öffentliche Auftraggeber –
Entscheidung für das wirtschaftlich günstigste Angebot bei der Vergabe von 
Gastronomiedienstleistungen) wurde auf einer europäischen Abschlusskonferenz im September 
2019 vorgestellt. Die nationalen Sozialpartner wurden ermutigt, gemeinsam Veranstaltungen auf 
nationaler Ebene zu organisieren, um den Leitfaden in ihren Ländern einzuführen und zu 
bewerben. 

Im Juni 2019 wollte OIB, das Büro der Kommission für Gebäude, Anlagen und Logistik in Brüssel, 
die Sozialpartner des Gemeinschaftsverpflegungssektors treffen. Bei der Vorbereitung der neuen 
Rahmenverträge für alle Kantinen und Cafeterien der Europäischen Kommission wollte das Büro 
die Sachzwänge des Sektors und seine künftige Entwicklung kennenlernen, um den Bedürfnissen 
des Sektors in den neuen Verträgen Rechnung zu tragen. In der Sitzung des 
Lenkungsausschusses des ASSD im Juni 2019 fand ein sehr positiver erster Austausch zwischen 
dem OIB und den in diesem Sektor tätigen belgischen Gewerkschaften statt, begleitet von 
Arbeitnehmervertretern, die seit Jahrzehnten in den Kantinen der Kommission arbeiten. 

4.3.3.7 Fast Food 

Seit Januar 2015 ist EFFAT Teil der globalen Fast-Food-Allianz, die schlechte Arbeitsplätze und 
Steuerhinterziehung bekämpft. In enger Zusammenarbeit mit dem EGÖD, dem Europäischen 
Gewerkschaftsverband für den öffentlichen Dienst, und SEIU, der US Service Employees 
International Union (internationale Gewerkschaften der US-amerikanischen öffentlichen 
Bediensteten), wurden die folgenden Berichte veröffentlicht: 

- Unhappy Meal - € 1 Billion in Tax Avoidance on the Menu at McDonald's, 2015 (Unhappy Meal 
- 1 Milliarde Euro Steuervermeidung auf dem Speiseplan von McDonald's) 

- McJobs - Low Wages and Low Standards around the World, 2015 (McJobs - Niedrige Löhne 
und niedrige Standards weltweit) 

- Golden Dodges - How McDonald’s Avoids Paying Its Fair Share of Tax, 2015 (Golden Dodges 
- Wie McDonald's es vermeidet, seinen angemessenen Steueranteil zahlen) 

- McLandlord - Global Rent excess at the World’s Largest Franchisor, 2017 (McLandlord - 
Globaler Mietwucher beim weltgrößten Franchisegeber) 

https://contract-catering-guide.org/
https://contract-catering-guide.org/
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- Unhappier Meal - Tax Avoidance Still on the Menu at McDonald’s, 2017 (Unhappier Meal - 
Steuervermeidung steht bei McDonald's immer noch auf dem Speiseplan) 

Die Berichte wurden den zuständigen Stellen der Europäischen Kommission sowie den 
Mitgliedern des Europäischen Parlaments zur Kenntnis gebracht. 

Im Dezember 2015 leitete die Europäische Kommission eine förmliche Prüfung der 
luxemburgischen Steuerurteile für McDonald's ein, die im Juli 2016 mit einer Veröffentlichung im 
Amtsblatt in eine zweite Phase ging. Im September 2018 gab die Europäische Kommission 
bekannt, dass die Vereinbarung zwischen McDonald's und Luxemburg, die es dem Fast-Food-
Unternehmen ermöglichte, in der EU und auch in den USA nahezu keine Steuern auf seine 
europäischen Lizenzeinnahmen zu zahlen, nicht gegen EU-Gesetze verstoße. EU-
Wettbewerbskommissarin Vestager betonte jedoch: „Natürlich bleibt die Tatsache, dass 
McDonald's auf diese Gewinne keine Steuern gezahlt hat - und so sollte es unter dem 
Gesichtspunkt der Steuergerechtigkeit nicht sein“. 

Im November 2015 und Juni 2018 musste McDonald's seine Steuerpraxis in Anhörungen des 
Sonderausschusses des Europäischen Parlaments für Finanzkriminalität, Steuerhinterziehung 
und Steuervermeidung (TAX) begründen. 

Im Januar 2016 reichten Verbraucherorganisationen bei der Europäischen Kommission eine 
Beschwerde über die mit dem Wettbewerbsrecht unvereinbaren Praktiken von McDonald's 
innerhalb der Europäischen Union ein, bei denen das Unternehmen seine Position gegenüber 
Franchisenehmern missbraucht. 

Im Januar 2016 wurden drei Petitionen zu den Arbeitsbedingungen bei McDonald's an den 
Petitionsausschuss des Europäischen Parlaments gerichtet: 

- BFAWU über Null-Stunden-Verträge in Großbritannien 

- FGTB-ABVV über flexible Arbeitsplätze in Belgien 

- CGT zu prekären Arbeitsplätzen und Vermeidung von Gewerkschaftsvertretungen 

Die Petitionen wurden im November 2016 und November 2017 im Petitionsausschuss behandelt 
und im Rahmen einer EP-Studie über „Zeitverträge, prekäre Beschäftigung, Grundrechte der 
Arbeitnehmer und EU-Arbeitsrecht„ untersucht. Der Petitionsausschuss des EP richtete ein 
Schreiben an McDonald's in Belgien, Frankreich und im Vereinigten Königreich sowie an die 
nationalen Behörden dieser drei Länder, um sie aufzufordern, ihren Standpunkt zu den in den 
Petitionen aufgeworfenen Fragen darzulegen. Die Fragen werden von der GD EMPL der 
Kommission im Hinblick auf mögliche Verstöße gegen das EU-Recht weiterverfolgt. 

Im März 2017 wurde der Bericht „McLandlord“ veröffentlicht, der zeigt, wie die Marktmacht und 
Immobilienpraktiken von McDonald's es dem Unternehmen ermöglichen, seinen 
Franchisenehmern überhöhte Mietzahlungen abzuverlangen. Der Bericht zeigt, dass der größte 
Teil der Gewinne von McDonald's aus dem Immobiliengeschäft und nicht aus dem 
Hamburgergeschäft stammt und dass Kunden in konzessionierten McDonald's-Filialen dadurch 
womöglich höhere Preise zahlen. 

Im Februar 2016 organisierte EFFAT in Brüssel ein Treffen über den Fast-Food-Sektor, bei dem 
eine europäische Strategie für den Sektor und die darin tätigen TNKs diskutiert wurde. 

Im Juni 2017 fand in Rom im Rahmen des EFFAT-Projekts „Antizipation des Wandels und 
nachhaltige Steuerung von Strukturveränderungen“: Förderung innovativer Maßnahmen zur 
Stärkung der Beteiligung der Arbeitnehmer und der Zusammenarbeit der Sozialpartner“ ein 
EFFAT-Fastfood-Workshop statt. Themen waren die Situation im Fast-Food-Sektor in Europa und 
weltweit sowie die zukünftige Arbeit im europäischen Fast-Food-Sektor. Ein Überblick über das 

https://www.brookes.ac.uk/microsites/combat-human-trafficking/
https://www.brookes.ac.uk/microsites/combat-human-trafficking/
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Projekt und erste Ergebnisse wurden von dem Wissenschaftler vorgestellt, der Informationen über 
die Situation im Fast-Food-Sektor / bei McDonald's in den verschiedenen Ländern sammelte und 
analysierte, z. B. Arbeitskräfte und Arbeitsbedingungen, Tarifverträge, gewerkschaftliche 
Organisation, Arbeitnehmervertretung, Beziehungen zum Management etc. Der Bericht wurde im 
September 2019 veröffentlicht. 

Im September 2017 veranstaltete die deutsche NGG ein Seminar für Vertrauensleute in Fast-
Food-Unternehmen, das sich mit Themen wie Branchentarifverträgen, Gesundheit und Sicherheit, 
psychologischen Risiken und Renten beschäftigte. Kerstin Howald stellte die Arbeit im Fast-Food-
Sektor auf internationaler Ebene vor. 

EFFAT hat die von der IUL koordinierten „Global Fast Food Action Days“ unterstützt. Im 
September 2017 fand der allererste Streik bei McDonalds im Vereinigten Königreich statt, und im 
Oktober 2018 streikten Arbeitnehmer von McDonald's, TGI Fridays und Wetherspoons im 
Vereinigten Königreich und forderten bessere Arbeitsbedingungen, 10 Pfund pro Stunde, das 
Ende prekärer Verträge und das Recht auf Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft. 

EFFAT unterstützt die Initiative „Fight for 14 €„ der belgischen FGTB, die sich auf den Horeca-
Sektor konzentriert und einen Stundenlohn von 14 Euro fordert. 

4.3.3.8 Integration von Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt 

Im Jahr 2016 erörterten EFFAT und HOTREC den Entwurf eines gemeinsamen Standpunkts zur 
Rolle der Sozialpartner bei der Integration von Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt und in die 
Gesellschaft, aber die Unterzeichnung dieser Stellungnahme scheiterte schließlich am 
Widerstand einiger nationaler Arbeitgeberverbände. 

Die Sozialpartner kamen überein, Beispiele für bewährte Verfahren zur Integration von 
Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt zu sammeln und auszutauschen. Ein Beispiel war die 
schwedische Initiative „Fast Track“, die eine schnellere Integration neu eingetroffener 
Einwanderer in den Arbeitsmarkt ermöglicht und auf der Ausbildung und Erfahrung jedes 
Einzelnen aufbaut. Der Fortschritt bei ihrer Umsetzung wurde kontinuierlich überwacht. Das 
italienische System der Berufsausbildung und Praktika für Asylbewerber und das INTEGRA-
Projekt zur multidisziplinären Orientierung und Ausbildung im Gastgewerbe wurden ebenfalls 
vorgestellt. 

Anfang 2019 führten EFFAT und HOTREC eine Umfrage unter ihren Mitgliedsorganisationen 
durch, um Informationen über Initiativen zur leichtern Integration von Flüchtlingen in den 
Arbeitsmarkt mit Schwerpunkt auf dem Gastgewerbe zu sammeln. Ein Überblick über die ersten 
Antworten wurde auf der Sitzung des Lenkungsausschusses im März 2019 gegeben. 

4.3.3.9 Sexuelle Ausbeutung von Kindern im Reise- und Tourismussektor 

Im Jahr 2016 bestätigten die Partner des ersten SAFE-HOST--Projekts, nationale und 
europäische Gewerkschaftsverbände sowie nationale und europäische Tourismus-
Arbeitgeberverbände ihre Bereitschaft, an einem Folgeprojekt teilzunehmen, das darauf abzielt, 
die Ergebnisse des ersten Projekts zu verbreiten und umzusetzen und seinen 
Anwendungsbereich zu erweitern (mehr Länder, Sprachen, Ausbildungswerkzeuge), aber der 
Projektantrag auf EU-Finanzierung wurde abgelehnt. 

Im Dezember 2016 wurden die Ergebnisse des von der EU kofinanzierten Projekts „COMBAT - 
Trafficking of Human Beings in Hospitality and Tourism„ (Bekämpfung des Menschenhandels im 
Gastgewerbe und Tourismus) auf der ASSD-Plenarsitzung von EFFAT-HOTREC vorgestellt. 

4.3.3.1 Kapazitätsaufbau in Mittel-, Ost- und Südosteuropa 

In den Jahren 2015-2016 führten Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften aus Slowenien, 

https://www.zds.si/en/projects/tourism-is-people-working-together-for-strong-social-dialogue-in-the-tourism-and-hospitality-sector/
https://www.government.se/articles/2015/12/fast-track---a-quicker-introduction-of-newly-arrived-immigrants/
https://www.government.se/articles/2015/12/fast-track---a-quicker-introduction-of-newly-arrived-immigrants/
http://www.safehostfilcams.org/?lang=en
https://www.brookes.ac.uk/microsites/combat-human-trafficking/
https://www.brookes.ac.uk/microsites/combat-human-trafficking/
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Kroatien, Serbien, Montenegro und der EJR Mazedonien das Projekt „Tourism is people“ 
(Tourismus ist gleich Mensch: Zusammenarbeit für einen starken sozialen Dialog im Tourismus- 
und Gastgewerbesektor) mit dem Ziel, die Arbeitsbeziehungen und den sozialen Dialog im 
Gastgewerbe und im TourismusSektor in diesen Ländern zu stärken.  

Im Rahmen des Projekts wurde im Dezember 2015 ein Studienaufenthalt in Brüssel organisiert, 
der den Projektpartnern die Möglichkeit gab, an der Plenarsitzung des sektoriellen sozialen 
Dialogs von EFFAT-HOTREC teilzunehmen. 

Zwischen März und Mai 2016 fanden nationale Workshops statt, an denen die Sozialpartner und 
eine breitere Gruppe von Tourismusakteuren in jedem Land teilnahmen. EFFAT trug zu diesen 
Workshops mit Berichten über den europäischen sozialen Dialog bei. Bei der Abschlusskonferenz 
im November 2016 in Ljubljana, Slowenien, wurden die Ergebnisse des Projekts vorgestellt. 

4.3.3.11 Zusammenarbeit im Rahmen des ETLC 

Der 1995 von den europäischen und globalen Gewerkschaftsverbänden, die Arbeitnehmer im 
Tourismussektor vertreten (EFFAT, IUL, ETF, ITF, Uni Europa, UNI) gegründete europäische 
Gewerkschafts-Verbindungsausschuss für den Tourismus (European Trade Union Liaison 
Committee on Tourism, ETLC) ist eine Kooperationsplattform mit dem Ziel, die gewerkschaftlichen 
Kräfte bei der Vertretung von Arbeitnehmerinteressen zu bündeln. Die ETLC-Treffen bieten 
Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsvertretern die Möglichkeit zu intensiven Diskussionen über 
tourismusbezogene Gewerkschaftsthemen. Die sektorübergreifende Zusammenarbeit zeigt gute 
Ergebnisse, insbesondere im Hinblick auf die stärkere Anerkennung der Gewerkschaften im 
Tourismussektor durch die europäischen Institutionen.  

Themen, die bei den ETLC-Sitzungen diskutiert wurden, waren z. B.: 

- Die Situation im Tourismussektor in Europa 

- TNKs / EBRs im Sektor Reise & Tourismus 

- Kollaborative Wirtschaft/Plattformökonomie - Auswirkungen auf den Verkehrs- und 
Tourismussektor 

- Nachhaltiger und verantwortungsvoller Tourismus, z. B. Initiativen für faire Hotels, Boykott von 
Billigfluggesellschaften, ILO-Leitlinien für menschenwürdige Arbeit und sozialverantwortlichen 
Tourismus 

- Europäisches Tourismusmanifest für Wachstum und Beschäftigung 

- Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung von Kindern im Tourismus 

- Tourismus-Treffen auf europäischer Ebene 

- Zusammenarbeit mit den europäischen Institutionen 

Im Juni 2015 wurde Pilar Rato, CCOO Servicios, Spanien, zum neuen ETLC-Präsidenten gewählt. 

4.3.3.12 Sozialtourismus 

Nach der Unterzeichnung einer Gemeinsamen Erklärung 2005 und der Durchführung des 
gemeinsamen Projekts „Beschäftigung im Sozialtourismussektor in Europa“ in den Jahren 2008-
2009 setzten EFFAT und ISTO, die Internationale Organisation für Sozialtourismus, ihre 
Zusammenarbeit fort. 

Im Juli 2015 beantragten EFFAT und ISTO gemeinsam eine Ko-finanzierung der EU für das 
Projekt „Verbesserung der Arbeitsbeziehungen im Sozialtourismus in Europa zur leichteren 
Eingliederung und Professionalisierung junger Arbeitnehmer im Sektor“, die jedoch abgelehnt 
wurde. 

https://www.zds.si/en/projects/tourism-is-people-working-together-for-strong-social-dialogue-in-the-tourism-and-hospitality-sector/
https://www.zds.si/en/projects/tourism-is-people-working-together-for-strong-social-dialogue-in-the-tourism-and-hospitality-sector/
https://www.zds.si/en/projects/tourism-is-people-working-together-for-strong-social-dialogue-in-the-tourism-and-hospitality-sector/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/
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Im März 2016 trafen sich Vertreter von EFFAT und ISTO in Brügge, um künftige gemeinsame 
Aktivitäten zu diskutieren. Folgende Bereiche gemeinsamen Interesses wurden ermittelt: das 
Recht auf Urlaub, die Bedingungen der Arbeitnehmer im Sozialtourismus, die Gewerkschaften als 
Anbieter von Reise- und Tourismusdienstleistungen und die Einrichtung einer ISTO-EFFAT-EGB-
Taskforce für Sozialtourismus. Im Mai 2016 traf eine Delegation von EFFAT und ISTO mit dem 
EGB-Generalsekretär zusammen, um die Zusammenarbeit in der Taskforce zu erörtern. 

Im Juni 2016 organisierten EFFAT und ISTO zusammen mit dem EWSA die Konferenz „80 Jahre 
bezahlter Urlaub - ein schützenswertes soziales Recht“, um den 80. Jahrestag des im Juni 1936 
angenommenen ILO-Übereinkommens 52 über bezahlten Urlaub zu feiern, was ein großes 
soziales Recht für Millionen von Arbeitnehmern war und wesentlich zur Entwicklung des 
Tourismus beitrug. 

Im März 2017 trafen sich Vertreter von EFFAT, IUL, EGB und ISTO in Mailand und diskutierten 
internationale und europäische Maßnahmen zur Förderung eines sozialverantwortlichen 
Tourismus und menschenwürdiger Arbeit im Tourismus. 

Weitere Sitzungen der Taskforce fanden im März 2018 und April 2019 statt. EFFAT war auf dem 
ISTO-Kongress in Lyon im Oktober 2018 vertreten. 

4.3.3.13 Tourismus-Manifest für Wachstum und Beschäftigung 

Im Dezember 2015 traten EFFAT, ETF und UNI Europa sowie ETLC dem Tourismus-Manifest für 
Wachstum und Beschäftigung bei, das zum ersten Mal überhaupt die öffentlichen und privaten 
Tourismusakteure Europas zusammenbringt, um die Europäische Union aufzufordern, mehr für 
diese wichtige Branche zu tun. Das Tourismus-Manifest für Wachstum und Beschäftigung hebt 
die wichtigsten politischen Prioritäten der EU für den Sektor hervor, die von Fähigkeiten und 
Qualifikationen bis hin zu Nachhaltigkeit und Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Tourismus 
reichen. Die Manifest-Gruppe organisiert oder beteiligt sich regelmäßig an europäischen 
Tourismusveranstaltungen. EFFAT vertritt die Tourismusgewerkschaften im Manifest-
Lenkungsausschuss. 

4.3.3.14 Unterrichtungs- und Anhörungsrechte der Arbeitnehmer in transnationalen 
Unternehmen 

Die Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern sowie das Recht der Arbeitnehmer 
auf Unterrichtung und Anhörung sind in der Regel mit der Rechtsbeziehung zwischen der Marke 
und dem einzelnen Hotel oder Restaurant verbunden. Mitarbeiter transnationaler Hotel- und 
Restaurantketten müssen alle Richtlinien, Regeln und Standards der Marken einhalten, haben 
aber immer weniger Zugang zu denen, die über ihre täglichen Arbeitsbedingungen und die Zukunft 
des Unternehmens entscheiden, da Marken ihre Hotels und Restaurants immer mehr mit 
schlanken Geschäftsmodellen („Asset Light), d.h. als verwaltete oder konzessionierte 
Tochtergesellschaften, betreiben. Die Vertretungsstrukturen der Arbeitnehmer über die lokale 
Ebene hinaus werden daher zunehmend ausgehöhlt. 

Die Auswirkungen des Asset-Light-Trends können in den bestehenden EBRs beobachtet werden. 
Viele der EBRs decken eine sinkende Zahl von Ländern ab und setzen sich aus einer 
abnehmenden Zahl von Arbeitnehmervertretern zusammen, da die zu den transnationalen Ketten 
gehörenden Hotels und Restaurants zunehmend in verwaltete oder konzessionierte Unternehmen 
umgewandelt werden.  

Angesichts dieser Entwicklungen hat EFFAT im Rahmen der Bewertung der EBR-Richtlinie Nr. 
2009/38/EG und ihrer möglichen Überarbeitung oder Neufassung das Thema angesprochen und 
eine umfassendere Definition des Begriffs „beherrschendes Unternehmen“ gefordert, die 
Vertragsmanagement, Franchisesysteme und Joint Ventures umfasst. 

https://www.tourismmanifesto.eu/
https://www.tourismmanifesto.eu/


 

118 

Eine weitere wichtige Entwicklung, die in den letzten Jahren zu beobachten war, sind zunehmende 
Investitionen chinesischer Investoren in den Reise- und Tourismussektor durch die Übernahme 
von oder Beteiligung an transnationalen Konzernen, z. B. Fosun International: Club Mediterranée; 
Hainan Airlines: NH Hotels, Carlson-Rezidor, Gate Gourmet, Hilton, Marriott; JinJiang 
International: Radisson. Infolgedessen haben sich die Arbeitsbedingungen und die 
Arbeitsbeziehungen der Beschäftigten der betroffenen Gastgewerbeunternehmen verschlechtert. 

Europäische Betriebsräte / Transnationale Unternehmen 

EFFAT koordiniert die EBRs von Autogrill, Club Mediterranée, Compass, Elior, Fazer, NH Hotels, 
Rezidor, Scandic, Sodexo, SSP, Starwood (durch ernannte Koordinatoren oder Mitglieder des 
EFFAT-Sekretariats). 

Im Jahr 2015 wurden neue EBR-Vereinbarungen mit SSP und NH Hotels abgeschlossen. 

Nach der Kündigung der EBR-Vereinbarung von Compass im Jahr 2012 hat ein besonderes 
Verhandlungsgremium eine neue EBR-Vereinbarung ausgehandelt, die 2016 unterzeichnet 
wurde. Die erste EBR-Sitzung fand im März 2017 statt. 

Die Verhandlungen über eine Änderung der EBR-Vereinbarung von Club Mediterranée wurden 
im Juni 2018 abgeschlossen. 

Nach einer Fusion mit Marriott im Jahr 2016 wurde der EBR von Starwood-Sheraton aufgelöst. 

In der ersten Jahreshälfte 2019 wurde der EBR von Elior zum Verkauf der 
Reiseverpflegungssparte von Elior angehört. Dabei wurde der EBR von dem französischen 
Beratungsunternehmen SECAFI und EFFAT unterstützt. 

Das zunehmende Vordringen von Gemeinschaftsverpflegungs-, Reinigungs- und 
Sicherheitsunternehmen in das Facility Management zeigt sich zunehmend in der 
Zusammensetzung von EBRs. EFFAT und UNI Europa arbeiten in dieser Hinsicht zusammen und 
erleichtern so eine sektorübergreifende Zusammenarbeit. 

4.3.3.15 Zusammenarbeit mit der EU und internationalen Institutionen 

Europäische Kommission 

Als Sprachrohr der Arbeitskräfte im Gastgewerbe ist EFFAT ein anerkannter Interessensvertreter 
des Tourismussektors und wird regelmäßig vom Referat für Tourismus der Europäischen 
Kommission über die EU-Tourismuspolitik informiert und konsultiert. 

Für den Europäischen Tourismustag 2018 im November des Jahres in Brüssel zum Thema „The 
Renewed EU Industrial Policy Strategy: Making EU Tourism stronger in a new industrial era“ (Die 
erneuerte industriepolitische Strategie der EU: Stärkung des Tourismus in der EU in einem neuen 
industriellen Zeitalter) wurde Kerstin Howald eingeladen, eine Erklärung zum Thema „Die Zukunft 
der Arbeitsplätze und Kompetenzen im Tourismus„ als Impuls für die Podiumsdiskussion über die 
„Inwertsetzung des Humankapitals im Tourismusmanagement“ abzugeben. 

Die folgenden Tourismuskonferenzen wurden von der Europäischen Kommission organisiert: 

o Europäischer Tourismustag 2015 am 16. Dezember 2015 in Brüssel: Förderung Europas als 
hochwertiges, wettbewerbsfähiges touristisches Ziel 

o Hochrangige Konferenz „Werbung von Investitionen im Tourismus“ am 5. April 2016 in Brüssel 

o Europäischer Tourismustag 2016 am 29. November 2016 in Brüssel: Verbesserung der 
Synergien zwischen Tourismus und Kultur- und Kreativwirtschaft. Innovative Lösungen als 
Motor für Arbeitsplätze und Wachstum 

o Europäischer Tourismustag 2017 am 28. November 2017 in Brüssel: Wie sieht die Zukunft 

https://www.effat.org/?v=Af7rke35fEE&feature=youtu.be
https://www.effat.org/?v=Af7rke35fEE&feature=youtu.be
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des Tourismus in der EU aus? 

o Europäischer Tourismustag 2018 am 7. November 2018 in Brüssel: Die erneuerte 
industriepolitische Strategie derEU: Stärkung des Tourismus in der EU in einem neuen 
industriellen Zeitalter 

Europäisches Parlament 

Der Ausschuss für Verkehr und Tourismus des Europäischen Parlaments befasst sich 
hauptsächlich mit Verkehrsfragen. Tourismusfragen wurden in der Interfraktionellen 
Arbeitsgruppe „Entwicklung des europäischen Fremdenverkehrs, kulturelles Erbe, Jakobsweg 
und weitere Kulturwege Europas“ (Interfraktionelle Arbeitsgruppe Tourismus) und in der Taskforce 
Tourismus behandelt. EFFAT nahm an Veranstaltungen dieser Gremien teil, bei denen relevante 
Themen diskutiert wurden. Im Mai 2015 sprach Kerstin Howald in der Anhörung der 
Interfraktionellen Arbeitsgruppe zum Thema „Überwindung des Fachkräftemangels in der 
Tourismusbranche“. 

EU-Ratsvorsitz 

Seit 2001 organisiert die EU in Zusammenarbeit mit dem jeweiligen EU-Ratsvorsitz jährlich ein 
Europäisches Tourismusforum. Diese Foren sollen als wichtige Schnittstelle dienen und die 
Kommunikation zwischen den im Tourismus tätigen Interessengruppen fördern und verbessern. 
Daran teil nehmen mehrere hundert Vertreter der Tourismusbranche, regionaler, nationaler und 
europäischer Behörden und Institutionen im Bereich Reisen und Tourismus sowie Vertreter 
internationaler Organisationen und Gewerkschaften, die Arbeitnehmer im Tourismus vertreten. Es 
ist uns gelungen, beschäftigungsrelevante Themen auf die Tagesordnung zu setzen und 
Gewerkschaftsvertreter als Referenten und Moderatoren zu platzieren. 

Die Themen der Europäischen Tourismusforen: 

o 14. Europäisches Tourismusforum am 17. September 2015 in Luxemburg 
- Gemeinsame Förderung Europas durch transnationale Tourismusprodukte 
- Fähigkeiten und Kompetenzen im Tourismussektor 
- Regelwerk für den Tourismus - Visapolitik 
- Tourismus und Digitalisierung - die Sharing Economy im Gastgewerbe 

o 15. Europäisches Tourismusforum am 11. Oktober 2016 in Bratislava, Slowakei 
- Ein günstiges Geschäftsumfeld für die Wettbewerbsfähigkeit des EU-

Tourismussektors - Besteuerung 
- Kollaborative Wirtschaft im Tourismussektor 
- Digitaler Wandel im EU-Tourismussektor 

o 16. Europäisches Tourismusforum am 18. und 19. Oktober 2017 in Tallinn, Estland 
- Innovation im Tourismus durch Digitalisierung für wettbewerbsfähiges Wachstum des 

Sektors 
- Verkehrsverbindungen und Intermodalität als kritische Erfolgsfaktoren für den 

europäischen Tourismussektor 
- Energieeffizienz, Schutz der natürlichen Ressourcen und umweltfreundliche 

Maßnahmen für einen nachhaltigeren Tourismus in der EU 

o 17. Europäisches Tourismusforum am 1. und 2. Oktober 2018 in Wien, Österreich 
- Blick in die Zukunft 

▪ Wer wird reisen? Wie werden Menschen entscheiden, wohin sie reisen möchten? 
▪ Wie werden die Menschen reisen und wie werden sie sich am Zielort fortbewegen? 
▪ Wie werden die Reiseziele den Erwartungen der Reisenden gerecht? Wie sichern 

sie die regionale Wertschöpfung? Wie werden die Ressourcen verwaltet? 
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- Strategische Planung für eine nachhaltige Entwicklung des Fremdenverkehrs - 
Themen und Lösungsansätze 

- Strategische Planung für eine nachhaltige Entwicklung des Fremdenverkehrs - 
Erfolgreiche Umsetzung: Prozesse, Partnerschaften, Netzwerke 

o 18. Europäisches Tourismusforum am 9. und 10. Oktober 2019 in Helsinki, Finnland 

Internationale Arbeitsorganisation 

Im Februar 2017 war EFFAT Teil der IUL-Delegation beim ILO-Expertentreffen zur Ausarbeitung 
von „Leitlinien für menschenwürdige Arbeit und sozialverantwortlichen Tourismus„. 

Andere 

Bei verschiedenen Anlässen hielt Kerstin Howald Vorlesungen an Universitäten, z. B.: 

- „Beschäftigung und Arbeitsbedingungen im Tourismussektor“, am 26. April 2018 im 
Studienfach „Wirtschaft und Entwicklung“ an der Hochschule Bruxelles-Brabant / ULB Brüssel 

4.3.4 Sozialer Dialog 

Der EFFAT-Tourismussektor ist an zwei sektoriellen sozialen Dialogen beteiligt, dem Ausschuss 
für den sektoriellen sozialen Dialog (ASSD) HORECA mit HOTREC und dem ASSD 
Gemeinschaftsverpflegung mit FoodServiceEurope (FSE). 

In den Jahren 2017-2018 führte Eurofound, die Europäische Stiftung zur Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen, unter Schirmherrschaft der Europäischen Kommission 
Repräsentativitätsstudien für den Horeca- und Gemeinschaftsverpflegungssektor durch, die 
bestätigen, dass EFFAT und ihre jeweiligen sektoriellen Sozialpartner, HOTREC und 
FoodServiceEurope, die wichtigsten Sozialpartnerorganisationen auf europäischer Ebene in den 
Sektoren sind, d.h. sie sind nach der Definition der Kommission repräsentativ und daher 
berechtigt, die sektoriellen Sozialdialoge fortzusetzen. Die im Dezember 2018 veröffentlichten 
Berichte können hier aufgerufen werden: 

Repräsentativität der europäischen Sozialpartnerorganisationen: 
Hotel-, Gaststätten- und Cafésektor (HORECA) 
Gemeinschaftsverpflegungssektor 

4.3.4.1 Hotels und Restaurants 

Folgende Themen wurden im ASSD im Hotel- und Gaststättengewerbe behandelt: 

- Qualifikation, Ausbildung & Fähigkeiten 
▪ Europäische Ausbildungsallianz (EAfA) 
▪ Empfehlung des Rates für einen europäischen Rahmen für eine hochwertige und 

nachhaltige Lehrlingsausbildung 
▪ Agenda für neue Kompetenzen für Europa 
▪ Europäischer Qualifikationspass für das Gastgewerbe (EHSP) 
▪ Europäische Fähigkeiten, Kompetenzen/Qualifikationen und Berufe (ESCO) 

- Kollaborative Wirtschaft im Gastgewerbe und Tourismus 
▪ Kurzfristige Vermietung von Unterkünften 
▪ Meal-Sharing-Plattformen 

- Neue Technologien, Digitalisierung, Automatisierung und Robotisierung 

- Nicht angemeldete Erwerbstätigkeit 

- Integration von Flüchtlingen im Gastgewerbe 

https://www.ilo.org/sector/activities/sectoral-meetings/WCMS_546337/lang--en/index.htm
https://www.eurofound.europa.eu/publications/report/2018/representativeness-of-the-european-social-partner-organisations-hotels-restaurants-and-cafe-horeca
https://www.eurofound.europa.eu/publications/report/2018/representativeness-of-the-european-social-partner-organisations-contract-catering-sector
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- Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz 
▪ OiRA-Tool für den europäischen Horeca-Sektor 
▪ Hauswirtschaft 

- Sexuelle Belästigung und Gewalt am Arbeitsplatz 

Die wichtigsten Erfolge der letzten Jahre waren: 

- Gemeinsame Erklärung von EFFAT-HOTREC zur Sharing Economy - Für gleiche 
Wettbewerbsbedingungen und fairen Wettbewerb im Gastgewerbe und Tourismus, Dezember 
2015 

- Gemeinsame Zusage von EFFAT-HOTREC zur Verbesserung der Qualität und Attraktivität 
von Ausbildungsprogrammen im europäischen Hotel- und Gaststättengewerbe im Rahmen 
der EAfA im Dezember 2015 

- Europaweites Interaktives Online-Tool für Gefährdungsbeurteilungen (OiRA) für den 
europäischen Horeca-Sektor im September 2019 

4.3.4.2.2 Gemeinschaftsverpflegung 

Die folgenden Themen wurden im ASSD im Sektor der Gemeinschaftsverpflegung behandelt: 

- Öffentliches Beschaffungswesen 
- Soziale Verantwortung der Unternehmen (CSR) 
- Qualifikation und Ausbildung 
- Sexuelle Belästigung und Gewalt am Arbeitsplatz 
- Kapazitätsaufbau 
- Digitalisierung und Automatisierung: Zukünftige Herausforderungen für Unternehmen und doe 

Beschäftigung im Gemeinschaftsverpflegungssektor 
- Interaktive Online-Gefährdungsbeurteilung (OiRA) 

Die wichtigsten Erfolge der letzten Jahre waren: 

- Gemeinsame EAfA-Zusage von EFFAT-FoodServiceEurope im September 2017 

- FoodServiceEurope und EFFAT: Empfehlung über den Informationsaustausch zwischen den 
Arbeitgebern im Rahmen eines Unternehmensübergangs im September 2017 

- Aktualisierung des Leitfadens „Ein Leitfaden für private und öffentliche Auftraggeber – 
Entscheidung für das wirtschaftlich günstigste Angebot bei der Vergabe von 
Gastronomiedienstleistungen“ im September 2019. 

Um Synergien zwischen der Arbeit im Rahmen des sozialen Dialogs und in den Europäischen 
Betriebsräten des Sektors zu schaffen, informierte Kerstin Howald das Plenum des ASSD über 
die Situation in den EBRs in den TNKs des Gemeinschaftsverpflegungssektors und die EBRs von 
Compass, Sodexo und Elior über den europäischen sozialen Dialog im 
Gemeinschaftsverpflegungssektor . 

4.3.5 Sitzungen 

4.3.5.1 Generalversammlungen 

o 26. Oktober 2015 
o 02. Mai 2017 
o 25. September 2018 
o 08. Mai 2019 

4.3.5.2 Sitzungen der Sektorvorstände 
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o 04. Dezember 2014 
o 05. Mai 2015 
o 03. Dezember 2015 
o 22. Juni 2016 
o 03. Dezember 2016 
o 05. Dezember 2017 
o 29. November 2018 

4.3.5.3 Sektorieller sozialer Dialog 

Jahr 

EFFAT-HOTREC 
ASSD Horeca 

EFFAT-FoodServiceEurope 
ASSD Gemeinschaftsverpflegung 

Lenkungsausschuss Plenum Lenkungsausschuss Plenum 

2014  05. 
Dezember 

  

2015 13. März 
01. Oktober 

04. 
Dezember 

09. Februar 
11. September 

06. Oktober 

2016 18. März 
30. September 

09. 
Dezember 

19. Februar 
23. Juni 

14. September 

2017 24. März 
29. September 

04. 
Dezember 

06. Februar 
22. Juni 

12. September 

2018 16. März 
24. September 

30. 
November 

06. Februar 
07. Juni 

17. September 

2019 14. März 
24. September 

29. 
November 

19. Februar 
07. Juni 

17. September 

4.3.5.4 Weitere Konferenzen und Seminare 

EFFAT war an den folgenden Konferenzen, Seminaren usw. im Sektor beteiligt, die von einer 
Vielzahl von Akteuren organisiert oder unterstützt wurden, z. B. den europäischen Institutionen, 
nationalen Mitgliedsorganisationen, Sozialpartnern usw. 

2015 

o Treffen der Europäischen Kommission, GD GROW, Referat für Tourismus, zur zukünftigen 
EU-Tourismuspolitik am 7. Mai 2015 in Brüssel 

o Sitzung der Interfraktionellen Arbeitsgruppe für Tourismus des Europäischen Parlaments am 
13. Mai 2015 zum Thema „Überwindung des Fachkräftemangels in der Tourismusbranche“ 

o ETLC-Sitzung am 23. Juni 2015 in Brüssel 
o Treffen der Taskforce der europäischen Tourismusindustrie am 1. September 2015 in 

Brüssel 
o Europäisches Tourismusforum vom 17. bis 18. September 2015 in Luxemburg 
o ISTO: Europäisches Forum für Sozialtourismus vom 21. bis 23. Oktober 2015 in Albufeira, 

Portugal 
o EFFAT-Workshop „Arbeitsbedingungen in der Fast-Food-Industrie in der EU: Was macht 

den Unterschied aus?“ am 2. Dezember 2015 in Brüssel 

2016 

o Konferenz der Europäischen Kommission „Steuerung und Förderung nachhaltiger und 
zugänglicher touristischer Ziele“ am 28. Januar 2016 in Brüssel 

o EFFAT-Treffen zu McDonald's/Fast-Food-Sektor am 23. Februar 2016 in Brüssel 
o ISTO: Sitzung der Gewerkschafts-Taskforce für Sozialtourismus am 22. März 2016 in 

Brügge, Belgien 
o Nationale Workshops im Rahmen des Projekts „Tourism is People“ (Tourismus ist gleich 



 

123 

Mensch: Zusammenarbeit für einen starken sozialen Dialog im Tourismus- und 
Gastgewerbe“ zwischen März und Mai 2016 in Podgorica, Montenegro, Belgrad, Serbien, 
Skopje, EJR Mazedonien, Zagreb, Kroatien 

o Hochrangige Konferenz der Europäischen Kommission zur „Werbung von Investitionen im 
Tourismussektor“ am 5. April 2016 in Brüssel 

o Vorlesung „Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen im Tourismussektor“ für Studierende 
des Fachs Wirtschaft und Entwicklung im Bereich „Nachhaltiger Tourismus und 
Ökotourismus“ an der Hochschule Bruxelles Brabant / ULB am 24. April 2018 in Brüssel 

o Sitzung des EP-TRAN-Ausschusses - Anhörung der Tourismus-Taskforce zum Tourismus-
Manifest für Wachstum und Beschäftigung am 26. April 2016 

o Einführungstreffen zur „ Europäischen Plattform zur Bekämpfung der nicht angemeldeten 
Erwerbstätigkeit“ am 27. Mai 2016 in Brüssel 

o EFFAT- und ISTO-Konferenz: „80 Jahre bezahlter Urlaub - ein schützenswertes soziales 
Recht“ anlässlich des 80. Jahrestages des ILO-Übereinkommens 52 über bezahlten Urlaub 
am 17. Juni 2016 in Brüssel 

o Europäisches Tourismus-Manifest für Wachstum und Beschäftigung, Sitzung des 
Lenkungsausschusses am 28. Juni 2016 in Brüssel 

o Europäisches Tourismus-Manifest für Wachstum und Beschäftigung, Generalversammlung 
am 16. September 2016 in Brüssel 

o Veranstaltung des Europäischen Parlaments: „Auf dem Weg zu einer stärkeren 
Tourismuspolitik für Wachstum und Beschäftigung in Europa“ am 27. September 2016 in 
Brüssel 

o Nordisches Forum der Nordischen Gewerkschaften für die Arbeitnehmer im Hotel-, 
Restaurant-, Gaststätten- und Tourismussektor vom 3. bis 5. Oktober 2016 in Malmö 

o Plenarsitzung der „Europäischen Plattform zur Bekämpfung der nicht angemeldeten 
Erwerbstätigkeit“ am 10. Oktober 2016 in Brüssel 

o Abschlusskonferenz des Projekts „Tourism is People“ (Tourismus ist gleich Mensch: 
Zusammenarbeit für einen starken sozialen Dialog im Tourismus- und Gastgewerbe“ am 8. 
November 2016 in Ljubljana, Slowenien 

o Konferenz der HRCT-Fachgruppe der IUL  vom 9. bis 11. November 2016 in Punta Cana, 
Dominikanische Republik 

o Alle zwei Jahre stattfindende Delegiertenversammlung der SIPTU, Dienstleistungssektion, 
am 24. November 2016 in Dublin 

o Anhörung des Petitionsausschusses des Europäischen Parlaments zu Petitionen gegen 
McDonald's in Belgien, Frankreich und dem Vereinigten Königreich am 29. November 2016 
in Brüssel 

o Europäischer Tourismustag der Europäischen Kommission am 16. Dezember 2015 in 
Brüssel 

2017 

o Europäisches Tourismus-Manifest für Wachstum und Beschäftigung, Sitzung des 
Lenkungsausschusses am 12. Januar 2017 in Brüssel 

o ILO-Sachverständige treffen sich vom 20. bis 24. Februar 2017 in Genf zum Thema 
„Leitlinien für menschenwürdige Arbeit und sozialverträglichen Tourismus“ 

o Sitzung der ACV-CSC mit Arbeitnehmervertretern aus Cateringunternehmen am 23. Februar 
2017 in Brüssel 

o ETLC-Sitzung am 6. März 2017 in Brüssel 
o Europäisches Tourismus-Manifest für Wachstum und Beschäftigung, Sitzung des 

Lenkungsausschusses am 15. März 2017 in Brüssel 
o IUL-Arbeitsgruppe zu Hotelketten am 23. März 2017 in Genf 
o ISTO: Sitzung der Gewerkschafts-Taskforce zu Sozialtourismus am 22. März 2017 in 
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Mailand 
o Ministerkonferenz des maltesischen EU-Ratsvorsitzes zum Thema Tourismus vom 25. bis 

26. Mai 2017 in La Valetta, Malta 
o EFFAT-Workshop zum Fast-Food-Sektor in Europa am 1. Juni 2017 in Rom 
o Hochrangiges Treffen mit EP-Präsident Tajani am 11. Juli 2017 in Brüssel 
o NGG-Seminar für Vertrauensleute/Betriebsräte in Fast-Food-Unternehmen am 26. 

September 2017 in Oberjosbach, Deutschland 
o Hochrangige Konferenz des Europäischen Parlaments zum Tourismus am 27. September 

2017 in Brüssel 
o Treffen der ITF-Sektion Tourismus am 6. Oktober 2017 in London 
o NU HRCT: EBR-Seminar am 8. und 9. Oktober 2017 in Helsinki 
o IUL: Vorstand der HRCT-Fachgruppe am 6. und 7. November 2017 in Palma de Mallorca, 

Spanien 
o „Tourismus-Manifest für Wachstum und Beschäftigung“, Generalversammlung am 15. 

November 2017 in Brüssel 
o Anhörung des Petitionsausschusses des Europäischen Parlaments zum „Schutz der Rechte 

von Arbeitnehmern in befristeten oder prekären Arbeitsverhältnissen auf der Grundlage 
eingegangener Petitionen“ am 22. November 2017 in Brüssel 

o Europäischer Tourismustag am 28. November 2017 in Brüssel 
o Europäisches Tourismus-Manifest für Wachstum und Beschäftigung, Sitzung des 

Lenkungsausschusses am 11. Dezember 2017 in Brüssel 

2018 

o Runder Tisch der Interfraktionellen Arbeitsgruppe für Tourismus des Europäischen 
Parlaments zur Entwicklung des Tourismus am 24. Januar 2018 in Brüssel 

o EFFAT - Treffen der französischen HRCT-Gewerkschaften am 30. Januar 2018 in Paris 
o Tourismus-Taskforce des Europäischen Parlaments am 27. Februar 2018 in Brüssel 
o Europäisches Tourismus-Manifest für Wachstum und Beschäftigung, Treffen mit dem neuen 

Generalsekretär der Weltorganisation für Tourismus der Vereinten Nationen (UNWTO) am 
28. Februar 2018 in Brüssel 

o ISTO: Treffen der Gewerkschafts-Taskforce zu Sozialtourismus am 13. März 2018 in Brüssel 
o Anhörung der Tourismus-Taskforce des Europäischen Parlaments zu den Auswirkungen des 

Brexits auf den Tourismus am 25. April 2018 in Brüssel 
o IUL: Sitzung des Lenkungsausschusses für Hotels am 2. Mai 2018 in Genf 
o EFFAT-IUL: Internationales Seminar zu fairen Hotels & Restaurants vom 10. bis 11. Oktober 

2018 in Dublin 
o Internationaler „Fast Food Workers' Day“ am 4. Oktober 2018 in London 
o IUL: Lenkungsausschuss des Catering-Sektors am 16. und 17. Oktober 2018 in Paris 
o ISTO-Kongress am 17. und 18. Oktober 2018 in Lyon 
o Erste europäische Versammlung von Fahrern von Essenslieferdiensten am 25. und 26. 

Oktober 2018 in Brüssel 
o Europäischer Tourismustag am 7. November 2018 in Brüssel 
o Konferenz der Europäischen Kommission, GD EMPL „Branchenspezifische Kompetenzen 

für die Zukunft – Blaupause im Mittelpunkt“ am 15. November 2018 in Brüssel 
o ISTO: Gewerkschafts-Taskforce zu Sozialtourismus am 26. November 2018 in Brüssel 
o NGG-Seminar für Vertrauensleute/Betriebsräte in der Hotellerie am 27. November 2018 in 

Oberjosbach, Deutschland 

2019 

o Europäisches Tourismus-Manifest für Wachstum und Beschäftigung, Generalversammlung 
am 24. Januar 2019 in Brüssel 
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o Treffen der deutschsprachigen Tourismusgewerkschaften am 30./ 31. Januar 2019 in Wien 
o Euractiv / TUI: Workshop „Tourismus - ein wichtiger Motor für den sozioökonomischen 

Fortschritt“ am 26. Februar 2019 in Brüssel 
o Treffen des Netzwerks der Europäischen Kommission für digitalen Tourismus am 18. März 

2019 in Brüssel 
o ISTO: Gewerkschafts-Taskforce zu Sozialtourismus am 2. April 2019 in Brüssel 
o Sitzung der ACV-CSC für Betriebsräte im Sektor der Gemeinschaftsverpflegung am 23. April 

2019 in Brüssel 
o IUL: Lenkungsausschuss für den Hotelsektor am 9. Mai 2019 in Brüssel 
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5. Organisation 

5.1 Ergebnisse des EFFAT-Kongresses 2014 

Der 4. EFFAT-Kongress fand am 20. und 21. November 2014 in Wien statt und wurde von 85 
Mitgliedsorganisationen besucht, die mit 151 Delegierten mit 151 Stimmrechten vertreten waren 
und mehr als 90% der EFFAT-Mitglieder vertraten. Unter den 151 stimmberechtigten Delegierten 
waren 72 Kolleginnen, d.h. 48% der Delegierten waren Frauen. Dies war viel höher als die 35%ige 
Beteiligung von Frauen im Jahr 2009, die 32%ige Beteiligung im Jahr 2005 und mehr als das 
Doppelte der 23%igen Beteiligung im Jahr 2000 bei der Gründung von EFFAT. 

Der 4. Kongress traf unter anderem die folgenden Beschlüsse: 

• Verabschiedung der wichtigsten Arbeitsprioritäten 2015-2019 und der politischen 
Rahmendokumente  

• Annahme des Tätigkeitsberichts 2010-2014 

• Annahme des Haushalts für den Zeitraum 2015-2019 

• Annahme des Finanzberichts 2009-2013 

• Wahl der Leitungsgremien von EFFAT 

Der Kongress nahm die folgenden Anträge an: 

a) Organisatorische Fragen 

1. Regionale Ausgewogenheit und Vertretung in den Führungspositionen von EFFAT 

2. Vertretung von EFFAT-Mitgliedsorganisationen aus Südosteuropa im Geschäftsführenden 
Ausschuss von EFFAT 

b) Politische Anträge 

• Antrag 3:  Auf dem Weg zu einem fairen und menschenwürdigen Arbeitsmarkt in der 
EU 

• Antrag 4: Eine  sozial, ökologisch und wirtschaftlich nachhaltige Industrie- und 
Lebensmittelpolitik in Europa 

• Antrag 5: Bekämpfung  prekärer Beschäftigung und Verteidigung der 
Arbeitsplatzsicherheit in Europa 

• Antrag 6:  Stopp des Freihandelsabkommens zwischen der EU und den USA 

• Antrag 7: Förderung der  Arbeitnehmerrechte durch sektorielle Tarifverhandlungen 

• Antrag 8: Stärkung des sozialen Dialogs 

• Antrag 9:  Vollständige Unterstützung der Arbeitnehmer in Hongkong 

• Antrag 10:  Vollständige Unterstützung und Solidarität für die Mitarbeiter des 
Verarbeitungsbetriebs von Campofrio in Burgos 

• Antrag 11: Antwort auf das russische Einfuhrverbot für verderbliche Lebensmittel 

Der Kongress verabschiedete einstimmig neun wichtige Anträge: 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10 und 11. Der 
Antrag 6 zu TTIP wurde mit zwei Stimmenthaltungen angenommen. 
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5.2 Exekutivausschuss und Geschäftsführender Ausschuss 

Der Exekutivausschuss tagte zweimal jährlich, der Geschäftsführende Ausschuss ebenfalls 
mindestens zweimal pro Jahr.  

Feste Tagesordnungspunkte waren: 

• Entwicklung der Mitgliederzahl und Mitgliedsbeiträge 

• Aufnahme neuer Mitglieder / Ausnahmen / Austritte 

• Jährliche Finanzberichte 

• Jährliche Haushaltspläne 

• Berichte über die Tätigkeiten der EFFAT-Sektoren 

• Arbeit zu Unternehmen und Europäischen Betriebsräten 

• Arbeitsschwerpunkte und Veranstaltungen 

• Kampagnen 

• EU-Themen 

• Jugendarbeit von EFFAT 

Die erörterten Hauptthemen waren wie folgt: 

2015 

• Arbeitsbereiche von EFFAT 2015 

• EGB-Kongress  

• Bekämpfung von prekärer Arbeit und Sozialdumping (Briefkastenfirmen) 

• Programm zur Gewährleistung der Effizienz und Leistungsfähigkeit der Rechtsetzung 
(REFIT)/Netzwerk „Better Regulation Watchdog“ für bessere Rechtsetzung 

• Societas Unios Personae (SUP) - Einpersonengesellschaften 

• Umsetzung der europäischen Richtlinien (Entsenderichtlinie/ Richtlinie über das öffentliche 
Beschaffungswesen, Saisonarbeitnehmerrichtlinie, Aktionärsrechterichtlinie, Jugendgarantie)  

• Aktuelle Informationen über nationale Arbeitsreformen (Spanien, Italien, Vereinigtes 
Königreich, Finnland, Litauen) 

• Europäische Wirtschaftskrise 

• Hausangestellte 

• Europas Verantwortung für Flüchtlinge 

• TTIP 

• Russisches Einfuhrverbot 

• Fairer Wettbewerb und Sozialdumping (Mobilitätspaket, Binnenmarktprojekt und 
österreichisches Gesetz gegen Sozialdumping) 

• COP 21: Klimakonferenz in Paris 

• Umsetzung des Jugendversprechens 

• Organisieren - Aufbau einer gewerkschaftlichen Macht 

• Renovierung des EFFAT-Büros 

• Zukünftige Rolle und Agenda des Geschäftsführenden Ausschusses von EFFAT 

2016 

• Update zu EU-Themen (Arbeitsprogramm der Kommission 2016, Niederländischer und 
slowakischer Ratsvorsitz 2016, TTIP, russisches Einfuhrverbot, Soziale 
Säule/Mobilitätspaket, Projekt zu prekärer Beschäftigung, Projekt zu Briefkastenfirmen, 
Plattform zur Bekämpfung nicht angemeldeter Erwerbsarbeit, Bessere Rechtsetzung, CAP, 
Arbeitnehmer-Entsenderichtlinie, Glyphosat) 

• Ergebnis des Klimagipfels COP 21 
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• Reform der GAP 

• Herausforderungen und Zukunft der EBRs - Mitwirkungsrechte der Arbeitnehmer in der EU 

• Faire Besteuerung in Europa/Steuerdumping und Steuervermeidung 

• Herausforderungen und Zukunft des sektoriellen sozialen Dialogs in der EU 

• EFFAT-Kommunikationsprogramm 2016 

• Brexit und seine Folgen 

• Flüchtlinge - Berichte über nationale Situationen und Projekt zur beschleunigten Eingliederung 
(„Fast Track“) in Schweden 

• Mercosur/EU-Verhandlungen 

• Transnationale Unternehmensvereinbarungen 

• Wahl des neuen EFFAT-Präsidenten 

• Digitalisierung in den EFFAT-Sektoren - Zukunft der Industrie 4.0 

• Ergebnis des EGB-Kongresses 

• Streik im norwegischen Hotel- und Gaststättengewerbe 

• Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben - Beispiele und bewährte Verfahren 

• EFFAT-Jugendausschuss 

• Arbeitsmittel gegen Stress am Arbeitsplatz 

• EFFAT-Webseitenportal für Europäische Betriebsräte 

• Arbeit der EFFAT-Mitgliedsorganisationen zum Thema der prekären Beschäftigung 

2017 

• Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer in der EU - Wie können Sie vom sozialen 
Besitzstand profitieren? 

• Umsetzung der EGB-Kampagne „Europa braucht höhere Löhne“ 

• Rechtspopulismus in Europa und den USA 

• Europäische Säule sozialer Rechte 

• Herausforderungen der Digitalisierung im Tourismussektor 

• Wirtschaftsplattformen: Auf dem Weg zu einem neuen Schutz der Selbständigen in Europa 

• EFFAT-Jugendarbeit und Ansichten und Erwartungen junger EFFAT-Mitglieder 

• Gewerkschaftliche Organisation in neuen Mitgliedsstaaten 

• Umgang mit der Überalterung der Erwerbsbevölkerung und Jugendbeschäftigung - Beispiele 
und bewährte Verfahren 

• EU-Themen: internationaler Handel (CETA, Mercosur, russisches Einfuhrverbot), 
Europäischer Fonds zur Anpassung an die Globalisierung, Revision der Entsenderichtlinie, 
prekäre Arbeit, Plattform zur Bekämpfung nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit, Europäische 
elektronische Dienstleistungskarte, GAP, faire Besteuerung in Europa, Europäische Säule 
sozialer Rechte 

• 27. IUL-Weltkongress 

• Neue Räumlichkeiten von EFFAT 

• Zusammensetzung des Satzungsausschusses von EFFAT 

• Neues Arbeitsrecht in Frankreich 

• Situation der Migration / Flüchtlingsherausforderungen in den EFFAT-Sektoren  

• Angriff auf das Streikrecht in Spanien 

• Brexit: Stand der Verhandlungen und Auswirkungen auf den Lebensmittel-, Getränke- und 
Tabaksektor 

• Erste LGTBQI-Konferenz der IUL 

• 5. EFFAT-Kongress - Vorbereitung 

• Satzungsänderungen - Folgemaßnahmen zu den Beschlüssen des 4. EFFAT-Kongresses 

• Wahl von Trump - neue Herausforderungen für die Gewerkschaftsbewegung und die 
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Zivilgesellschaft 

• Arbeitsgruppe zur Ernährungssicherheit des EWSA 

• EFFAT-Aktivitäten in Südosteuropa 

• Neufassung der EBR-Richtlinie - Vorschlag der europäischen Gewerkschaftsverbände 

• Ausschluss des sozialen Dialogs für den Tabaksektor von der ILO 

• TNK-Arbeitsgruppe von EFFAT / Neues EBR/TNK-Portal/Projekt über transnationale 
Unternehmensvereinbarungen 

2018 

• Vorbereitung des 5. EFFAT-Kongresses und der Facharbeitsgruppe des Kongresses 

• EFFAT-Satzung 

• EFFAT-Arbeitsprogramm 2020-2024 

• 15 Punkte für eine stärkere EFFAT 

• Entwurf eines Dokuments über den politischen Rahmen 2020-2024 

• EFFAT-Arbeitsprogramm 2020-2021 

• Anträge und Beschlüsse 

• Zukünftige Führung und neuer Generalsekretär 

• Aktueller Sachstand von EU-Themen (Europäische Arbeitsbehörde, Reform der GAP, 
Nachweis-Richtlinie, Mobilitätspaket für Unternehmen, internationaler Handel, Europäischer 
Fonds zur Anpassung an die Globalisierung, Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben, 
Europäische Säule sozialer Rechte, Plattform zur Bekämpfung nicht angemeldeter 
Erwerbstätigkeit, Hinweisgeber, Zugang zu Sozialschutz für Arbeitnehmer und Selbständige, 
EBR-Handbuch und Demokratie am Arbeitsplatz, EU-Projekt zur Sicherung der 
Arbeitnehmerrechte in den Unterauftragsketten) 

• Neue Räumlichkeiten von EFFAT 

• Neue EFFAT-Webseite 

• Zusammenarbeit zwischen den EFFAT-Sektoren 

• Gesellschaftsrechtspaket 

• Brexit 

• Organisation von Projekten - Aufbau gewerkschaftlicher Macht 

• Europäisches Bündnis für Aufwärts-Lohnkonvergenz 

• EGB-Partnerschaft zu den Arbeitsbeziehungen 

• Europawahlen 

• EGB-Kongress 

• Faire Hotels und Restaurants 

• Essenslieferdienste 

• Hausangestellte 

• EFFAT-Jugend 

• Interne EFFAT-Regeln für die Aushandlung transnationaler Unternehmensvereinbarungen 

• ETF-Kampagne zur Bekämpfung von Gewalt am Arbeitsplatz und Belästigung von Frauen im 
Verkehrswesen 
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5.3 Sekretariat 

Das EFFAT-Sekretariat setzt sich derzeit wie folgt zusammen: 

Harald WIEDENHOFER Generalsekretär 

Kerstin HOWALD Politische Sekretärin für Tourismus, zuständig für 
Chancengleichheit 

Arnd SPAHN Politischer Sekretär für Landwirtschaft 

Estelle BRENTNALL Politische Sekretärin für Lebensmittel, Getränke, Tabak und 
Tarifverhandlungen 

Enrico SOMAGLIA Stellvertretender Generalsekretär, Beauftragter für 
Unternehmenspolitik 

Maddalena COLOMBI Leiterin für Kommunikation, Europapolitik und Jugend 

Wendy VAN HAVER Projektverwaltung, Personalwesen, Buchhaltung, Finanzen 

Sylvie DE BRUYCKER Persönliche Assistentin des Generalsekretärs 

Elke LIBBRECHT Organisation und Verwaltung - Tourismussektor 

Blerina BRUCAJ Organisation und Verwaltung - Landwirtschaftssektor 

Oona MARTENS Organisation und Verwaltung - Lebensmittelsektor 

Priya KLINKENBERG Organisation und Verwaltung - EBRs/TNKs 

Das Sekretariat wird von der externen Buchhaltungsgesellschaft „ChrisCoFis Sprl“ und einem 
Sozialsekretariat (Sodalis) unterstützt. Unsere Buchhaltung wird von dem externen Auditor Willy 
Gillisjans geprüft. 

Das Sekretariat verwendet derzeit drei Arbeitssprachen (Englisch, Französisch, Deutsch), 
übersetzt aber immer mehr Dokumente auch in andere Sprachen. 

Die IT-Infrastruktur im Sekretariat wurde in den letzten Jahren weiter verbessert. Das PC-
Netzwerk wird von einem externen IT-Berater (Techne IT) betreut. 

5.4 Auszubildende 

Die Qualifizierung von Auszubildenden ist Teil der Personalpolitik des Sekretariats. Mehr als elf 
Praktikanten haben in den letzten vier Jahren mit einer Dauer von einem bis zu drei Monaten im 
Sekretariat gearbeitet, und zwar nach klaren Kriterien im Einklang mit nationalen Gesetzen und 
Tarifpolitiken. Unseren Mitgliedsorganisationen wurden auch Praktika im EFFAT-Sekretariat 
angeboten, um nationalen Gewerkschaftsfunktionären die Qualifizierung in europäischen 
Gewerkschaftsnetzwerken zu ermöglichen. Diese Gelegenheit wurde jedoch nicht sehr oft 
genutzt. 

5.5 Mitgliedschaft 

Die folgenden Organisationen wurden im Berichtszeitraum 2015-2019 als neue Mitglieder 
aufgenommen: 

• Türkei, SEKER IS 

• Türkei, DEV TURIZM IS 

• Rumänien, TERRA 

• Niederlande, DMW FNV 
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• Bosnien-Herzegowina, SSRPPIFBIH 

• Kosovo, ITUFAWIEH  

Am 31. Dezember 2018 belief sich die Zahl der Mitgliedsorganisationen auf 112. Die Zahl der 
EFFAT-Mitglieder ist von 1.233.304 im Jahr 2014 auf 1.197.988 im Jahr 2019 gesunken. 
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5.6 Kommunikationsrichtlinien 

5.6.1 EFFAT-Webseite 

5.6.1.1 Allgemeine Content-Verwaltung 

Seit 2015 konzentriert sich die Kommunikation darauf, den EFFAT-Aktivitäten auf EU-Ebene mehr 
Profil zu verleihen, mit besonderem Fokus und Einsatz für jeden der drei Sektoren, für 
Hausangestellte und für unsere Arbeit zu Unternehmen/EBRs. 

Wir haben die Entwicklungen aufmerksam verfolgt und darüber berichtet, indem wir wöchentliche 
Nachrichten und Pressemitteilungen in verschiedenen Sprachen auf der Webseite veröffentlicht 
haben. 

Durchschnittliche Anzahl der eingestellten Nachrichten: 6-10 Nachrichten / Monat. Die 
Nachrichten behandelten die:  

• Ergebnisse der Zusammenarbeit mit dem Sozialpartner 

• EFFAT-Ereignisse 

• Politische Botschaften von EFFAT 

• EFFAT-Projekte 

• Erfolge der EFFAT-Mitglieder 

• Solidaritätsschreiben 

• Durchgeführte Maßnahmen 

5.6.1.2 Neugestaltung 2015 - 2018 

Der Webseite wurde als EFFAT-Außendarstellung gegenüber der breiten Öffentlichkeit 
besondere Bedeutung beigemessen. 

Im Laufe der Zeit haben wir die Plattform umstrukturiert, um den Bedürfnissen der Sektoren, des 
Sekretariats und der Mitgliedsorganisationen sowie den politischen Prioritäten besser gerecht zu 
werden. 

Die Änderungen betrafen: 

• Schaffung eines eigenen Raums für Hausangestellte 

• Einstellen aktueller Kampagnen, die von EFFAT unterstützt werden 

• Aufnahme einer neuen Rubrik mit Handlungsaufrufen: „Take Action“ 

• Bereinigung aller Inhalte  

• Ergänzung neuer Grafiken/Bereiche 

5.6.1.3 2017: EBR-Portal/Webseite 

Im Jahr 2017 hat EFFAT das EBR-Portal überarbeitet und insbesondere die Homepage und den 
Ressourcenbereich neugegliedert sowie eine neue EBR-Datenbank, eine Informationsseite und 
ein Webformular angelegt. Besondere Beachtung fand die Broschüre zur Stärkung der Rolle von 
EFFAT in den Europäischen Betriebsräten, die in verschiedenen Sprachen über interaktive Links 
heruntergeladen werden kann.  

5.6.1.4 2019: Eine völlig neue Plattform 

Im März 2019 haben wir eine Website entwickelt, um eine benutzerfreundliche Plattform für 
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unsere Mitgliedsorganisationen und die breite Öffentlichkeit zu schaffen, die es dem Benutzer 
ermöglicht, aus erster Hand zu erfahren, was EFFAT macht, wo wir aktiv sind und für welche 
Themen unsere Organisation kämpft. 

Die Webseite wurde eigens so konzipiert, dass:  

• Informationen klarer nach unseren drei Sektoren (+ Unternehmensarbeit) gegliedert werden.  

• Unterbereiche hinzugefügt werden können (prekäre Arbeit, Gesundheit und Sicherheit, 
Tarifverhandlungen, sozialer Dialog, Migration, Jugend), um Nachrichten zu sammeln, die 
nicht nur einen Sektor, sondern aktuelle Querschnittsthemen betreffen. 

• Stärker auf die Qualität der Bilder geachtet wird und den Gesichtern unserer Arbeitnehmer 
Vorrang eingeräumt wird. 

• Es durch einen eingebetteten Button erleichtert wird, aktiv zu werden. 

• Durch die Einbettung von Twitter und einem Link zu den sozialen Netzwerken mehr Traffic in 
den sozialen Medien entsteht. 

Nutzeranalyse (Seitenaufrufe) 

 

*Alte Website noch verfügbar unter www.old.effat.org 

5.6.1.5 2019: Kongress-Webseite 

Für den bevorstehenden 5. Kongress haben wir ein völlig neues Portal eingerichtet, das den 
Mitgliedsorganisationen, den Gästen und der Öffentlichkeit als Leitfaden für den Kongress dient. 

Die Kongress-Webseite bietet eine einheitliche Plattform für den Zugriff auf Kongressdokumente 
(z. B. Tagesordnung, praktische Informationen, Einladungen), multimediale Materialien zum 
Kongress und die Online-Registrierung. 

5.6.2 Ereignisse 

EFFAT hat den Mitgliedsorganisationen ein neues elektronisches Registrierungssystem zur 
Verfügung gestellt. 

Jeder Sektor hat jetzt eines neues Anmeldesystem. Es erleichtert den Kollegen in der Verwaltung 
die Arbeit und den Mitgliedsorganisationen die Teilnahme an verschiedenen Veranstaltungen.  

5.6.3 Kampagnen und grenzüberschreitende Solidarität 

Die Absicht von EFFAT, die Zusammenarbeit zwischen ihr und ihren Mitgliedsorganisationen in 
den Bereichen Solidarität, Kampagnen und Kommunikation gegenseitig zu verstärken, hat eine 
entscheidende Rolle bei der Unterstützung und Verstärkung der Botschaften der von den 
Mitgliedsorganisationen initiierten Kampagnen gespielt.  

5.6.3.1 Kampagnen der Mitgliedsorganisationen, die unterstützt wurden (keine 
erschöpfende Liste) 

https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-deeper-and-fairer-internal-market-with-a-strengthened-industrial-base-taxation/file-public-country-by-country-reporting
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 NU HRCT: „Not on the menu“ (Wir sind nicht im Angebot) 

 NGG: „Fair-dient“-Kampagne 

 FLAI CGIL: Ancora in Campo (mit Besuch vor Ort) 

 BFAWU: McStrike 

 FGTB: „Fight 4 14“ (Kampf für 14€) 

 Glyphosat-Stopp 

 CCOO Servicios/SIPTU/STUH: Faire Hotels 

 SEL/PAM – Finnisches Arbeitszeitgesetz 

EFFAT hat anlässlich der Kämpfe der Mitgliedsorganisationen in Unternehmen oder in 
bestimmten gefährdeten Sektoren Fotoaktionen sowie umfangreiche Aktionen in den sozialen 
Medien durchgeführt. 

5.6.3.2 Kämpfe der Mitgliedsorganisationen in einzelnen Unternehmen (keine 
erschöpfende Liste) 

 Douwe Egbert in Utrecht (Besuch) 

 Streiks der NGG bei Coca-Cola 

 Coca-Cola (Anderlecht, Ballina) 

 Barry Callebaut (Hamburg) 

 Unilever Knorr Sanguinetto (Italien) 

 Arbeitnehmer von Pernigotti (Italien) 

 Hotelarbeitnehmer in Island (Island) 

 Arbeitnehmer von Mokate (Polen) 

 Arbeitnehmer im schwedischen Werk von Findus 

 Arbeitnehmer von Rakvere (Estland) 

 Norse Production (Norwegen) 

 Cargill (Türkei) 

 Arbeitnehmer im Geflügelsektor (Spanien) 

5.6.3.3 Andere internationale Solidaritätsaktionen mit der IUL (keine erschöpfende 
Liste) 

 Arbeitnehmer des Hotels Tharabar Gate in Myanmar 

 Kampagne „One job is enough“ (Ein Job reicht) bei Marriott 

 My Fair Home 

 Perfetti van Melle (Bangladesch) 

5.6.3.4 Kampagne für höhere Löhne in Europa 2016 - 2017 

Ende 2016 genehmigte der EGB-Exekutivausschuss die Umsetzung der Kampagne für höhere 
Löhne in Europa (Pay-Rise-Kampagne) bis 2018. 

EFFAT hat sich aktiv am Lenkungsausschuss beteiligt, der die Aktivitäten zur Umsetzung der 
Kampagne „Europa braucht höhere Löhne)“ koordinierte: 
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Ergebnisse in den sozialen Medien: 

• Kampagnen-Tweets des EGB bezogen auf nur sechs Themen-‚Platzierungen‘- über 1,3 
Millionen Impressions (von offenen Twitter-Accounts über 1,3 Millionen Mal empfangen). 

• Facebook-Posts zur „Pay Rise“-Kampagne erreichten von Juni bis November 2017 über 
600.000 Menschen 

• Kampagnenvideos, auch zu den Löhnen junger Arbeitnehmer, wurden 115.000 Mal 
angeschaut. 

• Der EGB hat den IGB am Welttag für menschenwürdige Arbeit und zur Unterstützung von 
Tarifverhandlungen im Rahmen des Tags der Menschenrechte in die „Pay Rise“-Kampagne 
einbezogen. 

Der Kampagne werden einige Initiativen im Zusammenhang mit Tarifverhandlungen im Herbst 
folgen, die vom EGB koordiniert werden. Weitere Informationen folgen. 

5.6.3.5 Mehr Demokratie am Arbeitsplatz (2018 - 2019) 

Die EGB-Kampagne für mehr Demokratie am Arbeitsplatz wurde von EFFAT uneingeschränkt 
unterstützt, die sie nach Möglichkeit mit den Sektoren verband, insbesondere wenn es um Arbeit 
in den Unternehmen und EBRs ging (z. B.: EBRs von Coca-Cola, Lactalis). 

Unterstützung anderer Kampagnen der europäischen Gewerkschaftsverbände: 

• ETF: Fair Transport 

• EGÖD: #NOCETA 

• UNI Europa: #notbetter - Kampagne zu Gesundheit und Sicherheit für Friseure 

5.6.4 Soziale Medien 

Die sozialen Netzwerke sind im Laufe der Jahre zu einem der wichtigsten Mittel geworden, um 
mit unserer Community von Gewerkschaften in ganz Europa aktiv und online vernetzt zu sein. Sie 
sind zum Standardkommunikationsmittel mit Mitgliedsorganisationen, europäischen 
gleichgesinnten Organisationen und Institutionen sowie zur Übermittlung und zum Erhalt 
grenzüberschreitender Solidaritätsbotschaften geworden. 

Twitter  

• Tägliche Tweets 

• Zunahme der Follower: +1400 Follower 

• Durchschnittliche Impressions: 15.000 pro Monat 

• Durchschnittliche Besucher unseres Profils: 500 pro Monat  

Facebook 

• Wöchentliche Beiträge 

• +800 Likes 

• Organisches Wachstum 

• Keine bezahlten Anzeigen 

5.6.5 Zusammenarbeit von EFFAT mit EGB und europäischen Föderationen 

5.6.5.1 Zusammenarbeit zwischen EFFAT und europäischen Gewerkschaftsverbänden 
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Seit 2015 trifft sich die Abteilung für Öffentlichkeitsarbeit des EGB regelmäßig mit den 
Kommunikationsbeauftragten anderer europäischer Gewerkschaftsverbände. Diese Treffen 
zielen darauf ab, sich über Kommunikationsaktivitäten zwischen den Verbänden auszutauschen, 
gemeinsame Aktivitäten zu planen und neue Formen der Zusammenarbeit zu erforschen, um eine 
stärkere Identität für die europäische Arbeiterbewegung zu schaffen. Die 
Kommunikationsabteilungen des EGB und der europäischen Gewerkschaftsverbände führen 
jedes Jahr zu den folgenden Terminen gemeinsame Initiativen durch:  

• 8. März - Weltfrauentag 

• 28. April - Internationaler Tag des Gedenkens an Lohnarbeitnehmer (Workers‘ Memorial Day) 

• 1. Mai - Internationaler Tag der Arbeit 

• 7. Oktober - Welttag der menschenwürdigen Arbeit 

• 25. November – Internationaler Tag zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen 

• 18. Dezember - Internationaler Tag der Migranten der Vereinten Nationen 

5.6.5.2 Europäische Gewerkschaftsverbände - EGB 

Der EGB und seine Mitgliedsorganisationen arbeiten in der Regel zusammen, um den 
Arbeitnehmern in ganz Europa eine gemeinsame, klare und interessante Botschaft zu vermitteln. 

Eine formellere Arbeitsgruppe für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, die unter Beteiligung aller 
EGB-Mitglieder, einschließlich der europäischen Gewerkschaftsverbände, abgehalten wird, tagt 
zweimal jährlich unter Einbindung des ETUI statt, um das oben genannte Ziel zu erreichen. 

Bei dieser Gelegenheit stellt der EGB die vergangenen und kommenden Aktivitäten und Initiativen 
vor, um die gegenseitige Zusammenarbeit und das gemeinsame Engagement bei der Erreichung 
der Kommunikations- und politischen Ziele des EGB zu fördern, 

EFFAT war intensiv an der Kommunikation rund um die letzten Kongresse des EGB in Paris 2015 
und in Wien 2019 beteiligt. 

5.6.6 Informationen an die Mitglieder 

5.6.6.1 EFFAT Snapshot 

Zweimal wöchentlich aktuelle Nachrichten über EU-weite, internationale und nationale 
arbeitnehmerrelevanten Themen durch den „EFFAT Snapshot“, der in englischer Sprache an alle 
Mitgliedsorganisationen verschickt wird.  

• Schwerpunkt: nationale und sektorielle Tarifverhandlungserfolge 

• Verstärkung der IUL- und EGB-Nachrichten 

• Weitere Informationen über Entwicklungen in der EU-Politik 

5.6.6.2 Monatlicher Newsletter 

EFFAT veröffentlicht einen monatlichen Newsletter. Der Newsletter erscheint in fünf Sprachen 
(EN, FR, DE, IT, ES) und berichtet über monatliche Aktivitäten von EFFAT sowie von vorbildlichen 
Verfahren der Mitgliedsorganisationen aus den drei Sektoren.  

5.6.6.3 Kommunikationsnetz von EFFAT 

Das EFFAT-Sekretariat hat ein Netzwerk von Mitgliedsorganisationen aufgebaut, die bei der 
Planung und Umsetzung der Kommunikation rund um die Veranstaltung unterstützen können, 
damit wir sicherstellen können, dass sich alle Mitgliedsorganisationen an der Verstärkung und 
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Vermittlung der Botschaften des Kongresses beteiligen können. Die erste Sitzung ist für den 18. 
September 2019 vorgesehen. 

5.6.7 Internationale Tage/teilweise in Zusammenarbeit mit der IUL 

• Welttag gegen Kinderarbeit 

• Internationaler Tag der Arbeitnehmer im Fast-Food-Sektor (Fast Food Workers‘ Day) 

• Internationaler Tag der Hausangestellten 

• Welttourismustag 

• Internationaler Tag für den Kampf gegen illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei 

• „Housekeeping Week“ (Woche des Hauswirtschafts- und Reinigungspersonals) 

• Welternährungstag 

• Internationaler Tag der Jugend 

5.6.8 Bildmaterial 

5.6.8.1 Broschüren 

Die Kommunikationsabteilung von EFFAT bietet Leitlinien für grafische Darstellungen in 
Projektmaterialien, einschließlich Broschüren und anderen Veröffentlichungen: Zusammenarbeit 
mit Grafikern und Webseite-Entwicklern. 

2015: Broschüre über Hausangestellte 

2016: Broschüre zur Nachhaltigkeitspartnerschaft der EU 

2017: EBR-Broschüre 

Stärkung der Rolle von EFFAT in den Europäischen Betriebsräten 

2018: EFFAT-Broschüre 

EFFAT hat eine neue allgemeine EFFAT-Broschüre und ein neues Banner erstellt, die auf dem 
Kongress vorgestellt und gezeigt werden. 

2019: EU-Broschüre 

EFFAT erstellt eine neue EU-Broschüre für neue Europaabgeordnete, um sie mit der Organisation 
vertraut zu machen, unsere Aktivitäten und Prioritäten darzustellen und dem neuen Europäischen 
Parlament unsere spezifischen Forderungen mitzuteilen (für Oktober 2019 geplant). 

2019: EFFAT-Kongressunterlagen 

Erstellung eines ganzen Satzes neuer Grafiken und Materialien für den Kongress. 

5.6.9 Projekte 

Das EFFAT-Kommunikationsteam hat Unterstützung bei der umfassenden Kommunikation über 
sektorielle EFFAT-Projekte geleistet, insbesondere wenn sie eine Kommunikationskomponente 
enthalten. 

Beispiele sind unter anderem: 

5.6.9.1 2016: Stoppt prekäre Arbeit 

• Erstellung der Webseite 

• Grafisches Material 
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• Videos 

• Organisation der Konferenz 

• Umfangreiche Werbung in den sozialen Medien (Analyse der Beliebtheit von #end 
precarious work (Trending) in Belgien am Tag der Konferenz) 

5.6.9.2 2017: „Gewinnung neuer Talente und Steuerung der Alterung der 
Erwerbsbevölkerung in der Lebensmittel- und Getränkeindustrie“ 

• Erstellung der Willkommensseite 

• Soziale Medien 

• Erstellung einer mehrsprachigen Broschüre für Berichte und Kurzfassungen 

5.6.10 Presse 

Die Kommunikationsabteilung von EFFAT überwacht die Medienarbeit und versorgt Medien bei 
Bedarf mit Nachrichten und Pressemitteilungen. 

Die Pressearbeit mit Zeitungen und Online-Medien war in den letzten vier Jahren aufgrund der 
begrenzten Ressourcen des Sekretariats kein besonderer Schwerpunkt. In diesem Sinne erfolgte 
ein Großteil der Pressearbeit ad-hoc. 

Einige Ergebnisse: 

• Interview von Bloomberg mit Arnd Spahn über die Arbeitsbedingungen von Frauen in der 
Landwirtschaft 

• Harald Wiedenhofers Stellungnahme zu den Arbeitsbedingungen bei McDonalds 

• Arnd Spahn im Gespräch mit Alexander Mato (Capital Radio) über die EU-Richtlinie zur 
Regelung der Arbeitsbedingungen in Nichtnormbeschäftigungsverhältnissen  

• Enrico Somaglia auf RTBF zum Fall von Coca-Cola Anderlecht 

• Berichte in verschiedenen Medien über die McDonalds-Aktion „Unhappy Meal“ Bericht über 
unzufriedene Mahlzeiten in verschiedenen europäischen Filialen (Parliament Magazine, la 
Repubblica, The Guardian) 

• Lactalis 
  



 

139 

5.7 Umsetzung der auf dem 4. EFFAT-Kongress angenommenen Anträge 

In diesem Zusammenhang verweisen wir insbesondere auf den umfassenden Tätigkeitsbericht 
2015-2019. 

5.7.1 Regionale Ausgewogenheit und Vertretung Präsenz bei der Besetzung von 
Leitungspositionen von EFFAT 

Die dem 5. Kongress zur Entscheidung vorgelegte neue Satzung sieht neben dem Präsidenten 
zwei Stellvertreter vor. Im Einklang mit dem auf dem 4. EFFAT-Kongress angenommenen 
Vorschlag sollten die Vertreter für diese drei Leitungspositionen aus den drei verschiedenen 
Regionen kommen: Nord, Mitte und Süd. 

5.7.2 Vertretung von EFFAT-Mitgliedsorganisationen aus Südosteuropa (SOE) im EFFAT-
Präsidium 

Der SOE-Gewerkschaftsrat hat beschlossen, dass der Präsident des Gewerkschaftsrats diese 
Region im EFFAT-Präsidium vertreten soll. Dies erfolgte in der letzten Wahlperiode in 
Übereinstimmung mit dem genehmigten Vorschlag. 

5.7.3 Für einen fairen und humanen Arbeitsmarkt in der EU 

Zu den Schwerpunkten der Arbeit von EFFAT gehörten die Reform der Entsenderichtlinie, die 
Unterstützung von Initiativen zur sozialen Sicherung neuer Beschäftigungsformen wie Plattform-
Arbeitnehmer, Selbständige oder Scheinselbständige und Fahrer von Essenslieferdiensten, die 
Umsetzung der Säule sozialer Grundrechte sowie die Einrichtung der Europäischen 
Arbeitsbehörde 

5.7.4 Sozial, ökologisch und wirtschaftlich nachhaltige Industrie- und Lebensmittelpolitik 
in Europa 

Siehe Tätigkeitsbericht  

5.7.5 Gegen prekäre Beschäftigung und für sichere Arbeit in Europa! 

Siehe Antrag 3 

5.7.6 Freihandelsabkommen EU/USA (Transatlantische Handels- und 
Investitionspartnerschaft) - Stopp TTIP 

Der Vorstand hat sich in verschiedenen Sitzungen regelmäßig mit TTIP befasst und dazu 
Stellungnahmen erörtert und abgegeben. EFFAT gehörte auch zum EGB-Team, das Zugang zu 
Dokumenten hatte, die der Öffentlichkeit verschlossen blieben. EFFAT unterstützt jede Form des 
fairen internationalen Handels, die zur Verbesserung der Beschäftigungs- und 
Lebensbedingungen von Arbeitnehmern, Landwirten, kleinen Selbständigen und anderen 
beiträgt. EFFAT hat bei TTIP jedoch weitaus mehr Risiken als Vorteile für Arbeitnehmer, 
Verbraucher und Umwelt gesehen. Deshalb haben wir bei der Kommission interveniert und unsere 
Kritik an der Verhandlungsführung geäußert. Wir haben die TTIP-Allianz von Gegnern und 
Skeptikern bei vielen Gelegenheiten unterstützt, und letztendlich war diese Bewegung stark 
genug, um den Abschluss der Verhandlungen zu verhindern. 

5.7.7 Stärkung der Arbeitnehmerrechte durch sektorielle Tarifverhandlungen 

Neben der Stärkung der Gewerkschaften durch die Gewinnung von mehr Mitgliedern und durch 
ihre Organisation in den Unternehmen gehört die Stärkung von Tarifverhandlungen im Rahmen 
des sozialen Dialogs seit jeher zu den obersten Prioritäten der Arbeit von EFFAT, da die 
Gewerkschaften in ihrem Kerngeschäft, den Tarifverhandlungen, in der Defensive stehen. Leider 
hat die von der EU-Kommission vorgeschlagene Initiative zur Stärkung des sozialen Dialogs und 
der Tarifverhandlungssysteme nicht die notwendige Unterstützung für nationale 
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Tarifverhandlungen gebracht. EFFAT hat einen Kollegen im Sekretariat gebeten, Kampagnen 
unserer nationalen Mitgliedsorganisationen zu unterstützen. 

5.7.8 Für eine Stärkung des sozialen Dialogs 

Siehe Antrag 7 

5.7.9 Großbrand in einem spanischen Werk von Campofrio 

Gemeinsam mit ihren spanischen Mitgliedsorganisationen sprach EFFAT mit der 
Geschäftsleitung von Campofrio über die Auswirkungen des Brands auf die Arbeitsplätze und 
Arbeitnehmer. Unsere spanischen Mitgliedsorganisationen haben sehr erfolgreich dafür gesorgt, 
dass die Arbeitnehmer durch den Brand nicht ihren Arbeitsplatz verloren haben. 

5.7.10 Kampf für Demokratie und politische Reformen in Hongkong 

Die Ereignisse der letzten Wochen zeigen einmal mehr, wie notwendig Demokratie und 
umfangreiche Reformen in Hongkong sind. 

5.7.11 EFFAT fordert Unterstützung für Arbeitnehmer in der Lebensmittelindustrie, die 
von den Folgen des russischen Boykotts von Agrarerzeugnissen und in Europa 
verarbeiteten Lebensmitteln betroffen sind. 

EFFAT hat, insbesondere zusammen mit unserer dänischen Mitgliedsorganisation NNF Schritte 
unternommen, um den EU-Globalisierungsfonds weiterzuentwickeln. Ziel ist, die Beschäftigung 
von Arbeitnehmern in der Lebensmittelindustrie im Falle politischer Maßnahmen wie eines 
Handelsboykotts zu erhalten und zu schützen. Siehe auch den Bericht über den 
Lebensmittelsektor. 
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